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Das Stadtarchiv – die „Seele unseres Staates“ 

Zur Geschichte des Stadtarchivs und der Schriftgutverwaltung in Heilbronn bis 
zur Zerstörung der Stadt 1944 

Hubert Weckbach 
„Unter der Voraussetzung, daß das Archiv in guter Ordnung, der Archivar mit laufenden 
Geschäften nicht überladen ist und ihm daher noch einige Zeit übrig bleibt, so bietet ihm sein 
Archiv, nach Maasgab seines Eifers, Fleißes und seiner Anhänglichkeit an seinen Dienst, 
noch Stoff dar, sich nützlich zu beschäftigen. Eine dieser Arbeiten ist dann ... die Entwerfung 
einer Geschichte des Archivs.“ 
Georg August Bachmann, 
Über Archive, deren Natur und Eigenschaften, Einrichtung und Benutzung ..., 
Amberg und Sulzbach 1801. 
Bis zum 4. Dezember 1944, dem nie zu vergessenden Schicksalstag Heilbronns, an dem zu 
frühabendlicher Stunde die alte Stadt durch einen schweren Luftangriff in einem Inferno 
ohnegleichen in Schutt und Asche versank und mit ihr auch die Schriftlichkeit aus 700 
Jahren wechselvoller Vergangenheit des Gemeinwesens, war im Stadtarchiv eine „Historia“ 
dieser 1371 erstmals urkundlich belegten Institution aufbewahrt worden, eine Handschrift 
von 1755, ohne Verfasser, aber wohl dem damaligen Unterarchivar Johann Moriz Becht 
zuzuschreiben. Und in dem Kasten mit der Nummer 50 im oberen Gewölbe hatte es eine 
Abteilung „Archiv“ gegeben mit einer Fülle von Aktenmaterial zur Geschichte des 
Stadtarchivs und des Archivwesens in Heilbronn. Aber leider waren weder diese „Historia“ 
noch die Akten jemals bearbeitet worden. Als sie verbrannten, gingen sie von der lokalen 
Geschichtsschreibung im wesentlichen unausgewertet – man möchte fast sagen 
„unbesehen“ – unter. Nur Eugen Knupfer, der Bearbeiter des ersten Bandes des Heilbronner 
Urkundenbuches (Stuttgart 1904), hat für den historischen Teil seiner Einleitung einige Daten 
und Fakten aus den Akten geschöpft. Die „Historia des Heilbronner Archivs“ scheint er dafür 
nicht herangezogen zu haben. Götz Krusemarck, aus dessen Feder ein Zeitungsaufsatz 
„Aus der Geschichte des Stadt-Archivs“ (Heilbronner „Neckar-Zeitung“ 24. August 1934; 
inhaltlich identisch, aber mit der Überschrift „Das Archiv der Stadt Heilbronn“ an demselben 
Tag auch im „Heilbronner Tagblatt“ veröffentlicht) stammt, ist in seinen Angaben noch 
knapper und hebt mehr auf den Archivbau von 1765/67 ab, der als Architekturstudie erstmals 
von Eberhard Gossenberger in seiner Dissertation (1917, maschinenschriftlich) „Heilbronner 
Profanbauten aus dem 18. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Kunstgeschichte der Stadt 
Heilbronn“ in verhaltener Ausführlichkeit behandelt worden ist. Die „Historia“ und den 
genannten Aktenbestand hat auch Krusemarck nicht ausgewertet. Das ist in höchstem Maße 
bedauerlich, denn für dieses durchweg einmalige Material gibt es keinerlei 
Ersatzüberlieferung. Es ist aber auch merkwürdig, daß sich für die doch gewiß interessante 
Geschichte des Heilbronner Archivs, einer der ältesten Einrichtungen der städtischen 
Verwaltung überhaupt, in der Vorkriegszeit, als die Quellen noch ungeschmälert zur 
Verfügung standen, kein Bearbeiter gefunden hat. 
In der Nachkriegszeit hat sich zunächst Gerhard Heß dem Thema zugewandt. In seinem 
Aufsatz „Das städt. Archiv, der schönste Profanbau Heilbronns“ („Schwaben und Franken“, 
heimatgeschichtliche Beilage der „Heilbronner Stimme“, 29. Oktober 1955) befaßte aber 
auch er sich vorwiegend mit dem Archivbau des 18. Jahrhunderts. 
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Erst Helmut Schmolz hat dann 1966 aus Anlaß des Umzugs des Stadtarchivs vom 
ehemaligen Fleischhaus an der Kramstraße in das Gebäude der Commerzbank am 
südlichen Ende der Allee und des Bezugs des Rokoko-Archivgebäudes am Kieselmarkt 
genau 200 Jahre zuvor eine wieder mehr entwicklungsgeschichtlich ausgerichtete 
Darstellung des Stadtarchivs gegeben. Sein ebenfalls für „Schwaben und Franken“ (10. 
Dezember 1966) bestimmter Aufsatz „Zur Geschichte des Heilbronner Stadtarchivs“ konnte 
allerdings schon von daher nicht umfassend sein, ebensowenig wie der ebenda publizierte 
Beitrag des Verfassers „Die Archivare der Stadt Heilbronn“. Beide Aufsätze sind im 
wesentlichen unverändert in das zur Einweihung des Archivgebäudes im Deutschhof am 12. 
März 1977 in der „Kleinen Schriftenreihe des Archivs der Stadt Heilbronn“ herausgegebene 
Heft 9 „Archiv und Museum der Stadt Heilbronn im Kulturzentrum Deutschhof. Ihre Aufgaben 
und ihre Geschichte“ (Heilbronn 1977) aufgenommen worden (der Schmolzsche Beitrag mit 
dem Titel „‘Hier leben die Toten, und die Stummen sprechen’ – Kleine Geschichte des 
Heilbronner Stadtarchivs von 1371–1977“). Auf die kriegsbedingten Auslagerungen des 
Heilbronner Stadtarchivs und die Verluste durch den Luftangriff am 4. Dezember 1944 
eingegangen ist Schmolz auch in seinem Aufsatz „Deutsche Stadtarchive im Zweiten 
Weltkrieg. Mit besonderer Berücksichtigung des Stadtarchivs Heilbronn“ („Schwaben und 
Franken“ 8. August 1970). 
So liegt bis dato keine ausführliche Darstellung der Geschichte des hiesigen Stadtarchivs 
vor. Für den Verfasser war dies Veranlassung, sich einmal eingehender mit den heute noch 
für eine solche Darstellung zur Verfügung stehenden – wenigen – Quellen zu befassen. Bei 
den Archivalien handelt es sich vor allem um die von 1504–1932 lükkenlos auf uns 
gekommenen Ratsprotokolle, deren oft äußerst knappen Einträge freilich manche Fragen 
offen lassen. Und dennoch muß man froh sein, daß wenigstens sie erhalten geblieben sind 
und als primäre Quelle auszuwerten waren, auch wenn ein Teil der Bände gar nicht oder nur 
ungenügend durch Register erschlossen ist und deshalb ganz gewiß nicht alle relevanten 
Einträge erfaßt werden konnten. Immerhin – das aus den Ratsprotokollen und anderem 
primären und sekundären Schriftgut zusammengetragene Material, das wir weitgehend im 
Wortlaut der Quellen – in deren oft „farbenreicher“ Sprache sich die Vergangenheit für uns 
gewissermaßen „verlebendigt“ – „verarbeiten“ wollen, um einen Hauch zeitgenössischer 
Atmosphäre in diesen Beitrag mit einzubringen, ermöglicht noch immer eine ordentliche und 
interessante Darstellung der Geschichte des Heilbronner Archivs bis zu dessen gewaltsamer 
Dezimierung 1944. 
An dieser Stelle mag nun die Frage erlaubt sein: Was ist überhaupt ein Archiv bzw. – weil 
dies uns unmittelbar angeht – was ist ein Stadtarchiv? Analog der Definition des früheren 
Leiters der Archivschule Marburg, meines verehrten Lehrers Staatsarchivdirektor Dr. 
Johannes Papritz ist ein Stadtarchiv die Gesamtheit der Dokumentation, die im 
Geschäftsgang der Stadtverwaltung organisch erwachsen ist, im laufenden Dienstbetrieb 
nicht mehr benötigt wird, somit also archivreif und, soweit archivwürdig, zu dauernder 
Aufbewahrung bestimmt ist. „Ein Archiv entsteht demnach überall dort“, so Walter Grube in 
seinem Beitrag „Gemeindeverwaltung und Gemeindearchive. Aktenausscheidungen in 
Gemeinderegistraturen“ in dem Hilfsbuch für die Archivpfleger in Württemberg und 
Hohenzollern „Die Archivpflege in den Kreisen und Gemeinden“ (Stuttgart 1952), „wo ältere 
Aktenbestände aus der laufenden Registratur ausgesondert und als Altregistratur 
abgeschoben werden ... Aus dem Quellbereich der Registratur ... wird das Archiv immer und 
ausschließlich gespeist.“ 
Mit seinen Urkunden, Amtsbüchern, Akten und anderem sowie Sammlungsgut 
verschiedenster Art und Herkunft ist das Stadtarchiv heute die „natürliche“ Zentralstelle für 
die Erforschung und Darstellung der Stadtgeschichte. Hier muß – anhand der primären 
Quellen – jede lokalhistorische Arbeit ihren Anfang nehmen. Daß die Archive auch der 
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historischen Forschung zu dienen haben, ist allerdings erst eine Erkenntnis des frühen 19. 
Jahrhunderts. Ihre urspüngliche Zweckbestimmung war eine andere, nämlich die der 
Rechtssicherung. Aus dem Willen und der Notwendigkeit, eigene Rechte zu sichern und 
gegebenenfalls nachweisen zu können, sind sie entstanden. „Die abendländische 
Rechtsgesinnung geht von dem Glauben 
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Abbildung: Rathaus und Neue 
Kanzlei, Anfang 18. Jahrhundert 
(nicht ausgeführter Entwurf für eine 
Bemalung) 

aus, daß Recht dauert und nur durch Recht abgelöst werden könne“, schreibt Johannes 
Papritz so treffend in seinem Aufsatz „Archive in Altmesopotamien. Theorie und Tatsachen“ 
in Band 55 der „Archivalischen Zeitschrift“ (München 1959). Und er fährt fort: „In diesem 
Sinne lohnt es sich, Schriftstücke, die zur Rechtssicherung abgefaßt waren, aufzubewahren, 
selbst wenn sie durch neues Recht abgelöst werden, denn indirekt wirken sie weiter fort. So 
kann das in der Weltgeschichte beispiellose Wunder abendländischer Schatzarchive 
geschehen. Sie sind unzählig.“ 
Zu diesen sogenannten „Schatzarchiven“ gehören 

S. 12 

auch die Stadtarchive, deren Anfang in Deutschland im allgemeinen in das 12. Jahrhundert 
datiert. Als „Schatzarchive“ werden sie bezeichnet, weil sie mit dem dort aufbewahrten 
Schriftgut einen „Schatz“ an rechtsrelevanten Beweismitteln enthalten, einen „Schatz ..., 
nicht bestehend in Gold oder Silber, ... sondern in den geheimen Schriften des 
Gemeinwesens ...“, wie es auf der in den Grundstein des Heilbronner Archivbaus von 1765 
eingelegten Zinntafel auch damals noch heißt. Diese „Schatzarchive“ waren zunächst reine 
Empfängerarchive, in denen die empfangenen Rechtstitel sorgfältig aufbewahrt wurden, 
etwa königliche Stadtrechtsverleihungen wie in Heilbronn, wo die älteste Urkunde des 
Archivs bis zu der Archivalienaushebung durch Württemberg 1825 das Stadtrechtsprivileg 
König Rudolfs von Habsburg von 1281 gewesen ist. Daß ein solches Empfängerarchiv klein 
zusammenging, liegt auf der Hand. Später kam, z. B. mit den Statuten, selbst gesetztes 
städtisches Recht hinzu. Eine stete Ausweitung erfolgte aber erst, als aus der Registratur der 
Kanzlei – nach Grube, wie wir gesehen haben, dem „Quellbereich“ des Archivs – eigene 
innerstädtische Schriftlichkeit dorthin abgegeben wurde, auch solche der sogenannten 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die „Flut“ schließlich setzte mit der Zunahme der 
Verwaltungsgeschäfte und ihrer allmählichen Aufspaltung und Aufteilung auf Ämter sowie 
dem damit verbundenden Anwachsen der Schriftlichkeit am Übergang vom Urkunden- zum 
Amtsbuch- und Aktenzeitalter, also etwa am Beginn der Neuzeit, ein, als auch der noch 
relativ junge Schriftträger Papier seinen unvergleichlichen „Siegeszug“ durch die 
Schreibstuben antrat. Die bisherigen Urkundenarchive verloren ihren ursprünglichen 
Charakter völlig und wurden zu den Archiven, die auch wir aus eigener Anschauung kennen. 
Da die Rechtstitel der Geheimhaltung unterlagen, wie überhaupt die gesamte Schriftlichkeit 
der Stadt, wurden sie an besonders geschützten Orten deponiert, in einem mehrfach 
gesicherten Gewölbe etwa im Rathaus und auch dort wiederum in eisenbeschlagenen 
Truhen mit zwar kunstvollen, doch außerordentlich komplizierten Schlössern, die nur mit 
mehreren, in verschiedenen Händen befindlichen Schlüsseln zugleich zu schließen oder zu 
öffnen gingen. Aus eben diesen Gründen der Sicherheit erhielten auch lange Zeit niemals 
Fremde Zutritt zum Archiv, das schon bald nicht mehr auf eine oder mehrere Truhen 
beschränkt blieb, sondern nach und nach seinen Lagerort, das „Gewölbe“, füllte, das jetzt 
gleichbedeutend für „Archiv“ steht. 
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Es kann nicht Aufgabe dieses Beitrages sein, die Entwicklung, welche die Stadtarchive von 
ihren Anfängen bis ins 19. Jahrhundert, d. h. bis zum Ende des alten Reiches genommen 
haben, im einzelnen zu verfolgen. Wer sich dafür interessiert, mag den Aufsatz „Die 
deutschen Stadtarchive. Wesen, Geschichte und Bedeutung“ von Helmut Schmolz in der 
Beilage „Schwaben und Franken“ der „Heilbronner Stimme“ vom 13. Juni 1970 nachlesen. 
Für das 19. Jahrhundert aber sei soviel gesagt, daß mit der Mediatisierung und der 
Säkularisierung in dem in Auflösung begriffenen Heiligen Römischen Reich Deutscher 
Nation mit ihren durchgreifenden politischen Veränderungen zahlreiche Rechtstitel 
urplötzlich ihrer praktischen Bedeutung verloren gingen und von daher gesehen zu 
„Makulatur“ wurden. Als Überreste einer versunkenen Periode der deutschen Geschichte 
gewannen sie erst wieder Interesse, als die allmählich Raum gewinnende 
Geschichtsschreibung sich ihrer erinnerte und sie als Quellenmaterial heranzog. Das aber 
bedeutete für die Archive eine neue Entwicklung, hin nämlich zu jenen uns bekannten 
Einrichtungen, die mit ihren Beständen neben der Verwaltung vor allem auch der 
Wissenschaft, d. h. der Geschichtsforschung und -schreibung, dienen. „War bisher die 
wissenschaftliche Benutzung die Ausnahme“, schreibt Walter Grube in dem oben genannten 
Beitrag „Gemeindeverwaltung und Gemeindearchive“, „so sieht man jetzt unter dem Einfluß 
der Romantik in ihnen in erster Linie wissenschaftliche Institute, die mit ihrem fast 
unerschöpflichen Quellenstoff das Studium der vaterländischen Überlieferung erst 
ermöglichen und unterbauen.“ 
Den folgenden Ausführungen zur Geschichte des Heilbronner Archivs vorauszuschicken ist, 
daß wir uns bei unserer Darstellung nicht auf diese Institution im eigentlichen Sinne 
beschränken, sondern, wo es angebracht erscheint, auch einen Blick auf die Vorstufe 
Registratur werfen wollen. Denn aus der Registratur hat das Archiv stets 
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Abbildung: In der Regimentsordnung 
Kaiser Karls IV. von 1371 findet mit 
„ingsigel“ und „briefen“ zum ersten 
Mal das städtische Archiv Erwähnung 

seinen „Nachschub“ bezogen, ist das Archiv erwachsen. Ablieferungen einer gut bestückten, 
geordneten und erschlossenen Registratur wurden immer gerne entgegengenommen. 
Ungeordnete Bestände waren dagegen „unerwünscht“, konnten aber doch mit viel Mühe und 
erheblichem Zeitaufwand wieder in eine vernünftige, wenn auch vielleicht nicht die 
ursprüngliche Ordnung gebracht werden. Was aber an Akten usw. bereits aus der 
Registratur heraus kassiert worden ist, war auch für das Archiv unwiederbringlich verloren. 
Mit dem Blick darauf mag die Einbindung der Registratur gesehen werden. 
In einem vom 27. Februar 1506 datierten lateinischen Schreiben des Heilbronner Rats 
wegen einer vom Papst verfügten Änderung in der Regel der reformierten 
Franziskanerklöster heißt es, daß „monimenta [!] nostra a sede apostolica impetrata“, also 
vom apostolischen Stuhl für die Reichsstadt ausgestellte Urkunden, „consilio sapientum 
apud nos in archivo nostro praeservantur“, auf Anordnung des Rates in unserem, nämlich im 
städtischen Archiv aufbewahrt werden. Es ist das, soweit wir sehen, die erste Erwähnung 
des in der Reichsstadt Heilbronn erhaltenen Schriftgutes als Archiv, und sie liegt gegenüber 
anderen Archiven verhältnismäßig früh. 
Aber es ist natürlich nicht die erste Erwähnung solcher Schriftlichkeit überhaupt. Diese findet 
sich in der Regimentsordnung Kaiser Karls IV. für Heilbronn vom 28. Dezember 1371. Dort 
ist unter Punkt [7] bestimmt: „Es sullen die burgermeister vnd zwene [zwei] vswendig [aus 
dem] rates, einer von den burgern vnd einer von der gemeinde, die der rat dorzu kewset 
[wählt, bestimmt] vnd setzet, alle slussel haben zu toren, zu turmen, zu ingsigel [Siegel] vnd 
zu briefen ...“ Die beiden Bürgermeister also und zwei aus dem Rat, einer von den Bürgern 
und einer von der Gemeinde, sollten gemeinsam die Schlüssel verwalten u. a. auch zu 
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Siegel und Briefen (Urkunden) der Stadt, d. h. zum Archiv, das damals seines noch 
unbedeutenden Umfangs wegen in einer einzigen Truhe deponiert gewesen sein mag. (Der 
Rat bestand seit eben dieser Ordnung aus 26 Mitgliedern, davon 13 von den Bürgern, d. h. 
aus dem Patriziat, und 13 von der Gemeinde, also aus den Handwerken, von denen je einer 
Bürgermeister war und je sechs als Richter fungierten.) 
Nach der Steuerstubenrechnung 1494/95 erhielt Dieter Schreiner von Marbach am 26. April 
1495 3 Gulden 13 Schilling 2 Pfennig, „laden [Schubladen] zu machen zu den briefen in dem 
gwelb“. Die Schriftlichkeit ist demnach jetzt in einem Gewölbe untergebracht, d. h. in einem 
überwölbten Raum. „Gewölbe“ steht nunmehr aber auch schon für „Archiv“. So zu verstehen 
ist jedenfalls Gewölbe in einem undatierten, etwa in das Jahr 1531 gehörenden „Bedenken 
[Gutachten]“ von Verordneten über das Klarakloster, in welchem von der Einsichtnahme in 
die das Kloster betreffenden Urkunden im Gewölbe und im Kloster selbst die Rede ist, wobei 
mit „Gewölbe“ fraglos das städtische Archiv gemeint ist. 
Das Gewölbe = Archiv, von dem hier die Rede ist, befand sich ohne Zweifel in dem uns 
bekannten Rathaus am Marktplatz und mit großer Wahrscheinlichkeit dort in einem 
Erdgeschoßraum des Gebäudes. In der historischen Literatur gibt es aber auch noch die 
Version von einem Archiv in einem anderen, nämlich dem „alten“ Rathaus. Dort seien, so 
heißt es, von den Heilbronner Urkunden und Akten viele bei einem Brand dieses Gebäudes 
untergegangen. Diese Anmerkung, die sich seit dem Ende des 16. 

S. 14 

Jahrhunderts immer wieder in der Literatur findet, geht auf eine Mitteilung des Rektors (seit 
1567) der Heilbronner Lateinschule und gekrönten Poeten (Wien 1558) Johann Lauterbach 
(1531–1593) zurück, der seinem Freund Martin Crusius auf dessen Bitte, ihm einige 
„antiquitatis monumenta urbis“, d. h. alte Urkunden der Stadt zukommen zu lassen, 1588 
geschrieben hat: „Ich wollte dir gerne mit denen verlangten Chronicken und Gedenckzeichen 
unserer Stadt dienen, wann wir einige hätten. ... Aber da vor 100 und mehr Jahren 
dasjenige, was vor die Nachkommen auffbehalten wurde, in dem entstandenen Brand des 
Rath-Hauses in dem Rauch auffgienge, darffst du dir zu nichts einige Hoffnung machen. 
Was man würcklich hat, ist nicht über 100 Jahre alt.“ Der Tübinger Professor hat 
Lauterbachs Brief wörtlich (?) in seine 1595/96 erschienenen „Annales Suevici“ 
aufgenommen und so verbreitet (unser  

Abbildung: Die erste Nachricht über 
den Brand eines alten Rathauses und 
die Vernichtung von Archivgut findet 
sich in einem Brief des Rektors 
Johann Lauterbach an Martin Crusius 
1588 

Zitat entstammt der von Johann Jakob Moser besorgten und bis 1733 fortgeführten 
deutschen Ausgabe der „Schwäbischen Chronick“, Frankfurt 1733). Spätere Historiographen 
brachten in diese Mitteilung dann das „genaue“ Jahr des Brandes sowie die Lokalisierung 
des Rathauses ein, etwa der hiesige Stadtarzt (seit 1670) und Chronist Johann Matthäus 
Faber (1626–1702), der im „Zeitregister“ seiner „Historiae Heilbrunnenses“ (1700 ff.) schrieb: 
„An(no) 1535 verbran daß alte rathhaus, welches, wa [wo] jezo daß offne [öffentliche] bad, 
bey dem kirchbrunnen gestanden, vnd gienge darmitt daß archiv mitt vilen schrifften im 
rauch auff“, d. h. ein älteres Rathaus in der Kirchbrunnenstraße, der ältesten Ost-West-
Achse der Stadt, brannte in dem genannten Jahr ab und dabei wurden viele Akten 
vernichtet. Wohl als erster hat Eberhard Ludwig Becht, der seit 1758 hier als Archivar wirkte, 
diese Überlieferung als falsch abgetan, und Friedrich Dürr hat diesen Rathausbrand als 
„durchaus sagenhaft und geschichtlich nicht nachzuweisen“ ebenfalls abgelehnt. Karl Hans 
Weingärtner sieht nach seiner Dissertation „Studien zur Geschichtsschreibung der 
Reichsstadt Heilbronn a. N.“, die als Band 9 in der Reihe der „Veröffentlichungen des Archivs 
der Stadt Heilbronn“ erschienen ist (Heilbronn 1962), in dem Rathausbrand lediglich „einen 
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beliebten Topos der städtischen Geschichtsschreibung“, eine festgefahrene Überlieferung 
ohne realen Inhalt. Dagegen hat Werner Heim als erster in einem Aufsatz „Anno 1535 
verbran das alte rathhaus“ in „Schwaben und Franken“ (28. September 1963) die Lage 
dieses Gebäudes nachgewiesen. Die Existenz eines solchen Rathauses vor dem uns 
bekannten am Marktplatz im Bereich des Kirchbrunnens gewann nun jüngst – beim 
Heilbronner Symposium „Region und Reich“ 1991 – weiter an Wahrscheinlichkeit durch die 
von Kurt-Ulrich Jäschke aufgeworfene Frage, ob nicht westlich der Kilianskirche ein 
mittelalterlicher Markt zu suchen sei (vgl. Kurt-Ulrich Jäschke, 1250 Jahre Heilbronn? 
Grenzgebiet – Durchgangslandschaft – Eigenbereich. Zur Beurteilung von Grenzregionen 
und Interferenzräumen in Europa, besonders während des Mittelalters, in: Region und Reich. 
Zur Einbeziehung des Neckar-Raumes in das Karolinger-Reich und zu ihren 
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Parallelen und Folgen. Vorträge des gleichnamigen Symposiums vom 15. bis 18. März 1991 
in Heilbronn. Stadtarchiv Heilbronn 1992 = Quellen und Forschungen zur Geschichte der 
Stadt Heilbronn, Bd. 1), für dessen Vorhandensein vor 1300 und Verlegung an die jetzige 
Stelle tatsächlich auch mehrere historische Fakten sprechen, die hier freilich nicht im 
einzelnen ausgebreitet werden können. Eine Vernichtung von Urkunden, also Archivgut, ist 
damit natürlich nicht gleichzeitig bestätigt, doch sollte die Überlieferung nicht mehr so 
bedingungslos abgetan werden wie in früheren Zeiten. 
Andererseits muß man natürlich bedenken, daß schriftliche Quellen um so seltener werden, 
je weiter man in der Zeit zurückgeht. Nach Knupfer kannte das Ehingersche Repertorium von 
1543, auf das wir gleich noch zu sprechen kommen werden, jedenfalls nur zwei Urkunden 
aus der Zeit vor 1300, nämlich die Verfassungsurkunde Rudolfs von Habsburg von 1281 und 
das Marktprivileg desselben von 1288. 
Das Archiv der Stadt Heilbronn ist, wie gesagt, in seinem späteren Umfang aus der Kanzlei 
bzw. dem schon mehrfach zitierten „Quellbereich“ der Registratur derselben erwachsen. 
Demgemäß besorgte schon bald und für lange Zeit der Stadtschreiber, dem die Kanzlei und 
damit auch die Registratur unterstanden und dessen Amt eines der einflußreichsten in der 
Stadt gewesen ist, die Archivgeschäfte mit. Ein eigener Registrator wurde erst im 17. 
Jahrhundert angestellt, ein hauptamtlicher Archivar noch später. 
Die Kanzlei findet in den Heilbronner Quellen erst verhältnismäßig spät Erwähnung: Nach 
der Steuerstubenrechnung erhielt Erhard Heffner 1491 3 Pfund 3 Schilling für die 
Verbesserung eines Ofens in der Kanzlei und der Ratsstube. Der erste namentlich bekannte 
Stadtschreiber ist der Kleriker Johannes von Petershausen (ein Sohn des Esslinger 
Stadtschreibers Meister Ulrich von Petershausen), der 1395 zuerst genannt wird. Als die 
geistlichen Schreiber schließlich von gelehrten Juristen abgelöst wurden, war der 
Stadtschreiber der rechtsverständige Berater des Rats und der Vertreter der Stadt vor 
Gericht. Als solcher führte er zeitweise auch den Titel Syndikus. Später wurden beide 
Funktionen – Stadtschreiberamt und Syndikat – personell getrennt, doch war der Syndikus 
als der nunmehrige Leiter der Kanzlei dem Stadtschreiber vorgesetzt. Ihm unterstanden 
künftig auch die Registratur und das Archiv. 
Leider sind wir für die Zeit vor dem Dreißigjährigen Krieg nur sehr mangelhaft über die 
Verwaltung des Heilbronner Archivs unterrichtet. Immerhin sind aber doch vereinzelt 
Hinweise auf eine Tätigkeit der Stadtschreiber als „Archivare“ gegeben. Auf einem im letzten 
Krieg verbrannten „Protokoll“ über die Venningensche Fehde von 1438/39, einem in Form 
eines Tagebuchs angelegten Register der Ein- und Ausgänge in dem von schweren 
Gewalttätigkeiten bestimmten Streit der Stadt mit Eberhard von Venningen und seinen 
Verbündeten, war nach Knupfer z. B. zu lesen: „Das briefflin suche in der laden under dem 
A“, was eine gewisse Ordnung im Archiv, d. h. eine Betreuung der Akten, Urkunden und 
Amtsbücher erkennen läßt. 
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Der erste Stadtschreiber, welcher namentlich im Zusammenhang mit dem Archiv der Stadt 
Erwähnung findet, ist Gregor von Nallingen, der 1527 im Auftrag des Rats ein Findbuch der 
Schriftlichkeit dort angelegt hat, das sogenannte „Gewölbebüchlein“, in dem er einen Teil der 
in ca. 200 Schubladen gelagerten Archivalien verzeichnete, nämlich die der Laden A-Z und 
AA-TT. Dieses Gewölbebüchlein war das erste bekannte Repertorium für das hiesige Archiv. 
Leider ist es 1944 verbrannt. 
Gregor von Nallingen, Lic. iur. utr. (Lizentiat beider Rechte), war ein Sohn des Malers Hans 
von Nallingen (um 1455 – Jahreswende 1526/27), Ratsherr (seit 1504), Richter (seit 1508), 
Schultheiß (1525), und um 1500 in Heilbronn geboren. Stadtschreiber war er seit 1529. 1538 
wurde er aus dem Amt entlassen wegen eines – für die Obrigkeit – ärgerlichen Konkubinats, 
von dem er nicht lassen wollte oder konnte, wiewohl treue Freunde sich zu „guttlicher 
vnderhandlung“ anboten, „damit er wider angenomen möchte werden“. Später war er 
Syndikus des Wetterauer Reichsgrafenkollegiums und kurze Zeit auch 
Kammergerichtsadvokat. 1552 gehörte er dem sogenannten „Hasenrat“ an, der, wie 
andernorts, auch in Heilbronn 
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eine streng patrizische Regimentsordnung, die sogenannte „Karolinische Ordnung“, die (mit 
nur geringfügigen Änderungen) bis zum Ende der Reichsstadtzeit Geltung hatte, einführte. 
Seit 1551 scheint er wieder in Heilbronn gewohnt zu haben, wo er 1561 jedenfalls gestorben 
ist. Als Rechtsgelehrter und Diplomat ist Gregor von Nallingen auch nach seiner 
Dienstentlassung 1538 seiner Vaterstadt vielfach in politischen und rechtlichen 
Angelegenheiten zur Seite gestanden. 1544/45 wird er hier nochmals als Syndikus genannt. 
Am 13. Dezember 1543 lesen wir im Ratsprotokoll, es sei beschlossen worden, „die briff im 
gewölb zu registrirn [verzeichnen]“. Wer das machen sollte, ist nicht gesagt. Da das Archiv 
aber noch immer dem Stadtschreiber unterstand, ist der Auftrag fraglos an ihn ergangen. So 
hat denn auch der Syndikus und Stadtschreiber (?) Jakob Ehinger das vom Rat gewünschte 
Repertorium für die Bestände des Archivs im Gewölbe gefertigt. Es unterschied sich von 
dem genannten „Gewölbebüchlein“ des Gregor von Nallingen offenbar nur wenig und ist 
bedauerlicherweise 1944 ebenfalls verbrannt. 

Abbildung: Der Rat beschließt 1543, 
die „briff im gewölb“ registrieren zu 
lassen 

Von Ehinger gab es auch ein Repertorium für die Akten in der neuen Kanzlei (die „alt 
cantzley“ sollte 1553 „erweitertt“ werden), das aber schon um die Jahrhundertwende nicht 
mehr vorhanden war. Jedenfalls hat es bereits Knupfer nicht mehr zu Gesicht bekommen. 
Dr. iur. utr. Jakob Ehinger war von Wimpfen, wo er ebenfalls Syndikus gewesen war, 1529 
nach Heilbronn gekommen und am 29. Oktober „zu unserm sindicat ampt angenumen und 
bestelt“ worden. Nach seinem Bestallungsbrief erhielt er neben der Jahresbesoldung von 
100 Gulden auch freien Sitz zugesagt. Sein Amt sollte er „getrewlich versehen“, worauf er 
„sein trew geben und ein leiblichen aid zu Gott und sein hailligen geschworn“ hat. Ehinger 
stammte aus Ulm und ist 1554 in Heilbronn gestorben. Von ihm neu zusammengestellt 
worden sind die damals hier gültigen Gesetze, Rechte und Gewohnheiten, die nach der 
kaiserlichen Genehmigung 1541 mit dem Titel „Statuten, Satzung, Reformation vnd Ordnung 
Burgerlicher Pollicey des Heyligen Reychßstat Haylpronn“ zum Druck gebracht wurden und 
als das bürgerliche Recht der Reichsstadt im wesentlichen bis zum Ende der 
reichsstädtischen Verfassung in Kraft geblieben sind. 
Gegen Ende des 16. und zu Beginn des 17. Jahrhunderts wurden die Aktenbestände der 
Kanzlei von dem öffentlichen Notar und Stadtschreiber Anton Alberti neu geordnet und 
registriert. Am 13. Juni 1587 verehrte der Rat Alberti, der aus Höchstädt bei Frankfurt (Main) 
stammte, 1577 hier Substitut (nachgeordneter Schreiber) des damaligen Stadtschreibers 
wurde, am 16. Juli „vor gantzem sitzendem rhat“ seinen Treueeid ablegte und 1624 hier 
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gestorben ist, „wegen der registraturn vber die alte canzley“ 50 Königstaler. Zugleich trug er 
ihm „vmb die gebur“, also gegen besondere Bezahlung, auf, „ain canzlei prothocoll zu 
erhaltung deß canzlei styli“ zu fertigen, ein Formularbuch, das „fur vnd fur“ bei der Kanzlei 
verbleiben und gebraucht werden sollte. Alberti seinerseits bot an, „die teutschmeisterischen 
sachen [Deutschordens-Akten], des weinschenckhens halben“ in „ein besonder registratur 
vnd ordnung“ zu bringen. Ob der Rat damit einverstanden war, entzieht sich unserer 
Kenntnis. 1589 erhielt Alberti hingegen den Auftrag, alle den Deutschorden betreffenden 
Einträge in den Ratsprotokollen abzuschreiben und diese Texte – „vmb weniger 
nachsuchens willen“ – in eigenen Büchern zu vereinen. Die von ihm daraufhin angelegten 
(zwei) Bände sind erhalten und werden heute als Deutschordensprotokolle geführt. Sie 
umfassen die Jahre 1539- 1621. Am 7. Dezember 1622 übergab Alberti eine weitere 
„registratur, was er ... vß der alten cantzley in die newe schubladen, wie auch was vß der 
newen cantzley in die alte registriret“ hatte, wofür der Rat ihm diesmal 4 Goldgulden 
zukommen ließ. 
Alberti hat also neben seinem Hauptamt als Stadtschreiber die Akten in der alten und in der 
neuen Kanzlei neu geordnet und registriert, d. h. in einem Findbuch verzeichnet. 
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Abbildung: Notarielle Beglaubigung 
durch den öffentlichen Notar und 
Stadtschreiber Anton Alberti in einem 
Präsenzlagerbuch von 1605 

Mit der 1587 sowohl wie 1622 dem Rat übergebenen „Registratur“ dürfte nämlich beide Male 
ein solches gemeint gewesen sein. Die „alte Kanzlei“ befand sich im Hauptgebäude des 
Rathauses, die „neue“ in dem östlich unmittelbar an dieses anschließenden prächtigen 
Renaissancebau von 1593, der mit dem Einzug des Amtes die (bleibende) Bezeichnung 
„Neue Kanzlei“ erhielt. Die von Alberti angeführten neuen Schubladen dürften zur dortigen 
Einrichtung gehört haben. Der zitierte Ratsprotokolleintrag von 1622 ist demnach 
dahingehend zu interpretieren, daß Alberti mit dem genannten Umräumen von Akten in der 
alten Kanzlei eine Altregistratur angelegt und von dort der neuen Kanzlei im laufenden 
Geschäftsverkehr noch benötigte Akten zugeführt sowie umgekehrt bei dieser nicht mehr 
gebrauchtes Schriftgut in die Altregistratur verbracht hat. 
Am Ausgang des 16. und zu Anfang des 17. Jahrhunderts lagerten also die städtischen 
Akten teils im Gewölbe, teils in der alten und neuen Kanzlei. Beim Gewölbe handelte es sich, 
wie wir gesehen haben, um das Archiv, bei den Beständen in den beiden Kanzleien 
eindeutig um Registraturen. Ob und gegebenenfalls wie die Altregistratur in der alten Kanzlei 
an das Archiv angebunden war, ist nicht zu sagen. 
Als die Verwaltung der Stadt sich seit dem 16. Jahrhundert mehr und mehr entwickelte und 
die Tätigkeit auf dem Rathaus und mit ihr die „Produktion“ von Schriftgut, sprich Akten und 
Amtsbüchern, in beträchtlichem Umfang ausweitete, vor allem aber der Rats- und 
Gerichtssachen, reichte der Raum in der alten Kanzlei bald nicht mehr zur weiteren 
Aktenaufnahme aus, und Abhilfe war dringend geboten. 1622 verbrachte man deshalb einen 
Teil der Altregistratur, also jener Akten, die nicht mehr dauernd, d. h. in der laufenden 
Verwaltung benötigt wurden, in die Rüstkammer, die üblicherweise den städtischen Waffen 
vorbehalten war. Von einer Aktenabgabe an das Gewölbe, das Archiv, ist in diesem 
Zusammenhang nicht die Rede. In 
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der neuen Kanzlei aber stapelte man von neuem die Schriftlichkeit übereinander. 
Im Jahre 1626 beauftragte der Rat den Syndikus Dr. iur. Georg Spitzer, den Stadtschreiber 
Johann Ulrich Niglin und den Steuerschreiber Johann Jakob von Olnhausen, die 
vorhandenden Akten des gegenwärtigen (Dreißigjährigen) Krieges sowie die „nach 
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geendeter vnion“, d. h. nach der Auflösung der evangelischen Union 1621, deswegen 
gewechselten Schriften „vnder handen [zu] nemmen, dieselbe den tägen, monaten vnd jaren 
nach, wie iede sachen einkommen vnd widerumb beantwortet, ordentlich auff einander [zu] 
registrirn [legen und zu verzeichnen und danach], was in den protocollen darzu gehört, auß 
denselben [zu] extrahirn [auszugsweise abzuschreiben und schließlich] die exträct [Extrakte] 
den registrirten acten an gebührenden orthen bei[zu]legen“. Sobald „ein volumen ... 
complirt“, ein Band komplett sei, sollten sie denselben „hefften, foliirn [mit Blattzählung 
versehen] vnd ein register vber den vornembsten [hauptsächlichen] inhalt der darinnen 
begriffnen [enthaltenen] puncten verfertigen [und] demselben ... beibinden“ und damit „von 
anfang biß auff gegenwertige zeit“ fortfahren. Und endlich sollten sie eine „kurze vnd 
summarische rechnung“ dessen aufstellen, was aus der Steuerstube, dem Baumeister- und 
dem Kastenamt sowie aus dem Zeughaus an Geld, Früchten, Mehl, Holz, Pulver, Blei, 
Lunten (Zündmitteln) usw. „hergegeben“ worden ist, wozu – wie auch zu dem, was in den 
vier Dorfschaften „aufgangen [verbraucht], mit raub vnd brand für schaden geschehen“ – die 
vorhandenen Kriegsakten und Protokolle „guete anlaitung“ geben würden. Diese 
Zusammenstellung hatte fraglos ebenso den Charakter einer zeitgeschichtlichen 
Dokumentation wie die Sammlung von Protokollen und Kriegsakten, die das Ratsmitglied 
Johann Philipp Orth (ab 1633 Bürgermeister) etwa zur gleichen Zeit (fertiggestellt 1631?) in 
vier Bänden zusammentrug. Orth hat 1631 auch einen ausführlichen Bericht der Ereignisse 
vor den Toren der Stadt und in der Gegend Heilbronns nach der Schlacht bei Wimpfen 1622 
zu Papier gebracht, den Moriz Gmelin in seine „Beiträge zur Geschichte der Schlacht bei 
Wimpfen“ (Karlsruhe 1880) übernommen hat. 
Die Schriftgutverwaltung in Heilbronn ist, ob in Archiv, Registratur oder Kanzlei, ein 
beständiger Kampf gegen die Unordnung. So lesen wir am 15. November 1628 im 
Ratsprotokoll: „Damit die bißhero bei der cantzelei verspührte große vnordnungen soviel 
möglich abgeschafft werden mögen“, habe der Rat dem ersten Syndikus und Leiter der 
Kanzlei, damals Dr. iur. Bernhard Planer (seit 1627), „anbefohlen, eine cantzelei ordnung 
vneingestellt [umgehend] abzufaßen“. Zwei Jahre darauf, am 22. Dezember 1630, heißt es 
dort bezüglich der Registratur: „... weilen solches die höchste noturfft erfordert“, solle sie 
„continuirt [fortgeführt] vnd alles fleißig zusammengetragen werden.“ Um so mehr überrascht 
dann ein Protokolleintrag vom 29. Mai 1633 mit geharnischten Vorwürfen gegen den 
Stadtschreiber, etwa daß „khein rechte registratur“ unterhalten werde. Man könne, wenn 
etwas von der Kanzlei „begert“ werde, dort oftmals „die acta nit finden“. Überhaupt sei diese 
„ybel besteldt“. Der Stadtschreiber fange an, „kranckh vnd vberfellig [überflüssig]“ zu werden, 
wodurch „gemeiner stat sach“ liegen bleibe, „vnd möchte khünfftig groß gefahr darauß 
entstehen“. Der Rat werde „enderung“ vornehmen müssen, wenn er sich „nit beßern werde 
oder die kranckheit bei ihme weiter zu nehmen vnd er weniger, alß bißhero geschehen, 
seinen dinst abwartten köndte“. 
Aber, so muß man fragen, wo war denn Ordnung zu halten, wenn die „alt cantzlei“ z. B., wie 
1630 geschehen, „außgeraumbt“ und „anderer orhten transferirt [andernorts eingelagert]“ 
wurde, „biß die löcher“ in der Wand „verworffen“, d. h. zugemacht sein würden. Der Raum 
war demnach arg heruntergekommen, und „vnziefer“ tat „sehr schaden“, in erster Linie also 
wohl Mäuse. Und 1680 ließ man „den [vor Gericht streitenden] partheyen und procuratorn 
[Rechtsbevollmächtigten] zum besten“ die alte Kanzlei ausräumen und „bey denen 
wintterlichen zeitten einheizen“. 
Hier angeführt werden muß auch ein Eintrag im Ratsprotokoll vom 31. März 1601, dessen 
Inhalt symptomatisch ist für alle Verwaltungen. Nach dem Tod des städtischen Syndikus (seit 
1582) Dr. Samuel Hornmold (1537– 1601) unterrichtete der amtierende Bürgermeister den 
Rat



Schrenk / Weckbach: Die Vergangenheit für die Zukunft bewahren S. 11 

© Stadtarchiv Heilbronn 2013 

S. 19 

davon, daß der Verstorbene noch „allerhandt acta ... in seiner gewharsam“, nämlich zu 
Hause habe, weshalb es „ain notturfft“ sei, „daß man die erben bey iren burgerlichen 
pflichten erinnere, alles, was vorhanden, zur canzley zulieffern“. Zwar war von diesem 
Vorgang das Archiv nicht unmittelbar betroffen, doch erhebt sich in diesem Zusammenhang 
die Frage, ob auf solche und ähnliche Weise nicht manches wichtige Stück des städtischen 
Schriftgutes verlorengegangen ist bzw. „entfremdet“ wurde. Auch 1640 heißt es, daß in des 
verstorbenen Bürgermeisters (seit 1633) Johann Philipp Orth (1582–1635) Haus noch 
„zimliche [ziemlich viele] schrifftliche sachen, gemeine statt betreffend“, seien. Doch so sehr 
man sich auch bemühte, diese Akten „ohn verzüglich abzuhohlen“ – die Angelegenheit zog 
sich unverhältnismäßig in die Länge, auch wenn der Rat drohte, er müsse wohl „vff ein ander 
mittel bedacht sein“, und erwies sich am Schluß der großen Worte nicht wert, denn es fand 
sich „nichts anders alß deß heiligen [Kirchenheiligen St. Alban] zu Franckhenbach 
lägerbüchlin [Lagerbuch] vnd etliche darzu gehörige brieff [Urkunden]“. Immerhin – man 
suchte die Schriftlichkeit, so gut es ging, zusammenzuhalten. Und 1756 ist im Rat von den 
unter des verstorbenen Syndikus (seit 1739, zuvor seit 1729 Ratskonsulent) Georg Heinrich 
Geiling (1698–1756) Skripturen (Schriften, Akten) „noch befindlich gewesenen acta publica 
[Akten der Stadt]“ die Rede, die der Stadtschreiber in die Registratur geben sollte. 
Ein anderes Problem, das ebenfalls immer wieder Sorgen bereitete, war die Aushändigung 
von Akten an Dritte. So ordnete der Rat am 17. März 1636 an, „das auß der cantzlei keine 
originalia“, um was es sich auch handeln mochte, „herauß gegeben“ werden durften, 
sondern nur eine „abschrifft“, und zwar „vmb die gebühr“, gegen Kostenersatz. 
Dieses Problem berührte freilich nicht allein die Kanzlei. Auch die Steuerstube ist 1636 
angesprochen: Es sei angebracht worden, heißt es da, daß „etliche sachen“, gemeint sind 
Akten, „auß der stewerstuben vff ein vnd anders begehren“ vom Steuerschreiber 
„abgefordert“ und „nachgehends in vergeßen gestellt“ und deshalb nicht mehr „eingelifert 
[zurückgegeben]“ worden seien. Ob nicht dem Steuerschreiber deswegen „ein decret 
[Anweisung] ertheilt“ oder wenigstens in das Steuerbüchlein eingetragen werden sollte, 
„weßen er sich zuverhalten“. Der Steuerschreiber durfte fortan nur noch Abschriften 
herausgeben. Auch sollte er „ein richtige [ordentliche] registratur halten“. „Vnd dieweil etliche 
documenta vnd ... acta sich nit wollen finden“, heißt es dann weiter, sollen die Steuerherren 
„sich dahin befleißigen [dahingehend bemühen], damit gehöriger orten [zutreffenden Orts] 
alles durchgangen vnd eine registratur daruber begriffen [in Angriff genommen werde], in zeit 
8 tagen“. Es sollte außerdem ein Dekret ergehen, daß sowohl die Syndizi als auch die 
Ratsherren und überhaupt alle „bediente [Bediensteten] gemeiner statt“ die bei ihnen 
„vorhandene acta“ sofort „einzulifern“ hätten. Ein ebensolches erging zwei Jahre darauf an 
alle Bürgermeister, den Schultheiß, alle Ratsherren und Gerichtsverwandten sowie den 
Syndikus und erinnerte sie einmal mehr „bei ihren pflichten“, „alle vndt jede zur canzlej 
gehörige sachen, vmb willen die nothwendige registratur zu befördern [unterstützen], herbei 
zu geben“. Später sollte ein jeder das, was er „zu seinem officio [Amt] vonnöthen“ habe, 
„gegen gepührende recognition“, sprich Quittung, wieder ausgehändigt bekommen. 
Nach dem 1638 erfolgten Tod des Stadtschreibers und Syndikus (seit 1636) M. Georg 
Christoph Lehmann (*1568), der eine berühmte „Chronica der Freyen Reichs Statt Speyr“ 
verfaßt hatte (Erstauflage 1612) und von der Kaiserstadt am Rhein hierher gekommen war, 
wurden „die schlüssel zum stüblin in der cantzley“ übrigens – „biß ein [neuer] stattschreiber 
besteltt vnnd angenommen“ sein würde – dem Steuerschreiber ausgehändigt. 
Der erste eigene, allerdings nur auf Zeit beschäftigte Registrator der Stadt, welcher 
namentlich bekannt ist, war Hans Melchior Weber aus Worms. Er wurde 1638 vom Rat 
angenommen und am 18. Juli „beaydiget“. Er sollte für seine Dienste jährlich 100 Gulden, 3 
Eimer Wein und 4 Malter Frucht erhalten. 
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Weber, der noch vor seiner Beeidigung für eine „abordnung“ nach Prag, an welcher 
„gemeiner statt vil ... gelegen“, als offenbar mit diplomatischem Geschick ausgestatteter 
Mann vom Rat „deputirt“ wurde, ist allerdings 
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nur kurze Zeit hier gewesen. Schon bald nach seinem Dienstantritt heißt es im Ratsprotokoll, 
er habe „das fieber bekommen“ – was immer man darunter zu verstehen hat. Da er seiner 
„leibs tisposition halben“ seinem Dienst nicht mehr nachkommen konnte, sollte er – laut 
Ratsbeschluß vom 18. September 1638 – „seinen pflichten erlaßen vnd anderer beferderung 
[Verwendung] vertrößtet werden“. Auch stand noch eine Auseinandersetzung mit dem 
Grafen von Löwenstein an. Es scheint, als ob Weber vor seiner Heilbronner Zeit dort in 
Diensten gestanden und das Dienstverhältnis nicht in beiderseitigem Einvernehmen gelöst 
habe (jedenfalls wollte der Graf ihn „zu abstattung seiner rechnung“ nach Löwenstein 
zitieren). Zuletzt tritt er am 17. November in Erscheinung, als er um „seine ¾jährige 
besoldung“ bat, eine „discretion [Verehrung]“ und „abtrag seines auffzugs [Entschädigung 
seiner Unkosten bei seinem Aufzug hier]“. 
Wichtig war dem Rat stets auch die Geheimhaltung interner Verhandlungen und Beschlüsse, 
insbesondere des eigenen Gremiums. Deshalb erging 1643 die Anordnung, die 
Ratsprotokolle künftig jedesmal „nach geendetem rhat“, d. h. nach jeder Ratssitzung, wieder 
„in die clausur“, also in einen besonderen Schrank (in einer verschlossenen Kammer?) 
einzuschließen und den Schlüssel dem Amtsbürgermeister zuzustellen, welcher das 
Protokoll dem Stadtschreiber, „so offt ers benöthiget“, aushändigen werde. Dieser durfte 
„niemand darinn lesen lassen ..., ausser dem ambtsburgermeistern, er sei ... wer er wolle“. 
1661 erging diese Anweisung, das Protokoll „nach geendeten rhat“ allzeit in den „behältter“, 
der als Schrank zu deuten ist, einzuschließen, erneut. Das Problem taucht noch öfter auf, es 
war auch gewiß von Bedeutung. 1651 heißt es jedenfalls, „daz nun ein zeitlang [seit einiger 
Zeit] bald jedermann, er habe daselbst zuthun oder nicht, in die canzlei lauffe“. Da dort aber, 
und „sonderlich jeziger zeit“, viel anfalle und eben „nicht einem jeden [zu erfahren] gepühre, 
waß darinn geschriben werde“, sollte ein „scharpfes decret“ an der Türe angeschlagen 
werden, „daß, wer nicht darinn zuthun, auß der canzley heraußbleiben solle“. 1730 lesen wir, 
„daß nicht jedermann, absonderlich die herren procuratores [Rechtsbevollmächtigten], also 
in die cantzley sich begeben sollen, wann sie nichts darinnen zu thun“. Auch dieses Mal 
sollte ein Dekret angeschlagen werden, das aber offenbar nichts an dem Zulauf änderte. 
Denn 1733 heißt es schon wieder, die Prokuratoren sowohl „als andere personen“ würden 
„ohnangefragt“ in die Kanzlei laufen und sehen, „was man schreibe“. Es gehe dort also vieles 
vor, „so nicht seyn solte“. So ließ der Rat schließlich „schrancken“ in den Raum machen, 
„daß man nicht zu denen canzlisten gehen kan“, und abermals ein Dekret anbringen. 
Nach dem Dreißigjährigen Krieg bestellte der Rat 1657 den „gewesenen“ Breisacher 
Stadtschreiber (und Syndikus?) Georg Friedrich Rollwagen, der ausgangs des Vorjahres, 
gewissermaßen auf Verdacht, „seine dienst zur registratur“ angeboten hatte, als Registrator, 
freilich auch ihn nur auf Zeit. Am 11. April legte er „vor den schranckhen“, d. h. vor dem Rat, 
seine „pflichten“ ab und sein „juramentum fidelitatis“, den Treueeid, der auf Veranlassung 
des Rats „scherpffer“ gefaßt worden war, als die Steuerstube zunächst in Vorschlag 
gebracht hatte. In seinem Bestallungsbrief (Anstellungsurkunde) waren u. a. „die stund, 
wievil er täglich ob der registratur [über der Registratur, d. h. mit dem Registrieren, also den 
Ordnungs- und Verzeichnungsarbeiten] zuzubringen schuldig sein solle“, festgesetzt, doch 
leider erfahren wir nichts Näheres darüber. Über den Fortgang seiner Arbeit mußte er 
monatlich referieren und im übrigen sich auch zu anderen Geschäften, wozu ihn der Rat 
„taugenlich finden werde“, jederzeit „gebrauchen ... lassen“. 
Rollwagen erstattete seinen ersten Bericht, „wie er die sach ... befunden“, offenbar am 25. 
Juni. Der Rat zeigte sich „mit seinen verrichtungen wohl zu friden“ und forderte ihn auf, „in 
seinem fleiß angefangener masßen forth[zu]fahren“. Nach seinem zweiten Bericht „wegen 
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seiner registratur [Ordnungsarbeiten]“ ließ ihm der Rat „die sachen vff dem castenboden“, 
dem Fruchtboden des Rathauses also, zum Registrieren, d. h. zum Ordnen und 
Verzeichnen, „vnder die hand“ geben. Die Steuerherren wollten ihm außerdem „die 
schubladen in der rüst cammer vnd anders“ aushändigen. Es sollte auch „ein öfelein in die 
altte canzley gemacht werden, damit er im wintter drinn 
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laborieren [arbeiten] khönne“, während er im hohen Sommer, „wann es gar warem“, in der 
Rechenstube sich „refrigeriern [abkühlen]“ durfte. Aus der Aufstellung des Ofens scheint 
indessen nichts geworden zu sein, denn auf den Tag genau zwei Jahre später ist im Rat 
erneut dieser Ofen im Gespräch. Ausgangs 1660 wurden ihm Protokolle „auß der newen 
canzley“ ausgehändigt. Syndikus (seit 1658) Jakob Friedrich Rühle (1630–1708) erhielt 
„seinem selbst aignen erbieten nach“ den Auftrag, „wochentlich etwa ein mahl den ... 
registratorem [zu] besuchen vnd ihme in der registratur vnder die arm [hilfreich zur Seite zu] 
stehen“. 
Eugen Knupfer schreibt, 1657 sei eine Kammer auf der Bühne des Rathauses als 
Aktendepot in Anspruch genommen worden. Nach dem eben angeführten 
Ratsprotokolleintrag könnte der „castenboden“ gemeint sein, der – wegen anderweitigen 
Platzmangels – allerdings schon zuvor als Lagerraum gedient hat. Für die Bereitstellung 
eines weiteren Raumes, einer Kammer gar, haben wir keinen Nachweis gefunden. Es liegt 
nahe, daß dort im laufenden Geschäftsgang nicht mehr benötigte oder überhaupt alte, längst 
archivreife Akten untergebracht worden waren. Vielleicht darf man den Raum mit seinem 
Aktenbestand auch als Teil der Archivs im engeren Sinne sehen. 
Am 28. Mai 1659 brach infolge „verwahrlosung“ im Lagerhaus, einem Gewölbe im 
Erdgeschoß des Rathauses, das als Lagerraum für Kaufmannsgüter diente, eine 
„höchstgefahrliche fewersbrunst“, aus, „dardurch nicht allein das ganze rhathauß, sondern 
auch die benachbarte heüßer in eüsserste gfhar gerhaten“. Das Feuer, durch welches 
Waren in beträchtlichem Wert „verbronnen“ sind, war durch ausgelaufenes Terpentin 
entstanden. In aller Eile flüchtete man „das archiv, sovil davon in der newen canzley 
gewesen“, in die Pfarrkirche (Kilianskirche). Zwei Tage darauf, als keine Gefahr mehr 
bestand, ließ der Rat die Akten „schleünig“ wieder herüberbringen, was dergestalt 
geschehen sollte, daß man „allwegen ein truhen füllen, beschließen [verschließen] vnd durch 
den opfferknecht [Hilfsarbeiter beim Bauamt?] herüber führen ... vnd ... in die zechstuben 
[Trinkstube des Rats] thun“ lassen sollte, wo der Stadtschreiber sie „wider außeinander lesen 
vnd in die canzley transportiren“ mußte. Die Akten waren bei der Flüchtung also in 
Unordnung geraten. Am 27. Oktober schließlich wurde der Stadtschreiber auf 14 Tage von 
allen übrigen Geschäften freigestellt, um seine in der Rechenstube liegenden, „durch die 
fewers brunst in höchste confusion [Unordnung] gerhatene acta außeinander zu lösen [zu 
sortieren]“. Rollwagen, der gerade wieder einmal Geschäft „begehrte“, sollte unterdessen 
zum Protokollieren und zu Kommissionen gebraucht werden. 

Abbildung: Wegen Feuergefahr hat 
man 1659 städtisches Schriftgut in 
die Kilianskirche geflüchtet 

Auch unter Rollwagen taucht das Problem der Sicherheit und der Geheimhaltung einmal 
deutlich auf, als dieser nämlich „vnpässligkheit halben“ nicht „fortkommen“, d. h. das Haus 
nicht verlassen konnte und in dieser Zeit „andere leuth“, also Unbefugte, die Proviantstube, 
in welcher der Registrator 1659 offenbar seinen Arbeitsplatz hatte, aufsuchten, um „in denen 
darunden befindlichen protocollen [zu] stüren [zu blättern und zu lesen]“, was doch nicht 
„nachzusehen“ sei, wie der Amtsbürgermeister am 24. Mai zu Recht entrüstet im Rat 
feststellte. Die Protokolle wurden dann auch sofort weggeschafft. 
Rollwagen erhielt jährlich 100 Gulden, 1 Fuder Wein, 4 Malter Mülterfrucht (Getreide aus 
dem Mülter, d. h. aus dem Getreidequantum, das üblicherweise Müllerslohn war, in 
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Heilbronn aber der Stadt zufiel, da die Mahlmühle ihr gehörte) und 25 Gulden für den 
Hauszins (Miete) als Besoldung. Außerdem genoß er „quartier vnd contributions 
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[Kriegssteuer] befreyung“, solange jedenfalls, als der Rat selbst auch „frey bleiben“ konnte. 
Über sein Bürgerrechtsgesuch wollte man 1657 „ferner nit“ sprechen, als Bürger nahm man 
ihn also nicht auf. Drei Jahre später dachte man anders: Als Rollwagen 1660 ein Haus zu 
kaufen beabsichtigte, verlangte man von ihm nicht nur, von diesem die „burgerliche onera“, 
die üblichen bürgerlichen Lasten, zu tragen, sondern auch „dahin bedacht“ zu sein, „das 
burgerrecht alhie anzunemmen“, was letztendlich für den Mann und seine Arbeit spricht. Am 
17. September 1661 bat er- „bei zu end gehender registratur[arbeit]“ –, „seiner frawen [als 
Stadtkind] anerboren, aber verheürates burgerrecht vmb die [übliche] gepühr zu restituieren 
[wiederherzustellen] vnd ... die 3 miteinander erzeügte sohn ... auch ..., jedoch ohne 
sonderbaren [besonderes] entgeltt, ins burgerrecht vff zunemmen, damit sie nach seinem 
todt ihr gewißes refugium [sicheres Zuhause] finden mögen“. Er selbst sehe sich 
„gemüesßigt [gezwungen] ..., eine andere contition [Beschäftigung] ausßerhalb zusuchen“. 
Die Frau fand dann auch gegen die gewöhnliche Gebühr Aufnahme, seine drei Söhne 
kostenlos. Er selbst hat das Bürgerrecht hier nie erworben. 
Im Jahre 1660 drohte Rollwagen, mit dem der Rat sonst zufrieden war, wegen „langen 
außbleibens“ die Dienstentlassung. Seine offenbar 20 Wochen dauernde Abwesenheit 
entschuldigte er mit „vnpäsßligkeit vnd gebrauchter cur“. Durch den Syndikus Dr. Rühle ließ 
er danach beim Rat anfragen, ob es dessen „will vnd meinung“, sei, „daß er der registratur 
sich ferner vnderziehe“, oder ob man ihn sonst „employren [beschäftigen]“ wolle, „wie er 
dann gern hie sein möchte“. Er wolle auch seine „vermögensmittel“ und die seiner Kinder 
„ins burgerrecht legen“, also versteuern. Rühle seinerseits fühlte bei ihm vor, ob er sich 
vielleicht auch „in der schuel, etwa in philosophicis [Philosophie], gebrauchen lassen 
möchte“, und Rollwagen zeigte sich „nicht ohngeneigt“. Allein der Rat entschied am 6. 
November: „... solle noch biß vff den monat aprilen [1661] in seinem dienst der registratur 
verbleiben, alßdann mit ihme abgerechnet ... werden“. Für die Zeit seiner Abwesenheit sollte 
ihm allerdings nichts bezahlt und „dem vbrigen [gemeint ist der Schuldienst] ... ferner 
nachgedacht werden“. Am 6. April 1661 bat Rollwagen dann um eine Abordnung, „deren er 
seine bißherige verrichtung oculariter remonstrieren [vor Augen führen] vnd den usum [seine 
Arbeitsmethode] weisen wolle“. Der Ratsbeschluß vom 6. November des Vorjahres war 
demnach nicht rückgängig gemacht worden. Wenige Tage darauf wurde im Rat eine 
Relation Rollwagens verlesen, deren Inhalt wir nicht kennen, bei der es sich aber offenbar 
um eine Bittschrift handelte, denn das Gremium ließ ihm anzeigen, „daß er das werckh heut 
referierter masßen vollendts außmachen [zu Ende bringen] vnd zu solchem end ein grosßes 
buch einbinden lasßen vnd ein solchen [von ihm offenbar in Vorschlag gebrachten] general 
indicem [Generalindex] abfasßen solle“. Dafür wollte man ihm als Entlohnung „sovil, alß sein 
halb jährige besoldung beträgt“, geben. Im übrigen scheint er zwischenzeitlich in 
Abwesenheit des Stadtschreibers zum „protocolliren bei rhat“ herangezogen worden zu sein, 
eine Verpflichtung, die aufrechterhalten wurde. 
Ein Jahr später, 1662, schied Rollwagen, der das Archiv ganz neu geordnet und auch den 
genannten Generalindex angelegt hat, aus dem heilbronnischen Dienst aus, nachdem er mit 
der Arbeit, welche man ihm zuletzt übertragen hatte, fertig war. Am 5. Juni heißt es im Rat, 
Rollwagen sei von einem benachbarten Fürsten „eine condition [Beschäftigung, Vertrag] 
angetragen worden, dahin er aber sich nicht habe einlassen wollen ohne vorher beschehene 
communication“, d. h. ohne vorherige Mitteilung an den Rat und allerletzten Versuch, das 
Blatt zu wenden. Er ließ erkennen, „daß er lieber umb ein halbe besoldung hie dienen woltte, 
alß änderung vornemmen“. Der Rat indessen ging darauf nicht ein: „Es ist ihme bewilliget, 
daß er außerhalb eine condition suchen möge.“ 
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So verließ Rollwagen denn gezwungenermaßen die Stadt. Am 12. Juni referierte er noch 
einmal im Rat, daß er mit der Registratur nun fertig sei und, „weil er anderer orten seine 
wolfarth zusuchen willens“, seinen Dienst hier „resignirt [aufgegeben]“ haben wolle. Er 
bedankte sich „bißheriger promotion [Unterstützung, Förderung]“, bat um ein „attestatum 
[Zeugnis] seines verhaltens“ und empfahl sich „zu ferneren ... raths bestendigen favor 
[Gunst]“,
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daß, „wann sich sein glückh noch etwas verweilen mögte [auf sich warten ließe] oder [er] ... 
sein resolution [Entschluß] ändern müste“, ihm „der vffenthalt vndt ... regreßus [Rückkehr] 
alhier“ möchte erlaubt werden. Da er hier „ein starcke [finanzielle] einbuß ... erlitten“, auch 
wegen der Abwesenheit 20 Wochen von seiner Besoldung habe „schwinden laßen“, stellte er 
in des Rats Ermessen, seinem „ordinirten salario“, der festgelegten Besoldung, vielleicht 
„etwas freywillig beisezen“ zu wollen. Er versicherte zugleich, „das er alles, was ihme 
vertraut [anvertraut, bekannt] worden, in geburendem geheimbdte [geheim, wie es sich 
gehört] vnd secreto [Vertraulichkeit, Stillschweigen] halten wolle“. Der Rat legte ihm 
schließlich in der Abrechnung als Entschädigung 50 Gulden zu. Bei seinem Abschied 
versicherte Rollwagen dem Amtsbürgermeister „außtruckhenlich“, die Registratur sei „in 
solchem stand ..., daß, wann er [Rollwagen] hette länger dabey bleiben sollen, meine herrn 
[der Rat] ihme hetten sagen müeßen, was er dann thun solte“. Er bat zugleich, seiner bei Rat 
„zu gedenckhen vnd ihne bestens zu recommendieren [empfehlen]“. Kurz zuvor, am 13. 
Juni, war er auf der Steuerstube noch „in pflicht genommen“ worden, „daß er alles, so er bey 
alhiesigem archiv befunden vnd erfahren, in pflichtiger geheimbde halten wolle“, eine 
durchaus verständliche Maßnahme der Rechtssicherung. 
Rollwagen war danach Hofrat des Herzogs Friedrich von Württemberg-Neuenstadt, bei 
welchem er sich nach eigener Aussage ausbedungen hatte, „sich die tag lebens [solange er 
lebe] wider die statt Heilbronn oder deren burger nicht gebrauchen zulassen“. 1666 ist er 
gestorben. 
Schon im Herbst 1661, als die Resignation Rollwagens bekannt wurde, meldete sich beim 
Rat das Mitglied des Stadtgerichts Johann Bernhard Spitzer und ließ vernehmen, „daß 
seinen stutiis verträglicher [seinen Studien nützlicher, zuträglicher] wäre“, wenn er bei der 
Verwaltung „eine condition [Anstellung] haben khöndte“. Da ihm früher „vertröstung“ zuteil 
geworden sei, bitte er nunmehr, ihn auf die Registraturstelle „zubefördern“, er wolle dagegen 
„sein richterstell cedieren [abtreten], auch sich mit einem leidenlichen salario [geringer 
Besoldung] begnügen lassen“. Aber er wurde „zur gedult gewiesen“, nachdem Rollwagen zu 
diesem Zeitpunkt weder sein „under handen habendes werckh“ fertiggestellt, noch auch 
„völlig resigniert [sein Amt aufgegeben]“ hatte. Noch vor Rollwagens Abgang meldete sich 
der Mann erneut und bat, „weil nunmehr ... Rollwag ... seines diensts völlig erlassen seye“, 
ihn jetzt auf die „vacante [freie] registratur stell“ wirklich zu „befördern“. Der Rat aber wollte 
keinen Registrator mehr einstellen. Spitzer wurde abgewiesen: „Weil e(in) e(hrsamer) rhat 
bereits vor einem jahr geschlossen, ein endschaft an den absonderlichen 
[außerordentlichen] registratur dienst zumachen ..., zumahl man nit befindet, das noch etwas 
sonderlichs [von Bedeutung] weder in der alten canzlei, noch in dem gewölb, noch in der 
steurstuben etc. zuregistriren [zu ordnen und zu verzeichnen] seye, auch e(ines) e(hrsamen) 
rhats intention [Absicht] nie dahin gangen, daß erwehnter registrators dienst länger alß vff 
ein jahr 2 [auf ein oder zwei Jahre] etc. währen solle, alß weißt man ... nit zuwillfahren ...“ 
Johann Bernhard Spitzer wurde dann 1669 Stadtschreiber. Ebenso erging es dem Dietrich 
Christoph Spitzer, einem Bruder des Vorgenannten, als er 1670 seine Dienste anbot und, 
„weilen sonsten nichts vacant [keine andere Stelle frei sei], ... umb collation [Übertragung] 
der registratur“ bat. „Weilen die registratur bey gemeiner statt von alters hero mitt 
absonderen subjectis [besonderen Personen, eigenen Kräften] nicht verwaltet“, heißt es im 
Ratsprotokoll, „sondern jederzeit von vorhin [ohnehin] besoldeten stattschreibern verrichtet 
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worden [sei], e(in) e(hrsamer) rath auch nicht gemeint, was nach hinderlegtem 30jährigen 
krieg mitt herrn Rollwagen auff ein zeitlang vorgenommen worden, in consequenz zuziehen 
[fortzusetzen] ... Alß weiß e(ein) e(hrsamer) rath dem ... supplicanten [Bittsteller] ... nicht zu 
willfahren.“ 
Am 2. April 1672 genehmigte der Rat ein vom Steuerschreiber abgefaßtes Dekret, die 
Distraktion (Trennung, Zerstreuung) „gemeinner statt acten und brieflichen sachen“ 
betreffend. Was damit gemeint ist, bleibt offen. Vielleicht hatte man an eine 
Zusammenführung der zerstreut aufbewahrten Akten gedacht, eventuell auch an weitere 
Auslagerungen. 
Am 11. Mai 1678 war im Rat die Rede von der „ahnrichtung [Einrichtung] eines archivs im 
syndikathauß“, 
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und am 18. Mai legte der Baumeister „den gemachten überschlag [Kostenvoranschlag] zum 
newen archiv“ mit 37 Gulden 15 Kreuzern ohne und 62 Gulden 15 Kreuzern mit Ofen vor. 
Das „neue Archiv“ war ein Zimmer in dem mit dem Rathaus zusammengebauten 
Syndikatshaus, ein weiterer Raum zur Unterbringung von Archivgut. Im folgenden Jahr 
wurden Deputierte „zur registratur und archiv“ aufgestellt, darunter der Syndikus, ohne daß 
gesagt werden kann, mit welcher Absicht sie benannt worden sind. 
Im Jahre 1676 ist für den Registratur- und damit Archivdienst endlich eine dauernde Stelle 
eingerichtet worden. Erster Registrator war – mit der Amtsbezeichnung Aktuar – der Lic. iur. 
utr. Johann Georg Spöhlin, 1643 hier geboren, Sohn des Bürgermeisters (seit 1673) Johann 
Konrad Spöhlin (1615–1680). 
Spöhlin jun. widmete als Doktorand zu Anfang 1674 dem Rat die Schriftfassung seiner 
Inauguraldisputation (des wissenschaftlichen Streitgesprächs mit der Prüfungskommission 
im Rahmen seiner Doktorprüfung) und erhielt dafür 6 Reichstaler „verehrt“. Wenig später, 
ausgangs März, offerierte er „seine dienst“ und äußerte den Wunsch, ihm neben Dr. Jakob 
Friedrich Rühle das „syndicat“ zukommen zu lassen, d. h. ihn als weiteren Syndikus zu 
bestellen. Ende Mai sollte ihm „ein exspectantz-decret in generalibus [ein allgemein 
gehaltener Anwartschafts-Bescheid] (warzu nehmlich man ihne qualificirt finden werde) 
ertheilt ... werden“. Als er daraufhin „eine leüteration [Erläuterung] seines ... erhalttenen 
decrets“ verlangte, „beliebte“ man, „sein ihme ertheiltes decret künftiger condition [Dienstes] 
halben in etwas zuändern und zuverbeßern“. Da heißt es dann, daß der Rat „ins gemein [im 
allgemeinen] gern“ sehe, wenn „ein und ander burgerß söhn“ sich so qualifiziert „finden“, daß 
sie „zu betrettung [Bekleidung] eines und andern officii [Amtes]“ der Stadt herangezogen 
werden können, und daß er stets „geneigt“ sei, „dennenselben vor andern, frembden, die 
praerogativ [Vorzug] zugeben vnd ahn gutter promotion [Förderung] nichts ermangeln 
zulaßen“. Deshalb könne man auch ihm, dem Bittsteller, versichern, ihn, sobald eine offene 
Stelle – „warzu er capabl [brauchbar] und solche ihme wohl ahnständig [anstehend] sein 
wirdt“ – sich ergeben werde, „vor einem frembden“ zu berücksichtigen und diese ihm 
„ahngedeyen“ zu lassen. Als der junge Mann sich damit nicht zufrieden gab und „seine officia 
undt studia [Dienste und Kenntnisse]“ abermals anbot, ließ ihm der Rat am 13. Juni 1676 per 
Dekret (Verfügung) mitteilen, daß man ihm – „ob wohlen die zeiten dermahlen also bewandt, 
daß mann gemeine statt mit newen diensten und darzu benöthigten bestallungen 
[Beamtungen] nicht zu beschwehren [finanziell zu belasten] ursach“ habe –, damit er „ein 
werckh verspühren möge“, daß der Rat „deßelben person ... in gute und müglichste 
consideration [Betracht] gezogen“, „gewiße acta“ zustellen lassen wolle, „solche auf dem 
rhathauß (deßwegen ihme der freye zugang in die canzley hiermit gelaßen ist) zu 
durchgehen und nachmahlen daraus zu referiren“. Dafür solle ihm dann „eine gebührende 
erkhandtnus [Entlohnung] geschöpfft werden“. Im übrigen dürfe er versichert sein, daß er, 
wenn man über kurz oder lang, „sonderlich bey zu Gott hoffenden beßeren zeiten“, der Akten 
und der Registratur halben „eine würcklich und formale [förmliche] bestellung wiederumb 
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anzuordnen ... nöthig finden würde“, „vor einem andern“ dazu angenommen werden würde. 
Das aber war denn doch dem Vater Spöhlin zu viel: Weder er noch sein Sohn, so lesen wir 
am 20. Juni im Ratsprotokoll, hätten „einig decret in denen terminis“, solchen Inhalts also, 
„als ihnen zugestellt worden“, verlangt. Und er „warff solches ... mit großem eyffer 
wiederumb zu ruck auf den tisch, einiger formalien [Äußerungen] sich ahnbey gebrauchend, 
so nicht wohl im protocoll stehen [können]“. Als dann am 30. September die von 
Bürgermeister Spöhlin „exhibirte [bezeigte] genöthigte ablainung [Ablehnung] deren wieder 
seinen sohn ... ein vnd ahngeführter motiven“ erneut zur Sprache kam, beschloß der Rat 
kurz und bündig: „Solle derentwegen [dieser Angelegenheit wegen] in ... steurstuben vf ein 
gewiße capitulation [Dienstverpflichtung] bedacht vnd dahin alßdann die sach gestellt 
werden, ob deren gemäß sich ... petent [Bittsteller] accommodirn [zufrieden geben] mag.“ 
Und so wurde für Johann Georg Spöhlin doch noch eine Stelle geschaffen und er am 16. 
November 1676 als „actuarius“ verpflichtet. 
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Daß die später, vor allem im 18. Jahrhundert, in Heilbronn immer wieder laut gewordene 
Klage der „Vetterleswirtschaft“ nicht völlig aus der Luft gegriffen war, ist zumindest aus der 
Besetzung der Archivarsstelle, die in aller Regel den alsbaldigen Einzug in den Rat 
garantierte, seit Spöhlin abzulesen. Zur Illustration haben wir dort, wo uns dies deutlich zu 
werden scheint, die familiäre Herkunft der Bewerber beziehungsweise die Stellung des 
Vaters im städtischen Verwaltungsgefüge aufgezeigt. Daß der Rat die offenen Stellen in 
erster Linie mit „Stadtkindern“ besetzte, war legitim, und Juristen mußten es allemal sein. 
Aber es gab auch noch andere Stadtkinder, die Juristen waren, jedoch ohne die noch 
aufzuzeigenden engen Bindungen an die Honoratioren des Rats. Wie sehr sich jeder selbst 
der nächste ist, zeigt sich hier einmal mehr und im Fall Spöhlin ganz besonders. 
Bereits am 15. Februar 1677 „hinder brachte“ Spöhlin, „welcher gestaltten er die acta in der 
altten cantzley, quoad materias [hinsichtlich des Inhalts], meistentheils under sucht“. Er 
verlangte zugleich, ihn „ad re- et correlationes [zur Berichterstattung und Mit-, ergänzenden 
Berichterstattung]“ zuzulassen, ihm die dazu nötigen Akten an die Hand zu geben und ihm – 
davon ließ er noch immer nicht ab – das „praedicat eines syndici“, den Titel eines Syndikus 
beizulegen. Daraus aber wurde nichts. Am 24. Juli 1677 referierte Spöhlin „weitläuftig, wie er 
die Carmeliter acta in der altten und newen cantzley, steurstuben und in dem gewölb 
befunden“, und der Rat billigte die „bißherige verrichtung“ und ließ ihm nun zur Bearbeitung 
die den Kaisersheimer Hof hier betreffenden Akten aushändigen. 
Im Februar 1679 ließ Spöhlin sich das Bürgerrecht auf ein Jahr „vorbehaltten“. Warum er das 
tat, ist nicht bekannt. Normalerweise bemühte man sich darum nur, wenn man die Stadt auf 
längere Zeit verlassen wollte. Darüber liegt jedoch keine Nachricht vor. Bald darauf, 
ausgangs des Jahres, ist er gestorben. 
Der nächste hauptamtliche Beamte für den Registratur- und Archivdienst, der uns bekannt 
ist, war Dr. iur. utr. Johann Esaias (von) Rühle, ein Sohn des damaligen württembergischen 
Geheimen Regimentsrats und früheren hiesigen Syndikus (1658–1680) Dr. iur. utr. Jakob 
Friedrich (von) Rühle (1630–1708). 1655 in Darmstadt geboren, war Johann Esaias Rühle 
zunächst Regierungsrat beim Grafen Heinrich Friedrich von Hohenlohe-Langenburg (seit 
1676), dann Rat und Oberamtmann beim Wild- und Rheingrafen Johann Philipp von Dhaun 
(seit 1678), bevor er 1681 nach Heilbronn kam, wo er am 10. Februar seine Pflichten als 
„advocatus extraordinarius und actuarius“, als außerordentlicher Ratsadvokat (Anwalt) und 
Aktuar ablegte. Ein Jahr später wurde er – unter der Bedingung, sich sofort um das 
Bürgerrecht zu bewerben, was er umgehend tat – in den Rat gewählt, 1690 Stadtschultheiß, 
1694 Bürgermeister. Im Pfälzischen Erbfolgekrieg wurde er 1688 von den Franzosen als 
Geisel verschleppt und konnte erst 1690 in die Stadt zurückkehren. Gestorben ist Rühle in 
Heilbronn 1726. 
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Rühle war ein ehrgeiziger Mann. Seine Stellung als „advocatus extraordinarius“ genügte ihm 
bald nicht mehr. Ausgangs 1681 bestätigte ihm der Rat „seinem verlangen nach“ das ihm 
nach eigener Angabe am kaiserlichen Hof und bei den Reichsversammlungen zu 
Regensburg, wo er gelegentlich die Stadt zu vertreten hatte, „bereyts beygelegte alleinige 
praedicat [Titel] eines rhats advocati“, eines „advocatus ordinarius“, eines (ordentlichen) 
Ratsadvokaten also. Zugleich bat er um die Erlaubnis, künftig an allen „ordinari 
rhatsessiones“ teilnehmen zu dürfen, d. h. an den gewöhnlichen Ratssitzungen, worauf ihm 
für den Fall der Abwesenheit des Syndikus an den Dienstagen – „als den geschwohrnen 
[durch Eidesleistung festgelegten] rathßtagen und da die publica [die öffentliche 
Angelegenheiten belangenden Vorgänge] meistens vorkommen“ – der Zutritt gestattet 
wurde. Darüber hinaus durfte er „auch sonsten“ den Sitzungen beiwohnen, „wann es dem ... 
ambts burgermeistern beliebt und er es nöthig oder nützlich findet“. Doch erwartete man von 
ihm, „er werde nichts destoweniger dem archiv, alß daran dem publico [der Stadt] sehr viel 
gelegen, mit gehörigem fleiß obligen“. In allem übrigen sollte es „bey seiner vorigen 
capitulation [Dienstvertrag]“ sein Bewenden haben. 
Als sein Nachfolger und ebenfalls außerordentlicher Advokat und Aktuar wurde am 22. April 
1682 der aus 

S. 26 

Wimpfen gebürtige (*1653) Lic. iur. utr. Georg Friedrich Pancug vereidigt, der 1684 auch in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Archiv Erwähnung findet. Wie lange Pancug als 
Aktuar, Registrator und Archivar Dienst tat, ist nicht bestimmt zu sagen, doch mag er die 
Stelle nur bis 1684 versehen haben, als er in den Rat gewählt wurde. 1691 wurde er 
Steuerherr, 1698 Bürgermeister. 
Pancug erstattete dem Rat verschiedentlich Bericht über seine in der Registratur „gethane 
labores [Arbeiten]“, z. B. am 3. Februar 1683, worauf der Rat bestimmte, daß er „allforderist 
[zuerst] hießiger höff acta [die die hiesigen Klosterhöfe betreffenden Akten] vor die handt 
nemmen“, also ordnen und verzeichnen sollte. 
Im Jahre 1684 erging an Pancug ein Dekret, sich, wenn er „ein vnd andere acta“ aus dem 
Archiv „abfolgen“ lasse, d. h. herausgebe, sich dies „ordentlich bescheiden [bescheinigen]“ 
und dieselben „zu gebührender zeit“ auch wieder „einliffern“ zu lassen. Hier scheint erneut 
jenes Grundübel auf, an dem so viele Archive „kranken“: Die unkontrollierte Aushebung und 
Abgabe von Akten, die nicht selten zur „Entfremdung“ von Archivgut führen. Auch für 
Heilbronn sind aus früherer Zeit Fälle bekannt des Übergangs von Archivgut in Privatbesitz. 
Pancug ist 1733 hier gestorben. Er war in erster Ehe seit 1682 mit einer Tochter des 
Bürgermeisters (seit 1677) Lic. iur. utr. Johann Konrad Rockenbauch (1639–1684) 
verheiratet.
Am 1. Dezember 1688 kam im Rat zur Sprache, daß der Substitut Johann Daniel Salzmann 
„ex recommendatione“, auf Empfehlung des Kommissars der französischen Besatzung, die 
seit 1. Oktober in der Stadt lag, „ein ander praedicat [Titel] vndt beßere accommodation 
[Vertrag]“ verlange. Salzmann, ein Jurist aus Straßburg (*1652), war damals 
Kanzleisubstitut, also dem Stadtschreiber nachgeordneter Schreiber, und wurde – „der 
französischen sprach fähig“ – von Bürgermeister und Rat zu den vielfältigen Verhandlungen 
mit den Franzosen in der Stadt herangezogen. Dabei scheint er sich durch bemerkenswertes 
diplomatisches Geschick die Anerkennung der französischen Führung erworben zu haben. 
Dem Rat war der Wunsch aus dem feindlichen Lager gewissermaßen Befehl: Er verbesserte 
Salzmann das Salarium (Besoldung) um 8 Gulden, 1 Füderlein Wein und 3 Malter gemischte 
Frucht. Außerdem legte er ihm das „praedicat eines registrators“ bei und verpflichtete ihn am 
20. Dezember „auf den ... staadt [Dienstvertrag] als registrator“. 1690 verheiratete sich der 
„wohl verordnete“ Registrator Salzmann ebenfalls mit einer Tochter des Bürgermeisters 
Johann Konrad Rockenbauch und wurde damit zum Schwager Pancugs. 1693 wurde er 
nach einigem Hin und Her mit seiner Familie ins Bürgerrecht aufgenommen. Zuvor hatte es 
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Streit mit dem Rat gegeben, weil er „sein eygen und seiner haußfrawen gutt“ nicht, wie 
gefordert, noch vor der Annahme als Bürger in die Bet eingelegt und die „praestanda“ davon, 
d. h. die üblichen Abgaben, geleistet hatte. 1693 wurde der Registrator und Substitut 
Salzmann zum Pfarrschreiber, wenig später zum Stadtschreiber, 1697 in den Rat gewählt 
(„wurde mir aber darbey zugemuthet [auferlegt], die stelle, biß ein anderes subjectum 
[Person] zu einem stattschreiber angenommen, ... zu versehen“). Gestorben ist er hier 1716. 
Als Salzmann 1692 wiederholt um Quartierfreiheit bat, also um Befreiung von der Pflicht zur 
Aufnahme in der Stadt liegender fremder Soldaten in seine Wohnung, wurde er – „weilen 
derselbe ..., wie vormahls mehr geschehen, sich abermahls zimlicher exceßiven 
[ausfälligen], grober insolenter [unverschämter] ahnzüglichkeitten vernemmen laßen“ – per 
Dekret angewiesen, „woh es auch seiner gelegenheit nicht sein [ihm nicht passen] sollte, 
dergstalt [wie vorgegeben] in seiner condition [Dienst] zubeharren“. Man werde nämlich 
niemand „ahn seiner anderweitten fortun [Glück] hindern“, d. h. ihn davon abhalten, sich 
nach auswärts zu verändern. 
Salzmann führte wohl mehr den Titel „Registrator“, als daß er als solcher auch tätig wurde. 
Jedenfalls findet sich in den Quellen keinerlei Hinweis auf eine ordnende Tätigkeit von seiner 
Seite. Daß das Folgen haben mußte, liegt auf der Hand. 
Als Georg Friedrich Rollwagen im Jahre 1662 aus dem heilbronnischen Dienst ausschied, 
hinterließ er eine bestens geordnete Registratur. Der Rat beschloß damals: „Der vbergebene 
index ... soll fleißig vffbehalten [aufbewahrt] 
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vndt also continuirt [fortgeführt] werden.“ Das war gut gemeint. Darüber aber ging die Zeit 
hinweg, und schon am 6. Mai 1699 heißt es im Ratsprotokoll: „... weilen doch die registratur 
in einer zimlichen unordnung stünde und man offt nicht wüste, wie dergleichen leuthen aus 
den actis, indeme die wenigsten herren darinnen versiret [sich auskennen], zu begegnen ...“ 
Es rächte sich also, daß man 1662, als die Registratur geordnet war und Rollwagen, wie er 
damals deutlich zum Ausdruck brachte, gerne in Heilbronn geblieben wäre, auf eine ständige 
Besetzung derselben sowie des Archivs verzichtet hatte. Nun war wieder die gesamte 
Dokumentation in Unordnung gebracht – und das nur 37 Jahre nach dem Abschluß der 
Arbeiten Rollwagens. 
Allerdings sei nicht verkannt, daß das Archiv zwischenzeitlich mindestens zweimal nach 
auswärts sowie einmal innerhalb der Stadt hatte geflüchtet werden müssen. Am 18. Mai 
1693 kam im Rat ein Schreiben an die Stadt Hall zur Mitteilung, worin „einig geflehnte [zu 
flüchtende] privilegia vnd gemeinner statt documentae“ derselben zur Sicherung 
anempfohlen wurden. Gleichzeitig wurde angeordnet, ein „delectum“, eine Auswahl zu 
treffen und „von dergleichen briefflichen sachen“ einen Teil nach Hall „vnd allenfals weitter“ 
schaffen, andere hierselbst im Archiv „custodirn [sichern] vnd verwahren“ zu lassen. Wann 
die nach Hall geflüchteten Akten usw. wieder zurückgeholt worden sind, kann nicht gesagt 
werden. Lange waren sie jedenfalls nicht dort. 
Als Mitte 1693 erneut „böse zeitungen [Nachrichten] von dem feindt einlieffen“ des Inhalts, 
„alß solte der ... wieder starck in dem march gegen hiesige statt begrieffen seyn“, stellte der 
Amtsbürgermeister im Rat die Frage, „waß man mit denen jehnigen actis undt scripturen 
[Schriften], so man neulich hienweg geflüchtet gehabt, allein wieder anhero bringen laßen, 
bey sobewanden [solchen] vmbständen thun wolle“. Und noch einmal wurde verfügt, die in 
Frage stehenden Akten, „in einen stubig [Faß] eingepacket“, nach Hall zu flüchten und den 
dortigen Magistrat erneut schriftlich zu ersuchen, „solche in gute verwahrung anzunehmen“ 
und „im fall der noth“, wenn sie selbst auch von ihren „actibus publicis [städtischen Akten]“ 
welche „verschicken“ würden, „solche gegen die gebühr [Kostenersatz] mit zu salviren 
[retten]“.
Der Notfall trat ein, die Akten wurden nach Nürnberg weitergeflüchtet. Allerdings scheint es 
sich nicht nur um Akten des Archivs, sondern insbesondere auch um solche der Steuerstube 
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gehandelt zu haben. Am 21. Juli 1694 jedenfalls beauftragte der Rat den Kärcher Jakob 
Vetter – „weilen Gott lob beßere zeiten wiederumb anscheinen“, wie der Amtsbürgermeister 
meinte, und man bei der Steuerstube „diejenige acta ... größern theils nöthig hat“ –, „solchen 
stübich“, d. h. das Packfaß, in dem man die Akten verstaut hatte, wieder mitzubringen. 
Als im Jahre 1696 zu nächtlicher Stunde in der Umfriedschen Scheuer am Kieselmarkt, 
vermutlich durch Brandstiftung, eine „erschröckliche feuers brunst“ ausbrach, durch die in 
kurzer Zeit nicht weniger als zehn Gebäude „in die aschen geleget worden“, flüchtete man 
auch das Archiv (oder doch Teile davon), ohne daß gesagt werden kann, wohin die 
Urkunden und Akten verbracht wurden. Über diese Flüchtung gibt allerdings nicht das 
Ratsprotokoll, sondern ein leerer Urkundenumschlag Auskunft, auf dem sich dieser Vermerk 
findet: „Das hiesige original sei bei der feursbrunst ... 1696 mit andern acten geflüchtet und, 
bis man die salvirte acten aus einander gesucht, nebst vielen andern von den mäusen 
vernagt worden.“ Mäuse und Ratten gab es damals ja noch überall mehr als genug, und so 
sollte man eigentlich nicht zu sehr erstaunt sein, daß auch sie zur Vernichtung des 
städtischen Schriftgutes, wo sie Gelegenheit dazu geboten bekamen, fleißig beitrugen. Der 
Vermerk besagt aber auch, daß die weggeschafften Archivalien bei der Flüchtung 
durcheinander gekommen waren, weshalb sie mit viel Zeitaufwand wieder einmal „aus 
einander gesucht“, in ihre vorige Ordnung gebracht werden mußten. 
Wie wichtig die Aufbewahrung im laufenden Geschäftsgang nicht mehr benötigter Akten für 
die Rechtsund Informationssicherung stets gewesen ist, mag dieses Beispiel zeigen: 
Nachdem die hiesigen Karmeliten schon „vielfältig“ erinnert worden waren, „daß sie herauff 
[auf das Rathaus] kommen und ihre rechnung bey rath ablegen solten“, aber 
„unterschiedliche difficultäten [Schwierigkeiten]“ 
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gemacht und auf der Meinung, „ihre rechnung müste durch die ... pflegere“, die vom Rat 
bestimmten, aus seiner Mitte genommenen Pfleger des Karmelitenklosters, „allein bey rath 
vorgeleget werden“, beharrt hatten, ließ dieser endlich 1699 im Protokoll nachschlagen, 
„wann die Carmeliten das leztere mahl ihre rechnung abgeleget“, und in Spöhlins Relation 
(Bericht) nachsehen, was es mit dem „von hiesiger stadt in dem Carmeliter kloster 
exercirende [ausgeübten] jus advocatiae [Schutzrecht]“ auf sich habe. 
Den damaligen Zustand der Registratur erhellt schlaglichtartig auch der Umstand, daß man, 
als 1699 vom Amtsbürgermeister die „ersezung der registrators stelle“ im Rat angesprochen 
wurde, erst einmal einen „locus [Ort], so zur [Unterbringung der] registratur fähig [geeignet]“, 
aussuchen und erst danach „in collegio secretiori“, d. h. im Geheimen Rat (Geheime waren 
die drei Bürgermeister und die zwei dienstältesten Steuerherren), über eine eventuelle 
Besetzung reden wollte. Immerhin – man sah die Notwendigkeit. 
Am 20. Juli 1699 wurde dann der Lic. iur. utr. Jakob Friedrich Rollwagen (*1646), ein Sohn 
des oben genannten Registrators Georg Friedrich Rollwagen, nachdem er schriftlich „umb 
die employ [das Amt] zu der ledigen registraturs stelle“ gebeten hatte, zum Registrator 
gewählt, am 29. August in der Kanzlei durch den Syndikus „in die pflichten genommen“. 
Seinen Stat (Dienstvertrag) hatte die Steuerstube zuvor „aus unterschiedenen 
[verschiedenen anderen] staaten zusammen getragen“. 

Abbildung: Ratsbeschluß vom 28. 
August 1700 u. a. wegen der 
Aussonderung „alte[r] und zu nichts 
taugende[r] scripturen“ 

Ironie des Schicksals? Was der Vater Rollwagen so gut geordnet hatte, wurde nun dem 
Sohn in erneuter Unordnung übergeben. 
Ob dieser Jakob Friedrich Rollwagen die Registratur grundlegend neu geordnet hat? Als er 
seinen Dienst hier aufnahm, mußte er erst einmal um „einen orth“ ansuchen, „seine 
geschäffte würcklich anzugreiffen“, worauf man ihm die „alte cantzley“ einräumte, während 
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denen, „so bißhero darinnen geseßen“, ein „unterschlag [Verschlag aus Brettern] in der 
großen zech stuben [Trinkstube des Rats]“ eingerichtet werden sollte. 
Rollwagen vermittelt den Eindruck einer gewissen Unsicherheit bezüglich seines Auftrags. 
Als er im März 1700 seinen ersten Bericht, „was er bißhero in der registratur 
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verrichtet“, zusammen mit einem Findbuch (?) „Registratura der reichstags sachen“, 
vorlegte, knüpfte er daran die Bitte „um verordnung, wie er sich in der registratur ferner 
verhalten solle“. Als er später erneut bat, ihm aufzugeben, „wie er sich weiter zu verhalten“ 
habe, erhielt er die Anweisung: „Es sollen die gar alte und zu nichts taugende scripturen 
[Akten] ausgemustert, in eine absonderliche lade [besondere Schublade] geleget, als dann 
der anfang in der neuen registratur gemachet und endlich in der steuerstuben und in dem 
cabinet [Nebenzimmer] in der canzleij die registranda [zu registrierenden Akten] registriret 
[geordnet und verzeichnet] ... werden.“ Im übrigen sollten die Bürgermeister „dasjenige, was 
seithero in die ordnung gebracht worden“, einmal in Augenschein nehmen. Und ein drittes 
Mal bat Rollwagen im folgenden Jahr um Anweisung, „wie er sich hinführo ratione 
[hinsichtlich] fernern registrirens zu verhalten haben mögte“, worauf ihm „die sachen im 
syndicat hauß“ zum Registrieren „unter die hand“ gegeben wurden. 
Welche Besoldung Rollwagen bei seiner Anstellung zugestanden wurde, wissen wir nicht. 
Besonders attraktiv scheint sie nicht gewesen zu sein. Jedenfalls meldete sich der 
Registrator am 9. Dezember 1700 „wegen seiner schlechten besoldung“ und „der sehr raren 
praxis iuridicae“, seiner nur schlecht gehenden juristischen Praxis, und bat, „ihme ... eine 
addition [Besoldungszulage] zu thun“. Der Rat zeigte Verständnis und ließ ihm „vor seinen 
bißherig bezeigten fleiß“ ½ Fuder Wein und 2 Malter glatte Frucht reichen. Außerdem wollte 
er ihm das „praedicatum [Titel] advocati ordinarii“ zugestehen, worauf Rollwagen bat, „ihn 
ohnverlängt [sofort] zu constituiren [einzusetzen]“. Damit war Rollwagen ordentlicher 
Ratsadvokat und durfte für seine juristische Tätigkeit Gebühren verrechnen. Doch hielten 
sich die Einnahmen auch jetzt in Grenzen, denn noch einmal, am 23. Juli 1701, ließ er 
„wegen seiner schlechten besoldung und accidentien [Nebeneinkünfte]“ um eine „addition“ 
ansuchen, worauf er – wiederum „wegen seines bißherigen fleißes“ – ½ Fuder Wein in 
Empfang nehmen durfte. Kurz darauf bat er um die Aufstellung eines zweiten ordentlichen 
Advokaten sowie um die Aufrichtung eines States und eines „billichen taxes“, d. h. einer 
angemessenen Gebührenordnung. Außerdem sollte der Rat verbieten, künftig von außerhalb 
juristische Schriften bei Rat oder Gericht anzunehmen und den Akten beizufügen. Es scheint 
Rollwagen also in der Tat finanziell nicht gut gegangen zu sein. Der Rat ließ ihm mitteilen, 
daß außer ihm und denjenigen, welche man eventuell noch dazu bestimmen werde, 
niemand zu „advociren“, als Anwalt des Rats tätig zu sein, erlaubt sei. 
Gestorben ist Jakob Friedrich Rollwagen ausgangs 1701 in Heilbronn. Seine Witwe erhielt 
1702 15 Gulden „gnaden geldt“. 
In die Amtszeit Rollwagens wäre eine von Knupfer angeführte Flüchtung des Archivs in 
Privathäuser im Jahre 1700 zu setzen. Diese können wir jedoch nicht bestätigen, da wir 
dafür in den Ratsprotokollen keinen Beleg gefunden haben. Es ist auch schwer vorstellbar, 
daß man die mit so großer Umsicht gehütete Schriftlichkeit der Stadt mit ihren geheimen 
Inhalten, auf die ja kein unbefugter Blick fallen durfte, in die Häuser von Privatleuten 
gegeben hätte, in die jederzeit Soldateska kommen, die Verpackungen aufbrechen und die 
Akten in alle Winde zerstreuen konnte. 
In demselben Jahr, als Rollwagen starb, schrieb die Stadt an den Herzog Eberhard Ludwig 
von Württemberg, bei der Neuaufstellung der Akten seien jüngst – offenbar zum 
wiederholten Male – Dokumente in Laden und sonstwo gefunden worden, die man nie und 
nimmer dort gesucht hätte. Es ist dies ein Hinweis darauf, daß über das Schriftgut der Stadt 
niemand einen Überblick hatte. Die Verteilung auf mehrere Lagerräume bestand noch immer 
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(und sollte auch noch lange bestehen), und eine überschaubare Ordnung des 
Gesamtbestandes (mit Findbüchern) gab es nicht. An sich ein unguter Zustand. 
Und dennoch wurde die Registratorstelle nicht gleich wieder besetzt. Als sich am 10. März 
1703 ein Johann Bernhard Orth um sie bemühte, erhielt er einen abschlägigen Bescheid: 
„Weilen vorderist [zuerst einmal] von einem bequemen ort, wo die registratur aufzurichten, 
geredet werden muß, als kann wegen wieder besetzung der registratur-stelle zwar dermalen 
noch nichts gewisses resolvirt [beschlossen] werden.“ Doch wollte man dem Bittsteller – 
nach Verpflichtung zu Treue und Verschwiegenheit – 
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den Zugang zur Kanzlei „vergönnen“, „um sich in denen actis publicis [städtischen Akten] 
informiren zu können“. 
Am 31. Mai 1704 ist dann überraschend im Ratsprotokoll von einem neu aufgerichteten Stat 
(Dienstvertrag) „vor einen künfftigen advocatum extraordinarium und actuarium“ zu lesen. 
Auf die Stelle wurde der 1675 in Klein-Tabartz im Fürstentum Sachsen-Gotha geborene Lic. 
iur. (seit 1706 auch Dr. iur.) Adam Christian Wacks (Wachs), der seit 1702 in erster Ehe mit 
einer Stieftochter des oben schon genannten württembergischen Geheimen Rats Jakob 
Friedrich von Rühle verheiratet und seit eben diesem Jahr in der Reichsstadt am Neckar als 
Advokat tätig war, berufen und am 5. Juni verpflichtet. 
Als erstes wollte man Wacks alle mit den hiesigen Klosterhöfen errichteten Vergleiche „unter 
die hand“ geben, „um darüber nicht nur repertoria [Findbücher], sondern auch extractus 
[Auszüge] aufrichten zu können“. Außerdem sollte wegen eines Orts, „wo die registratur 
füglich hinzuthun“, ein Augenschein eingenommen werden, doch ist darüber zunächst nichts 
mehr zu erfahren. Als Wacks dann am 18. April des folgenden Jahres dem Rat ein „Diarium 
[Tagebuch]“ des 1704 zu Esslingen gehaltenen Konvents des Schwäbischen Kreises 
übergab, stellte er mit bitterem Unterton fest, die Registratur sei „seithero in grosser 
confusion [Unordnung] gewesen“. Er bat, einen „locus congruus“, einen geeigneten Ort für 
die Registratur anzuweisen, worauf der Rat nun wiederholt beschloß, daß „ein convenienter 
[passender] orth, wo solche hin zu transferirn [verbringen] seyn möchte“, gesucht werden 
sollte. Danach schweigen sich die Quellen zu diesem Punkt erneut aus. 
Übrigens wurde Wacks in dieser nämlichen Sitzung auch ausdrücklich untersagt, „hinführo ... 
acten ohne eine schriftliche requisition“, also ohne schriftliche Anforderung, 
„auszuhändigen“.
Am 19. Oktober 1706 beklagte sich Wacks über seine Entlohnung und daß es nicht wohl 
möglich sei, „bey so geringem apointement [Besoldung] länger subsistiren [den Unterhalt 
bestreiten] zu können“ doch geschah seitens des Rats offenbar nichts. Am 18. April des 
folgenden Jahres wurde schließlich an seine frühere Eingabe, „darinn er einen andern 
character [Amtsbezeichnung] und erhöhung seiner besoldung verlangt“, erinnert, worauf ihm 
„eine favorable resolution“, ein für ihn günstiger Beschluß, in Aussicht gestellt wurde, der 
aber, soweit wir sehen, auch nicht ergangen ist. 
Adam Christian Wacks wurde 1710 in den Rat gewählt, 1725 wurde er Steuerherr, 1730 
Bürgermeister. Zwei Jahre später ist er gestorben. 
An dem Zustand der Unordnung in der Registratur wurde in den nächsten Jahren sicherlich 
nichts geändert. Immerhin mußte das Archiv 1707, während des Spanischen 
Erbfolgekrieges, schon wieder geflüchtet werden. Am 28. Mai heißt es im Rat, „daß man bey 
dießer gefahr, da man so exponirt“, d. h. dem Feind ausgesetzt sei, in Erwägung ziehen 
müsse, wohin „die acta und archiv hiesiger statt – und was sonsten in löblicher steuerstuben 
-“ zu „salviren [retten] und flüchten“ seien. Dem dann nach Wertheim verbrachten Schriftgut 
– eingepackt worden waren „einige sachen auß dem archiv und löblicher steuerstuben“ – 
ließ der Rat ein Schreiben an den Hofrat Reinhard, dem dieses dort übergeben und 
anempfohlen werden sollte, beifügen mit der Bitte, die Akten „im fall der noth“ nach Frankfurt, 
adressiert an den dortigen Pfarrer Diefenbach, weiterzuschicken. Zwei oder drei Mann von 
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den damals hier anwesenden fränkischen Kreistruppen sollten „als eine escorte [Begleitung] 
biß dahinn“ mitgehen. Wann die Akten, die von Wertheim in der Tat nach Frankfurt 
weitergeflüchtet worden waren, nach Heilbronn wieder zurückgekommen sind, kann nicht 
genau gesagt werden. Jedenfalls ist ausgangs September im Rat von einem 
Antwortschreiben des Pfarrers Diefenbach vom 23. dieses Monats die Rede, „die 
zurücksendung unßers geflüchteten archivs und remittirung [Rückgabe] des offerirten 
praesents [angebotenen Geschenks] betreffend“. Statt der „geschenkten ducaten“, die 
Diefenbach zurückgeschickt hatte, sollte ihm nunmehr „ein fäßgen wein“ zugestellt werden. 
Und der gute Neckarwein wird den Pfarrherrn vermutlich mehr erfreut haben, als zuvor das 
Geld.
Wieweit bei solchen Flüchtungen Akten verlorengingen, ist nicht bekannt, doch viel kann es 
nicht gewesen sein. Wesentlich mehr Schriftgut ist sicherlich durch unzulängliche Pflege und 
Unterbringung, kurz: durch Verwahrlosung 
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untergegangen, und große Bestände sind durch unverantwortliche Kassationen im vorigen 
Jahrhundert, auf die wir noch zu sprechen kommen werden, der Vernichtung preisgegeben 
worden.
Im 16. und 17. Jahrhundert verband sich mit dem Archiv noch wenig historisches Interesse. 
Fremde erhielten, wie wir oben schon angeführt haben, keinen Zutritt, und Anfragen von 
auswärts wurden auch meist recht zurückhaltend behandelt. Nicht selten waren solche 
Anfragen an private Adressaten gerichtet, wie die von Crusius an Lauterbach, der dann dem 
Autor für dessen „Annales Suevici“ auch einiges Material zugeschickt hat. Auch der 
Kosmograph Sebastian Münster und der Polyhistor Nikolaus Reusner hatten ihn um solches 
gebeten. Von einer Anfrage an den Rat hören wir erstmals 1640, als Martin Zeiller für die 
„Topographia Sueviae“ (von ihm damals noch „Theatrum urbium“ genannt) des Frankfurter 
Buchhändlers Matthäus Merian (erschienen 11643) um „dißer statt beschaffenheit“ bat, da er 
neben den Stadtansichten auch „eines jeden orths description [Beschreibung]“ aufzunehmen 
beabsichtigte, worauf der Steuerherr Dr. Johann Georg Spitzer den Auftrag erhielt, „die 
sachen zufertigen“. Doch war der Rat mit seinem Entwurf nicht zufrieden und gab ihn 
deshalb „ad revidendum et corrigendum“, zur Durchsicht und Korrektur, an den Syndikus 
(seit 1638) Lic. iur. August Friedrich Heuchelin weiter. 1678 „verlangte“ der sächsische 
Historiker und Professor in Jena Kaspar Sagittarius, „welcher vorhabens, ein vollkommenes 
Syntagma historicum [eine Sammlung historischer Texte] zuverferttigen“, vom Rat „einige 
altte glaubwürdige vrkhunden, hießige statt betreffend“ aus dem „rathß archivo“. 1712 
wandte sich der Stadtschreiber Johann Christian Lünig zu Leipzig mit der Bitte an den Rat, 
ihm für den Spezialteil seines Reichsarchivs „hiesiger statt privilegien“ zur Verfügung zu 
stellen, worauf der Rat ihm einige „communiciren“, also in Abschrift mitteilen ließ – aber eben 
nur eine Auswahl. Das Stadtrechtsprivileg von 1281 z. B. durfte ihm nicht zur Kenntnis 
gebracht werden. Es ist also nicht so, daß ihm, wie Knupfer schreibt, die Originale 
zugeschickt wurden. Diese wertvollen Rechtstitel hätte der Rat nie aus der Hand gegeben. 
Das Ratsprotokoll spricht auch eindeutig gegen diese Angabe, die andere ungeprüft 
übernommen haben. Als 1764 der Registrator der gräflich Solmschen Kanzlei, Friedrich 
Adolph Sorge in Frankfurt (Main), „der die historiam medii aevi“, die Geschichte des 
Mittelalters, „zu schreiben gesonnen“, um „einige documenta aus hiesigem archiv“ bat, 
erhielten die Archivare den Auftrag, die verlangten Nachrichten samt den zugehörigen 
Urkunden – natürlich in Kopie – zu übersenden. Nur „abschrifftlich“ erhielt 1777 „die begehrte 
archival urkunden“ auch der Waagamtmann Christoph Sigmund von Holzschuher in 
Nürnberg (der Herausgeber der „Lebensbeschreibung des berühmten Ritters Sebastian 
Schärtlins von Burtenbach ...“, Frankfurt und Leipzig 1777), der um Nachricht „von deutschen 
rittern und helden voriger zeiten“ angesucht hatte. Und 1783 wurde dem Wunsche des 
Theaterintendanten Wolfgang von Dalberg in Mannheim (wo er ab 1781 künstlerischer Leiter 
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des Deutschen Nationaltheaters war) um Mitteilung hier eventuell vorhandener Nachrichten 
von Franz von Sickingen zwecks Herausgabe von dessen Lebensbeschreibung ebenso 
entsprochen. Gewiß – es sind nicht eben viele Anfragen, die wir für diese beiden 
Jahrhunderte benennen können, aber es sind doch immerhin Hinweise darauf, daß das 
Heilbronner Archiv auch von auswärtigen Historikern in Anspruch genommen wurde. 
Aber auch den heimischen Historiographen blieb das städtische Archiv fast ausnahmslos 
verschlossen. Sie hätten ja irgendwelche Dinge verbreiten können, die der Stadt von 
Nachteil gewesen wären. 
Ab dem Jahre 1712 sind die Namen der hauptamtlichen Archivare des Stadtarchivs in 
ununterbrochener Reihenfolge bekannt. 1712 wurde der von hier gebürtige (1686) und von 
Darmstadt, wo er als Kanzleiakzessist, als Anwärter im Kanzleidienst beschäftigt gewesen 
war, nach Heilbronn zurückgekehrte Georg Konrad Pancug, Sohn des Bürgermeisters (seit 
1698) und vormaligen außerordentlichen Ratsadvokaten und Aktuars Lic. iur. utr. Georg 
Friedrich Pancug (1653–1733), als Advocatus extraordinarius und Actuarius gewählt und am 
10. Mai verpflichtet. Da seinem Stat, also seinem Dienstvertrag, der von Wacks zugrunde 
gelegt wurde, ist anzunehmen, daß zwischen 
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1710 und 1712 die Stelle nicht besetzt gewesen ist. Pancug erhielt die Bestallung auf zwei 
Jahre. Er mußte sich täglich vor- und nachmittags auf dem Rathaus einfinden und sollte 
jedes Jahresdrittel und darüber hinaus, „so offt es an ihn verlangt wird“, jederzeit „seiner 
verrichtung halben“ Bericht erstatten. Für seinen Dienst erhielt er „pro salario [als 
Besoldung]“ 100 Gulden. In dem anläßlich seiner Wiederverheiratung 1727 errichteten 
Inventar mit Kindersatz (Aufteilung des Vermögensanteils des verstorbenen Ehepartners, in 
diesem Fall der Frau, auf die Kinder aus der ersten Ehe) wird er als außerordentlicher 
Ratsadvokat und Archivar bezeichnet. 
Bald nach seinem Dienstantritt warf Pancug im Rat die Frage auf, „ob man nicht einen ort 
außsuchen wolle, der vor feuers gefahr sicher, umb das corpus registraturae“, d. h. die 
Registratur, „dahin zu thun, weil dießelbe an verschiedenen orten distrahirt [zerstreut] und 
nicht platz genug, alle acta zu lociren [dort unterzubringen]“. Das Gremium ließ das Thema 
mit dem lapidaren Satz „soll man bey gelegenheit inspection [Augenschein] einnehmen, 
einen ort erkießen [erwählen] und als dann bey rath ferner resolviren [beratschlagen und 
Beschluß fassen]“ aber auf sich beruhen. Und so geschah denn in der Sache auch nichts 
mehr, bis Pancug am 10. Juli 1714 die Angelegenheit erneut einbrachte und wissen wollte, 
was man hinsichtlich seines Vorschlags denn nun zu tun gedenke, worauf der Rat nur zu 
bemerken wußte: „Der augenschein ... wegen der registratur soll beschleuniget werden.“ 
Zugleich berichtete Pancug, er habe die (Rats-)Protokolle bis zum Jahre 1680 zurück 
durchgesehen und „das nützlichste darauß extrahirt“, d. h. aus ihnen herausgeschrieben, 
auch die von 1690 bis 1710 eingelaufenen Sachen „nach der bey allhiesiger registratur von 
anfang her erwählten und beliebten methode in behörige ordnung gebracht“. Was das für 
eine Methode gewesen ist, vermögen wir nicht zu sagen. Der Rat wies ihn daraufhin an, die 
Extrakte aus den Privilegien und Verträgen „in formam compendiosiorem“, d. h. in eine 
kürzere Form zu bringen, „daß sie können nach geschehener insinuation [Übergabe] 
verlesen werden“. 
Als im Jahre 1717 der Amtsbürgermeister nun seinerseits im Rat die Frage aufwarf, ob man 
nicht einen Platz suchen wolle, „wo man ein registratur oder archiv hinbauen könte, daß vor 
feuer verwahrt wäre“, erhielten am 8. Mai die Bürgermeister und Steuerverwalter den 
Auftrag, unter Hinzuziehung des Bauamtes sich umzutun und den „schon ehemahls [nämlich 
1714] resolvirte[n] [beschlossenen] augenschein“ vorzunehmen. Im gleichen Jahre noch 
bezog man dann das ehemalige Kutschengewölbe im Hintergebäude des Rathauses, das 
fortan als Hauptarchiv diente. Was alles dorthin gebracht wurde und ob andere Lagerräume 
in diesem Zusammenhang aufgegeben wurden, ist nicht zu sagen. Eine gewisse räumliche 
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Zersplitterung des Schrift- und Archivgutes hat jedenfalls weiterhin bestanden und der 
Ordnung sowie insbesondere jeglicher Übersicht geschadet. 
Im Jahre 1720 ist einmal mehr von diesem „neuen archiv“ die Rede, bei dessen 
Augenschein „die ... stellage [Regale] und schubladen so schlecht, unbeheb [mangelhaft, 
unvorteilhaft] und ungleich gemacht“ befunden worden seien, „daß es liderlicher nicht 
beschriben und gemacht werden können“. Um dem Übel abzuhelfen, sollte, „waß sich wohl 
ändern läßt“, verändert werden. Das aber scheint nicht viel gewesen zu sein. Nach einem 
erneuten Augenschein der „schubladen und kästen“ in der, wie es jetzt heißt, „neuen 
registratur“ zusammen mit einigen Meistern des Schreinerhandwerks sollte der Bauverwalter 
„vor rath gestelt“ und gefragt werden, „wie er verantwortten wolle, daß er so schlechte 
meister nicht allein vor geschlagen, sondern auch zur arbeit selbsten nicht [nach] der gebühr 
gesehen habe“. Auch die beiden Schreiner, „welche die schlecht arbeit gemacht“, sollten „vor 
die schrancken“ gestellt werden, was am 26. Juni geschah. Der Bauverwalter verantwortete 
sich, die Kästen hätten bei den Schreinern selbst „nicht könen zusamen gemacht, mithin 
weder selbige noch die schubladen, wie sie sich schiebten, besehen werden können“. 
Sobald sie vor Ort aufgestellt gewesen seien, habe er die schlechte Arbeit bei der 
Steuerstube angezeigt. Was in der Sache endgültig geschehen ist, entzieht sich unserer 
Kenntnis. Vermutlich mußten sich die Archivare auf lange Zeit mit der Pfuscharbeit 
herumquälen und -ärgern. 
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Am 26. Juli 1721 lag dem Rat dann ein „ohnvorgriffliches [dem Rat nicht zuvorkommen 
wollendes] project“ Pancugs vor, „welcher gestallt in dem neuen archiv die acta zu registriren 
[verzeichnen]“, und am 2. September 1723 kommt dort ein Bericht des Aktuars zur Sprache, 
„was und wie er die acten in dem archiv rangirt [hintereinander geordnet und aufgestellt]“ 
habe, worauf ein Augenschein eingenommen werden und „ein und andere sachen 
verbeßert“ werden sollten. Pancug erstattete immer wieder schriftlichen Bericht „seines in 
dem archiv vorgenommenen fleißes“, worauf ihm am 27. Mai 1724 „continuation 
[Fortsetzung]“ desselben aufgetragen wurde. Auch sollte „wegen des übergebenen und in 
ordinem redigirten“, d. h. wegen der nun ordentlich aufgestellten Akten, eine Besichtigung 
stattfinden. Am 24. April 1725 wurde des „herrn actuarii fleiß“ erneut gelobt. Und 1725 heißt 
es auch, Pancug habe „die registratur oder repertoria [Findbücher], die reichßtags sachen 
[betreffend], und [die] repertoria über die städt tags- und unions-acta eingegeben“, also zur 
Einsichtnahme vorgelegt. 
Als sich im Herbst 1733 in der Stadt infolge ausgestreuter Gerüchte Franzosenfurcht 
ausbreitete, fragte der Amtsbürgermeister im Rat an, ob man nicht, auch wenn das 
Spargement (Gerücht) falsch sei, „die acta publica [städtischen Akten] zusamen machen 
lassen“ wolle. Da Vorsicht bekanntlich immer besser ist als Nachsicht, erhielt Pancug den 
Auftrag, die in Frage kommenden Urkunden und Akten „nach schon bey handen habender 
specification“, also nach einem bereits vorliegenden Flüchtungsplan, „in ... truchen [Truhen, 
Kisten]“ einzulegen, und zwar „dergestalt ..., daß jeder fascicul [Faszikel] in maculatur 
[Altpapier] eingewikelt und rubricirt [mit einem Stichwort, Betreff beschriftet], auch die 
darinnen befindliche pieces [Stücke] numerirt“, im übrigen vom Inhalt jeder Truhe „eine 
besondere specification [Liste]“ aufgestellt und in der Steuerstube „in verwahr“ gelegt werden 
sollte, „um [die Truhen] bey instehender feindlicher gefahr sogleich in sichere ort bringen zu 
lassen“. Zu seiner Unterstützung „in dem einpacken“ wurden ihm ein Ratsmitglied und 
„jemand aus der canzley“ zur Seite gegeben. Als ausgangs Oktober verlautete, die Festung 
Kehl sei bereits „übergangen“, wurde es schließlich bitterer Ernst mit der Frage, „ob man das 
archiv samt denen actis und documentis derer ämter und [den] kirchen vasibus 
[Kirchengeräten]“ flüchten wolle. Aber es erging nochmals der Auftrag, es sollte „das beste“ 
eingepackt werden, um es „benöthigten falls“ über Wertheim nach Hanau „schicken“, d. h. 
flüchten zu können. Der Amtsbürgermeister sollte, „wann alles parat [fertig eingepackt]“, 
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verständigt werden. Am 5. November heißt es dann, Pancug habe angezeigt, daß er bereits 
„2 kisten von actis publicis [mit städtischen Akten] vollgepackt“ habe, weshalb der 
Amtsbürgermeister wissen wollte, „ob man solche verschicken oder noch mehr einpacken 
wolle“. Der Rat aber wollte nur, daß alles „parat“ gehalten werden sollte, „damit man bey 
ereignender gefahr sogleich damit fortfahren könne“. Das Stadtgerichtsmitglied Georg 
Ludwig Strenzel sollte zusammen mit einem Dragoner den Transport begleiten. Allerdings 
scheint die Flüchtung dann doch nicht durchgeführt worden zu sein; jedenfalls ist sie nicht 
nachzuweisen.
Pancug gelangte 1739 in den Rat und starb 1754. In erster Ehe war er seit 1713 mit einer 
Tochter des Dr. med. Georg Friedrich Rollwagen, einem Sohn des Registrators Jakob 
Friedrich Rollwagen, verheiratet, deren Mutter eine Tochter des Bürgermeisters (seit 1683) 
Lic. iur. Johann David Feyerabend (1643–1716) gewesen ist, in zweiter Ehe seit 1727 mit 
einer Tochter des Bürgermeisters (seit 1726) Lic. iur. utr. Johann Georg Geiling (1657–
1729). Seine Tochter wiederum verheiratete sich 1735 mit dem Archivar des Ritterkantons 
Odenwald in Kochendorf August Kinkele. 
Im Jahre 1726 hatte Pancug übrigens einmal – recht anmaßend, muß man sagen – darum 
gebeten, „daß ihme ... der rang [die Stellung innerhalb der Ämterhierarchie] vor denen von 
nun an in das hochlöbliche raths-collegium kommenden herren senatoren vorbehalten 
werden möchte“. Der Rat aber ließ die Angelegenheit im Anstand und kam auch nicht mehr 
darauf zurück. 
Pancugs Nachfolger als Advocatus extraordinarius und Actuarius war von 1739 bis zu 
seinem Tode 1772 der 1706 geborene Christian Friedrich Holland, ein Jurist aus Urach, Lic. 
iur. utr., der am 29. Januar 1739 als Registrator 

S. 34 

Abbildung: Erste Seite des 
Geburtsbriefs von 1734 für Christian 
Friedrich Holland, erster Archivar 
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Anstellung fand und in den Ratsprotokollen vielfach als „archivarius“ betitelt ist. 
In diesem Zusammenhang ist einmal die Rede davon, daß die Archivschlüssel „in duplo“ 
vorhanden seien, von denen die „eine parthie“ dem „archivario“ ausgehändigt wurde, die 
andere in der Steuerstube verwahrt werden sollte. Auch 1777, als Aff zum ersten Archivar 
gewählt wurde, stellte sich im Rat die Frage, ob dem Steueramt, „wie in vorigen zeiten 
geschehen“, wieder ein Schlüssel zum Archiv überlassen werden sollte, was bejaht wurde, 
„um sich dessen in einem unverhoffenden nothfall bedienen zu können“, doch mußte er 
„versiegelt“ werden. 
Holland war, zuvor Advokat am württembergischen Hofgericht, 1733 nach Heilbronn 
gekommen, wo ihm als Anwalt frei zu praktizieren erlaubt wurde – jedenfalls solange er nicht 
„propriam oeconomiam“, was wohl gegen die vorgegebene Ordnung besagen will, verstoßen 
würde – und wo er sich im gleichen Jahr mit einer Tochter des früheren Bürgermeisters (seit 
1716, resigniert 1731) Johann Heinrich Orth (1653–1733) verheiratete und im folgenden Jahr 
(zusammen mit seinen fünf Stiefkindern) Aufnahme ins Bürgerrecht fand. Seit 1734 gehörte 
er als Anwalt dem Gericht an, d. h. als Vertreter des Stadtschultheißen, dem der Vorsitz 
oblag. 
Holland kam 1734 ins Gerede, weil er als Advokat zu den Sitzungen „nur im stock und 
degen“ erschien, während er, wie jeder andere hier Angesessene, „er seye advocando oder 
procurando“, Advokat oder Prokurator (Streitbevollmächtigter), gehalten war, „im mantel zu 
erscheinen“, was der Rat dann auch von ihm verlangte. 
Im Jahre 1741 wurde er einmal wegen „injuriosen [beleidigenden]“ Reden gegen den Rat 
und insbesondere den Steuerverwalter Georg Heinrich Orth unter Abnahme der 
Archivschlüssel für ein Vierteljahr vom Dienst suspendiert, und zwar „cum carentia salarii“, 



Schrenk / Weckbach: Die Vergangenheit für die Zukunft bewahren S. 27 

© Stadtarchiv Heilbronn 2013 

mit Aussetzung seiner Besoldung. Seine „ausgestosene beschuldigungen“, die nicht näher 
bezeichnet sind, mußte er vor den Ratsschranken „revocieren [zurücknehmen]“ und der Frau 
Bürgermeister Bardili „eine geziemend ... abbitte thun“. Holland reichte eine „schriftliche 
revocation [Widerruf]“ ein und bat „um aufhebung der andictirten ... suspension 
[Dienstenthebung]“. Auf „eingelegte vorbitte [Fürbitte]“ von Orth wurde diese schließlich 
wirklich aufgehoben, doch sollte ihm das nicht sofort mitgeteilt werden. Ein zweites Mal 
wurde Holland 1753, wiederum wegen ungehöriger Reden, vom Amt suspendiert, diesmal 
für sechs Wochen, auch wurde ihm „der schlüßel zur registratur ... abgefordert“. Außerdem 
wurde er verwarnt und ihm deutlich zu erkennen gegeben, daß man, „im fall er sich in seinen 
unartigen 
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und liederlichen reden forthin nicht beßer moderiren [zurückhalten] werde“, genötigt sei, „mit 
ihm gar eine änderung zu machen“. 
Schon bald nach Aufnahme seines Dienstes bat Holland „in ein und anderem“ um 
Instruktion, womit der Syndikus beauftragt wurde. Der Entwurf lag am 15. August vor und 
hatte folgendes zum Inhalt: Der Aktuar soll sich „zuforderist [zuerst] ... angelegen seyn 
laßen, alle und jede vorhandene acta, so ihme deßentwegen [zu diesem Zweck] aus der 
steur stube und canzley zuzustellen, von fascicul [Faszikel] zu fascicul genau zu 
durchgehen, jede piece [Stück] zu rubriciren [mit einer Rubrik, einem Betreff zu versehen] 
und, wo einige verlegt, wieder in behörige ordnung zu bringen, selbige einstweilen mit 
bleyweiß [Bleifarbe] zu numeriren, über jeden fascicul eine consignation [Beschriftung], zu 
halben blatt gebrochen“, also auf einem einmal längs gefalteten Deckblatt, „mit einem kurzen 
extract [Auszug des Inhalts] zu begreifen [versehen] und monathlich diese seine arbeit ... 
magistrat [dem Rat] vorzulegen, sofort, wann alles complet und nach denen datis rangirt [in 
chronologischer Abfolge liegt], die piecen [einzelnen Stücke] mit dinte zu numeriren und die 
consignationes [Beschriftungen] sowohl als die repertoria [Findbücher] dem befund nach zu 
verbeßern, was zu hefften nöthig, in seiner gegenwart, ohne dabey die mindeste inspection 
[Einsichtnahme] zu gestatten, hefften zu laßen und, wann solches geschehen und er damit in 
den stand gesetzet ist, vollständige relationes [Berichte] abzustatten, solches seinem staat 
[Dienstvertrag] gemäs zu bewerkstelligen und ... magistrat vorzulegen“. Für uns ist diese 
Instruktion von besonderem Interesse, gibt sie doch Einblick in den Auftrag eines unserer 
Amtsvorgänger im 18. Jahrhundert. 
Holland kam beim Rat mehrfach um Besoldungsverbesserung ein. Erstmals am 11. August 
1739 bat er „um zulag einiger frucht und weinbesoldung“, erhielt aber eine abschlägige 
Antwort, die der Rat schließlich doch dahingehend abänderte, daß auf sein „dermalen noch 
allzufrühzeitiges besoldungs additions-gesuch [Gesuch um Zulage]“ später, „dem 
erfindenden fleis und arbeit nach“, weitere Resolution (Beschluß) erfolgen sollte. Auch einem 
Gesuch um eine „discretion [Aufmerksamkeit] wegen bishero gefertigter extractuum 
[Auszüge] aus dem vertrag buch“ am 2. August 1742 wußte man nicht zu willfahren. Als er 
am 27. Juli 1743 bat, ihm künftig „die defensiones inquisitorum“, die Verteidigung der zu 
peinlicher Untersuchung Gezogenen, sowie „auswärtige verschickungen [Vertretungen, 
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Gesandtschaften]“ aufzutragen, ließ man ihm antworten, er solle zugelassen werden, wenn 
ihn jemand als Verteidiger verlangen werde. Auf seine erneute Bitte um eine „frucht und 
weinbesoldungs addition [Zulage]“ ging man überhaupt nicht ein. 1744 wollte er den 
Charakter eines Ratskonsulenten, d. h. eines Rechtsbeistandes des Magistrats, mit einer 
Besoldungszulage von 50 Gulden, im folgenden Jahr auch ohne Besoldungsaddition oder 
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andere Beschwernis der öffentlichen Hand, fand aber beide Male kein Gehör. 1746 bat er 
abermals um die „consulenten charge“, das Amt eines Konsulenten, blieb aber ohne Antwort. 
1747 überreichte er dem Rat einen juristischen Traktat und erhielt dafür 18 Gulden. Am 13. 
Januar 1748 mußte er nachdrücklich um Ausbezahlung seines Salariums bitten. 1749 
überreichte er dem Amtsbürgermeister einen weiteren eigenen Traktat und erhielt dafür 12 
Gulden bewilligt, von denen jedoch 9 Gulden „vor das in die bibliothec noch schuldigen buch“ 
einbehalten wurden (er war, wie auch die Ratsmitglieder, verpflichtet, der Bibliothek 
gewissermaßen als Dank für die Wahl in das betreffende Amt kostenlos ein Buch zur 
Verfügung zu stellen). Eine Bitte, ihm sein Salarium „mit etwas wein und frucht“ zu 
verbessern, neben „denen accidentien [Nebeneinnahmen], wie solche die herren des raths 
gaudiren [sich erfreuen]“, 1756, wurde abgelehnt. Erst am 7. Februar 1769 gestand man ihm 
jährlich 4 Malter gemischte Frucht und „vor die bishero gewönlich [üblichen] naturalien, die 
nunmero cessiren [aufhören] sollen“, in allem 30 Gulden zu, aber auch das nur, weil ihm 
„ehedem“ eine Zulage zugesichert worden war. 1769 bat er, „weil er ganzer 36 jahr lang 
weder frucht- noch weinbesoldung gehabt“, um ein halbes Füderlein Wein, wie es auch sein 
Vorgänger Rollwagen anno 1700 erhalten hatte, doch beließ es der Rat bei der bereits 
„geschöpften“ Addition. Als er noch einmal darum einkam, wurde seinem Begehren 
entsprochen, „doch ohne consequenz“. 1770 bat er – mit Erfolg –, die Weinbesoldung ihm 
von 1768 an zu reichen, „gleich wie den übrigen herrn officianten [Bediensteten] in ansehung 
der besoldungs zulage zugebilliget worden sei“. 1751 bezog Holland eine Quartalsbesoldung 
von 25 Gulden, d. h. also eine Jahresbesoldung von 100 Gulden. 
Am 5. Juli 1740 bat Holland unter Beiziehung des Syndikus um eine Ratsdeputation „zur 
unterredung, wie in einrichtung des archivs und darüber [zu] errichtenden neuen repertorii 
[Findbücher] progredirt [fortgefahren] werden solle“. Er wollte solche Besprechungen im 
übrigen jährlich ein- bis zweimal durchführen – ein fraglos guter Gedanke, der zeigt, wie 
ernsthaft Holland an seine Aufgabe heranging. Am 27. August erstattete der Syndikus über 
die von Holland „in dem archiv veranlaßte conferenz [Besprechung]“ Bericht und teilte 
schriftlich seine „bedenken“, seine Meinung mit, worauf der Rat bestimmte, daß die 
„einrichtung des archivs“ nach dem Vorschlag des früheren Syndikus Rühle und „den 
erstverlesenen gutachten“ des jetzigen Syndikus (seit 1729) Georg Heinrich Geiling (1698–
1756) „gemacht“ werden sollte. Holland und sein Unterarchivar Kübel sollten „billiger 
remuneration“, d. h. einer angemessenen Belohnung versichert werden, „wann solches auf 
solche art“ von ihnen „wird eingerichtet seyn“. Das Archiv sollte also neu eingerichtet und 
geordnet werden. Wieweit dieses Vorhaben in die Tat umgesetzt wurde, muß offen bleiben. 
Bemerkenswert ist, daß dazu ein schriftlich vorliegender Vorschlag des Syndikus Rühle, der 
1680 schon aus dem städtischen Dienst ausgeschieden war, mit herangezogen wurde. 
Bemerkenswert ist aber auch, daß immer noch der Syndikus als Leiter der Kanzlei die 
Oberaufsicht über das Archiv ausübte, das demgemäß also keine selbständige Institution im 
Sinne eines Amtes gewesen ist. Das ergibt sich auch daraus, daß bei Johann Jakob Moser, 
Von der Reichs-Stättischen Regiments-Verfassung ... (Frankfurt und Leipzig 1772), die 
Archivare unter den Kanzleiangehörigen geführt sind. 
Als im Jahre 1764 die Witwe Maria Barbara Thoma aus Neckarsulm wegen eines „in dem 
archiv befindlich seyn sollenden ... adoptions instruments [Urkunde]“ vorsprach, bezog sie 
sich offenbar auf eine Auskunft Hollands, das gesuchte Papier liege vor. Doch mußte der 
Archivar bei – wortwörtlich – genauerem Hinsehen den Rückzieher machen. Am 8. März 
heißt es dazu im Ratsprotokoll: Das Instrument habe trotz „vorgenommenem sorgfältigen 
nachsuchen“ im Archiv nicht gefunden werden können. Aus den Akten habe sich vielmehr 
ergeben,
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Abbildung: Heinrich Franz Ludwig 
Kübel, zweiter Archivar 1740–1753 

daß ein solches „weder von einem noch anderem theil jemalen dahier ad acta [zu den Akten] 
gegeben“ worden sei, es sei vielmehr „über deßen existenz oder nicht-existenz“ beständig 
gestritten worden. Das von Holland „darüber ertheilte, ohnehin aufs ungewiße [ohne sicheres 
Wissen] gestellte attestat [Mitteilung]“ beruhe auf einem „offenbahren und von ihm selbst 
anerkannten irrthum und verwechslung des libellirten [in der Form eines Büchleins 
zusammengefalteten] adoptions instruments mit dem apud acta [bei den Akten] befindlichen 
legitimations brief [Geburtsbrief]“. 
Unter Holland lassen sich erstmals sogenannte Unterarchivare als Zweitkräfte nachweisen. 
Das ist zu dieser Zeit immerhin erstaunlich. Die Stadt Heilbronn ist sich also damals des 
Wertes und der Bedeutung ihres Archivs bewußt gewesen, wie überhaupt die nun zu 
behandelnde Zeit die Hoch-Zeit des reichsstädtischen Archivwesens gewesen ist. Die 
Fürsorge des damaligen Rates und sein weitsichtiges Handeln sind nicht genug zu würdigen. 
Von 1740–1753 war Unterarchivar der gerade genannte, 1714 in Wertheim geborene Jurist 
Heinrich Franz Ludwig Kübel, der zuvor in Wetzlar tätig war, Sohn des Bürgermeisters (seit 
1732) Johann Ludwig Kübel (1684–1753). Bereits am 1. September 1739 hatte 
Bürgermeister Kübel seinen Sohn als zweiten Aktuar ins Gespräch gebracht – zunächst 
ohne Besoldung, „bis etwa in erkantnüs deßelben capacität [Leistungsvermögen] man ihme 
dergleichen zuzulegen resolviren [beschließen] möchte“. Außerdem bat er für ihn um den 
Rang gleich nach dem Stadtschreiber und die Zusicherung, „daß ihme keiner künftig solte 
vorgezogen werden“. Ein gutes Jahr darauf, am 13. September 1740, als der Vater sein 
Ansuchen zum wiederholten Male vorbrachte, wurde dem Heinrich Franz Ludwig Kübel 
schließlich das „praedicat [Titel] eines registratoris“ übertragen, „doch ohne aggravio 
[Belastung] des publici“, der Stadtkasse. In der städtischen Hierarchie sollte Kübel den Rang 
hinter dem Anwalt, dem Stellvertreter des Stadtschultheißen, einnehmen. Der Zutritt zum 
Archiv war ihm schon am 1. März zugestanden und er war „behandtreuet“ worden, „getreu 
und verschwiegen zu seyn, nichts mit nach haus zu nehmen, auch ohne obrigkeitliche 
erlaubnus niemand nichts aus dem archiv zu communciren [mitzuteilen, herauszugeben]“. 
Auch war ihm „ein besonderer schlüßel darzu“ ausgehändigt worden. 1744 hatte Kübel noch 
keinen Dienstvertrag und auch „noch keine pflichten abgelegt“, weshalb die Steuerverwalter 
den Auftrag erhielten, den „staat eines archivarii“ einzusehen, „ob etwas dabey zu erinnern“. 
Sollte das nicht der Fall sein, „solle selbiger dem ... archivario Kübel zugestellt und derselbe 
darauf verpflichtet werden“. 
Kübel sollte dem Gemeinwesen finanziell nicht zur Last fallen, hatte es 1740 geheißen. Doch 
schon am 1. September 
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1742 bat er, ihm einstweilen – „bis sich eine vacatur [offene Stelle] in dem archiv oder 
andere convenable employ [angemessenes Amt] vor ihn ergebe“ – die 50 Taler zugehen zu 
lassen, „welche ehemalen herr consulent genossen“, worauf er ab sofort eine jährliche 
Entlohnung von 50 Gulden verwilligt bekam. Es sollte von ihm aber monatlich gemäß seiner 
Instruktion „eine probe des fleises bey rath vorgelegt werden“, was auch geschah. Schon am 
6. Oktober zeigte Kübel an, „was im abgewichenen monath im archiv gearbeitet worden“. Er 
sprach darin auch von „abgängigen stücken“, die, so wollte es der Rat, umgehend „an seine 
[Kübels] behörde“ zurückgegeben werden sollten. Aus dem Ratsbeschluß auf Kübels Bericht 
vom 8. Dezember 1742 wird diese Anweisung etwas deutlicher. Dort heißt es nämlich, daß 
die Aktuare notieren sollten, „was an acten manquirt [fehlt]“, und daß in der Steuerstube „alle 
in die registratur gehörige documenta nachgesucht“ und „dahin gegeben“ werden sollten. 
Und erneut am 24. Januar 1743 heißt es im Rat: „Solle alles ins archiv gehörige aus der 
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steur stube und canzley dahin gegeben werden.“ Schon 1741 gewährte der Rat Kübel – auf 
Intervention seines Vaters – eine Anwartschaftszusage „auf die actuariats function“, und d. h. 
wohl nichts anderes als auf die erste Archivarsstelle. 
Doch hätte es dieses Eifers gar nicht bedurft, denn 1753 wurde Kübel jun., der 1750 schon 
sich fast aller „ratsherrn accidentia [Nebeneinkünfte]“ erfreuen durfte, ohnehin Ratsmitglied, 
1769 Steuerverwalter. Als er 1781 Bürgermeister werden sollte, lehnte er dies ab, da er 
„schon einige Zeit ohne viel Umgang mit fremden Personen in der Stille gewesen, zu diesem 
Ambt aber sich jüngere und lebhaftere Herren weit besser schicken“. Am 4. Januar 1800 
resignierte er „wegen seines 84 iährigen alters“, worauf der Rat ihm „die magistratische [des 
Magistrats] volle zufriedenheit über seine vieliährige dienste“ aussprechen ließ. 

Abbildung: Der Amtsbürgermeister 
unterrichtet am 12. Februar 1750 den 
Rat, daß die Dokumente im Archiv 
„sehr feucht und mit staub und 
schimmel überzogen“ sind 

Als Kübel sich 1746 verheiratete, wurden ihm einige Gedichte gewidmet, die u. a. auch auf 
seine damalige Stellung als „wohlbestellter Archivarius allhier“ Bezug nahmen. Kostproben 
daraus sind nachzulesen bei Franz Kübel, Die Familie Kübel, ihre Herkunft, ihr Stammbaum 
und ihre Geschichte ..., Stuttgart 1902. Aus unverständlichen Gründen zögerte Kübel das 
Gesuch um die Aufnahme seiner Frau in das Bürgerrecht unverhältnismäßig in die Länge, 
bis ihm der Rat am 20. Juli 1748 schließlich drohte, auch ihm das Bürgerrecht 
aufzukündigen, wenn er nicht innerhalb von zwei Monaten endlich für seine Frau um das 
Bürgerrecht ansuchen und ihr Vermögen in die Bet legen würde. Gestorben ist Heinrich 
Franz Ludwig Kübel hier 1801. 
Im Jahre 1749 erhielten Holland und Kübel – „weil dem vernehmen nach die vorhandene 
crayß acta so sehr defect sind“ – die Anweisung, künftig jedes Mal, wenn sie „nach endigung 
eines convents [einer Kreisversammlung]“ dorthin „eingesandte acta“ zurückerhalten, „eine 
consignation [Liste] zu übergeben, was vor piecen [Stücke] daran abgehen [fehlen]“. Defekt 
bedeutet hier also nicht nur beschädigt, sondern auch durch Entnahme unvollständig. 
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Abbildung: Johann Moriz Becht, 
zweiter Archivar 1753–1756 

Am 12. Februar 1750 heißt es im Ratsprotokoll, man habe festgestellt, „daß die documenta 
im archiv sehr feucht und mit staub und schimmel überzogen seyen“ – ein Horrorbild für 
jeden Archivar. Holland und Kübel wurden deshalb angewiesen, „die fenster bey trockenem 
wetter wochentlich etliche tage offen zu halten“, auch die befallenen Akten „fleisig 
abzukehren“ und ähnliches. Was sonst hätten sie auch tun sollen? Trockene Räume für das 
Archivgut fordern? Sie taten noch mehr – sie forderten einen eigenen Archivbau, wie wir 
noch sehen werden. 
Nach Kübel war von 1753–1756 der cand. jur. Johann Moriz Becht Unterarchivar. Am 6. 
Oktober 1753 bat er um die zweite „archivarien stelle“ samt den bisherigen „annexis“, d. h. 
den damit verbundenen Einnahmen, und wurde angenommen, am 6. November legte er „auf 
den staat [Dienstvertrag] eines archivarii“ seine Pflichten ab. In diesem wurden ihm als 
Besoldung 50 Gulden ausgesetzt und der Rang nach dem Anwalt „angewiesen“. Eine 
jährliche (kostenlose) „gaabe holz“ erhielt er wie dieser. 
Johann Moriz Becht war ein Sohn des Ratsmitglieds (seit 1740) und Steuerverwalters (seit 
1756) Dr. iur. utr. Ulrich Friedrich Becht (1699–1777) und Bruder des unten noch zu 
behandelnden Eberhard Ludwig Becht und 1729 in Heilbronn geboren. Zu Anfang des 
Jahres 1756 wurde er Gerichtskonsulent (mit 50 Gulden Besoldung), 1760 Ratskonsulent, 
1765 Syndikus „des gemeinen stadtwesens“ (resigniert 24. November 1802). Gestorben ist 



Schrenk / Weckbach: Die Vergangenheit für die Zukunft bewahren S. 31 

© Stadtarchiv Heilbronn 2013 

er hier 1803. Seine Hinterlassenschaft wurde auf 86 069 Gulden 24 Kreuzer 2 Pfennig 
beziffert, davon 21 700 Gulden 45 Kreuzer in Wein. 
Von 1756–1757 war Unterarchivar der Lic. iur. Heinrich Carl Philibert Orth (*1733 Heilbronn), 
Sohn des hiesigen Bürgermeisters (seit 1753) Georg Heinrich Orth (1698–1769), Schwager 
Roßkampffs und Neffe Hollands. Mit der Berufung Bechts zum Gerichtskonsulenten 1756 
war die zweite Archivarsstelle wieder freigeworden, und der Rat wählte auf sie am 7. Januar 
Orth, der einen Tag später verpflichtet wurde. Die Wahl erfolgte, wie das Ratsprotokoll 
besagt, „una cum emolumentis“, was heißt, daß ihm auch die regulären Bezüge dieser Stelle 
zufließen sollten. Auch als Aktuar wird Orth gelegentlich bezeichnet. 1757 wurde er 
Pfarrschreiber, 1769 Mitglied des Rats, 1789 Steuerverwalter und 1794 Bürgermeister. 
Gestorben ist er hier 1795. Von ihm stammt nach einem handschriftlichen Vermerk über dem 
Buchstaben A der ersten Seite das Register in dem Ratsprotokoll von 1705 („copia ex 
manuscripto [Kopie nach dem Manuskript] herrn archivarii ...“). 
Von 1757–1758 saß auf der zweiten Archivarsstelle Georg Christoph Kornacher (*1725 
Heilbronn), auch er ein Jurist, der als Sekretär des Prinzen von Birkenfeld 1757 um das 
hiesige Bürgerrecht anhielt. Sehr weitschweifig 
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führte am 26. Mai in seinem Auftrag Prokurator Schaumenkessel im Rat aus: „Da derselbe 
die allhiesige stadt als einen geburts ort zu betrachten das glück habe, so wäre er auch 
entschloßen, sich in das alhiesige burgerrecht zu begeben; man erkühne sich dahero, um 
die hochgeneigteste ertheilung deßelben geziemend zu bitten, und verhoffe damit um 
damehr [!] von ... magistrat [Rat] erfreuet zu werden, als hochdemselben genügend bekannt, 
das ... implorant [Bittsteller] von angesehenen eltern gebohren, nirgenshin leibeigen, auch an 
denen weitern gesezmäsigen erfordernüßen kein mangel seye ...“ Wenig später sprach er 
die Bitte aus, man möge „bey allen vorfallenden gelegenheiten auf seine persohn ... reflectirn 
[an ihn denken]“. Als er am 18. August 1757 um die zweite Archivarsstelle bat, willfahrte ihm 
der Rat. Am 10. Januar des folgenden Jahres wurde er „nach abgegebener handtreu“ 
verpflichtet. Noch vor seinem Amtsantritt erhielt er das gerade fällige Neujahrsgeld, wie es 
beim Jahreswechsel dem zweiten Archivar zustand – ein beneidenswerter Start! 

Abbildung: Georg Christoph 
Kornacher, zweiter Archivar 1757–
1758 

Bereits 1758 wurde Kornacher in den Rat gezogen, 1783 Bürgermeister. Er war 1802, als 
Heilbronn durch württembergische Truppen besetzt wurde, amtierender Bürgermeister, unter 
dessen Vorsitz am 23. November die letzte reichsstädtische Ratssitzung stattfand. 
Gestorben ist Kornacher, der sich 1767 mit einer Tochter des hiesigen Rosenwirts Johann 
Georg Uhl (1718–1790), einer Schwester des Kraichgauarchivars gleichen Namens, 
verheiratet hatte und dessen Tochter Elisabeth Gottlieb, genannt Lisette (später verheiratete 
Klett; 1773–1858), bislang als Urbild des Kleistschen „Käthchens“ angesehen wurde, 1803. 
Sein Vater, Lic. iur. Johann Christoph Kornacher (1686–1767) war seit etwa 1711 
Archivsekretär, Syndikus und Konsulent des Ritterkantons Odenwald in Kochendorf (wie 
später auch sein ältester Sohn Heinrich) und seit 1712 mit einer Tochter des Heilbronner 
Bürgermeisters Johann Georg Geiling (1657–1729), Schwägerin des Bürgermeisters (seit 
1769) Georg Heinrich von Roßkampff (1720–1794), eines um die Reichsstadt 
hochverdienten Mannes, verheiratet. 
Von 1758–1772 war Eberhard Ludwig Becht, auch Jurist, Unterarchivar, als Nachfolger 
Hollands seit dem 18. April 1772 erster Achivar. Er stammte ebenfalls aus Heilbronn, war 
1732 als Sohn des bei seinem Bruder oben schon genannten Dr. Ulrich Friedrich Becht 
geboren und ist 1803 hier auch gestorben. Er hinterließ bei seinem Tod ebenfalls ein 
beachtliches Vermögen: 74 769 Gulden 45 Kreuzer, davon 26 761 Gulden 15 Kreuzer in 
Wein.
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Becht erhielt als zweiter Archivar seit 1769 250 Gulden Jahresgehalt. Am 7. Februar vertrat 
man seitens der Steuerstube im Rat die Auffassung, daß ihm jährlich dieser Betrag 
„ausgeworfen“ werden könne, „jedoch mit aufhebung 
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aller accidentien [Nebeneinkünfte]“. Als erster Archivar bezog Becht regulär auch nur 250 
Gulden. Seine Beförderung am 18. April 1772 erfolgte ausdrücklich „mit dem vorigen gehalt“. 
Darüber hinaus erhielt er aber „um seiner vorzüglichen verdienste willen“ für seine Person 
eine jährliche Addition (Zulage) von 100 Gulden, welche „nach seinem amts abtritt“ wieder 
„cessiren“, aufhören, also seinem Nachfolger nicht zugute kommen sollte. Daneben wurden 
„alle weitere accidentien“ bis auf die „beholzung [jährliche Holzgabe]“ aufgehoben. 
Als Becht am 18. April 1772 auf die erste Archivarsstelle vorrückte, bestimmte der Rat, die 
zweite künftig „niemal anderst als ein ohnenttgeldlicher access [Zutritt zum Archiv]“ 
anzusehen, d. h. als unbezahlte Stelle. 
Der Bau des neuen Archivs am Kieselmarkt 1765 ff. war das unbestreitbare Verdienst 
Bechts, der ganz fraglos der bedeutendste Archivar im Dienste der Reichsstadt gewesen ist 
(und Holland sehr schnell „den Rang“ ablief), von dem öfter auch Relationen „ex actis [aus 
den Akten]“ dem Rat vorlagen oder der „ex actis“ referieren mußte. Als 1775 das 
Stadtgericht in einer Streitsache das Archiv um Auskunft anging, holte Becht sich beim Rat 
ausdrücklich die Erlaubnis, den von ihm gefertigten „bericht ex actis“ diesem mitteilen zu 
dürfen. Seitdem er jedenfalls Unterarchivar geworden war (als cand. iur. am 1. Juli 1758 
gewählt, am 4. Juli verpflichtet) wandten sich die „Archivarii“ wiederholt an den Rat, 
schilderten die unzulänglichen Verhältnisse im Archiv und baten um bessere und 
zweckmäßigere Unterbringung der auf mehrere Räumlichkeiten verteilten und damit 
unüberschaubaren Bestände. Ihre Vereinigung an einer Stelle schien dringend geboten. 

Abbildung: Eberhard Ludwig Becht, 
zweiter Archivar 1758–1772, erster 
1772–1777 

Schon am 8. Juni 1756 hatte der Amtsbürgermeister im Rat ausgeführt, „wie es höchst 
nöthig wäre, daß eine neue einrichtung und verbeßerung des allhiesigen archivs, als der 
seele unsers staats, vorgenommen würde, weilen, wie es der augenschein mit vorlegung 
neuerer acten von kaum ettlichen und [mehr als] 20 jahren gebe, solche ganz vermodert 
seyen und zulezt ganz zu grund gehen würden, daß der jezige schaden unwiederbringlich 
und inskünftige noch gröser werden könnte“. Er hatte gebeten, „solches nach dem 
ehemaligen vorschlag“ des verstorbenen Syndikus Geiling (der im Zusammenhang mit der 
oben angeführten Instruktion für Holland von 1739 zu sehen sein dürfte) und des jetzigen 
Konsulenten Becht „in überlegung zu ziehen und auszumachen, wohin das archiv gebracht 
werden könnte, daß die acten vor dem untergang gesichert und vor aller gefahr befreyet 
seyn würden“. Auf diesen gewiß eindringlichen Appell war vom Rat zwar ein Augenschein 
angeordnet worden, doch scheint darüber hinaus nichts – oder doch nicht viel – geschehen 
zu sein. Jedenfalls findet sich kein Hinweis auf eine durchgreifende Änderung der wahrhaft 
miserablen Verhältnisse. 
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Erneut und sehr nachdrücklich wurden die Archivare in dieser Angelegenheit dann 1764 
vorstellig. Ein von ihnen am 20. Februar „Einem wohlgebohrnen, hochedelgebohrnen, hoch- 
und wohlweisen herrn burgermeister und rath des heiligen reichs freien statt Heilbronn“ 
übergebener „unterthänigster bericht über die hohe nothwendigkeit der errichtung eines 
archivbaues“ lag am 13. März dem Rat vor, der in der Sache zunächst durch die Senatoren 
Georg Heinrich von Roßkampff, der damals vom Rat bestellter Oberbaumeister war, und 
Johann Friedrich Schübler und unter Zuziehung der Archivare und des Bauamts einen 
Augenschein anordnete. Aber erst am 16. März 1765 stand die Angelegenheit wieder zur 
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Debatte. Roßkampff referierte, „daß man anfänglich willens gewesen, das archiv in dem 
sogenannten comoedianten saal“ im Rathaus „zu errichten“. Da man dahin aber nicht 
genügend Licht bringen könne, „so seye man darauf gerathen, ob nicht auf dem Sandhof 
solches gebauet werden sollte“ – und „solches“ heißt: ein eigener Archivbau. Es könne dort 
„ein 2 stöckigtes steinenes gebäu errichtet und 2 gewölwer [Gewölbe] auf einander 
gesprengt [aufgeführt, in die Höhe geführt] werden“, und „man könne auch genugsam 
hellung [Licht] und lufft dahin bringen“. Der Bau würde „von dem mau[r]er und zimmermann“ 
etwa 4500 Gulden kosten. Gleichzeitig legte er „einen riß und den [Kosten]überschlag von 
dem maurer ad 3428 f. 20 x. und von dem zimmermann ad 962 f. 54 x.“ vor, worauf der Rat 
bestimmte: „Wird der vorschlag genehmiget, und solle der bau an die maurer und 
zimmerleute veraccordirt [verdingt, vergeben] werden“. Damit war der Bau beschlossen – ein 
großer Erfolg für die damaligen Archivare und eine Sternstunde für das Archivwesen der 
Reichsstadt Heilbronn. 

Abbildung: Der Rat beschließt am 16. 
März 1765 den Neubau eines Archivs 
(Zweckbau) auf dem Sandhof 
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Der Sandhof gehörte zum Areal des ersten bekannten, um 1300 angelegten Judenfriedhofs, 
der in unmittelbarer Nähe zur Judensiedlung entlang der Lohtorstraße (Judengasse) lag, 
1415 wegen Vollbelegung aufgelassen wurde und sich seit 1490 in städtischem Besitz 
befand.
Noch 1765 wurde mit dem Bau begonnen. Die „maurer- und steinhauer arbeit“ wurde um 
1244 Gulden 54 Kreuzer dem Werkmeister Johann Christoph Keller übertragen, der 1750 
aus Herrenberg eingewandert und später hier auch Bürger geworden war. Als fähiger und 
tüchtiger Meister erhielt er bedeutende Aufträge, nicht zuletzt von der Stadt (von ihm gebaut 
wurden u. a. auch das Schießhaus und das Kraichgauarchiv). Die am Bau beschäftigten 
Maurergesellen und Handlanger baten übrigens gleich zu Beginn ihrer Arbeit, „ihnen ... in der 
wochen einmal jedem ½ maas wein zugehen zu lassen“. Sie bekämen „solches“ auch 
anderwärts. Und der Rat willigte ein. 
Am 23. Mai war im Rat bereits vom Grundstein die Rede. Archivar Becht legte das Konzept 
einer Inskription, eines Textes, „so in den grundstein gelegt werden solle“, vor. Sie sollte „auf 
eine zinnerne tafel gestochen“ und „nebst einer beschreibung derer jeztlebenden mitgliedern 
aus denen 3 hoch-wohl- und löblichen collegiis“, also des inneren Rats, des Gerichts und 
des äußeren Rats, eingebracht werden. Eine von Becht ebenfalls verfaßte „beschreibung 
derer merckwürdigsten documenten des archivs“ sowie dessen, „was sich merckwürdiges 
allhier zugetragen“, sollte ebenso in den Stein kommen, der „in gegenwart löblichen 
bauamts“ und Bechts am Samstag, dem 25. Mai, „gesezt“ wurde. Becht erhielt dann „vor 
seine viele bemühung“ sechs hiesige Dukaten verehrt – eine noble Geste des Rats 
gegenüber einem Mann, der sich um diesen Bau große Verdienste erworben hat. 
Im Rahmen der Umbau- und Erneuerungsarbeiten am Rathaus stieß man im Jahre 1903 an 
der südöstlichen Ecke des Archivgebäudes gegen den Kieselmarkt auf diesen Grundstein, in 
dem sich aber offenbar nur die Zinntafel fand (die später wieder eingemauert wurde). 
Jedenfalls weiß die Heilbronner „Neckar-Zeitung“ unter der Überschrift „Ein Fund im 
Heilbronner Archiv“ am 16. Februar dieses Jahres nur von dieser zu berichten. 
Diesem Bericht verdanken wir auch die Überlieferung des in lateinischer Sprache 
abgefaßten Textes, der auf der Vorderseite der 31 x 20 cm messenden Zinntafel unter dem 
reichsstädtischen Adler eingestochen war, sowie eine deutsche Übersetzung. Der 
Originaltext hatte folgenden Wortlaut: 
„ANNVENTE. DEO. OPTIMO. MAXIMO. 
CAESARE. FRANCISCO. I. 
REGE. GERMANORVM. IOSEPHO. II. 
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ALMA. PACE. VNIVERSVM. PER. ORBEM. RESTAVRATA. 
SENATVS. HEILBRONNENSIS. 
HAS. AEDES. ASSERVANDO. CIVITATIS. THESAURO. 
NON. AVREO. NON. ARGENTEO. 
HOSTIVM. FACILE. PRAEDAE. 
SED. REIPUBLICAE. ARCANIS. GESTARUMQVE. RERUM. 
TABULIS. 
EXTRVI. IVSSIT. 
VT. ANTE. ACTORVM. SECVRITAS. AC. NOTITIA. 
POSTERIS. 
SEQVENTISQVE. ESSET. MAGISTRA. SVPERIOR. AETAS. 
ANTIQVVM. REDDITVRA. DIEM. 
POSITVS. EST. HIC. LAPIS. AVSPICALIS. 
ALMA. DIE. XXV. MAII. 
ANNO. POST. REDEMTVM. ORBEM. MDCCLXV. 
ADES. O. BONE. DEVS. FAXISQUE. VT. VNIVERSALIS. 
VNIVERSI. 
RUINA. DEMUM. HANC. MOLEM. DIRUAT.“ 
Die Übersetzung lautet: 
„Mit dem Willen Gottes des Allgütigen und Allmächtigen 
Hat zur Zeit, als Franz I. Kaiser und Joseph II. deutscher 
König war, 
Da auf der ganzen Welt wieder holder Friede herrschte, 
Der Rat von Heilbronn 
Zur Verwahrung eines Schatzes der Stadt, 
Nicht bestehend in Gold oder Silber, 
Der leicht die Beute der Feinde wird, 
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Abbildung: Das Stadtarchiv am 
Kieselmarkt, der „schönste 
Rokokobau“ Heilbronns 
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Sondern in den geheimen Schriften des Gemeinwesens 
Und in den geschichtlichen Urkunden, 
Dieses Haus erbauen lassen, 
Damit für die Nachwelt die Kenntnis der früheren 
Ereignisse gesichert wäre, 
Und damit die frühere Zeit eine Lehrerin der folgenden 
würde,
Indem sie Vergangenes wieder vor Augen stellt. 
Dieser Stein guter Vorbedeutung wurde gelegt 
An dem Segenstag des 25. Mai 
Im Jahr 1765 nach Erlösung der Welt. 
Hilf, gütiger Gott, und verleihe, daß erst der Weltuntergang 
Diesen Bau zerstöre!“ 
Die Namen der Mitglieder der drei Kollegien fanden sich, wie vom Rat gewünscht, auf der 
Rückseite der Tafel: der Senat mit den Bürgermeistern, Steuerherren und Senatoren; das 
Gericht mit Schultheiß und Richtern; der äußere Rat mit den 13 aus der Gemeinde. Diesen 
Gremien nachgesetzt waren die Beamten des Senats und des Gerichts sowie die beiden 
Archivare, Christian Friedrich Holland und Eberhard Ludwig Becht. 
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Die Zimmerarbeiten wurden an den Zimmermeister Bernhard Theodor Hofacker vergeben. 
Nicht weniger als 151 „stämm“, der Stamm zu 45 Kreuzer, mußte er für den Bau bearbeiten. 
Am 26. September 1767 konnte Schübler den Rat unterrichten, daß der Bau „wirklich so weit 
fertig“ sei, daß nunmehr „der vordere bau mit steinfarb angestrichen und der adler vergoldet 
werden könnte“. Der Kunstmaler Giacomo Baptista Feradini, der aus Italien stammte und 
von Ludwigsburg hierher zugewandert war, fordere 40 Gulden. 
Der Archivbau auf dem Sandhof war ein reiner Zweckbau, der dem Archiv vorbehalten blieb. 
Die Pläne stammten von Roßkampff, der sich überhaupt um das Bauwesen in Heilbronn 
zeitlebens sehr angenommen hat. Er war ganz in Sandstein aufgeführt (was damals hier 
noch selten war) und eines der schönsten Gebäude, die in reichsstädtischer Zeit in dieser 
Stadt gebaut wurden. Eberhard Gossenberger schreibt in seiner Dissertation über die 
„Heilbronner Profanbauten aus dem 18. Jahrhundert“ (1917) sehr treffend: „Das Archiv zeigt 
schon im Äußeren alle Reize und den Charakter des echten Rokoko und ist wohl der 
schönste Profanbau Heilbronns.“ 
Über fast quadratischem Grundriß erhob sich ein dreigeschossiger Bau mit einer prächtigen 
fünfachsigen, von Eckpilastern mit korinthisierenden Kapitellen und wenig vorspringenden 
Lisenen reich gegliederten Schauseite gegen Osten. Das überragende Dekorationsstück in 
diesem überaus gefälligen Ensemble war ohne Frage das kostbare, von flachen Pilastern 
flankierte Portal in der Mittelachse mit einer herrlichen schmiedeeisernen Türe, die eine 
ebenso 

Abbildung: Längsschnitt durch den 
Archivbau am Kieselmarkt, 
aufgenommen von Siegfried Spengler 
1938 
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Abbildung: Georg Heinrich von 
Roßkampff (1720–1794), um die 
Stadt hochverdienter Senator (seit 
1751) und Bürgermeister (1769–
1794), Förderer des Bauwesens in 
der Reichsstadt. Von ihm stammen 
die Pläne für den Archivbau am 
Kieselmarkt 

so reife Leistung dieser Handwerkskunst darstellte wie die stark ausgebauchten, reich 
verzierten Gitter vor den Fenstern des Erdgeschosses. Die Kunstschmiedearbeiten sind wohl 
dem hiesigen Schlossermeister Erhard Thomas Späth zu verdanken. Unmittelbar über dem 
Eingang war, von üppig bewegtem Rocaille, wie es sich auch über den Fenstern fand, 
gewissermaßen eingerahmt, das Wappen der Reichsstadt angebracht: ein gekrönter 
schwarzer Adler in goldenem Feld, in das von (heraldisch) rechts oben die Sonne 
hereinstrahlte, mit den Buchstaben „HB“ (für Heilbronn) im Brustschild. Ebenfalls reich 
geschmückt zeigte sich die freistehende dreiachsige Südseite. (Im Jahre 1904 – im Rahmen 
des Rathausumbaues – hielt die Technische Kommission des Gemeinderats die 
Renovierung der Fassade „aus technischen und kunsthistorischen Gründen“ für dringend 
geboten. Es handelte sich dabei aber vor allem um die Reinigung und damit Auffrischung der 
Steine.)
Im Innern zeigte der Bau eine einfache Grundrißgestaltung. Nur je ein einziger, in 
Kreuzrippenbauweise überwölbter Raum fand sich in den beiden unteren Geschossen, die 
als Magazin dienten. Kartuschenwerk und üppig wucherndes Rocaille zierten die Rippen der 
Gewölbe, deren enormen Druck vier mächtige Pfeiler aufnahmen. In beiden Gewölben gab 
es einen mit einer eisernen Türe verschließbaren Wandkasten mit Schubladen zur 
Aufnahme wichtiger Dokumente und Urkunden, Membranaceum genannt. Im zweiten 
Obergeschoß dienten vier kleinere Räume als Arbeitszimmer für die Archivare. Aufwendig 
gestaltet war das in einem flachen Stichkappengewölbe mit aufgemaltem Bild (von einem 



Schrenk / Weckbach: Die Vergangenheit für die Zukunft bewahren S. 36 

© Stadtarchiv Heilbronn 2013 

Kunstmaler G. I. Ihle in Esslingen? Er war offenbar am Bau beschäftigt, ohne daß Näheres 
gesagt werden kann) endende Treppenhaus, das mit seinen flach eingedeckten, ebenfalls 
rocaillegeschmückten Vorhallen bis in den nördlichen Rathausflügel hineinreichte. Die innere 
Wange der dreiarmigen Treppe war über die gesamte Länge mit einem wunderschönen 
schmiedeeisernen Geländer bestückt, das vermutlich auch von Späth stammte. Pilaster und 
Pfeiler trugen auf den Kapitellen teils Putten in kniender und sitzender Stellung, teils 
ansehnliche Vasen. Von Rocaille umrankte Kartuschen waren auch über den Türen zu den 
Archivräumen angebracht. Im ersten Obergeschoß versinnbildlichte eine magere männliche 
Gestalt mit Sense die Vergänglichkeit des Menschen. 
Die innere Einrichtung, die nach den Vorschlägen von Becht erfolgte, war wohl durchdacht 
und überaus zweckmäßig: In etwa 360 durchnumerierten weißgestrichenen Kästen mit 
goldenen Stäben und kunstvollem schmiedeeisernen, ebenfalls vergoldeten Beschlagwerk 
waren die Akten 
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gelagert. Diese Kästen, die es in zwei verschiedenen Ausführungen gab, nämlich eintürig 
und – in doppelt breiter Ausführung – doppeltürig mit je vier bis sechs Fächern, waren nicht 
nur als schöne Schaustücke gearbeitet, sondern zugleich als Fluchtkästen: Seitlich 
angebrachte Griffe ermöglichten einen raschen Abtransport durch je zwei Mann, wobei dort, 
wo diese Griffe senkrecht befestigt waren, beim Tragen des Kastens die Tür nach oben zu 
liegen kam, so daß der Inhalt nicht herausfallen konnte. Außerdem waren sie verschließbar. 
Jeweils drei übereinandergestellt, bildeten sie einen Schrank. Die Urkunden lagen zunächst 
in Schubladenkästen, später in den genannten Laden des Membranaceums, die Amtsbücher 
standen in offenen Regalen. 

Abbildung: Stadtarchiv am 
Kieselmarkt. Innenansicht des ersten 
Obergeschosses mit ein- und 
zweitürigen Aktenkästen 

Über die Ausführung der Aktenkästen schrieb Becht selber später in seinem für Esslingen 
erarbeiteten „Vorschlag, Wie die Archiv-Geschäffte in einem Reichsstättischen Archiv 
einzurichten“, auf den wir unten noch zu sprechen kommen werden, folgendes (§ 79): „Die 
actenbehälter zu dem chartophylaceo [Aktenarchiv] müssen so beschaffen seyn, daß sie 
acten, in folio gelegt, fassen. Es ist willkührlich, ob sie schubladen oder fächer und thüren 
haben. Leztere sind bequemer und wolfeiler ... Ein acten kasten mit fächern und thüren wird 
8 schuh [1 Schuh in Heilbronn = 27,71 cm] hoch, 1 schuh 8 zoll [1 Zoll = 2,3 cm] tief und 4 
schuh breit gemacht, alles die holz-dicke mit eingerechnet. Er wird nach der höhe in 3 theile 
eingetheilt. Diese 3 kästen werden auf einander gesezt und der unterste auf kugeln gestellt, 
damit er unten freie lufft hat. Zwischen dem untern und mittlern kasten werden zwey zug-
tische angebracht, um die acten bey dem ablangen [Herausnehmen] und einraumen darauf 
zu legen. Jeder kasten bekommt 2 trag-ringe. Die thüren werden vom schreiner auf die 
gährung [Gehrung] gesezt, damit sie bey dem öffnen mit der seitenwand in gerader linie 
heraus stehen und nicht hindern, einen darneben stehenden kasten zugleich zu öffnen. 
Jeder der 3 aufsäz kästen bekommt 12 folio fach [12 Fächer für Akten im Folioformat], 3 
reihen à 4 fach unter einander. An einem jeden kasten werden 2 handheben [Griffe] 
angeschraubt, und zwar so, daß die mutter-schraube in das seiten brett innwendig 
eingelassen wird und kein eisen vorstehet. Die linke flügel thüre schließt in einem globen 
[Kloben] ein und die rechte bekommt ein schloß. Das schloß wird halb in das holz 
eingelaßen. Der globen zum verschluß der linken thüre wird an einen quer-unterschied 
[Quer-, Zwischenbrett] angeschlagen und ganz niedrig gemacht, damit er im ein und 
ausschieben der acten nicht hindere.“ 
Über die Urkundenkästen lesen wir ebenda (§ 54): Die Urkunden „müssen in acten-behälter 
gelegt werden, in 
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Abbildung: Zweitüriger Aktenkasten 
aus dem Archiv am Kieselmarkt 

welchen sie in ihrer folio-größe samt ihren hangenden siegeln rings um raum haben. Ein 
acten kasten mit fächern ist unbequem. Es kan auch durch das ein- und ausschieben der 
sigillen [Siegel] schaden geschehen. Der bequemste behälter für urkunden ist ein kasten mit 
schubladen, die mit einschub deckeln [Deckeln zum Einschieben in die Lade] versehen sind. 
Damit die documente geflüchtet werden können, wird entweder ein subtiles [kleines] schloß 
an den deckel der schubladen angebracht, oder die kästen, in denen die schubladen laufen, 
bekommen thüren zum verschluß. Es darf aber auf diesen fall ein kasten nicht mehr als 4 
schubladen fassen, weil er sonst zu schwehr würde zur flucht.“ Und in § 79 heißt es: „An den 
schubladen kästen müssen die schubladen mit einschub deckeln versehen werden, sonst 
sind die acten den mäusen ausgesezt, und die acten-behälter können auch nicht geflüchtet 
werden.“ Auf die Möglichkeit rascher und vor allem geordneter Flüchtung des Archivs in 
Kriegszeiten oder bei Feuersgefahr legte Becht also größten Wert, und das war auch richtig 
so. Dieser Umstand beweist einmal mehr seine Weitsicht. 
Und auch über die Aufstellung der Kästen läßt Becht sich in diesem Papier aus (§ 80): „Die 
acten kästen werden in dem archiv an den wänden her neben einander gestellt, doch so, 
daß sie ½ schuh oder 1 schuh von der wand abgerückt stehen, damit sie rings um lufft 
haben. Leidet es der raum und die überige einrichtung, so können sie auch 2 schuh von den 
wänden abgerückt werden, damit man hinter den kästen reinigen und das ungeziefer stöhren 
kan.“ Diese Forderung Bechts scheint allerdings in Heilbronn selbst nicht durchgehend 
berücksichtigt worden zu sein, denn wir kennen eine Abbildung, welche Kästen zeigt, die 
ganz präzise der Wand bzw. der Sockelpartie derselben angepaßt sind. Dort, wo der Platz 
an den Wänden nicht für alle Aktenkästen ausreicht, so fährt Becht fort, „können ... auch in 
dem archiv-saal kästen vor dem fenster-schafften [Fenstersimsen] her neben und hinter 
einander gestellt werden“. 
Die Risse für die Aufstellung der Kästen usw. fertigte Roßkampff. Sie sind erhalten und 
lassen erkennen, mit welcher Sorgfalt man auch an die Planung der Inneneinrichtung 
herangegangen ist und daß man versucht hat, das optimal Mögliche an Einrichtung (und 
damit Archivalien) in dem zur Verfügung stehenden Raum unterzubringen. 

Abbildung: Lade mit Deckel eines 
Urkundenkastens aus dem Archiv am 
Kieselmarkt. Sie diente der 
Aufbewahrung von Urkunden 
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Becht führte auch die Bestände in den verschiedenen Depots endlich zusammen und 
besorgte ihre Aufstellung bzw. Einlagerung in dem neuen Domizil. Er bemühte sich darüber 
hinaus mit großem Eifer um die Übernahme aller sonst noch herumliegenden archivwürdigen 
Akten und somit um deren Erhaltung. So bat er im Jahre 1767 z. B. „um die eröffnung der 
kammer auf dem rathhaus boden, allwo ... verschiedene acten, welche in das archiv 
gehören, verschlossen seien, um leztere zu salviren [zu bergen] und in das archiv bringen zu 
können“. Die in Frage stehenden Akten wurden daraufhin „aufgesucht und ins archiv 
abgegeben“.
Im Anschluß an die Zusammenführung der Bestände ordnete und verzeichnete Becht das 
Archivgut, wobei er seiner Ordnung, die dieses Mal wirklich eine umfassende gewesen ist, 
ein neues Ordnungsschema zugrunde legte. Es scheint, daß für dieses Schema jenes des 
Nürnberger Stadtarchivs als Beispiel gedient hat. Jedenfalls gibt es dafür einige 
Anhaltspunkte. Wieweit Becht jedoch jenes Ordnungsschema weiterentwickelt bzw. auf die 
Heilbronner Verhältnisse „zugeschnitten“ hat, ist nicht zu sagen. 
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Becht unterschied in der damals üblichen Weise die beiden Schriftgutkörper Aktenarchiv = 
Chartophylaceum und Urkundenarchiv = Membranaceum und ordnete die Bestände nach 
Sachbetreffen (Pertinenzprinzip), soweit dies möglich war. Die Akten teilte er in publica und 
privata, wobei unter publica jene Akten zu verstehen sind, die öffentliche (städtische) 
Angelegenheiten zum Inhalt hatten, unter privata die, welche nur private Belange betrafen, z. 
B. Inventuren und Teilungen, Kriminalsachen, Testamente und anderes mehr. Die publica 
unterteilte er dann noch in solche, welche sich auf innerstädtische Vorgänge und 
Einrichtungen bezogen, und diejenigen, welche die Verhältnisse der Stadt mit auswärtigen 
Personen und Institutionen anlangten. Ebenso unterschied er bei den Urkunden nach den 
bei den publica genannten beiden Gruppen. Die Amtsbuchreihen, etwa die Ratsprotokolle, 
zählten zum Chartophylaceum, entzogen sich aber dem für die Akten geltenden 
Ordnungsprinzip. Alles, was in dieser Weise nicht zu ordnen ging, wurde entweder 
chronologisch oder alphabetisch aufgestellt und verzeichnet. Das von Becht für die publica 
des Chartophylaceum und für das Membranaceum gebrauchte Ordnungsschema hat uns 
Pius Wittmann, auf den wir unten noch zurückkommen werden, überliefert. Wir bringen es 
als Anhang zu diesem Beitrag zum Abdruck. 
Wie Becht bei der Ordnung und Verzeichnung der Bestände vorgegangen ist, brauchen wir 
an dieser Stelle nicht auszuführen. Sein schon angeführter „Vorschlag“ gibt darüber 
hinlänglich Auskunft und soll unten wenigstens auszugsweise behandelt werden. 
Mit der Verzeichnung der Bestände legte Becht zugleich ausführliche Repertorien an und 
andere Hilfsmittel wie Indizes, wie wir bei der Behandlung des genannten „Vorschlags“ 
sehen werden. Und so hinterließ er, als er 1777 in den Rat gewählt wurde und damit den 
Archivdienst aufgeben mußte, ein bestens eingerichtetes, geordnetes und verzeichnetes 
Archiv.
Schon bald nach dem Bezug des Neubaus lobte der brandenburgische Historiker Philipp 
Wilhelm Gercken, der während ausgedehnter Reisen durch Deutschland in den Jahren 
1779–1782 in letzterem auch Heilbronn besucht hatte, in seinen Reiseschilderungen 
(„Reisen durch Schwaben, Baiern ...“, 1783) das Werk und seine Einrichtung: „Das Archiv 
der Stadt Heilbronn ist nicht allein ansehnlich, sondern auch gut eingerichtet in der besten 
Ordnung. Man hat vor einigen Jahren ein besonderes, ganz neu und massiv aufgeführtes 
Haus von 3 Stock, worin alles gewölbet ist, dazu erbauet ... Es ist vor Feuersgefahr, so viel 
möglich, gesichert, alles von Stein, die Thüren und Fensterladen von gegossenem Eisen ...“ 
Die innere Einrichtung falle gleichfalls in die Augen, „indem die Schränke gut rangiret 
[gestellt] und alles mit Geschmack angeordnet ist. Inwendig sind keine Schubladen, sondern 
nur Fächer, weil jeder Schrank verschlossen und so dichte und fest verwahret ist, daß kein 
Staub zukommen kann ... Sie sind numeriret, daß man nach dem Repertorio [Findbuch] 
sogleich die Sachen finden kann, in welchen sie aufbewahret sind.“ Im obersten Stock seien 
„die Stube des Archivarii“ und ein Nebenzimmer eingerichtet, im zweiten Stock das 
Hauptarchiv, „worin besonders die Acta ... und die alten 
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Originalurkunden befindlich sind ... Mit einem Worte, es ist dieses ein vortreflich 
eingerichtetes Archiv, das man nicht leicht in einer Reichsstadt so gut angeordnet und auch 
verwahret finden wird. Ueberdem haben sie auch sehr wohl eingerichtete Repertoria 
darüber, worunter ein reale [Real-Repertorium], so sehr ausführlich ist. Die Acta sind in 
Fascicul [Faszikel] gelegt, und jedes hat erstlich auf dem Umschlag den Hauptinhalt des 
ganzen Convoluts [Büschels] und jeder Fascicul hinwieder in dem Umschlage den 
Specialinhalt extrahiret [kurz zusammengefaßt].“ 
Gercken weiß aber auch Kritik anzubringen – ob zu Recht, mag einmal dahingestellt bleiben: 
„Im untern Stock sind auch noch viele Sachen, und sollen die Originalurkunden künftig in 
Schränke in der Mauer auch herunter gebracht werden. Ob dieses aber zur fernern 
Conservation [Erhaltung] zuträglich, daran zweifle [ich] wegen Feuchtigkeit der Mauer, 
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überdem ist schon das untere Stock nicht so luftig und taugt im Grunde gar nicht zu einem 
Archive, obwol man es aus der Ursache gerne dazu nimmt, daß, bey Feuersgefahr, die 
Sachen leichter fortzuschaffen sind. Allein hier ist doch schon wegen der kleinen Schränke, 
so jeden 2 Mann tragen können, gewissermassen gesorget. Die am besten eingerichteten 
Archive habe ich an den mehrsten Orten im 2ten Stock gefunden, und dieses ist auch die 
sicherste Stelle, wenn man die alten Schriften gegen die Feuchtigkeit bewahren will.“ 
Das Heilbronner Archiv stellte von nun an für fremde Reisende eine gerne aufgesuchte 
Sehenswürdigkeit dar. Zu diesem Schluß muß man jedenfalls kommen, wenn man sieht, daß 
es in fast allen Reiseführern und -beschreibungen des ausgehenden 18. und des 19. 
Jahrhunderts Erwähnung und Lob findet. Und es wurde auch stets „mit vieler Höflichkeit“ 
vorgezeigt, wie der Pfarrer und Reiseschriftsteller Philipp Ludwig Hermann Röder im ersten 
Band seiner „Reisen durch das südliche Teutschland“ (Leipzig und Klagenfurt 1789) 
bemerkte. Im übrigen hob auch er die äußerst zweckmäßige Inneneinrichtung und die „gute 
Art, die Schriften vor dem Feuer ... zu sichern“ hervor. Ein weiteres Mal hob Röder die 
außerordentlich zweckmäßige Inneneinrichtung des Heilbronner Archivs in seiner zu Anfang 
des 19. Jahrhunderts erschienenen Landesbeschreibung Neuwürttembergs („Neu-
Wirtemberg oder geographische und statistische Beschreibung der durch die Entschädigung 
etc. an Wirtemberg gekommenen neuen Länder, Städte, Klöster, Ortschaften etc.“, Ulm 
1804) hervor: „Die innere Einrichtung ist schön und zeugt von der Ordnung, welche in allen 
Stüken in Heilbronn herrscht“, ist da z. B. zu lesen, und: „Alles ist so in der Ordnung, daß 
jede Akte gleich gefunden werden kann. Archivare können hier eigentlich studiren, wie ein 
Archiv zwekmässig geordnet und schön eingerichtet werden solle.“ 
Ein ganz dickes Lob sprach dem Heilbronner Archiv auch der Bibliotheksreisende und 
Schriftsteller, ab dem folgenden Jahr Professor in Erlangen Friedrich Karl Gottlob Hirsching 
aus in dem vierten Band seines auch heute noch wertvollen Werkes „Versuch einer 
Beschreibung sehenswürdiger Bibliotheken Teutschlands ...“ (Erlangen 1791): „... von 
Roßkampf, ... welcher den Entwurf zu diesem Gebäude machte und bey desselben 
Ausführung die Oberaufsicht führte, vereinigte Schönheit und Zweckmäsigkeit dabey so 
sehr, als die Natur eines solchen Gebäudes immer verstattet“, heißt es da zum Beispiel. 
Dokumente und Akten würden hier nicht, wie sonst nicht selten in größeren Orten, „in 
feuchten Gewölbern vermodern“. Auch seien sie „vor Räubern und Feuersgefahr“ geschützt. 
„Es ist für ein Archiv ein musterhaftes Gebäude, welches, nebst der Hauptkirche, das 
massivste in der ganzen Stadt ist.“ Die innere Einrichtung sei „eben so merkwürdig ... Die 
ganze, nach einem tief durchgedachten Plan gemachte Repartition [Verteilung] der Acten 
und Documente stammt von dem heilbronnischen Rathsherrn Becht her, welcher mehrere 
Jahre, ... die Stelle eines Archivars bekleidet hatte.“ Vor seiner Zeit sei das Archiv ein 
„Chaos“ gewesen, ein „rudis indigestaque moles“, eine unbearbeitete und ungeordnete 
Masse. Becht aber habe aus diesem Chaos „einen regelmäsigen Körper“ geschaffen, und 
alle seine Nachfolger „suchen mit Recht ein Verdienst darinn, diese Regelmäsigkeit, welche 
den Gebrauch des Archivs ungemein erleichtert und die schnelle Uebersicht des Ganzen 
befördert, sorgfältig zu unterhalten“. Erstaunt ist der Autor über die Bereitwilligkeit, mit der 
man ihn durch das Archiv führte. Es sei hier jedenfalls, so hebt er hervor, „jene 
kleinstädtische 

S. 51 

Politik, welche in jedem reisenden Gelehrten, der ein Archiv besuchen will, einen maskirten 
Spion zu finden glaubt“, nicht vorhanden bzw. „verbannt“, wie er sich ausdrückt. Vor allem 
lobt er den Archivar Schübler, der ihm allerhand seltene Autographen zeigte, aber auch die 
„voluminösen Hexenacten“, die „nicht allein die Allgemeinheit des dämonologischen 
Volksglaubens“ belegten, sondern auch, daß dieser „überall einerley Grundsätze“ hatte. Und 
er kommt schließlich zu dem Schluß, daß hier der Geschichtsforscher „manche 
schmackhafte Seelenspeise“ finden könne. Die Handbibliothek des Archivs sei „nicht groß, 
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aber auserlesen“ und besitze „beträchtliche Werke“ zur Diplomatik (Urkundenlehre), 
Sphragistik (Siegelkunde), Numismatik (Münzkunde) und zur Sprachkenntnis des 
Mittelalters. 
Und Karl Jäger schließlich wünschte sich in seinem „Handbuch für Reisende in den 
Neckargegenden ...“ (Heidelberg 1824), „daß alle Archive Deutschlands mit solcher Sorgfalt 
geordnet würden, damit sie auch dem Geschichtsfreunde die Einsicht in die Urkunden, ohne 
auf das Suchen derselben viele Zeit verwenden zu müssen, möglich machten.“ 
Von Becht stammt ein ausführlicher, oben schon verschiedentlich herangezogener 
„Vorschlag, Wie die Archiv-Geschäffte in einem Reichsstättischen Archiv einzurichten“, den 
er 1774 für die Reichsstadt Esslingen zu Papier gebracht hat und der im dortigen Stadtarchiv 
erhalten geblieben ist. Adolf Diehl ist in seiner Einleitung zu Band 1 des „Urkundenbuches 
der Stadt Esslingen“ (Württembergische Geschichtsquellen, hrsg. von der 
Württembergischen Kommission für Landesgeschichte, Band 4, Stuttgart 1899) bereits 
einmal (kurz zusammenfassend) darauf eingegangen. Dieser „Vorschlag“ ist für uns von 
außerordentlichem Interesse, handelt es sich dabei doch um einen Arbeitsplan, der aus der 
täglichen Praxis erwachsen ist und uns deshalb zeigt, wie Becht als städtischer Archivar hier 
gearbeitet hat und wie er bei der Neuordnung und Verzeichnung des Heilbronner Archivs im 
einzelnen vorgegangen ist. Darüber hinaus mag Bechts „Vorschlag“ als ein Mosaiksteinchen 
für die allgemeine Archivgeschichte zu sehen sein. Das Papier umfaßt 146 (ungezählte) 
Seiten und 84 §§. Wenngleich wir schon von daher auf den gesamten Inhalt hier natürlich 
nicht eingehen können, so wollen wir doch einige Passagen wiedergeben. 

Abbildung: Einbandbeschriftung zu 
dem „Vorschlag“ Bechts für die 
Reichsstadt Esslingen 1774 

Sehr eingehend behandelt Becht zunächst die Neuordnung und Verzeichnung der Akten im 
Chartophylaceum = Aktenarchiv. Wenn dabei immer wieder vom „Registrieren“ die Rede ist, 
so meint er damit die Beschreibung des jeweiligen Faszikelinhalts, die Vergabe der General- 
und Spezialrubra (Rubriken), also der Über- und Unterbegriffe, sprich Schlagworte (Betreffe), 
unter denen die Faszikel in die systematische Ordnung einzureihen sind, und der Signatur 
sowie deren Niederschrift auf dem Faszikelumschlag, dessen Textteil insgesamt als 
„Registratur“ bezeichnet wird. Zugleich behandelt er die Anlage der „repertoria“, von 
Spezialrepertorien, Findbüchern für die einzelnen Bestände gemäß den Faszikelaufschriften. 
„Wenn ein archiv ganz umgearbeitet und in ordnung gebracht werden soll“, so beginnt Becht 
seine Ausführungen zu Anfang des § 1, „so mus der archivarius sich bemühen, das archiv, 
welches ihm anvertrauet ist, in seinem ganzen umfang kennen zu lernen. Er mus den staat 
[in unserem Fall 
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die Stadt] kennen lernen, dem er dient. Er muß sich entwürffe machen, nach welchen er das 
archiv in eine gute ordnung bringen will.“ Dazu muß er sich umsehen, „was für acten in dem 
archiv, welches er umzuregistriren hat, befindlich sind und in welcher ordnung sie liegen. Er 
durchgehet die repertoria, die von vormaligen archiv-arbeitern verfertiget worden [sind]. 
Sodann geht er die archivacten ... cursorisch durch. ... er überließt die rubriken der fascikel. 
... Findet er ganze moles actorum [Haufen von Akten], die ohne registratur und in unordnung 
sind, so läßt er sie liegen, bis sie bey der künfftigen registratur-arbeit die reihe trifft.“ Und in § 
2 fährt er dann fort: „Während diesem geschäfft denkt sich der archivarius den plan aus, 
nach welchem er die acten bey seiner künfftigen registratur-arbeit ordnen und eintheilen 
wolle.“ Bevor „das registratur-geschäfft“ allerdings beginnen kann, muß der Archivar sich, so 
§ 5, mit den alten Handschriften bekannt machen. „Dann wann die acten, die er im 
chartophylaceo registriren soll, weit zurückgehen, so hat er auch alte schrifften zu lesen, und 
darinn mus er schon vorher geübt seyn.“ Er muß aber auch wissen, wie in § 6 zu lesen ist, 
„daß er eine große arbeit unternimmt und daß er einen zeitraum von vielen jahren zu ihrer 
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ausführung braucht“. Nimmt er die Arbeit dann endlich auf, „so mus sich der archivarius zum 
gesez machen, daß er sein archiv bis dahin immer in der ordnung erhalte, in der er es 
angetretten hat“, heißt es in § 7. Die Akten, die ihm zwischenzeitlich „eingeliefert“ werden, 
sind deshalb noch „unter die rubriquen des alten repertorii“ zu registrieren. In der Kanzlei 
oder in einem anderen „departement [Amt]“ eventuell noch liegende Akten, „die zu seiner 
materie [seinem gerade bearbeiteten Betreff, Sachgruppe] gehören“, hat er nach § 8 
einzufordern. 
Nach dem Reinigen der Akten von Sand und Staub werden die Rubra vergeben und die 
einzelnen Vorgänge entsprechend zugeordnet, zuvor aber – bei mehreren Betreffen – 
Auszüge gefertigt. Extrahiert werden muß alles, so § 12, „was irgend erheblich ist oder seyn 
könnte“ und „nicht unter die rubrique und in den fascikel gehört, in welchem ein actenstück 
liegt“. Zum Auseinanderziehen und Zusammensortieren der Akten erscheint es ihm nach § 
10 bequem, die „rubriquen auf tischen, bänken etc. umherzulegen“, wenn der Platz dafür 
reicht. „Sind nun die acten alle in den fascikeln, wie sie bleiben sollen“, so nimmt der 
Archivar einen Faszikel nach dem anderen und macht sich des Inhalts kundig, so § 15, um 
sie dann, § 16, mit Umschlägen und schließlich der „förmliche[n] registratur“ zu versehen. 
„Um die acten, die in das membranaceum gehören, von dem im chartophylaceo auch im 
äußerlichen zu unterscheiden, können jene in weises und diese in blaues papier fasciculirt 
[zu einem Faszikel vereinigt] werden.“ Auf die Registratur wird die General- und die 
Spezialrubrik

Abbildung: Beschriftung eines 
Urkundenumschlags aus dem alten 
Archiv (sogen. „Registratur“) 
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geschrieben und dann „eine kurze beschreibung der acten, die der fascikel enthält, und ihrer 
materien“. Darunter werden die Jahre gesetzt, mit denen die Akten „anfangen und aufhören“, 
und zum Schluß schreibt der Archivar noch „einen historischen bericht über den 
wesentlichen innhalt der acten“, wobei er sich „kurz und praecis ausdrücken“ muß und 
„keinen erheblichen umstand auslaßen“ darf, kurz: er soll „mit wenigen worten viel sagen“. 
Der Archivar „soll sich befleisigen“, so ist in § 16 weiter zu lesen, seine Registratur so 
„compreß [kompakt]“ anzulegen, „daß sie auf eine seite gehet“, doch soll er dabei „rein und 
deutlich“ schreiben. Er soll auch „alle abbreviaturen [Abkürzungen] vermeiden und 
besonders auch die zahlen deutlich schreiben.“ Damit die Registratur „dauerhafft bleibe“, 
wird „starkes papier und gute dinte“ gebraucht, „und der archivarius vermeidet, seine 
registratur mit sand [Löschsand] zu bestreuen“. Anschließend wird die Signatur vergeben, 
wobei die Nummer der Generalrubrik der Nummer des Kastens oder der Schublade 
entspricht, in welche die Akten zu liegen kommen. 

Abbildung: Innentitel des einzigen 
aus reichsstädtischer Zeit erhaltenen 
Repertoriums 

Die Spezialrepertorien werden, so ist in § 19 ausgeführt, „wenn alles umregistrirt ist, in eben 
der ordnung zusammen gebunden, in welche die archiv-acten rangirt [in eine systematische 
Ordnung gebracht] werden“. Sie bestehen „in nichts, als einer abschrifft der registraturen, die 
der archivarius auf die fascikel geschrieben hat“. Sie anzulegen, ist Sache des 
Archivskribenten (-schreibers), der aber diese Repertorien „reinlich, deutlich, etwas compreß, 
aber die zeilen nicht eng aneinander, mit einer handschrifft, die sich immer gleich ist, mit 
beibehaltung der orthographie des archivarii und mit aller genauigkeit“ verfertigen und ihnen 
„durch gleichheit der schrifft, der zeilen, des leeren raums etc. die gehörige zierde“ geben 
soll. Geheime Akten muß der Archivar selbst in das Repertorium eintragen. 
„Die bisher vorgeschlagene art zu registriren kostet viele zeit und arbeit“, räumt Becht in § 25 
ein. „Es wird aber für die zukunfft zeit und arbeit damit gewonnen.“ Denn wenn man „nur 
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superficiel [oberflächlich]“ registriert, „wird ein künfftiger archivarius wieder von vornen 
anfangen müßen. Er wird die arbeit seines amts-vorfahren zernichten, und dessen arbeit ist 
als dann alle verlohren.“ Es erscheint deshalb besser, „wenn der archivarius und das 
publicum [in unserem Fall wieder die Stadt], dem er dient, die zeit, da alles in ordnung ist, mit 
gedult abwartet und ein vollkommenes werck bekommt, als wenn es um seiner 
unvollständigkeit willen nochmals umgeschaffen werden mus“. Und er fährt fort: „Wenn eine 
special-materie aufgesucht und ein bericht ex actis [aus den Akten] erstattet werden soll, so 
ist es äuserst beschwehrlich, wenn sie aus vielen fascikeln und ganzen convoluten acten 
zusammen gesucht werden soll. Ist sie aber besonders und vollständig gesammelt, so kan 
sie nicht nur ohne mühe aufgesucht, sondern auch sehr behend daraus referirt werden.“ In § 
26 kommt Becht sodann zu einer Forderung, die in jedem größeren Archiv undurchführbar 
erscheint: „Er [Archivar] mus sich zum gesez machen, alle acta publica [die Stadt 
betreffenden Akten], die sein archiv in sich begreift [enthält], zu lesen. Dann erst, wenn er sie 
vollständig durchgelesen hat, kan er urtheilen, ob gar nichts von werth darinn steke.“ 
Nicht alle Bestände können jedoch in der gleichen Art, nämlich nach Sachbetreffen, 
verzeichnet werden, sondern 
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manche erfordern auch „ihre eigene registratur-art“. Gewisse Akten sind nur chronologisch 
oder alphabetisch zu ordnen, etwa Inventuren und Teilungen, Geburtsbriefe, Ratsdekrete, 
Rechnungen und anderes, heißt es in § 29 ff. 
„Es ist bekanntlich seit 2 bis dritthalb [zweieinhalb] jahrhunderten die einrichtung bei den 
reichsstätten, daß alles, was im publico [in der Stadt] vorgehet und im raths-siz [bei den 
Ratssitzungen] vorgebracht und beschlossen wird, in das raths-protocoll kommt“, schreibt 
Becht in § 40. „Es gehört daher zur vollständigkeit der acten, daß man auch wisse, was die 
rathsprotocolle von einer sache enthalten. Mithin ist es notwendig, ... die acta publica durch 
protocoll-auszüge vollständig zu machen. Es ist aber dabei auch erforderlich, ein real-
repertorium über alle raths-protocolle zu verfertigen.“ Da die Register der Ratsprotokolle 
unzulänglich sind und zudem sehr viele Dinge „in einem reichsstättischen publico [in einer 
Reichsstadt]“ vorkommen, „worüber keine acten verhandelt [geführt] werden und welche 
nirgend als im protocoll referirt [wiedergegeben] sind“, so können auch dergleichen Sachen 
„nicht nachgeschlagen werden, als mit hülfe eines repertorii, welches den jahrgang und das 
datum des protocolls an die hand giebt“. In ein solches Real-Repertorium „soll der 
wesentliche innhalt der raths-protocolle von allen publicis [die Stadt belangenden 
Angelegenheiten], die irgend erheblich sind, ... eingetragen ... werden“, wobei die Exzerpte, 
die Auszüge, so § 41, „kurz, aber doch vollständig und präcis“ ausdrücken sollen, „was das 
protocoll von der sache referirt“. Sie werden mit einem Schlagwort versehen, unter dem der 
Eintrag in das Repertorium erfolgt. „So bald eine rubrique eingetragen ist, schreibt sie der 
archivarius in ein register ... Zu seiner zeit wird dieses register in das real-repertorium ... 
eingetragen.“ Der Archivar muß sich aber bemühen, so verlangt es § 43, „kernhafft zu 
excerpiren [auszuziehen], mit wenigen worten sich vollständig und deutlich auszudrücken, 
auch reif zu urteilen, ob eine im protocoll vorkommende stelle erheblich genug ist, excerpirt 
zu werden.“ 
Die Privatakten, die einen „voluminosen [umfangreichen] theil des chartophylacei“ 
ausmachen, soll der Archivar zwar umregistrieren, doch, wie § 44 will, „ohne verschwendung 
vieler zeit und arbeit“. Das Repertorium für diese Akten wird, so § 45, wie die anderen 
Findbücher auch angelegt. 
Weit weniger Raum als den Akten widmet Becht der Ordnung und Verzeichnung der 
Urkunden im Membranaceum sowie deren Repertorisierung. „Wenn der archivarius diese 
arbeit vornimmt, so muß er schon im lesen alter schrifften geübt sein“, heißt es in § 46. 
„Wenn man alte schrifften mit eifer und genauigkeit ließt und nicht nachläßt, bis man alle 
worte und alle silben herausgebracht hat, wenn man die gelesene urkunden abschreibt, sich 
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die abkürzungs zeichen merkt und mit guter überlegung liest, so kommt man bald zu der 
erforderlichen übung im lesen.“ Will der Archivar „pergamentene urkunden“ registrieren, „so 
ließt er jede urkund mit der größten aufmerksamkeit und genauigkeit durch“, so ist in § 47 
angemerkt, und „schreibt ihren ganzen wesentlichen innhalt, und was sonst merkwürdiges 
darinnen ist, auf die registratur“. 
Die Urkunden müssen im übrigen „auf beeden seiten rein abgekehrt“ und auch „in dem 
untern falz am eingesiegelten umschlag mit einem federspulen [Gänsefeder] gereiniget und 
die kleine insecten, die sich gar offt allda finden, heraus gekehrt und getödet“ werden, gibt § 
48 vor. Die Siegel werden „mit feinen bürsten gereinigt“. Bei Urkunden „von erheblichkeit 
[bedeutendem Inhalt]“ bekommen die Siegel eigene Kapseln. „Die viele gebrochene und 
schadhaffte siegel, die man an urkunden antrifft, machen diese verwahrung zur 
nothwendigkeit.“ Und weiter heißt es da: „Die hölzerne capseln sind beschwehrlich. Sie 
hindern auf dem tisch, wenn man eine urkunde ließt oder copiirt, sie nehmen in der 
schublade vielen raum ein und beschädigen umherliegende sigille [Siegel], die mit keinen 
capseln versehen sind. Capseln von blech haben fast eben diese beschwehrlichkeiten und 
sind noch dabey dem rost unterworffen, und der rost beflecket, was umher liegt.“ Deshalb 
empfiehlt Becht „papierne capseln“, welche die „leichteste und wohlfeilste art“ sind, „sigille zu 
verwahren“. Die Umschrift des Siegels ist obenauf zu schreiben, „wenn sie leserlich ist“. 
In § 49 lesen wir, der Archivar muß „genau belehrt sein, was die urkunden in seinem archiv 
enthalten. Er muß 
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sie daher nicht nur lesen, sondern für sich und seine nachfolger ihren ganzen innhalt 
aufregistriren [auf den Umschlag schreiben] und in das repertorium bringen.“ Alle Urkunden 
von „erheblichkeit“, das verlangt § 50, muß der Archivar abschreiben und die Abschrift 
vidimieren (beglaubigen) und dem Chartophylaceum zuführen. Nur schadhaften Originalen 
ist eine Kopie beizufügen. Alte Rubriken sollen möglichst beibehalten werden. „Ohne noth 
soll der archivarius ... kein document von seiner alten rubrique trennen ...“ 
Auch die Repertorien des Membranaceum werden, so § 54, „zu seiner zeit 
zusammengehefftet“. 
Anschließend behandelt Becht das Rangieren, d. h. das Einreihen der Urkunden und Akten 
in eine systematische Ordnung und das Fertigmachen der Repertorien und weiterer 
Hilfsmittel. „Wenn der archivarius alle rubriquen vor sich liegen hat, so ist es ihm leicht, sie 
nach einem vernünfftigen sistem unter einander zu ordnen“, heißt es in § 58. Ist die 
systematische Ordnung hergestellt, so § 56, „werden die documente in die acten behälter 
gelegt“, wobei der Archivar darauf achten muß, daß er „hinter einer jeden rubrique, von der 
er irgend vermuthen kan, daß sie sich in folgender zeit weiter anhäufe, einen proportionirten 
[angemessenen] leeren raum“ läßt. Nach der systematischen Ordnung werden sodann „die 
über jede rubrique verfertigte repertoria gebunden“, d. h. die Einzelrepertorien werden zu 
zwei systematischen Repertorien für die beiden Schriftgutkörper Membranaceum und 
Chartophylaceum zusammengebunden, und beide erhalten schließlich ein gemeinsames 
„alphabetisches register“. Ganz zum Schluß, so § 60, wird noch „ein real-repertorium über 
das ganze membranaceum und chartophylaceum“ angelegt. 
Endlich handelt Becht auch noch von den übrigen Geschäften des Archivars, denn „ein 
archivarius hat noch mehrere amts-verrichtungen“ als die bisher genannten. In § 64 heißt es 
z. B.: „Bey dem registratur geschäfft und durch lesen der acten ist es eine erleichterung, 
wenn der archivarius die handschrifften kennt, die er in den concepten antrifft. Er muß sich 
daher die manuscripte derer, die vormals bey seinem publico [bei seiner Stadt] gearbeitet 
haben, bekannt machen. Er soll aber auch seinem nachfolger die mühe erleichtern, diese 
handschrifften kennen zu lernen ...“ Er muß deshalb, und das ist ein sehr guter Vorschlag, 
„von jedem consulenten, syndicus und stattschreiber ein oder etliche manuscripte sammlen“ 
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und ein Verzeichnis „aller vormaligen canzlei-officianten [-bediensteten], wie sie nach 
einander und neben einander gedient haben“, mitsamt ihren Dienstjahren anlegen. 
Hinsichtlich der Erstellung von Berichten „ex actis“, d. h. aus den Akten, schreibt Becht in § 
69: „Der archivarius soll sich dem staat [hier wieder der Stadt], dem er dient, in allem, wohin 
sein beruf gehet, nüzlich zu machen suchen. Er kan den staat am besten von dem, was vor 
unsern tagen geschehen ist, unterrichten. Er soll es sich zu seinem lieblings geschäfft 
machen, aus acten zu referiren. Er kennt die acten, er kennt das archiv in seinem ganzen 
umfang. Sein beruf ist, alle acten auf seinem archiv zu lesen. Er ist eher, als ein anderer 
canzlei officialis [Kanzleibediensteter], im stand, vollständig zu referiren und seine relation 
[Bericht] weiter auszubreiten, als der anlaß erforderte.“ Er faßt seinen Bericht „so getreu und 
so vollständig ab, daß diejenige, die in der sache zu arbeiten haben, der mühe überhoben 
werden, die acten darüber nachzulesen und sich völlig auf die archiv-relation verlaßen 
können“, aber er faßt ihn auch nur „pur historisch ab, ohne gutachten und ohne zu urtheilen“. 
Werden Akten herausgegeben, muß der Archivar grundsätzlich alles, „was ... abgelangt 
wird“, in einem Diarium (Tagebuch) protokollieren. So heißt es in § 71: „Der archivarius giebt 
nichts aus der hand, ehe er es in sein diarium eingeschrieben hat, und er hebt nichts auf, 
ehe er die einlieferung im diario eingetragen hat. Er soll aber das eingelieferte jedes mal auf 
der stelle wieder an seinen plaz bringen.“ Und: „Der archivarius soll alle quartal sein diarium 
durchsehen, und was ihm nicht wieder eingeliefert worden ist und der zeit und umständen 
nach wieder zuruckgegeben werden könnte, eintreiben.“ Am Ende eines jeden Jahres „hält 
er eine genaue revision [Überprüfung]“. Werden von privater Seite Akten verlangt, so darf 
nach § 72 die „edition“, die Herausgabe, niemals anders geschehen als „mit abschrifften 
oder auszügen oder mit vorlegung von acten zur perlustration [Einsichtnahme]“. 
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Der Archivar hat, so § 73, ein Ablieferungsverzeichnis zu führen und neueinkommende 
Akten „von der canzlei oder andern departements [Ämtern]“ dort einzutragen, und er soll, 
gemäß § 74, „nach und nach alle abgethane [im laufenden Geschäftsgang nicht mehr 
benötigten] acten in das archiv reclamiren [anfordern], adregistriren [zu den bereits 
registrierten hinzuregistrieren] und [gehörigen Orts] austheilen“. Er soll aber auch „daran 
sein, daß von seiten des publici [der Stadt], dem er dient, ein reglement [Dienstanweisung], 
in welcher ordnung von zeit zu zeit die acten-lieferung in das archiv geschehen soll, 
gemacht, aber auch darüber gehalten [diese eingehalten] werde“. Da er nämlich „alle acten 
registrirt und in repertoria einträgt, die lauffende registraturen hingegen keine repertoria 
haben, so sind die abgethane acten am besten im archiv aufgehoben und am leichtesten 
wieder vorzufinden“. Deswegen soll auch, so § 75, jährlich „die canzlei-registratur auf einen 
bestimmten termin gestürzt [durchgesehen] und alles, was dahin nicht mehr gehöret, in das 
archiv geliefert werden“. Im übrigen hat die Kanzlei besorgt zu sein, „daß alle laufende acten 
vollständig gesammelt werden“. Wenn die Kanzlei aber, so § 77, Akten und Protokolle nicht 
„nach einer gewissen ordnung“ abliefert, „so macht es neue unordnungen im archiv“. 
Die letzten Seiten seines „Vorschlags“ widmet Becht dem Archivgebäude und seiner 
Einrichtung sowie der Pflege seiner Räume und Archivalien. „Der archivarius hat auch die 
pflicht, das äusserliche des archivs zu beobachten“, heißt es in § 78. Er muß deshalb 
desselbe von Zeit zu Zeit „visitiren [in Augenschein nehmen]“, insbesondere hinsichtlich der 
Feuer- und sonstiger Sicherheit. 
„Das archiv und arbeits zimmer soll er [der Archivar] immer reinlich erhalten, im archiv keine 
acten auf tischen oder sonst umher liegen laßen und auch im arbeits zimmer keine, als die er 
unter der arbeit hat, unaufgehoben lassen“, heißt es in § 78 weiter. Und nach § 83 soll er 
sich in seinem Arbeitszimmer, dem „laboratorium“, „eine solche einrichtung“ schaffen, „daß 
er alles, was zu seinen currenten [laufenden] arbeiten gehört, nahe zur hand hat, und seine 
arbeits-tische mit nichts, als was zu den lauffenden geschäfften gehört, verlegt seien“. 
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Hinsichtlich der Ausstattung soll er darauf achten, daß das Archiv mit „tauglichen acten-
kästen“ versehen wird, die auch „zur flucht eingerichtet“ werden. „An die kästen oder 
schubladen wird außen keine rubrique angeschrieben, sondern nur eine numer aufgenagelt“, 
besagt § 81. Bei Kästen „kommt die general rubrique inwendig an die flügelthüren, die 
special rubriquen aber auf die zwerchunterschiede [Zwischenböden] über die fascikel“, bei 
Schubladen „kan die rubrique auf den deckel oder an eine seiten wand angeschrieben 
werden“.
„Der archivarius soll dafür sorgen, daß die acten vom ungeziefer verwahrt bleiben“, heißt es 
in § 82. „Gegen die papier-milben bewahrt er sie durch öffters lüfften und reinigen der acten 
und acten-behälter. Die insecten greifen papier und pergament und auch die seidene 
schnüre an, an denen sigille [Siegel] hängen oder angesigelt sind. Es muß daher ein 
archivarius die documente, die schon gereinigt, registrirt und in ihre umschlag-bogen gelegt 
sind, manchmal öffnen und auf das neue abkehren und reinigen. Er muß auch die acten, die 
er vor mehrern jahren registrirt hat, wieder öffnen und auslüfften.“ Und: „In den 
sommermonaten soll er die fenster des archivs den tag über offen halten, und, wenn er vor 
mäusen gesichert ist, auch alle seine acten-kästen die sommer-monate über offen stehen 
laßen, damit die acten freie lufft haben. Wenn er die kästen wieder schließt, so schiebt er die 
fascikel in jedem fach aus und ein, um sicher zu sein, daß die mäuse [sich] nicht eingenistet 
[haben]. Er öffnet hiebei hin und wieder die fascikel, lüfftet die acten und sieht nach, ob sich 
keine papiermülben spüren lassen.“ Für die Schubladen, besonders im Membranaceum, 
empfiehlt Becht, sie „mit maculatur oder concept papier“ auszustaffieren, „ehe man acten 
hineinlegt“. Beim „lüfften der acten“ aber „wird das maculaturpapier herausgenommen und 
die schublade auf das neue gereinigt“. 
In seinem vom 3. Oktober 1774 datierten Begleitschreiben zu diesem „Vorschlag“ an den 
Konsulenten Seeger in Esslingen schrieb Becht u. a.: „Es wird mich sehr erfreuen, wenn der 
aufsaz etwas brauchbares enthält. Euer hochedelgebohren erweisen mir aber die 
freundschafft, keinen anderen gebrauch und communication [Weitergabe], 
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als für dasiges publicum [Stadt], davon zu machen. Denn ich werde noch verschiedenes 
daran zu bessern finden.“ Hatte Becht vor, das Manuskript in Buchform zu veröffentlichen? 
Man hat ganz den Eindruck. „Sollte ich mich hier oder da nicht deutlich genug ausgedrükt 
haben oder sonst ausführlichere erläuterungen verlangt werden“, so fuhr er fort, „so bin ich 
zu aller zeit bereitwillig, sie nachzutragen“. Die Abschrift hatte der Skribent (Schreiber) 
Johann Leonhard Schübler besorgt, der dafür an Schreibgebühren 3 Gulden 48 Kreuzer 
berechnete. 
Die Reichsstadt Esslingen hat diesen „Vorschlag“ Bechts dann zur Grundlage einer 
eingehenden Neuordnung ihres Archivs gemacht, wie, nach Diehl, die Übereinstimmung der 
zugleich übersandten Muster von Umschlägen und Repertorien mit den bei der 
Neuverzeichnung dort gebrauchten zeigt. 
Zum Schluß (§ 84) seines „Vorschlags“ hat Eberhard Ludwig Becht u. a. geschrieben: „Es 
sollen aber auch seine [des Archivars] gesamte berufs-arbeiten die beständige 
beschäfftigung seiner seele sein. Ein sistematisches genie, welches nebst einer 
unbestechbaren treue und verschwiegenheit bey einem archivario unentbehrlich ist, wird, mit 
dem geschmack an alterthümern und mit einer vatterländischen neubegierde 
vergesellschafftet, sich sehr gerne mit diesen verrichtungen abgeben und auch dem 
unangenehmen theil der archiv-arbeiten mit gedult abwarten [erledigen]. Das bewußtsein der 
erfüllten pflicht ist ein groser lohn.“ Becht war fraglos ein von seiner Arbeit „besessener“ 
Archivar von eminentem Arbeitseifer, dem die Stadt viel zu danken hat. Auf ihn trifft ganz 
gewiß zu, was der pfalz-zweibrückische Staatsarchivar Georg August Bachmann in seinem 
höchst interessanten Buch „Ueber Archive, deren Natur und Eigenschaften, Einrichtung und 
Benutzung ...“ (Amberg und Sulzbach 1801) über den fleißigen Archivar geschrieben hat: 
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„Mit der Ordnung muß nun auch ferner der Fleiß verknüpft seyn. Ich will damit nicht sagen, 
daß ein Archivar Tag und Nacht sitzen und arbeiten müße, wenn man von ihm mit Wahrheit 
sagen soll, daß er fleißig seye. Es ist ein großer Unterschied zwischen der Arbeit, und 
kommt unglaublich vieles auf Methode und Beurtheilung an, wie man denn unter gewißen 
Hülfsmitteln ... gleichsam spielend in einem Tage so viel zu thun im Stande ist, als ein 
anderer mit seinem Schlendrian kaum in drey Tagen zusammenbringen kann. Daher der 
Fleiß eines Mannes sich eben nicht allemal aus abgemeßenen Stunden beurtheilen läßt, 
sondern daraus, was er an Arbeiten liefert, ob er sie gründlich, geschwind und sauber liefere, 
und was er sonst im Innern seines Archivs thue.“ Und auf Becht zutreffend ist auch diese 
Feststellung Bachmanns, der wir im übrigen nichts hinzuzufügen haben: „Ein Archivarius 
muß auch Schnellkraft, Unternehmungs- und Ausführungsvermögen, Hurtigkeit und Feuer 
haben. Mit schläfrigen Leuten ist überhaupt wenig, am wenigsten aber an einem solchen 
Posten ausgerichtet.“ 
Becht scheint auch ein bescheidener Mensch gewesen zu sein. 1766 bat er einmal den Rat, 
„ihn von denjenigen, welchen der rang“, die Stellung im hierarchischen städtischen 
Amtsgefüge, „über den neuen ... stadtschreiber vorbehalten worden, abzusondern“, d. h. 
auszunehmen, „er seye mit seinem bisherigen rang zu frieden“. Und 1777, nach dem Tod 
seines Vaters, schrieb er an Bürgermeister von Roßkampff, „daß, wann er zu der erledigten 
rathsstelle in vorschlag kommen sollte, er sich außer stand befinde, selbige zu übernehmen, 
sondern solche ablainen müse“. Er wollte offenbar lieber Archivar bleiben. Der Rat aber 
beabsichtigte, ihn ins Gremium zu ziehen, weshalb er „zu abänderung seines geäußerten 
Entschlußes“ bewegt werden sollte. Als er schließlich erklärte, „daß er dem vertrauen eines 
hochlöblichen magistrats nicht aus handen gehen, sondern, wann die wahl auf ihn ausfallen 
sollte, diese stelle annehmen wolle“, wenngleich unter dem Vorbehalt, sich deren, „wann es 
seine gesundheits umstände notwendig machten“, wieder zu begeben und, „jedoch absque 
aggravio [ohne Nachteil] eines jeweiligen archivarii“, in das Archiv zurückgehen zu dürfen, 
wurde er am 28. Januar „einmütig“ in den Rat gewählt. 1793 wurde er Steuerverwalter, von 
1795–1800 war er Bürgermeister (27. Dezember resigniert). 
Noch zu Bechts Amtszeit als Archivar ist in den Ratsprotokollen auch von der 
Inanspruchnahme des Archivs durch Private in Streitsachen die Rede: 1768 bat der 
Stadtgerichtsassessor Johann Nikolaus Strauss um die Einsichtnahme 
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in einen Riss seines Gartens vor dem Brückentor, „welcher im hiesigen archiv verwahrt liege 
und ... deßen gränzen genau bestimmen solle“. 1775 suchten Schluchterner Untertanen um 
Auszüge aus Kastenamtsrechnungen u. ä. nach, „um die fruchtpreise von anno 1700 zu 
erfahren und sich dessen wegen ihrer unter sich [unter einander] habenden gülltstreitigkeiten 
[Abgaben-] zu bedienen“. Und 1777 erhofften sich die sämtlichen hiesigen 
Präsenzpartizipanten, also die Teilhaber an den Präsenzgefällen (die Präsenz war die 
Gemeinschaft der hier am Ort dauernd anwesenden Geistlichen, die u. a. aus allerhand 
Grundbesitz jährliche Einnahmen bezog), Auszüge aus „archivalischen praesenz urkunden“, 
doch wollte der Rat fürs erste einmal „diejenige documenten, welche die ... participanten zu 
ihrem behuf [Zweck] nötig zu haben glauben“, benannt haben. 
Am 10. Juli 1766 bat übrigens der Stadtschreiber um die Erlaubnis, das Protokoll „von 
solchen raths tägen, an welchen keine geheime sachen verhandelt worden“, durch einen 
bereits „behandtreueten“ Schreiber (Skribent) in das mundierte (in Reinschrift zu führende) 
Original einschreiben zu lassen, und am 19. Juli – einschränkend – doch wenigstens „von 
denjenigen raths sessionen [Sitzungen], worinnen gar keine geheime sachen, sondern nur 
currentia communia [laufende städtische Angelegenheiten] vorkommen“. Der Rat aber lehnte 
„aus erheblichen wichtigen gründen“ ab, „von der bisherigen vorschrift ... abzuweichen“, die 
besagte, daß der Stadtschreiber selber die Protokolle führen mußte. Als der Mann dann drei 
Tage darauf noch einmal ein „unterthäniges ansuchen“ einreichte, die Mundierung der 
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Ratsprotokolle durch seinen Skribenten wenigstens solange vornehmen zu lassen, „bis er 
von den bisherigen uebeln seiner gesundheit befreyet seye“, erhielt der Senator Johann 
Gottfried Ziegler, das nach der Amtszeit jüngste Ratsmitglied, „erbotenermaßen“ den 
Auftrag, „in seiner [des Stadtschreibers] abwesenheit und solange derselbe gesundheit 
halber es nöthig findet“, die Expedition (Ausführung) zu besorgen, „damit man in der mitte 
des gegenwärtigen jahrgangs in dem hauptprotocoll keine abänderung zu machen nötig 
habe“. Als dann 1777 die Wahl eines neuen Stadtschreibers anstand, lesen wir am 24. April 
im Ratsprotokoll von Materialien des Syndikus Johann Moriz Becht zu einer neuen 
Kanzleiordnung und von Vorschlägen des Senators Eberhard Ludwig Becht „zur instruction 
des stadtschreibers in rücksicht auf [bezüglich] das archiv“, die „in einen vollständigen staat 
[Dienstvertrag] und bestallungsbrief [Anstellungsurkunde] eines neu zu verordnenden 
stadtschreibers und in eine ausführliche kanzleiordnung“ Aufnahme finden sollten. Die 
Mundierung der Ratsprotokolle sollte gemäß den 1766 ergangenen Beschlüssen von ihm 
„selbst eigenhändig“ besorgt, im übrigen künftig „ein besonderes geheimprotocoll zu den 
vorzüglich geheim zu haltenden sachen“ angelegt, gebunden und auf der Steuerstube 
verwahrt werden. 
Noch 1740 war man in der Frage der Mundierung der Ratsprotokolle nicht so eng gewesen. 
Am 27. August hatte der Rat ohne Einwendungen zur Kenntnis genommen, daß Johann 
Anton Kugelmann „in cancellaria“, in der Kanzlei, sich erklärt habe, „damit den anfang 
machen und einen jahrgang abholen“ zu wollen, man möge ihm aber „das papir darzu“ 
geben. Kugelmann sollte nur „behandtreuet“ werden, „de servando silentio“, d. h. über alles, 
was er in diesem Zusammenhang erfahren würde, Stillschweigen zu bewahren. Als der 
Amtsbürgermeister, Johann Ludwig Kübel, in der nämlichen Sitzung auch seinen ältesten 
Sohn, der von den in Frage stehenden Protokollen „einige auf gleiche conditiones 
[Bedingungen] zu mundiren übernehmen wolle“, ins Gespräch brachte, wurde auch dieser 
beauftragt. Kübel jun., inzwischen Aktuar, übergab dann am 20. März 1742 seine Abschrift 
des Ratsprotokolls für das Jahr 1734, für die er – nachdem sie kollationiert, d. h. der Text mit 
der Vorlage verglichen war – 60 Kreuzer je Bogen erhielt. Auch sollte er noch einen Index 
dazu fertigen, über dessen Bezahlung man zu gegebener Zeit sprechen wollte. 
Bechts Nachfolger war Philipp Gottlob Daniel Aff, 1772–1777 als Unterarchivar, 1777–1781 
als erster Archivar. Dem cand. iur. Aff war am 11. Januar 1772 der Zutritt ins Archiv gestattet 
worden. Am 25. April, nachdem Becht nach dem Tod Hollands auf die erste Archivarsstelle 
vorgerückt war, wurde er auf die zweite Archivarsstelle gewählt. Er hatte bei seiner 
Bewerbung „versichert ..., daß er weit davon entfernt seie, dem aerario [Stadtkasse] durch 
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eine besoldung beschwerlich zu fallen“, was dem Rat besonders gefiel, weshalb er der 
Stellenvergabe gerne zustimmte, aber eben mit dem Zusatz „ohne alle beschwerde des 
aerarii“. Erster Archivar wurde er am 30. Januar 1777 und auf seine neue Bestallung 
verpflichtet am 1. Februar. Als Besoldung erhielt er jetzt jährlich 250 Gulden. 
Im Zusammenhang mit der Wiederbesetzung der ersten Archivarsstelle 1777 wurde auch 
über die „notwendigkeit eines copisten auf dem archiv“, eines Schreibers zum Abschreiben 
von Akten, beratschlagt und der neubestellte Archivar beauftragt, einen „tüchtigen“ Mann, 
„der eine saubere handschrifft hat“, vorzuschlagen. Werde er vom Rat bestätigt, sollte ihm 
„sein verdienst nach billigen [angemessenen] taggeldern ... bezahlt werden“, doch „unter der 
beurkundung“ des jeweiligen Archivars. Aber ausgangs 1779 war noch immer kein Kopist 
bestellt, und später ist in der Angelegenheit nichts mehr zu hören. 
Auch Philipp Gottlob Daniel Aff stammte aus Heilbronn (*1748) und war ein Sohn des 
ehemaligen Ratsmitglieds (seit 1750) und Steuerverwalters (seit 1758) Johann Bernhard Aff 
(1718–1760). Seit 1772 war er, wie sein Amtsvorgänger Georg Christoph Kornacher, mit 
einer Tochter des hiesigen Rosenwirts Johann Georg Uhl (1718–1790) verheiratet und damit 
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ein Schwager des Kraichgauarchivars Johann Georg Uhl (1744–1794). 1781 wurde auch er 
in den Rat gewählt, zehn Jahre später ist er gestorben. 
Nachdem Philipp Gottlob Daniel Aff 1781 in den Rat gewählt worden war, erhob sich am 30. 
Oktober 1781 im Gremium die Frage, ob es nicht ratsam wäre, gleich „zween archivarios zu 
bestellen“. Der Rat wollte die Archivariatsbesoldung auf 300 Gulden erhöhen und „unter 2 zu 
erwaehlende ... archivarios“ gleichermaßen aufteilen. Dem ersten Archivar sollte zudem „die 
gewönliche [übliche] rathsgabe an waldholz“ gereicht werden, dem zweiten „das gewönliche 
weidenholz“. Außerdem sollte dem ersten Archivar „der genuß aller accidentien 
[Nebeneinkünfte]“ eingeräumt werden. Hierauf wurde am 30. Oktober der Advokat Schübler 
zum ersten Archivar gewählt, der Advokat Kübel zum zweiten. Am 6. November wurden 
beide verpflichtet. 

Abbildung: Christian Ludwig 
Schübler, zweiter Archivar 1777–
1781, erster 1781–1783. 
Scherenschnitt um 1790 

Der Jurist Christian Ludwig Schübler war seit 1777 bereits zweiter Archivar mit 150 Gulden 
Jahresgehalt. Ein Ersuchen um Besoldungserhöhung am 9. Juli 1782 wurde ihm abschlägig 
beantwortet. 1782 erhielt er einmal 60 Gulden „ex aerario [aus der städtischen Kasse]“ für 
eine gefertigte Defensionsschrift (Verteidigungsschrift). Schübler war ein Enkel des 
Bürgermeisters (seit 1734) Johannes Schübler (1686–1757) und ein Sohn des Ratsmitglieds 
(seit 1757) und Steuerherrn (seit 1771) Johann Friedrich Schübler (1722–1788) und 1754 
hier geboren. 1783 wurde er Ratsmitglied, 1795 Steuerverwalter, 1800 Bürgermeister. Nach 
der Annexion der Reichsstadt durch Württemberg 
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trat er 1803 in württembergische Dienste, war zunächst Regierungsrat bei der 
neuwürttembergischen Regierung in Ellwangen, seit 1806 Oberregierungsrat in Stuttgart. 
Schübler, der 1820 in Stuttgart gestorben ist, war ein Mann mit reichen wissenschaftlichen 
Kenntnissen, der mit Friedrich Schiller während dessen Heilbronner Aufenthalt 1793 
Umgang pflegte und für den Dichter das Vorbild des Astronomen Seni im „Wallenstein“ 
gewesen sein soll. 
Georg Christian Franz Kübel war 1757 hier geboren als Sohn des oben genannten zweiten 
Archivars Heinrich Franz Ludwig Kübel (1714–1801). Nach dem Studium der Rechte war er 
seit 1778 bereits als Kanzleiadvokat tätig. Nach der Wahl Schüblers zum Senator ernannte 
der Rat ihn am 20. März 1783 „zum alleinigen archivarius“ und räumte ihm den Genuß der 
gesamten Besoldung ein mit jährlich 250 Gulden sowie der „uebrigen annexis“, d. h. der 
übrigen mit dieser Stelle verbundenen Einnahmen und Vergünstigungen (gleich einem Herrn 
des inneren Rats erhielt er z. B. ein Stück Wald- und Weideholz). 1800 wurde auch er in den 
Rat gewählt. Nach dem Übergang Heilbronns an Württemberg war Kübel von 1803–1819 
Bürgermeister der Stadt, später als Vertreter der „Guten Stadt“ Heilbronn (1811 verliehene 
Bezeichnung) auch Mitglied der Ständeversammlung in Stuttgart. 1828 trat er in den 
Ruhestand, 1834 ist er in Heilbronn gestorben. 
Nach Kübel sind Unterarchivare also nicht mehr angestellt worden. Die Frage, künftig nur 
noch eine Stelle zu besetzen bzw. „beede stellen in eine zu vereinigen“, war von der 
Steuerstube schon am 7. Februar 1769 dem Rat zur Erwägung vorgelegt worden, doch war 
man darauf nicht eingegangen. 
Im 18. Jahrhundert war es in Heilbronn üblich, Söhnen der Stadt, die Jura studiert und – 
soeben „von universitäten gekommen“ – noch keine feste Anstellung gefunden hatten, 
nachdem sie „zur treue und verschwiegenheit verpflichtet“ worden waren und Handtreue 
abgelegt hatten, den „access [Zutritt] auf hiesiges archiv“ oder den „freyen zutritt“ zu 
Registratur und Kanzlei zu gestatten, um sich da, wie es 1773 einmal im Ratsprotokoll heißt, 
„zum dienst des gemeinen wesens nüzlich zu machen“. Zu der von ihnen für das „gemeine 
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wesen“, also die Stadt, geleisteten „nützlichen“ Arbeit gehören nicht zuletzt einige Indizes in 
den Ratsprotokollen. Schon 1723 heißt es im Rat, dem jungen Geiling (gemeint ist wohl 
Georg Heinrich Geiling, 1729 Ratskonsulent, 1739 Syndikus), „welcher den access zum 
archiv hat“, solle aufgetragen werden, „über die alten protocolla [Ratsprotokolle] ... indices ... 
zu verfertigen“. Daß bei manchem von ihnen natürlich auch der Gedanke mitgespielt haben 
mag, auf diese Weise – etwa als Archivar – fest in den städtischen Dienst zu 

Abbildung: Georg Christian Franz 
Kübel, Archivar 1783–1800 
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kommen, ist naheliegend. Als „Sprungbrett“ ist der Zugang zum Archiv allemal zu sehen. 
Und mancher tat auch noch einen weiteren Schritt, wie etwa Johann Philipp Mylius, der, 
nachdem ihm am 16. August 1760 der Zutritt zum Archiv erlaubt worden war, am 27. Juni 
des folgenden Jahres beim Rat mit einem Gesuch „um die ertheilung des praedicats [Titels] 
eines archivarii“ einkam, dem sich umgehend Bürgermeister Johann Esajas Mayer für seinen 
Sohn Christoph August, der seit dem 9. August 1760 ebenfalls Zugang zum Archiv hatte, 
anschloß. Der Rat legte dann beiden Bittstellern das „praedicat eines raths secretarii“, eines 
Ratssekretärs zu, jedoch „absque ullo aggravio publici“, d. h. ohne jede Beschwerlichkeit für 
die öffentliche Hand, also in erster Linie ohne irgendwelche Entlohnung, „und dergestalten, 
daß diesem blosen praedicat kein anderer rang [Stellung], als den sie vorhin ... gehabt 
haben, beygelegt seyn wolle“. Daß die meisten dieser Hochschulabsolventen einer 
gesicherten Zukunft entgegensehen durften, ist keine Frage, und so begegnet man 
schließlich manchem von ihnen auch irgendwann als Ratsmitglied wieder. Der Senat, wie 
der Rat im 18. Jahrhundert auch genannt wurde, war damals ohnehin mehrheitlich mit 
akademisch Gebildeten, und hier vor allem Juristen, besetzt. Und wer einmal gewählt war, 
hatte auch seine finanzielle Versorgung, denn die Senatoren bezogen Gehälter. 

Abbildung: Georg Friedrich Ludwig 
Feyerabend, städtischer Archivar 
1800–1802, Landvogteiarchivar 
1803–1806 

Nachfolger Kübels wurde am 20. Februar 1800 der cand. iur. Georg Friedrich Ludwig 
Feyerabend (*1772 Heilbronn), dessen Vater, Rechtskonsulent Dr. iur. utr. Ludwig Wilhelm 
Immanuel Feyerabend (1742–1802), 1795–1802 der letzte Stadtschultheiß der Reichsstadt 
Heilbronn und dessen Mutter eine Tochter des Bürgermeisters (seit 1754) Georg Heinrich 
Orth (1698–1769) gewesen ist. Feyerabend scheint bis dahin als Rechtskonsulent gearbeitet 
zu haben. Der freie Zutritt zum Archiv war ihm bereits 1795 zugestanden worden. Mit seiner 
Wahl wurden beim Archiv „quartal berichte und archiv visitation“, also vierteljährlich 
vorzulegende Arbeitsberichte und Kontrollbesuche im Archiv, eingeführt, was im Rat 
allgemeine Zustimmung fand. Die Verpflichtung erfolgte am 22. Februar. Wie lange 
Feyerabend das Amt versah, läßt sich nicht bestimmt sagen, vermutlich aber bis zur 
württembergischen Besitzergreifung der Stadt 1802. Nach der Annexion Heilbronns ist er 
Archivar des 1803 hier eingerichteten, 1806 aber schon wieder aufgehobenen 
württembergischen Landvogteigerichts gewesen (Landvogteiarchivar). Von 1806 bis zu 
seinem Tod 1808 ist er Polizeikommissär. Verheiratet war Feyerabend seit 1800 mit einer 
Tochter des Johann Georg Uhl (1744–1794), Konsulent und Archivar 

S. 62 

(1768–1771?) des Ritterkantons Kraichgau in Heilbronn, später titulierter württembergischer 
Regierungsrat, der „ein sehr bedeutender Mann in politicis [in politischen Geschäften]“ war. 
Dessen Sohn Georg Philipp August Uhl, Feyerabends Schwager also, der seit 1796 (?) 
Archivar des Ritterkantons Kraichgau hier gewesen war, wurde 1808 durch königliches 
Dekret vom 17. Juni „mit dem Character und Rang als Königlicher Archivar“ und 200 Gulden 
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Jahresgehalt die Verwaltung des städtischen Archivs, das seit 1802 wohl verwaist gewesen 
ist, „allergnädigst übertragen“, wobei im Ratsprotokoll vom 27. Juni die Stelle als Registrator-
Stelle bezeichnet wird und Uhl am 26. Juli „nach vorherigem Angeloben an den 
Gerichtsstaab“ auch als „Registrator der ältern städtischen Akten“ vor dem Königlichen 
Oberamt und dem stadtgerichtlichen Kollegium (Magistrat) „leiblich beeidigt“ wurde. 
(Nachdem Heilbronn württembergisch geworden war, wurde der seitherige Rat durch ein 
neues Gremium ersetzt, das Stadtgericht, auch Magistrat genannt, seit 1819 Stadtrat und 
seit 1850 Gemeinderat. Wir werden uns nachgehends an diese Benennungen halten.) 
Als Württemberg sich 1802 mit militärischer Gewalt die Reichsstadt Heilbronn einverleibte, 
nahm sie auch den Archivbau am Kieselmarkt in Besitz. Am 2. Mai 1808 lesen wir dann im 
Ratsprotokoll von einer Anfrage des Oberamts wegen des nunmehr „herrschaftlichen“ 
Archivgebäudes: „... was man, wenn von Seiten gnädigster Herrschaft solches verkauft 
werden würde, von Seiten ... [der] Stadt zu thun gesonnen seye ..., ob solches nicht von ... 
[der] Stadt, und um was für einen Preiß, übernommen werden wollte“. Da man das Gebäude 
nicht nur „zu Aufbewahrung der weitläufen [!; umfangreichen] Städtischen Registratur, womit 
die herrschaftliche gegenwärtig noch verbunden [ist]“, sondern auch „zu Erweiterung des 
Lagerhauses“ gebrauchen konnte, da es zudem mit dem Rat- und Lagerhaus in einer solch 
engen Verbindung stand, daß es „nicht wohl“ an einen Dritten verkauf werden durfte, und da 
es schließlich keine eigene, sondern nur „eine mit den städtischen Gebäude[n] 
gemeinschaftliche und auf städtischem Grund und Boden stehende Treppe“ hatte, wollte 
man diesen Bau um 4000 Gulden übernehmen. Die Königliche Kameralverwaltung taxierte 
den Wert jedoch höher, nämlich auf 4500 Gulden. Im folgenden Jahr ist dann ein Tausch des 
herrschaftlichen mit dem städtischen Archivgebäude am Hafenmarkt im Gespräch, eine 
„gegenseitige Abtretung“ unter Berücksichtigung des beiderseitigen Wertes und unter 
Einbeziehung der „gegenseitigen Capital- und Zinßforderungen“. Auf einen am 4. April „zur 
magistratischen Erklärung“ vorgelegten Abrechnungsentwurf des Königlichen 
Oberlandesökonomiekollegiums antworteten Oberamt und Magistrat gemeinsam, daß sie mit 
der angebotenen Abrechnung im wesentlichen einverstanden seien, doch sollte hinsichtlich 
der Forderung der Stadt der Hauszins für das ehemalige Kraichgauarchiv, „welches bis jezt 
zu Aufbewahrung der herrschaftlichen Acten gedient habe“, sowie die Kapitalzinsen bis 
Februar dieses Jahres einschließlich in Anrechnung gebracht werden, „wie solches ... bei 
Berechnung der herrschaftlichen Forderung [umgekehrt auch] geschehen seye“. Der Tausch 
ging daraufhin vonstatten, doch mußte die Stadt die von der „gnädigsten Herrschaft“ zu 
bezahlende Summe 1810 anmahnen. 
Auch das Gebäude am Hafenmarkt, das sogenannte Kraichgauarchiv, das nun von der Stadt 
gegen den Archivbau am Kieselmarkt eingetauscht wurde, war 1784–1788 von ihr mit einem 
Aufwand von 13 891 Gulden 46 Kreuzern gebaut und dem zum Schwäbischen Ritterkreis 
gehörenden Ritterkanton Kraichgau, der seit 1619 seinen Sitz in der Reichsstadt hatte, für 
seine Kanzlei und sein Archiv vermietet worden. Ein eigenes Haus wollte man dem Kanton 
hier nicht zugestehen. Auch bei diesem zweigeschossigen monumentalen Bau mit einer 
betont ruhigen Außenarchitektur und ähnlicher Grundrißgestaltung wie beim städtischen 
Archiv hatte Roßkampff die Bauleitung. Die Maurer- und Steinhauerarbeiten waren einmal 
mehr dem Werkmeister Johann Christoph Keller übertragen. Bei der Grundsteinlegung 
reichte man den Arbeitern am Bau einen Trunk nebst Brot und Käse. Die Akten des 
Ritterkantons lagerten in einem großen überwölbten Raum im Erdgeschoß des Gebäudes. 
Im oberen Stock befand sich u. a. noch ein Registraturzimmer. Gossenberger hat in seiner 
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Abbildung: Der Hafenmarkt mit dem 
Kraichgauarchiv (links). Steindruck 
der Gebr. Wolff in Heilbronn, um 
1835 

genannten Dissertation über die Heilbronner Profanbauten des 18. Jahrhunderts auch das 
Kraichgauarchiv behandelt, und Fritz Ochs hat, ebenfalls als Architekturstudent, am 1. Juli 
1939 in der vom „Heilbronner Tagblatt“ und dem Stadtarchiv gemeinsam herausgegebenen 
Zeitungs-Beilage „Heilbronner Heimatblätter“ sich ausführlich darüber ausgelassen, „Wie das 
Kraichgau-Archiv entstand. Ein interessantes Kapitel über Reichsstadt und Ritterschaft“. 
Als im Jahre 1810 im Magistrat unter dem Stichwort „Registratur der älteren Akten“ zur 
Sprache kam, „daß unterschiedliche [verschiedene] dahin gehörige Piecen [Stücke] noch in 
einigen Kammern des Rathhauses zerstreut herumlägen“, erhielt Uhl den Auftrag, diese „zu 
sammlen und zu registriren“. Man legte ganz offensichtlich Wert darauf, die sämtlichen 
älteren Bestände an einem Ort zu vereinen – eine höchst lobenswerte Absicht. Ob sie auch 
tatsächlich verwirklicht wurde, wissen wir nicht. 
Auch bei den Rechnungsakten der Stadtpflegeregistratur befanden sich 1821 noch 
zahlreiche andere Akten, 
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die nicht zum städtischen Rechnungswesen gehörten oder von denen dort Abschriften oder 
Auszüge genügten. Es erging deshalb an die Stadtschreiberei der Auftrag, die Akten in 
Gegenwart des Stadtpflegers „zu untersuchen, alle nicht zum städtischen Rechnungswesen 
gehörige Actenstücke von den Rechnungs-Belegen etc. abzusondern, zu registriren, zu 
fasciculiren [in Faszikel zu bringen] und an die betreffenden ältern oder neuern Registraturen 
abzugeben“. 
Im Jahre 1825 kam während seiner dritten, im Auftrag des Ministeriums der auswärtigen 
Angelegenheiten in Stuttgart durchgeführten „Archivbesichtigungsreise“ der 
württembergische Geheime Archivar Christoph Friedrich Lotter auch nach Heilbronn. Lotter 
hatte Weisung, sich in den Archiven der früher selbständigen, seit 1802 an Württemberg 
gekommenen Herrschaften weltlicher und geistlicher Herkunft nach solchen Dokumenten 
umzusehen, die für den Rechtsnachfolger dieser ehemals selbständigen Gebilde noch von 
rechtlich-praktischer Bedeutung oder auch von historischem Interesse sein konnten. 
Geeignetes sollte für das Staatsarchiv in Stuttgart ausgehoben werden. 
Das historische Interesse stand jetzt mit im Vordergrund. 1826 formulierte der 
Kanzleidirektor im Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten Roser: „Der Zweck des 
Archivs ist ein gedoppelter: es soll einen Teils dazu dienen, für die Geschichte des Staates 
und des Regentenhauses Belege zu sammeln und für die Nachwelt zu erhalten, anderen 
Teils wichtige Dokumente sicher aufzubewahren, welche die Rechte und Verbindlichkeiten 
des Landes in seinen äußeren und inneren Verhältnissen zum Gegenstand haben.“ 
Durch oberamtlichen Erlaß vom 10. Juni 1825 – bei gleichzeitiger abschriftlicher Vorlage 
eines Erlasses des Ministeriums des Innern vom 22. Juli 1824 – wurde der Stadtrat davon in 
Kenntnis gesetzt, „daß der geheime Archivar Lotter zu Stuttgart beauftragt sey, von den 
Acten des hiesigen Archivs Einsicht zu nehmen“. Da man zwischen Lotter und dem Stadtrat 
„Communikationen [notwendige Gespräche]“ erwartete, bestimmte man „zur Beförderung der 
Sache“ eine stadträtliche Kommission, der auch Bürgermeister Kübel angehörte. 
Lotter muß nach dem 16. Juni – dem Tag, an dem der genannte Erlaß des Oberamts im 
Stadtrat behandelt wurde – nach Heilbronn gekommen sein, wo ihn Uhl ins Archiv führte, ihm 
die reichsstädtischen Bestände zeigte und sich allezeit „sehr dienstbereit“ erwies. „Hier hatte 
ich nun die Freude“, schrieb Lotter später, am 25. November 1825, in seinem Bericht an das 
Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, „ein sowohl dem Aeussern als der innern 
Einrichtung nach schön geordnetes Archiv zu finden.“ Im Gegensatz zu Hall, wo nach der 
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württembergischen Besitzergreifung „jede neu creierte [ins Leben gerufene] Behörde“, wie 
der dortige Stadtschultheiß Hezel sich einmal ausdrückte, „über die scrinia publica“, das 
Archiv, „auf eine tumultuarische Art herfiel und mit oder ohne erforderliche Kenntnis, was ihr 
gut dünkte, herausriß“, fand Lotter in Heilbronn ein ungestörtes und gepflegtes Archiv vor. 
Dieses Archiv, „mit welchem zugleich die ältere Stadtregistratur verbunden ist“, so fuhr Lotter 
in seinem Bericht fort, befinde sich in der Nähe des Rathauses „in einem grossen steinernen 
Gebäude mit 2 übereinander gebauten geräumigen, durchaus hellen und trockenen 
Gewölben“. Die Urkunden und Akten würden in kleinen weißgestrichenen, mit goldenen 
Stäbchen gezierten Kästen, von denen jeweils drei aufeinandergestellt seien, aufbewahrt. 
Für die wichtigeren Bestände gebe es „sehr zweckmäßig eingerichtete Repertorien“. 
Anhand dieser Findbücher ging Lotter die einzelnen Kästen durch, zog die für das 
Staatsarchiv geeigneten Archivalien sofort heraus und fertigte ein Verzeichnis darüber an, 
welches er dann der genannten Kommission vorlegte und mit ihr im einzelnen durchging. 
Dabei berücksichtigte er städtische Wünsche und legte einige ausgehobene Stücke wieder 
zurück. Auch beließ er dem städtischen Archiv mehrere Faszikel über die Gefangenschaft 
des Götz von Berlichingen in Heilbronn, da diese dem Archiv „einige Berühmtheit“ gegeben 
hätten. Er begnügte sich mit dem Repertorium, das, wie er meinte, einen „hinreichenden 
Überblick“ gewährte. 
Wenn in Heilbronn auch keine sehr alten Urkunden erworben werden konnten – die ältesten 
gingen nicht über die Mitte des 13. Jahrhunderts hinaus, da die Stadt, wie auch er feststellte, 
durch Brand alle älteren Urkunden verloren 
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habe –, so erhielt das Staatsarchiv doch „sehr wertvolle Dinge“, wie die Akten über den 
Schwäbischen Bund, die Reformation und die Religionskriege, da dasselbe während der 
österreichischen Besetzung im Dreißigjährigen Krieg „gerade hierin sehr viel verloren hat“. 
Neben dem reichsstädtischen Archiv nahm Lotter in Heilbronn auch noch das Archiv des 
ehemaligen Ritterkantons Kraichgau, die Registratur des nur kurzlebigen 
neuwürttembergischen Landvogteigerichts sowie die Aktenbestände des früheren Klara- und 
des einstigen Karmelitenklosters in Augenschein. Letztere waren damals der 
Kameralamtsregistratur einverleibt. Lotter zog auch hier das „Interessante“ für das 
Staatsarchiv heraus. Aus dem Kraichgauarchiv waren 1807/08 die das Großherzogtum 
Baden betreffenden Archivalien ausgesondert (als „am meisten beteiligt“ erhielt Baden auch 
all das, „was auf die Ritterschaftskongregation [-vereinigung] im allgemeinen Beziehung hat 
oder sonst nicht teilbar war“), der Restbestand, der Württemberg verblieb, von Uhl, der 
ehemals ja beim Kanton Kraichgau Archivar gewesen war, in Ermangelung anderer 
Räumlichkeiten in das städtische Archiv verbracht worden, wo er im dritten Stock in neun 
Kästen lagerte. Der Bestand war durch die Ausscheidung und Verlagerung „sehr in 
Unordnung gekommen“. Ein Verzeichnis gab es nicht. Das 1803 hier etablierte 
neuwürttembergische Landvogteigericht war 1806 bereits wieder aufgehoben, seine 
Registratur von dem dortigen Registrator und Archivar, dem oben genannten Feyerabend, 
der zuvor städtischer Archivar gewesen war, in das städtische Archiv verbracht worden. Der 
Bestand war bis auf wenige Akten, die 1806 an höhere Kanzleistellen abgegeben worden 
waren, unversehrt, aber ungeordnet. Er war in vier Kästen untergebracht. Ein Findbuch gab 
es nicht; wurde etwas gesucht, war es „nur mit großer Mühe und Zeitaufwand zu finden“. 
Dem überwiegenden Teil dieses Bestandes bescheinigte Lotter im übrigen nur 
„vorübergehenden Wert“. 
Hinsichtlich der beiden zuletzt genannten Schriftgutkörper schlug Lotter vor, sie in ein 
anderes Gebäude zu bringen, da es „nicht passend“ sei, daß diese Akten in dem Archiv 
einer Munizipalstadt untergebracht seien und von einem städtischen Beamten verwaltet 
würden. Außerdem werde Heilbronn in absehbarer Zeit für anfallende eigene Akten selbst 
den Platz brauchen. 
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Seinen Heilbronner Auftrag beendete Lotter am 25. Juni 1825. Am 21. Januar des folgenden 
Jahres legte er in Stuttgart seinen Vorschlag für die Einrichtung des Staatsarchivs vor. 
Danach sollte dieses an erster Stelle „Arsenal“ für die wichtigsten Geschichtsdokumente des 
Landes sein, an zweiter „Tresor“ für wichtige Dokumente der staatlichen Verwaltung. 
Schon 1811 hatte König Friedrich in rigorosem Vorgehen die reichsstädtischen Archive 
verstaatlichen wollen, wobei „alles, was sich nicht streng genommen auf die städtische 
Administration [Verwaltung] bezieht, mithin alle allgemein historischen Denkwürdigkeiten, 
Curiosa und dergleichen“, daraus abgezogen und der Öffentlichen Bibliothek in Stuttgart 
zugeführt werden sollte. Die Stadt mußte sogar einen Vorschlag zur Teilung ihres Archivs 
einreichen, bekannte aber „bescheiden“, sprich vorsichtig zurückhaltend, keine 
Merkwürdigkeiten und Altertümer, die sich für die Königliche Bibliothek eignen würden, zu 
besitzen, vor allem auch keine Urkunden vor 1281 (Verfassungsurkunde Rudolfs von 
Habsburg). Die Vorlage der Stadt wurde indessen höheren Orts abgelehnt, und der Plan 
Seiner Majestät kam zum Glück auch nicht zum Tragen. 
Im Jahre 1828 gelangte in der Claßschen Buchhandlung in Heilbronn Carl Jägers 
„Geschichte der Stadt Heilbronn und ihres ehemaligen Gebietes. Ein Beitrag zur Geschichte 
des schwäbischen Städtewesens“ zum Druck. In seinem Vorwort schreibt der Autor, der 
damals Pfarrer im nahen Bürg war: „Zu dem städtischen Archiv wurde mir durch 
ausserordentliche Vergünstigung meines Landesherrn der Zutritt auf eine Weise gestattet, 
die für die Bequemlichkeit des Geschichtsschreibers nichts zu wünschen übrig läßt. Ich fand 
hier eines der wohlgeordnetsten Archive Deutschlands, das in diesem Zustande wohl noch 
lange ein ehrenwerthes Zeugniß des hohen Selbstgefühls seyn wird, wodurch Heilbronn sich 
bei der Auflösung der deutschen Reichsverfassung vor so vielen größeren und mächtigeren 
Städten ausgezeichnet hat. ... Der verehrliche Stadtrath 
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Abbildung: Titelseite und Frontispiz 
(mit Porträt Götz von Berlichingens) 
in der von Carl Jäger bearbeiteten 
„Geschichte der Stadt Heilbronn“, 
1828 

und dessen Vorstand, der sich für diese Arbeit besonders intereßirende ... Stadtschultheiß 
Bruckmann, gestattete sogar zuvorkommend die Einsichtnahme der Rathsprotokolle. Jedoch 
hätten alle diese Vergünstigungen ihren Zweck nur unvollständig erreicht, wenn nicht ... 
Archivar Uhl ... mir mit einer Humanität [freundlichem Entgegenkommen] und Aufopferung 
von Zeit und Bequemlichkeit an die Hand gegangen wäre, die keine Grenze kannte.“ Jägers 
insbesondere für das Mittelalter und die Reformationszeit „vortreffliches“ Werk, wie Moriz von 
Rauch sich einmal ausdrückte, war die erste Gesamtbearbeitung der Heilbronner Geschichte 
und als solche Grundlage und Ausgangspunkt für weitere Forschungen und Publikationen. 
Es steht für die künftige Doppelaufgabe auch des hiesigen Archivs als „Tresor“ und 
„Arsenal“, als Aufbewahrungsort von Akten im Verwaltungsinteresse und als Quelle für 
wissenschaftliche Forschungen. 
Die andere Seite des ungehinderten Zutritts des Autors zum Heilbronner Archiv beleuchtet 
kurz Eugen Knupfer in seiner Einleitung zum ersten Band des Heilbronner 
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Urkundenbuches: In den Manuskripten Jägers im Staatsarchiv, so stellte er fest, liegen 
manche Heilbronner Urkunden. Die Herausgabe von Archivalien handhabte man also noch 
immer sehr leichtfertig. 
Die wissenschaftliche Benutzung durch Auswärtige kam indessen nur langsam in Gang. 
1846 bat Finanzrat Karl Josef Camerer in Stuttgart um eine Abschrift eines Flößerei- und 
Zollvertrages von 1342 (der Stadtrat sah keinen Grund, „die erbetene Abschrift zu 
verweigern“), 1867 erhielt Professor Ludwig Wilhelm Hermann Wasserschleben, Germanist 
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und Kanonist in Gießen, der das in den süddeutschen Städten bis zur Rezeption des 
römischen Rechts geltende Prinzip der Erbfolge zu untersuchen beabsichtigte und unter 
Bezugnahme auf Jägers Geschichte der Stadt die im hiesigen Archiv vorhandenen älteren 
Statuten und Rechtsaufzeichnungen, „welche die Sukzessionsordnung [die Ordnung der 
Erbfolge] behandeln“, kennenlernen wollte, in unverständlicher Weise die „für die 
Rechtsgeschichte der Stadt wichtigen Acten“, wie man ausdrücklich feststellte, „gegen 
Bescheinigung“ im Original zugeschickt. Daß dem Generallandesarchiv in Karlsruhe 1879 
zwei Folianten „Historien, Kriegsschauplatz in und bei der Stadt im Jahr 1622“ übersandt 
wurden, ist dagegen durchaus verständlich. Von Archiv zu Archiv gehen ja auch heute noch 
Akten (zur Vorlage im Lesesaal). 
Im Jahre 1829 erwarb die Stadtpflege ein von dem großherzoglich mecklenburgischen Hofrat 
Dietz in Wetzlar um 22 Gulden angebotenes Verzeichnis der „in dem vormaligen 
reichskammergerichtlichen Archive daselbst vorhandenen, die hiesige Stadt berührenden 
Proceßacten“, das dann „zu ... gutächtlicher Äusserung über die etwaige Reclamation 
[Einforderung] der Acten eines oder des andern Processes“ Uhl ausgehändigt wurde, der 
sich am 4. März des folgenden Jahres dahingehend aussprach, daß die Stadtpflege – „mit 
Ausschluß aller übrigen Acten“ – nur diejenigen sich aushändigen und dafür die verlangte 
Gebühr bezahlen sollte, „welche den Streit mit der Stadt Weinsberg über die Mithuth 
[Mitaufsicht] auf dem Bökkinger Berge betreffen“. Warum Uhl sich allein auf diese Akten 
beschränkte, ist unersichtlich. Rechtlich relevant war der Prozeß mit Weinsberg damals ja 
nicht mehr. Sicherlich haben sich in dem angebotenen Bestand noch viele andere 
interessante Fälle befunden, die eine echte Bereicherung des hiesigen Archivs dargestellt 
hätten.
Ebenfalls im Jahre 1829 kam es im Stadtrat zu einer Anzeige gegen das Archiv und das 
Königliche Gerichtsnotariat des Inhalts, daß von dort „Acten zur Einsicht in die Häuser von 
Privatpersonen abgegeben worden seien“. Uhl und auch das Gerichtsnotariat wurden 
daraufhin unmißverständlich aufgefordert, „ohne Wissen und Genehmigung des Stadtraths“ 
künftig keine Akten mehr „zur Einsicht an Rechtsconsulenten [Rechtsbeistände] oder andere 
Privatpersonen abzugeben“. Das Problem der unerlaubten Herausgabe von Akten aus dem 
Archiv und anderen Behörden war also auch noch nicht behoben. 
Wegen der Einsichtnahme in städtische Akten von privater Seite erhielt das „Archivariat“, die 
Archivverwaltung also, sprich das Archiv, einige Jahre später, 1837, die stadträtliche 
Anweisung, in reinen Privatsachen den betreffenden Personen „die Einsicht der Akten auf 
dem Archive ohne Anstand zu gestatten“, in anderen Fällen aber, „wo es zweifelhaft seye, ob 
nicht das Intereße der Stadt berührt werden könne“, zurückhaltend zu sein und beim Stadtrat 
erst einmal rückzufragen. 
Nach einer oberamtlichen Bestätigung waren übrigens in Streitsachen Akten etc. auf 
gerichtliche Anforderung im Original vorzulegen. Neben den „gewöhnlichen Ausfertigungen“ 
brauchten Aktenfaszikel jedenfalls nicht abgeschrieben zu werden. Darauf nahm die 
Ratschreiberei z. B. 1836 Bezug, als sie sich einem solchen Ansinnen nachzukommen 
weigerte. 1847 bat die Papierfabrik Gebrüder Rauch um die Abschrift „eines im Archiv 
befindlichen Reverses [Rück-, Verzichtsschein]“ von 1777, die Hahnsche Ölmühle 
betreffend. Das Unternehmen brauchte diesen in einer Wasserrechtsstreitsache mit 
„Schäuffelen & Cons.“, also der benachbarten Papierfabrik von Gustav Schaeuffelen. 
Georg Philipp August Uhl war, wie alle seine Vorgänger, ebenfalls Jurist und 1770 in 
Heilbronn geboren. Er war bis zum Jahre 1835 als städtischer Archivar tätig. Dann bat er 
„um Enthebung von der ... Stelle eines städtischen Registrators mit Archivars Charakter“, 
wobei er bemerkte, 
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„daß er von diesem Schritte bereits Anzeige bei der Königlichen Regierung des Nekar-
Kreises gemacht habe“. Der Stadtrat entsprach dem Gesuch am 12. Februar und teilte dies 
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auch dem Oberamt auf die dortige Rückfrage, „ob dem Entlaßungs-Gesuche ... Statt 
gegeben worden seye oder welche Hindernisse demselben etwa im Wege stehen“, mit. 
Die Wiederbesetzung der Stelle des „städtischen Registrators“ erfolgte am 2. April 1835. Die 
Wahl des Stadtrats fiel mit überwiegender Mehrheit auf den 1797 hier geborenen 
Stadtpfleger (seit 8., verpflichtet 29. Januar 1835) Carl Gubitz. Der Bürgerausschuß hatte die 
Besetzung der Stelle als Sache des Stadtrats bezeichnet und ein „vorgängiges [vorher 
abzugebendes] Gutachten“ nicht eingebracht. Er hatte nur zu dem Mitbewerber 
Polizeikommissär Gmelin bemerkt, daß es nicht „angemeßen“ erscheine, diesem „zu seinen 
verschiedenen Neben-Aemtern“ auch noch die Stelle des Registrators zu übertragen – womit 
der Bürgerausschuß durchaus Recht hatte. Aber auch die Übertragung der Stelle an Gubitz 
konnte im Interesse der Sache und damit des Archivs letztendlich nicht sein, war sie für den 
Stadtpfleger doch nichts anderes als ein Nebenamt, für das er eine jährliche Besoldung von 
100 Gulden bezog, ein Betrag, um den, wie der Bürgerausschuß meinte, auch ein auf dem 
Rathaus oder in der Nähe desselben „befindlicher Geschäfts-Mann“ die Stelle „wohl 
versehen könne“ – eine mehr als unverständliche Vorstellung, die zeigt, wie unwissend doch 
dieses Gremium der Aufgabe eines Archivars gegenüberstand. Gubitz wurde wenig später 
vom Oberamt bestätigt, worauf der Gemeinderat Uhl „den Dank ... für die der Stadt 
geleisteten Dienste“ ausdrücken ließ und ihn bat, „das Archiv nunmehr dem neuernannten 
Registrator ... zu übergeben“. Uhl ist hier 1857 gestorben. 
Ein knappes Jahr darauf, am 3. März 1836, bemerkte Gubitz im Stadtrat, daß seine 
Besoldung doch wohl „nur für die ihm im öffentlichen Intereße obliegenden Archivalgeschäfte 
geschöpft seye, während für Privatgeschäfte eine besondere Anrechnung zuläßig seyn 
werde“. Er legte zugleich den Entwurf eines entsprechenden Gebührenregulativs (-ordnung) 
vor und bat um dessen Genehmigung. Danach wollte er ansetzen: „... für das Nachschlagen 
eines einzelnen Aktenstückes 6 x [Kreuzer], bei mehreren von jedem weiteren 3 x bis zu 
dem Maximum von 30 x, wenn weniger als 1 Stunde Zeit versäumt wird; von jeder weiteren 
Stunde 24 x; für 1 Urkunde ex actis 6–15 x nebst den gewöhnlichen Abschriftgebühren.“ Der 
Stadtrat sah die Anrechnung von Gebühren in Privatangelegenheiten für begründet an, da 
die geringe Besoldung in der Tat „nur für öffentliche Zwecke geschöpft“ sei. Auch teilte er die 
Ansicht, „daß der Archivar durch den Ansatz von Gebühren vor muthwilligen Zumuthungen 
von Querulanten geschützt werden muß“. Hinsichtlich der Höhe der Gebühren war er 
allerdings für eine deutliche Minderung des maximalen Stundensatzes auf 24 Kreuzer für die 
erste und 18 Kreuzer für jede weitere Stunde, während er die übrigen Ansätze „billig 
[angemessen]“ fand. Eine ganz andere Meinung vertrat dagegen das für die Genehmigung 
des Stadtratsbeschlusses zuständige Oberamt und beschied denselben deshalb 
„abschläglich“. Die Führung und Erhaltung der Registratur sei Sache des Ratschreibers, 
wurde dort argumentiert, „der fürs Aktennachschlagen nichts anrechnen dürfe“. Das 
„Verhältniß gegenüber den Gemeindeangehörigen“ dürfe auch dadurch nicht „verrückt“ 
werden, daß hier „des größeren Umfangs wegen“ ein eigener Archivar bestellt sei. Gubitz 
zog dann aus dem oberamtlichen Erlaß den Schluß, „daß jeder Privat Mann, der Akten 
nachschlagen laßen wolle, sich an die Rathsschreiberey zu wenden habe, welche, wenn 
diese Akten auf dem Archive befindlich seyen, dieselben zu requiriren [anzufordern] und 
nach gemachtem Gebrauch zur Wiederaufbewahrung zurückzugeben habe“. Im übrigen sei 
er der Meinung, „daß man gegen den Mißbrauch seiner Dienste gehörig geschützt werden 
müße“. Der Stadtrat forderte daraufhin die Ratschreiberei zur Äußerung auf und zugleich zur 
Vorbereitung einer Instruktion für den Archivar, um die Gubitz gebeten hatte. Leider ist nicht 
in Erfahrung zu bringen, wie es in der Sache weiterging. 
Mit Carl Gubitz ist das Archiv also wieder nebenamtlich betreut worden. Die Folgen konnten 
nicht ausbleiben. Schon 1836, als das Oberamt u. a. auch das städtische Archiv in 
Augenschein nahm, gab es Veranlassung zu ernster Kritik. Am 11. August heißt es im 
Stadtrat, daß dort Akten, 
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Rechnungen usw. „auf den Boden oder auf Tischen“ nur so herumliegen würden, die doch 
„in Kästen, zu deren Aufstellung mehr als hinreichender Raum vorhanden seye, förmlich 
reponirt [eingeordnet, zurückgeordnet] und in das Repertorium [Findbuch] eingetragen 
werden sollen“. Ein gutes Jahr nach dem Ausscheiden von Uhl zeigten sich also die ersten 
Auswirkungen einer personellen Fehlentscheidung, die der Stadtrat mit der nebenamtlichen 
Betreuung des Archivs durch den Stadtpfleger getroffen hatte. Gubitz konnte ganz 
offensichtlich den täglichen Erfordernissen im Archiv nicht in genügendem Maße 
nachkommen, die Ordnung litt. 
Der Stadtrat nahm die oberamtliche Rüge sofort auf und beauftragte das Stadtbauamt und 
das Archivariat „mit Vollziehung dieses Ansinnen“. Am 22. September äußerte sich das 
Archivariat in der Sache: Die herumliegenden Akten könnten in den vorhandenen Kästen nur 
dann untergebracht werden, „wenn zuvor die alten Akten im untern Gewölbe von der Menge 
werthlos gewordener Papiere gesichtet werden“. Es stellte zugleich – man höre und staune! 
– die Frage, „ob es denn verpflichtet seye, alle neu aufwachsende Akten ... zu übernehmen, 
welche eigentlich in die Registraturen der betreffenden Behörden gehören“. Der Stadtrat 
bestimmte daraufhin eine Kommission, die zusammen mit dem Archivar untersuchen sollte, 
„ob eine Sichtung der alten Akten nöthig ist oder nicht“. Bezüglich der Neuzugänge ließ er 
dem Archivariat „eröffnen“, „daß es schuldig seye, alle städtischen Akten, die auf den 
gewöhnlichen laufenden Registraturen des Rathhauses wegen neuen Anwachses keinen 
Raum mehr haben, in das zum Aufbewahren der weniger gebraucht werdenden älteren 
Akten bestimmte städtische Archiv aufzunehmen“. Außerdem erhielt es die Anweisung, die 
Ratsprotokolle „baldmöglichst in eines der beiden Gewölbe zu bringen, da ihr gegenwärtiger 
Aufenthaltsort nicht feuerfest ist“. Gubitz ließ daraufhin die „alten“ Protokolle in den mittleren 
Stock des Archivs, „der gewölbt ist“, schaffen. Am 18. Oktober beantragte er, die noch 
benötigten Kästen nunmehr beschaffen und aufstellen zu lassen, außerdem „1½ Dutzend 
Säck zum Flüchten bei Feuersgefahr“ zu liefern. Der Stadtrat stimmte dem zu, doch sollte 
das Archivariat „zur Aufbewahrung von Testamenten und sonstigen wichtigen Papieren“ 
einige Schubladen „verschließbar“ machen. Am 15. Dezember schließlich konnte der 
Stadtrat dem Oberamt mitteilen lassen, „daß das städtische Archiv nach dem ... Bericht des 
Archivars ... in Ordnung gebracht seye“. Aber – noch 1846 ist im Gremium die Rede davon, 
daß „viel zu geschehen“ habe, „um das Archiv in Ordnung zu bringen“. 
Im städtischen Archiv wurden früher Testamente, die der öffentlichen Hand zwecks 
Sicherung ausgehändigt worden waren, verwahrt. Das war schon lange eine feste 
Gepflogenheit. Im Jahre 1760 z. B. wollte der Gerichtsaktuar Johann Anton Flaxland wissen, 
„ob und was vor die in das archiv deponirte testamenta pro honorario [als Honorar] gefordert 
werden solle“, worauf der Rat bestimmte, „vor ein deponirtes und wider zurückgegebenes 
testament bey einem fremden 3 f. [Gulden] und bey einem einheimischen 2 f.“ zu verlangen. 
1768 suchte die Witwe eines Konsulenten an, „daß man ihro ihr vor 4 jahren errichtetes, in 
dem archiv verwahrt liegendes testament ... zurukgeben möchte“. 1772 wurde die „vor der 
verordneten raths deputation [Abordnung] errichtete letzte willens verordnung“ der Witwe des 
Archivars Holland „versiegelt“, wie es sich gehörte, „ins archiv in verwahrung gegeben“. Im 
Jahre 1910 waren im Archiv nicht weniger als 146 Testamente hinterlegt. Da es indessen 
„wünschenswert“ erschien, „dass der Kreis der im Archiv Verkehrenden möglichst verringert 
wird“, regte die Stadtpflege die Einlegung dieser Testamente sowie noch anderer ihr 
gehöriger Urkunden in den eisernen Kassenschrank der städtischen Kapitalbriefverwahrung 
im Rathaus an, womit sich der Gemeinderat auch einverstanden erklärte. 
Über diese „Verwahrung“ gelangte im Laufe der Zeit eine beträchtliche Anzahl privater 
Testamente ins Archiv – und verblieb dort auch. Wie anders hätte der umfangreiche Bestand 
von über 600 Testamenten Heilbronner Bürger aus der Zeit von 1500–1840 
zusammenkommen können, über den der damalige Stadtarchivar Götz Krusemarck am 24. 
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Dezember 1938 und in folgenden Nummern in den „Heilbronner Heimatblättern“ geschrieben 
hat („600 Testamente Heilbronner Bürger. Eine neuerschlossene 

S. 70 

Sammlung familiengeschichtlicher Quellen aus vier Jahrhunderten im Heilbronner 
Stadtarchiv“)? Das an familiengeschichtlichen Quellen ohnehin nicht arme Heilbronner 
Archiv öffnete mit diesem Bestand damals den Genealogen eine wahre Fundgrube. Leider 
sind diese Testamente 1944 ausnahmslos verbrannt. 
Auch Wertpapiere wurden hin und wieder im Archiv hinterlegt, so 1848 ein Paket 
Schuldverschreibungen von den Gustav Schaeuffelenschen Erben oder 25 
Partialschuldscheine der hessischen Staatsschuldentilgungsanstalt von der Gesellschaft „zur 
Hoffnung“ und 1849 ebenfalls eine Partie Schuldscheine von der Gesellschaft „Fortuna“. Der 
Archivar mußte zwar in jedem einzelnen Fall die Genehmigung des Stadtrats „zur 
Aufwahrung im Archiv“ einholen, doch hatte man dagegen in der Regel nichts einzuwenden. 
Eine Garantie seitens der Stadtkasse übernahm man allerdings in keinem Fall. 
Gubitz bat mehrfach „um Ertheilung einer Instruktion und Abgränzung seiner Funktionen 
hinsichtlich der ihm übertragenen älteren Registratur“. Ob und wann er eine solche 
tatsächlich bekommen hat, ist nicht zu sagen. Ausgangs 1837 lag jedenfalls ein derartiges 
Papier noch nicht vor. Er mußte sich in diesem Zusammenhang wiederholt den Hinweis 
gefallen lassen, daß er „im Irrthume seye, wenn er die Ansicht habe, als seye das Archiv nur 
zu Aufbewahrung der älteren Registratur bestimmt“. Als feuerfestes Bauwesen müsse es 
auch „zu Aufnahme werthvoller und wichtiger neuerer Gegenstände“ sowie „zur Reception 
[Aufnahme] der neueren Akten, wenn für solche auf den betreffenden Registraturn kein 
Raum mehr ist“, zur Verfügung stehen. 
Aktenablieferungen an das Archiv werden in dieser Zeit verschiedentlich angesprochen. Am 
6. Juli 1837 legte das Stadtschultheißenamt ein „Verzeichnis mehrerer Akten, die sich auf 
dessen Bureau befinden und dem Archiv übergeben werden sollen“, vor. Es sollte der zur 
Prüfung der Archivakten eingesetzten Kommission mit dem Bemerken zugestellt werden, 
„daß nunmehr, des Sommers, die günstigste Zeit zu Arbeiten in dem Archive ist“. Wenige 
Monate danach, am 23. November dieses Jahres, bemerkte die Ratschreiberei, daß der 
„Kasten, welcher zur Aufbewahrung der Beilagen zum Stadtrathsprotocolle dient“, voll sei, 
weshalb entweder die älteren Jahrgänge „ins Archiv übergeben“ oder „auf andere Art Raum 
geschaffen“ werden müsse. In letzterer Hinsicht schlug sie zugleich vor, „durch ein hiezu 
paßendes Individuum [Person] die einzelnen Faszikel durchgehen und das nicht 
beschriebene Papier davon ausscheiden zu laßen“. Dieses könnte dann sortiert werden, 
„jenachdem es nur die Adressen enthält oder gar nicht beschrieben ist“. Der Erlös aus 
diesem schließlich „theils als Makulatur, theils als Schreibpapier zu verkaufenden Papier“ 
werde jedenfalls größer sein, „als die auf die Ausscheidung zu verwendenden Kosten“, und 
man werde zudem in dem fraglichen Kasten „voraussichtlich Raum auf weitere 6–8 Jahre 
erhalten“. Als 1839 auf Veranlassung des Königlichen Gerichtsnotariats für die Registratur 
der Inventuren und Teilungen ein neues Findbuch „für die Geschäfte von 1840 an“ 
beschlossen wurde, bestimmte man zugleich, die älteren Akten von 1803–1813 dem Archiv 
zu übergeben und das Archivariat „zu deren Übernahme zu veranlaßen“. Außerdem wollte 
man die Registraturkästen samt Akten „vom Staube reinigen“ und zum Verhängen Vorhänge 
anfertigen lassen. Auch sollten Legscheine gedruckt werden, „damit bei Aushebung eines 
Aktenstücks jedesmal ein solcher an deßen Stelle einregistrirt [eingelegt] werden kann“. 
1840 versuchte das Gerichtsnotariat, dem Archiv eine Reihe von Gant- und Schuldakten von 
1821–1839 zur Aufbewahrung zu übergeben, worauf der Stadtrat dem Oberamtsgericht 
vorstellen ließ, daß man diese oberamtsgerichtlichen Akten „nicht übernehmen könne, da es 
in dem städtischen Archive an Raum mangle“, außerdem sei man dazu „auch nicht 
schuldig“, d. h. verpflichtet. Man müsse im übrigen selbst, „um nur die älteren städtischen 
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Akten aufbewahren zu können“, demnächst eine „Ausscheidung weniger brauchbarer Akten“ 
vornehmen lassen. 
Von verstaubten Akten liest man auch 1844, als das Gerichtsnotariat den Stadtrat darauf 
aufmerksam macht, daß die Waisengerichtsregistratur in einem offenen Kasten aufbewahrt 
werde, in welchem sie sehr „dem Staube ... ausgesezt“ sei, was sich „mit der Erhaltung 
dieser wichtigen Dokumente nicht vertrage“. Auch sei sie in einem 
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Zimmer untergebracht, in welchem stets mit Parteien verhandelt werde, wodurch sie „der 
Einsicht unberufener Dritter“ nicht entzogen sei. Und wenig später, am 3. April dieses 
Jahres, erklärte der Gerichtsnotar gar, „daß er nicht gesonnen seye, diese Registratur länger 
fortzuführen, weil ihm eine Verpflichtung dazu nicht obliege“. Der Stadtrat sollte zu deren 
Übernahme spätestens zum 1. Juli „Einleitungen treffen“. 
Gubitz ließ übrigens in demselben Jahr, am 4. April 1844, im Heilbronner „Intelligenz-Blatt“ 
folgende Notiz, das „Stadt-Archivariat betreffend“, veröffentlichen: „Der Unterzeichnete sieht 
sich veranlaßt, Denjenigen, welchen es etwa noch nicht bekannt sein sollte, hiemit zu 
notificiren [bekanntzumachen], daß er neben seinem Hauptamte schon seit 9 Jahren auch 
das städtische Archivariat bekleidet. Stadtpfleger und Archivar Gubitz.“ Warum Gubitz, der 
anfangs 1846 hier gestorben ist, sich zu dieser Publikation veranlaßt gesehen hat, ist nicht 
bekannt. 
Am 17. Februar 1842 legte der damalige Ratschreiber Weismann, der spätere Stadtpfleger 
und Archivar, dem Stadtrat einen Plan vor „für die veränderte Einrichtung der Stadtraths-
Registratur“. Er erbot sich zugleich, „das Geschäft gegen ein Taggeld von 1 fl. [Gulden] 20 
xr. [Kreuzer] zu übernehmen“. Zurückgegangen werden sollte bis 1803, d. h. bis zur 
Mediatisierung der Stadt, „bei wichtigeren Akten aber ... noch weiter“. Ein Termin zur 
Vollendung der Arbeit, „deren Ausdehnung sich der Zeit überhaupt noch nicht bestimmen 
läßt“, wurde nicht anberaumt. Die Arbeiten zogen sich dann auch unverhältnismäßig lange 
hin, obgleich dem Ratschreiber, der selbst oft „mit vielem Zeit-Aufwand“ Akten „aufsuchen“ 
mußte, sehr daran gelegen war, „die Registratur möglichst bald geordnet zu sehen“. 1846 
wurde Weismann, „welcher sich mit der Anlegung des Registraturplanes und mit den 
Einleitungen zu dessen Durchführung ... viele Mühe gegeben hat“, Stadtpfleger und Joseph 
Raur Ratschreiber. Raur wurde bei seiner Wahl unmißverständlich zur Bedingung gemacht, 
daß er „die ältere Registratur, an deren Einrichtung von der bisher chronologischen Ordnung 
in die nach den Arten der Gegenstände“, also nach dem Pertinenzprinzip, „bereits gearbeitet 
worden ist, vollends ... in Ordnung bringe“. Aber auch Raur kam „trotz angestrengter 
Bemühung“ nicht zügig voran und konnte das Geschäft erst im Herbst 1847 zu Ende 
bringen. Am 4. November übergab er dem Stadtrat das von ihm angelegte Repertorium. 
Zugleich beantragte er, „die von ihm ausgeschiedenen werthlosen Acten ... zur Papiermühle 
zu verkaufen“. Da auch das Oberamt gegen die „Vertilgung“ der ausgeschiedenen Akten 
keine Einwendungen hatte und den „baldigen Vollzug“ empfahl, erhielt die Stadtpflege den 
Auftrag zum „Verkauf des werthlosen Papiers in eine Papiermühle“. Der Stadtschultheiß 
sollte die Kassation, die Vernichtung, überwachen. 
Eine erneute Kassation von Akten der Gemeinderatsregistratur nahm Ratschreiber Raur 
1859 vor. In einem Bericht an den Gemeinderat vom 9. März stellte er „wegen Ausscheidung 
werthloser Acten“ Anträge, die er mit „Raumgewinnung“ begründete. Der Gemeinderat 
erklärte sich damit weitgehend einverstanden, behielt sich aber „wegen des Verkaufs der 
ausgeschiedenen Acten zum Vermahlen in der Papiermühle“ den Beschluß vor. Es berührt 
schon merkwürdig, daß die Bürgerschaftsvertreter sich zwar hinsichtlich der Vernichtung der 
Akten eine Entscheidung vorbehielten, bezüglich des Inhalts des Kassationsgutes aber keine 
Fragen stellten. Am 1. Dezember zeigte Raur dann an, daß er nunmehr „eine größere Partie 
werthloser Acten ... ausgeschieden habe“. Sie könnten „mit den aus dem Archiv in die 
Papiermühle zu liefernden Papieren“ veräußert werden, was nach einem Randvermerk im 
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Ratsprotokoll im folgenden Jahr geschah. So nebenbei hören wir in diesem Zusammenhang 
also auch von einer Aktenausscheidung im Archiv. 
Es wäre nun natürlich höchst interessant, zu erfahren, was Raur beide Male an Akten 
ausgeschieden hat, doch läßt sich darüber nichts sagen. Daß es nur belangloses Schriftgut 
war, mag mit Fug und Recht angezweifelt werden. Ob man den Regiminalerlaß 
(obrigkeitlichen Erlaß) vom 5. Oktober 1838 noch in Erinnerung hatte, nach dem bei der 
Ausscheidung von Akten aus Archiven „aufs Sorgfältigste“ verfahren werden mußte, „damit 
nicht wichtige historische Documente zu Grunde gehen“? In Zweifelsfällen mußte beim 
Staatsarchiv in Stuttgart Auskunft eingeholt 
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werden. Dieser Erlaß, der dem Archivariat „zur Nachachtung“ zur Kenntnis gebracht worden 
war, kann nicht genug gewürdigt werden, sollten damit doch „blindwütige“ Ausscheidungen 
unterbunden werden. Wenn man indessen liest, in welchem Umfang z. B. gerade von Raur 
ausgeschieden worden ist, bleiben Zweifel. Auch fehlte es solchen Leuten doch ganz fraglos 
an hinreichenden historischen und archivischen Kenntnissen, um der Sache auch nur 
einigermaßen gerecht werden zu können. 
Zur Führung der gemeinderätlichen Registratur heißt es 1869, dies sei bisher in der Weise 
geschehen, daß die Ratschreiberei „in besonderen Fällen förmliche Protocoll-Auszüge, in 
anderen ... nur die betreffenden Voracten ... zu den Akten gebracht und auf diesen ... unten 
die Ziffer des bezüglichen Gemeinderathsprotocolls, oben ... den Tag der ... 
Gemeinderathssitzung beigesetzt, in manchen Fällen aber auch das betreffende 
Aktenstücke hinausgegeben habe“, so daß man nur durch Nachschlagen des 
Protokolleintrags auf den Gegenstand zurückkommen könne, eine Handlungsweise, die mit 
einer geordneten Registraturführung im Widerspruch stehe. Die Ratschreiberei wurde 
deshalb auf Vorschlag des Stadtvorstandes verpflichtet, „bei allen gemeinderäthlichen 
Beschlüssen, bei denen anzunehmen ist, daß man aus irgend einem Grunde früher oder 
später auf sie zurückkommen werde, das bezügliche Aktenstück selbst sowie 
Protocollauszüge, die den gemeinderäthlichen Beschluß ... enthalten, zu den betreffenden 
Registraturacten zu bringen“. Ausgenommen sein davon sollten nur „diejenigen 
Gegenstände der laufenden Verwaltung, in welchen die bezüglichen Vorakten überhaupt 
nicht in der gemeinderäthlichen Registratur, sondern bei der Stadtpflege oder sonstwo 
aufbewahrt werden, wohin also ohnehin immer entsprechende Protocollauszüge 
zuzufertigen sind“. 

Abbildung: Gustav Weismann, 
nebenamtlicher Betreuer des 
Stadtarchivs 1846–1884 

Nach dem Ableben von Gubitz bestellte der Stadtrat zunächst am 3. Januar 1846 den 
Stadtpflegebuchhalter Wilhelm Schweikert zum Amtsverweser bei der Stadtpflege und dem 
Archivariat. Dieser verzichtete zugunsten der Hinterbliebenen auf jede Gehaltszulage. Am 
29. Januar wurde dann der 1810 in Großheppach geborene, oben schon genannte 
Ratschreiber Stadtrat Gustav Weismann zum Stadtpfleger gewählt, und zwar vorerst bis zum 
1. Juli, „mit welchem Termin Weismann gesezlich aus dem Stadtraths-Collegium tritt“, 
endgültig am 30. Juli. Gleichzeitig übertrug der Stadtrat Weismann das Archivariat, das er 
bisher auch nur provisorisch versehen hatte (das Oberamt hatte „die provisorische 
Versehung des Archivariats“ durch Weismann „gegen das bisher mit der Stelle verbundene 
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Einkommen“ am 9. Februar genehmigt), „mit der hiefür ... ausgesezten Besoldung von 100 
Gulden“. In der fraglichen Sitzung wurde von verschiedenen Seiten die Meinung geäußert, 
„daß es von besonderem Werth seyn dürfte, die Stelle eines Archivars wie bisher dem 
Stadtpfleger zu überlassen“. Da ein großer Teil der im Archiv aufbewahrten Dokumente die 
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städtische Verwaltung betreffe, finde der Stadtpfleger somit Gelegenheit, „sich mit denselben 
vertraut zu machen“. Weismann wurde „überhaupt ganz geeignet für die Stelle“ angesehen. 
Einwendungen gegen diese Bestellung kamen aber vom Oberamt: Es sei kaum zu 
rechtfertigen, die Vollendung des Amtsgrundbuches dem Stadtpfleger, für den sich dieses 
Geschäft am ehesten eigne, abzunehmen und einem Geschäftsmann zu übertragen, 
während man Weismann „ein weit weniger für ihn als vielmehr für den Rathsschreiber 
geeignetes, besoldetes Nebenamt – das Archivariat – übertragen würde. Eine blose 
Sinekur“, also ein gutbezahltes Amt ohne viel Arbeit, „dürfe lezteres nicht seyn; es habe viel 
zu geschehen, um das Archiv in Ordnung zu bringen. Findet der Stadtpfleger hiezu Zeit, 
warum solle ihm dann die Vollendung des Amtsgrundbuches, eines Geschäftes, zu dem er 
doch wesentlich mitwirken muß, selbst wenn es einem andern übertragen werde, 
abgenommen werden.“ Erst als Weismann sich „geneigt“ zeigte, die Vollendung des 
Amtsgrundbuches zu übernehmen, wenn ihm eine Frist von zwei Jahren dafür eingeräumt 
und neben „der angeordneten besseren Verwahrung der zerstreut herumliegenden Acten“ 
und dem, „was der laufende Dienst des Archivars verlangt“, ihm „eine durchgreifende 
Ordnung des Archivs nicht angesonnen werde“, genehmigte das Oberamt – mit Erlaß vom 
14. September – die Übertragung des Archivariats an ihn. Auch erklärte es sich 
einverstanden, daß der neue Archivar während der zwei Jahre, die ihm zur Vollendung des 
Amtsgrundbuches eingeräumt wurden, „zu der nothwendigen durchgreifenden Ordnung des 
Archives nicht angehalten, daß aber einstweilen wenigstens neben dem laufenden Dienste 
die angeordnete Verwahrung der zerstreutherumliegenden Acten in Bälde vollzogen werde“. 
Danach sei aber „an eine gründliche Ordnung ... zu schreiten“. 
Aber die Ordnung ließ auf sich warten! Während der Beratung des Haushalts 1850/51 am 
29. November 1850 heißt es hinsichtlich der dem Archivar bei seiner Anstellung „zur 
Obliegenheit gemachten durchgreifenden Ordnung des Archivs“: „... nachdem der Archivar 
nachgewiesen, daß er sich diesem Geschäfte bisher wegen der in den lezten Jahren auf der 
Stadtpflege geleisteten ausserordentlichen Geschäfte nur wenig habe widmen können, und 
nachdem anerkannt worden, daß eine solche Ordnung nur allmählich bewirkt werden kann“, 
was im Klartext nichts anderes besagt, als daß praktisch nichts geschehen war, was einen ja 
nicht verwundern muß bei dem zugegebenermaßen arbeitsintensiven Hauptamt des 
Mannes. Aber zum Nutzen des Archivs war die nebenamtliche Betreuung selbstverständlich 
auch nicht! Der Gemeinderat sprach gegenüber Weismann nur die „Erwartung“ aus, daß er 
sich um die in Frage stehende Ordnung des Archivs „nun nach Kräften annehmen werde“. 
Im Jahre 1857 rügte das Oberamt: „Im Archiv befinden sich etwa 50 Schubladen voll alter, 
ungeordneter Acten sowie eine Parthie sonstiger abgängiger Acten. Das noch Brauchbare 
und Werthvolle sollte ausgeschieden und angemessen aufbewahrt, das Abgängige aber zur 
Gewinnung von Raum verkauft werden.“ Auch die Amtspflegerechnungen, „welche zum 
Theil auf dem Boden herumliegen“, sollten „in einem ordentlichen Kasten aufgestellt 
werden“. Für die Aufbewahrung beziehe die Stadtkasse ja schließlich „einen nicht 
unbedeutenden Beitrag“. Nach einem Beschluß der Amtsversammlung vom 2. Juni 1837, 
genehmigt durch die Kreisregierung am 4. Juli, erhielt die Stadtpflege aus der Kasse der 
Amtspflege jährlich 25 Gulden, davon 15 „als Beitrag zur Besoldung des Archivars“ und 10 
„als Lokal-Mietzins ... wegen Aufbewahrung verschiedener Amtspflegakten im städtischen 
Archive“. (Bis zum 30. Juni 1828 hatte die Stadt von der Amtskörperschaft sogar 50 Gulden 
zur Besoldung des Archivars erhalten, die durch Beschluß der Oberamtsversammlung vom 
12. Mai d. Js. ganz gestrichen wurden.) Dem Beschluß der Amtsversammlung 
vorausgegangen war eine Diskussion im Stadtrat am 5. Februar 1836 des Inhalts, daß das 
städtische Archiv „zu Aufbewahrung von Amtspflegeakten benützt“ 
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und der Archivar deswegen auch „in Anspruch genommen“ werde. Gubitz erklärte, daß er für 
den Fall „keine Ansprüche auf Belohnung für seine dießfallsigen Bemühungen“ erheben 
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werde, daß der Stadtpflege von seiten der Amtspflege „ein angemeßener Zuschuß“ zur 
derzeitigen Archivarsbesoldung von 100 Gulden geleistet werde. 
Zu der Mängelrüge nahm Archivar Weismann am 28. Juli 1857 Stellung, wobei er betonte, 
daß die vom Oberamt angesprochenen Akten „schon zu der Zeit, als er das Archiv 
übernommen habe, in dem Oehrn [Flur] aufgeschichtet gelegen seyen“. Es seien dies 
Prozeßakten aus 300 Jahren und „etliche und [mehr als] 50 Schubladen“ mit Rechnungs- 
und vorzugsweise Stiftungsrechnungsakten „von beinahe gleichem Alter“. Er könne es mit 
seinen Pflichten als Archivar nicht vereinen, „diese Acten brevi manu [kurzerhand] zu 
veräußern“. Sie vorher „genau zu prüfen“, erfordere, „weil die Schriften schwer zu entziffern 
seyen“, einen Zeitaufwand von möglicherweise zwei Monaten. So viel Zeit aber seinem sich 
mit jedem Jahr mehr erweiternden Amt als Stadtpfleger zu „entziehen“, sei ihm nicht möglich. 
Er bitte um die Einsetzung einer Kommission, „mit welcher er ... eine oberflächliche 
Durchsicht der fraglichen Acten vornehmen ... und welche sich dann über die Nothwendigkeit 
der Aufstellung eines Geschäftsmannes für diese Arbeit äußern könnte“. Die Kommission 
werde sich auch davon überzeugen können, daß „bei der massenhaften Ansammlung von 
Acten im städtischen Archive und bei der häufigeren Benüzung dieser älteren Registratur 
durch die vielen, seit 10 Jahren in dasselbe übergebenen Acten“ sowie „bei der nicht 
unbedeutenden, zwar nicht amtlich auferlegten, aber eben nicht abweisbaren Last des 
Zeigens des Archivs und seiner Sehenswürdigkeiten“, also von Führungen, einem mit 100 
Gulden besoldeten Archivar nicht auch noch „solche ausserordentliche zeitraubende 
Arbeiten ... zugemuthet werden können“. Die Amtspflege, die (wie oben angeführt) jährlich 
10 Gulden Mietzins bezahle, könne durchaus „die Lieferung der nöthigen Kästen und Fächer 
für ihre Acten ansprechen“. (Wenig später ist im Ratsprotokoll zu lesen, daß der Mietzins der 
Amtspflege doch nicht groß genug sei, um dafür neue Kästen anzuschaffen, weshalb das 
Archivariat zum Bericht aufgefordert wurde, „welcher Raum und welche Kästen für die 
Amtspflege-Acten nöthig seyen“. Am Schluß benötigte man nur einen einfachen 
Aktenständer. 
Die „zur Durchsicht der nicht registrirten [geordneten und verzeichneten] älteren Acten“ 
eingesetzte Kommission scheint nicht sofort tätig geworden zu sein, obgleich der 
Gemeinderat z. B. „die Ordnung und Ausscheidung der im ersten Zimmer des Archivs 
vorhandenen Acten in Schubladen, welche nicht mehr länger im Anstande bleiben darf“, 
angemahnt und das Archivariat zu baldiger Berichterstattung aufgefordert hatte. Jedenfalls 
ließ man anfangs November dem Oberamt anzeigen, daß die Kommission „wegen der 
eingetretenen kälteren Jahreszeit ihrem Auftrag erst im nächsten Frühjahr nachkommen 
könne“. Zu Anfang des neuen Jahres forderte das Oberamt dann Vollzug des in Frage 
stehenden Rezesses (Absprache) bis zum 1. Juni 1858, und der Gemeinderat setzte der 
Kommission Frist zur Berichterstattung bis 1. April, doch mußte sie anfangs Mai erneut 
aufgefordert werden, „zuverläßig in diesem Monat noch ihre Anträge einzubringen“. 
Schließlich unterbreitete sie am 3. Juni dem Gemeinderat folgenden Vorschlag: „... einen 
Mann des Vertrauens aufzustellen, der aus der vorhandenen Masse auszuscheiden hätte, 
was sich schon bei der oberflächlichen Ansicht als für die Aufbewahrung werthlose 
Makulatur ergebe, diese zunächst zu verkaufen und sich nach dieser Ausscheidung und dem 
Verkaufe des Ausgeschiedenen weiteren Beschluß vorzubehalten“. Es erscheint unfaßbar, 
daß die Kommission für diesen Vorschlag fast ein ganzes Jahr gebraucht hat! Und man muß 
sich fragen, ob sie ihren Auftrag überhaupt ernst genommen hat. 
Der Gemeinderat war mit dem Vorschlag der Kommission einverstanden und ließ den 
Rechtskonsulenten Franz Kübel ersuchen, die Sache „in die Hand zu nehmen“. Kübel 
erklärte sich bereit, „die Ausscheidung der werthlosen Acten im Archiv zu besorgen, 
vorausgesezt, daß seine Augen dieses Geschäft ertragen und daß er nicht gedrängt werde“. 
Als Honorar genehmigte man ihm die beanspruchte Entlohnung von 2 Gulden für 8 Stunden 
Arbeit. Über sein Zeitversäumnis wollte er ein Diarium (Tagebuch) führen. 
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Das Oberamt setzte nun zur Erledigung Termin auf den 1. Mai 1859. Am 17. November 
dieses Jahres ist aber dem Ratsprotokoll zu ersehen, daß Kübel noch nicht fertig war. Er 
sollte „an Vollendung der ihm übertragenen Ordnung und Ausscheidung“ erinnert werden. 
Kübel antwortete am 1. Dezember, „daß er schon vor längerer Zeit einen Theil dieser Acten, 
insoweit sie ihm als Maculatur [überflüssige Papiere, Altpapier] erschienen, ausgeschieden, 
die kleinen Papiere in Säcke, die größeren in Paquete gethan, einen kleinen Theil dieser 
Papiere und Bücher aber noch der Commission zur Prüfung anheimgegeben habe“. Die 
Kommission habe jedoch noch nicht zusammentreten können. Die Stadtpflege erhielt 
daraufhin den Auftrag, die von Kübel als „Maculatur“ bezeichneten „Papiere“ schon einmal 
„in die Papiermühle zum Vermahlen unter Controle zu verkaufen“. Im übrigen sollten die 
Ausscheidungsgeschäfte im Archiv „bis zum Eintritt wärmerer Jahrszeit“ ruhen. 
So zog sich denn die Durchsicht der Bestände und die Vernichtung des als wertlos 
angesehenen Schriftgutes immer weiter in die Länge. Am 11. Oktober 1860 heißt es, Kübel 
habe die im oberen Flur des Archivs „aufgeschichtet gelegenen älteren Acten“ nahezu 
vollendet. Es sei jetzt – „vor dem nahen Winter“ – noch Zeit, die von ihm zwecks Prüfung 
durch die Kommission, „ob sie beibehalten oder zum Verstampfen veräußert werden sollen“, 
besonders gelegten Akten zu begutachten, was allerdings mit gewissen Schwierigkeiten 
verbunden war, da ein Kommissionsmitglied, das zwischenzeitlich dem Gemeinderat nicht 
mehr angehörte, Anstand nahm, „dem übernommenen Auftrage auch jetzt noch 
nachzukommen“. Und am 22. November heißt es, daß der mit der Ausscheidung der 
„werthlosen Archival-Acten“ beauftragte Kübel „bereits einen ziemlichen Theil dieser Acten, 
insoweit solche unstreitig keinen practischen oder historischen Werth mehr haben, 
ausgeschieden habe“. 
Nun gab es aber noch einige andere Akten, „deren Ausscheidung zwar ... keinem Anstandt 
unterliegen dürfte“, für deren Vernichtung die Kommission dennoch einen gemeinderätlichen 
Beschluß sehen wollte. So ordnete denn der Gemeinderat an, von den 
Ratskommissionsprotokollen aus der Zeit von 1540–1799, bei welchen es sich vorwiegend 
um „Criminalia [Akten von Kriminalprozessen]“ handelte, die von 1580–1620, „worin Hexen-
Processe zur Verhandlung gekommen sind“, zurückzubehalten, während das übrige bis 
1780, vorwiegend Schwängerungs- und Injurien-, also Beleidigungssachen, und die 
Zeugenverhöre hierüber, als „werthlos“ ausgeschieden und als „Maculatur“ verkauft werden 
durfte. Alles andere sollte, „als der neueren Zeit angehörend, ... in der Papiermühle 
verstampft werden“. Von den weiter genannten Akten gab man die folgenden ebenfalls als 
„werthlos“ zur Vernichtung frei: Wachtgeldlisten, Vorspannlisten, Meßbudentaxen, 
Herbstregister, Torwartszettel, Umgeldrechnungen, Akten zum Ausstandswesen, 
Kastenamtsrechnungen 1782–1801, Pferdefrohnbücher 1807–1829, 
Steuerabrechnungsprotokolle der Stadtpflege 1824–1829, Handfrohnbücher vom Anfang des 
19. Jahrhunderts bis in die 30er Jahre, Bücher über Beteinlagen oder Steuereinschätzungen 
vom Anfang des 19. Jahrhunderts bis 1820. Dagegen mußten die ebenfalls zur 
Ausscheidung vorgeschlagenen Pflegschaftstabellen von 1805–1810 und von 1814–1818 
sowie das Verzeichnis der bürgerlichen Abrechnungsausstände für 1824 zurückbehalten 
werden. Von den Akten über Teilungs-, Gant- (Konkurs-, Versteigerungs-) und sonstige 
Schuldverhältnisse der Familie von Schmidberg in Lehrensteinsfeld sollten „etwa darunter 
befindliche Urkunden oder Handschriften von Interesse ausgesucht, die übrigen Acten aber 
ebenfalls ausgeschieden werden“. Eine Korrespondenz von Mitgliedern der Familie von 
Gemmingen aus dem 17. Jahrhundert wollte man derselben aushändigen. 
Da die vorgesetzten Behörden keine Einwendungen erhoben, konnte die Kassation in die 
Wege geleitet werden. Daß dabei gerade bei den „Criminalia“ Akten vernichtet werden 
sollten, die eigentlich nicht hätten kassiert werden dürfen, ist unbestreitbar. Allerdings muß 
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den Verantwortlichen zugute gehalten werden, daß diese Akten damals zum überwiegenden 
Teil von historischer Seite nicht gefragt waren. 
Gut Ding will freilich Weile haben: Zwei Jahre später war die Kassation noch immer nicht 
durchgezogen. Am 30. Oktober 1862 erinnerte der Gemeinderat die 
Ausscheidungskommission 
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einmal mehr an die „baldige Erledigung ihres Auftrags“, worauf Weismann zu erkennen gab, 
daß die Sache nicht mehr an der Kommission hänge, sondern dem Archivar, also ihm selbst, 
jetzt obliege, „die ausgesuchten und in 2 Abtheilungen in ziemlich großen Massen 
herumliegenden Acten ... zum Verkaufe oder zum Verstampfen vollends zu ordnen“, zugleich 
aber auch aus den Kommissionsprotokollen von 1540–1799, d. h. in den Protokollen der 
vom Rat zur Untersuchung von Kriminalfällen jeweils eingesetzten Kommissionen, „das, was 
von historischem Interesse ist, ... herauszusuchen“. Er habe damit begonnen, „die in ... 6 
Säcken untergebrachten, zum Verkauf geeigneten Papiere nach ganzen, halben und 1/4 
Bogen zusammen legen zu lassen“, wobei noch „ein und anderes werthvolle“ gefunden 
worden sei. Die Arbeit nehme insgesamt wohl 20 Tage in Anspruch, doch habe es „noch 
kein großes Stück gegeben, da das Lesen alter Acten neben Anstrengung des Auges immer 
sehr viele Zeit wegnehme“. Er müsse bitten, „daß ihm mit Rücksicht darauf, daß im Winter im 
Archiv nicht gearbeitet werden könne, zum mindesten noch der nächste Sommer zum 
Vollzuge des Auftrags zugegeben werde“. 
Am 27. August 1863 trug Weismann dann im Gemeinderat vor, „daß er in Ordnung und 
Registrirung [Verzeichnung] beziehungsweise Ausscheidung der im Archiv auf Haufen 
liegenden Acten“, wofür ihm noch das ganze Jahr Frist gegeben sei, „schon vieles gethan 
habe“. Sein Hauptamt lasse ihm aber nicht so viel Zeit, „um hoffen zu können, noch in 
diesem Späthjahr fertig zu werden“. Ob man nicht dem Buchhalter Füger die Amtsverweserei 
der Stadtpflege übertragen wolle, wodurch ihm ermöglicht werden könnte, „an den 
Archivarbeiten fortzufahren und zu Standt zu bringen, was ihm schon seit Jahren anliege“. 
Danach ist in der Sache nichts mehr überliefert. Weismann scheint die Aktenausscheidung 
und Kassation, die sich so unendlich zäh und über annähernd sieben Jahre hingezogen hat, 
endlich zu Ende gebracht zu haben. Der Vorgang ist aber jedenfalls ein Paradebeispiel für 
die überwiegend negativen Seiten der nebenamtlichen Betreuung des städtischen Archivs, 
wie sie damals in Heilbronn praktiziert worden ist. 
Stadtpfleger Weismann bat am 14. August 1879 um Enthebung vom Archivariat. Aber erst 
1884 konnte er in den Ruhestand treten, offenbar zum 1. April. Zwischenzeitlich war ihm in 
verschiedenen Bereichen Arbeitserleichterung verschafft worden, u. a. auch dadurch, daß 
ihm bei den Archivgeschäften durch die Angestellten der Stadtpflege „Unterstützung 
geleistet“ wurde. Das Amtsgrundbuch war im übrigen noch immer nicht vollendet, doch hoffte 
man, daß es „baldigst zu Ende geführt“ werden konnte. Gestorben ist Weismann, der auch 
jahrelang „in aufopferndster Weise“ das Verzeichnis der Museumszugänge geführt hat, 
1887.
Nach dem Ausscheiden Weismanns aus dem aktiven Dienst wurde das Archivariat am 15. 
Mai 1884 dem Stadtpfleger Georg Füger übertragen, der ab 1. April auch das von Weismann 
bisher bezogene Gehalt von 200 Mark erhielt. Er sollte die Akten des Archivs „sichten, ... 
sobald ihm dies möglich ist“. 
Füger war 1832 in Heilbronn geboren und seit 1851 in verschiedenen Stellungen auf dem 
Rathaus tätig. 1874 wurde er Stadtpfleger. 1906 trat er in den Ruhestand, zehn Jahre später 
ist er, ein um das Gemeinwesen hochverdienter Beamter, gestorben. 
Am 1. Oktober 1885 wies Füger im Gemeinderat darauf hin, „daß es längst als Bedürfnis 
gefühlt worden sei, einen übersichtlichen und ausführlichen Catalog über das im städtischen 
Archiv Vorhandene zu besitzen“, ein brauchbares Bestandsverzeichnis also, da die 
vorliegende Übersicht „nur spärliche Anhaltspunkte gibt“. Auch diese Äußerung läßt 
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erkennen, daß es ein großer Fehler war, nach Uhls Abgang das Archiv von einem Beamten 
der allgemeinen Verwaltung im Nebenamt betreuen zu lassen – „der auch“, so Knupfer, „sein 
Amt in der Regel ganz als Nebenamt behandelte“. Neu eingekommene Akten wurden nur 
noch selten geordnet und verzeichnet, die Übersicht ging verloren. 1884 hatte man offenbar 
nicht einmal mehr Kenntnis vom Vorhandensein der Bechtschen Findbücher. 
Auf Fügers Vorstellung hin erhielt der Oberbürgermeister den Auftrag, „sich nach einer 
geeigneten Persönlichkeit, einem Mann mit den nötigen historischen Kenntnissen 
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Abbildung: Friedrich Dürr, 
nebenamtlicher Stadtarchivar 1891–
1923 

... umzusehen“. Wenig später heißt es dann, der Vertreter des Staatsarchivs zu Stuttgart 
Archivrat Dr. Paul Friedrich Stälin habe „Einsicht vom hiesigen Archiv genommen und 
zugesagt ..., einen Plan mitzuteilen, wie das Archiv am besten geordnet und ein Catalog 
angelegt werden sollte“. Eventuell könne auch ein Beamter des Staatsarchivs auf einige 
Wochen hierher abgestellt werden. Ausgangs November teilte Stälin mit, „daß nach 
Durchgehung seiner Akten anzunehmen sei, daß sich hier außer dem Generalrepertorium 
auch noch Specialrepertorien werden finden lassen und daß dadurch dann die Arbeit der 
Ordnung des Archivs sehr vereinfacht werde“. Am 20. Mai des folgenden Jahres – wegen 
der winterlichen Jahreszeit hatte man die Suche nach diesen Findbüchern zeitweise 
eingestellt – meldete sich der Professor am hiesigen Karlsgymnasium Dr. Friedrich Dürr mit 
dem Anerbieten, „die Sichtung und Ordnung des Archivs zu übernehmen“. Er habe bereits 
mit der Suche nach etwa vorhandenen Spezialrepertorien begonnen. Dürr hatte der 
Gemeinderat bereits am 3. April 1884 den ungehinderten Zutritt zum Archiv erlaubt, als 
dieser „behufs Studiums der Geschichte der Stadt Heilbronn für verschiedene Zweke“ bat, 
ihm „die Durchforschung des städtischen Archivs“ zu gestatten, eine Absicht, die das 
Gremium dankbar anerkannte. 
Am 10. Juni 1886 berichtete Dürr vor dem Gemeinderat über seine Nachforschungen und 
schilderte „das Fehlen vieler Akten sowie die Unordnung unter dem Vorhandenen“. Bevor er 
weiterarbeiten könne, so führte er aus, sei ein Gespräch mit Stälin „in verschiedenen 
Richtungen“ notwendig. Er wurde daraufhin ermächtigt, „die weiteren Schritte ... einzuleiten“. 
Am 1. Juli schließlich teilte er mit, daß ihm vom Kultusministerium die Erlaubnis erteilt 
worden sei „zur Erledigung des ihm von der Stadt gewordenen Auftrags“. Zugleich 
unterbreitete er „Vorschläge über die Art und Weise der Ausführung und über das Honorar“. 
Der Gemeinderat war einverstanden und stellte Dürr ein Honorar von 2 Mark je 
Arbeitsstunde in Aussicht. Der Stadtvorstand sollte ihn verpflichten und für ein geeignetes 
Zimmer sorgen. 
So kam Dürr in den Archivdienst – wenn auch zunächst über einen Werkvertrag, wie wir 
heute sagen würden. Der Gemeinderat war froh, ihn für die anstehenden Archivarbeiten der 
Ordnung und Verzeichnung gewonnen zu haben. Ein Fehler war das jedenfalls nicht. Füger 
aber blieb weiterhin mit dem Archivariat betraut – nur hört man von ihm aus dem Archiv 
nichts mehr. 
Dr. phil. Friedrich Dürr, 1866 Präzeptor an der Lateinschule in Weinsberg, seit 1874 
Professor für alte Sprachen am Karlsgymnasium („Carolinum“) in Heilbronn, 1898 ebenda 
Rektor, war 1843 in Cannstatt geboren. Neben vielen wichtigen Aufsätzen zur 
Lokalgeschichte hat er auch die heute noch nicht verbesserte und als wichtiges Hilfsmittel 
tagtäglich benutzte „Heilbronner Chronik“ 
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(Band 1 Heilbronn 1896, 21926, Band 2 Heilbronn 1922) erarbeitet. 1926 ist er hier 
gestorben. 
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Noch kurz vor Inangriffnahme der Arbeiten durch Dürr hatte der bayerische Staatsarchivar 
Pius Wittmann in einem Beitrag „Das Archiv der ehemaligen Reichsstadt Heilbronn“ über das 
hiesige städtische Archiv in der „Archivalischen Zeitschrift“ 1885 geschrieben: „Es wäre 
dringend zu wünschen, dass sich die Stadt Heilbronn dazu entschlösse, ihr ziemlich gut 
geordnetes, werthvolles und der Hauptsache nach fast ganz intaktes Archiv unter 
Beibehaltung der bisherigen Eintheilung durch einen tüchtigen Fachmann genau und 
eingehend repertorisiren [verzeichnen] zu lassen.“ Der Anfang einer detaillierten 
Verzeichnung sollte mit den bis ins 14. Jahrhundert zurückreichenden Urkunden gemacht 
werden, die „sehr wenig Schwierigkeiten“ bereiten würden, „weil fast jedes einzelne 
Dokument mit einem Papierumschlage versehen und auf diesem der Inhalt kurz und 
regestenartig [in der Form eines Regests, einer knappen Zusammenfassung des Inhalts] 
vermerkt ist“. Bei der Verzeichnung der Akten sei insbesondere festzustellen, ob die Rubra, 
also die Schlagworte (Betreffe) für die systematische Ordnung auf den Umschlägen, und die 
Lagerorte noch überall stimmten und was eventuell im Laufe der Zeit „abhandengekommen 
ist oder an andere Archive abgegeben wurde“. Denn ein „gut repertorisiertes [durch 
Findbücher erschlossenes] Archiv“ würde ohne Zweifel „manchen Forscher in die freundliche 
Nekkar-Stadt locken und auch zur Hebung des Lokal-Patriotismus der Bürger Heilbronns 
erheblich beitragen“. 
Und zum Inhalt sagte Wittmann: „Wie aus den angeführten Verzeichnissen der Heilbronner 
Urkunden- und Aktenbestände zu ersehen ist, haben die meisten dortselbst verwahrten 
Archivalien vornehmlich für die Ortsgeschichte Werth. Eine namhafte Anzahl derselben ist 
jedoch für die Kenntniss der fränkisch-schwäbischen Territorial-Verhältnisse von Interesse. 
Einige dürften auch für die Reichsgeschichte Bedeutung beanspruchen ...“ 
Man darf nun natürlich eines nicht übersehen: Wenn Wittmann von „gut geordnet“ sprach, so 
meinte er damit nur den reichsstädtischen Archivalienbestand in der Ordnung von Becht und 
seinen Nachfolgern, nicht die Zugänge 
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eine dritte liegt in einem 
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vor) 
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des 19. Jahrhunderts, deren Verzeichnung ja Dürr eben erst in Angriff nahm. Für den 
reichsstädtischen Akten- (in 307 Kästen) und Urkundenbestand (in 54 Laden) gab Wittmann 
dann eine knapp gehaltene Bestandsübersicht, die für uns heute aber die einzige überhaupt 
ist, die wir kennen. Wir drucken sie in diesem Band auf den Seiten 99 bis 103 ab. Sämtliche 
Urkunden und der größere Teil der Akten, „vielfach noch mit Urkunden untermischt“, lagerten 
damals im oberen Gewölbe. 
Dürr behielt die Ordnung von Becht, die unverändert erhalten geblieben war und sich als 
sehr zweckmäßig erwiesen hatte, bei, und auch seine Nachfolger änderten an ihr nichts, so 
daß sie bis zum Untergang der alten Stadt und ihres Archivs 1944 schließlich Gültigkeit 
hatte. Die von Lotter 1825 ausgehobenen Urkunden wurden von ihm in den betreffenden 
Repertorien entsprechend gekennzeichnet. Was nicht registriert war, nach Eugen Knupfer 
„so ziemlich alles, was seit Bechts Zeiten eingelaufen war“, wurde endlich aufgenommen. 
Wo die alten Findbücher zu summarisch waren, legte Dürr neue an und „zur bequemen 
Übersicht“ ein Generalrepertorium. 
Dürr berichtete dem Gemeinderat in regelmäßigen Abständen über den Fortgang seiner 
Arbeit, erstmals zu Anfang November 1886. Er hatte damals bereits „das obere Gewölbe“ 
des Archivs „gesäubert und geordnet“. Er legte zugleich ein Verzeichnis der Ratsprotokolle 
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vor, die mit dem Jahre 1504 beginnen und die er als „das wertvollste“ bezeichnete, „was sich 
im Archiv befindet“. Bei der Neuregistrierung habe er „das System der 
zusammenhängenden, in Heften zu bindenden Repertorien“ gewählt. Ausgangs 1887 ist 
etwa ein Drittel des gesamten Materials „bewältigt“, im April des folgenden Jahres ca. die 
Hälfte und bis zum Herbst die gesamten „Publica“, d. h. alle jene Akten, die öffentliche 
(städtische) Belange zum Inhalt hatten. Im Herbst 1890 war das untere Gewölbe geordnet. 
Am 2. April 1891 erstattete Dürr dem Gemeinderat ausführlich Bericht über seine Arbeiten, 
„die in der Hauptsache abgeschlossen sind“. Zum Zwecke der „Erhaltung von Ordnung im 
Archiv“ forderte er das Gremium auf, „das [im Archiv deponierte] Gerümpel [verschiedenster 
Art und Herkunft] künftig auf den Boden des Rathaus-Vorderhauses schaffen zu lassen“ 
sowie den Knopf des Wartbergturmes dem Verschönerungsverein zu überlassen, „um ihn in 
passender Weise in den Wartberganlagen aufzustellen“, was dann umgehend geschah. 
Dabei wurden auch „Papiere ... zum Einstampfen verkauft“, ohne daß gesagt werden kann, 
um was es sich handelte. 
Dürr erhielt für die Ordnung und Verzeichnung des Archivs in mehreren Teilbeträgen 
insgesamt 2619 Mark. Bei einem Stundenhonorar von 2 Mark hatte er also einen 
Zeitaufwand von 1309 ½ Stunden. 
Er machte übrigens auf interessante Entdeckungen stets den Gemeinderat aufmerksam. Er 
unterrichtete ihn aber auch, als er „in einem alten Pult des Gymnasiums“ einen „Fund von 
wertvollen ... Urkunden“ machte, nämlich von drei Ablaßbriefen für die „ecclesia parochialis 
Sti. Kyliani in Heilprun“, also die hiesige Pfarrkirche St. Kilian, deren ältester 1297 ausgestellt 
war, sowie von zwei „eigenhändigen“ Briefen Luthers und weiteren fünf von Melanchthon. 
Wie diese Urkunden und Briefe an das Gymnasium gekommen waren, ist unbekannt. 
Jedenfalls aber gehörten sie dort nicht hin. Das sah der Gemeinderat auch so und ließ sie, 
„da sie sich nicht auf Verhältnisse des Gymnasiums beziehen, sondern die kirchliche 
Geschichte der Stadt Heilbronn betreffen“, für das städtische Archiv „requiriren“, d. h. er 
verlangte ihre Herausgabe. 
Es erhob sich nun die Frage, ob das Archiv nicht, um erneuter Unordnung vorzubeugen, 
dauernder Aufsicht zu unterstellen sei, und man dachte dabei an einen „wissenschaftlich 
gebildeten Mann“. Im Rahmen der Etatberatungen 1891/92 wollte der Gemeinderat darauf 
zurückkommen. Am 11. Juni 1891 überlegt man dort, ob nicht Dürr, „welcher mit der 
Ordnung des Archivs im Allgemeinen fertig ist“, gegen ein jährliches Wartgeld von 300 Mark 
„für Weiterführung der Geschäfte sowie die Aufsicht über das Archiv“ zu gewinnen wäre. Der 
Vertrag zwischen der Stadt und Dürr scheint dann sehr rasch zustandegekommen zu sein, 
so daß dieser ab 1891 als nebenamtlicher Archivar anzusehen ist, der damit Füger abgelöst 
hat, dem die 200 Mark, die er als Archivar seither bezogen hatte, allerdings „fortgereicht“ 
werden sollten. 
Als Dürr im Jahre 1898 – nicht unerwartet – zum 
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Rektor des Gymnasiums ernannt wurde, bat er um Entlassung als städtischer Archivar. Der 
Gemeinderat ließ ihn jedoch bitten, die bisherigen Funktionen der „Beaufsichtigung und 
Instandhaltung“ des städtischen Archivs doch wenigstens solange noch wahrnehmen zu 
wollen, bis das Urkundenbuch für die Stadt und die Oberamtsbeschreibung fertiggestellt 
seien (Dürr war zunächst selbst als Mitarbeiter für den ersten Band des Urkundenbuches 
vorgesehen gewesen, hatte dann aber wegen der Übernahme des Rektorats des 
Karlsgymnasiums und eines Teils der Oberamtsbeschreibung seine Beteiligung ausschlagen 
müssen; doch stand er Eugen Knupfer, der schließlich als alleiniger Bearbeiter tätig wurde, 
mit seiner Kenntnis der hiesigen Geschichte stets hilfreich zur Seite und erleichterte ihm die 
Arbeit im städtischen Archiv, wo immer er nur konnte), worauf Dürr erwiderte, er sei, 
„nachdem von ihm seitens seiner vorgesetzten Behörde die Aufgabe des Archivamtes 
verlangt worden [sei]“, leider nicht in der Lage, dem Ansuchen zu entsprechen. Damit aber 
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die beiden genannten Werke „weitergeführt und gefördert“ werden könnten, bat er, „ihm 
künftighin, wie schon früher, vor Übernahme des Archivamts, den Zutritt ins Archiv und die 
Benützung desselben in diskretionärer Weise [nach Belieben] ... zu gestatten“. Damit würde 
sich dann auch die Instandhaltung des Archivs „von selbst ... verbinden“. Während dieser 
Zeit ergebe sich zudem die Möglichkeit, einen Nachfolger für ihn einzuarbeiten. Der 
Gemeinderat war von diesem Angebot angetan und ließ Dürr „das volle Einverständnis“ 
aussprechen. Als das Stadtschultheißenamt sich nachgehends aber mit einer Eingabe in der 
Sache an Dürrs vorgesetzte Behörde wandte, konnte diese sich plötzlich verbindlicher 
zeigen. In einem Erlaß der Abteilung für Gelehrten- und Realschulen des Kultusministeriums 
an das Rektorat des Karlsgymnasiums vom 24. November 1898 stellte man in Stuttgart 
folgendes fest: Zwar sei die Fortdauer des dienstlichen Verhältnisses, in dem Dürr seither als 
städtischer Archivar zu der hiesigen Stadt gestanden habe, „mit seiner jetzigen Stellung als 
Rector nicht vereinbar“. Auf der anderen Seite „erscheine es aber nicht blos für die hiesige 
Stadt, sondern auch im Interesse der von ... Dürr im Auftrag des ... Statistischen Landesamts 
übernommenen Arbeit wünschenswert, daß die Geschäfte des städtischen Archivars ... 
zunächst von ... Dürr weiter geführt werden“, zumal damit ja „ein ... erheblicher Aufwand an 
Arbeit und Zeit nicht verbunden zu sein scheine“. Falls Dürr also sich bereit erklären würde, 
„diese Geschäfte aus freien Stücken, ohne Eingehung einer vertragsmäßigen Verpflichtung, 
bis auf weiteres fortzubesorgen“, würde man die „höhere Genehmigung“ erteilen. Es sei 
auch nicht abzulehnen, Dürr „nach Ablauf eines bestimmten Zeitraums“ eine, allerdings 
„nicht im voraus zugesagte“ Belohnung für seine Bemühungen zu bewilligen. Hierauf erklärte 
sich Dürr mit Zuschrift vom 29. November bereit, „in diskretionärer Weise auch künftig bis auf 
weiteres die Instandhaltung des Archivs und die hiezu nötigen Geschäfte aus freien Stücken, 
ohne Eingehung einer vertragsmäßigen Verpflichtung, zu besorgen“. 
Im Rahmen der Etatberatungen 1891/92, als die Weiterführung der Archivgeschäfte durch 
Dürr zur Diskussion stand, findet sich auch der Satz, daß Dürr „über die Gründung einer 
Stadtbibliothek“ um Stellungnahme gebeten werden sollte. Den Grundstock dieser „neuen“ 
Stadtbibliothek, die dem Archiv angegliedert wurde, bildeten jene Bände, die 1803, als die 
alte Stadtbibliothek an das Gymnasium gegeben wurde, aus dieser ausgesondert und 
zurückbehalten worden waren. Dieser alte Buchbestand befindet sich auch heute noch im 
Stadtarchiv, führt jetzt aber die Bezeichnung Ratsbibliothek. 
Am 20. Dezember 1894 lesen wir dann im Ratsprotokoll, Dürr habe von den ca. 200 im 
Archiv bzw. in der Stadtbibliothek vorhandenen Inkunabeln (tatsächlich müssen es aber über 
300 gewesen sein), d. h. sogenannten Wiegen- oder Frühdrucken (seit Erfindung des 
Buchdrucks bis zum Jahre 1500 hergestellte Bücher), 100 ausgesucht, „welche sich zur 
Beibehaltung im hiesigen Archiv am Besten eignen“. Die übrigen seien durch Vermittlung der 
Buchhandlung Stritter & Keßler hier in einer Fachzeitung „ausgeschrieben“ und zum Kauf 
angeboten worden, worauf sich 76 Antiquare gemeldet hätten. Buchhändler Heß von 
Ellwangen habe die verkäuflichen Exemplare besichtigt und für 17 „von ihm selbst 
ausgelesene Nummern“ 100 Mark geboten. Heß werde aber sein Angebot eventuell 
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noch erhöhen, wenn er „nach genauer Prüfung“ finde, daß die betreffenden Bände mehr wert 
seien. Dürr „befürwortet die Abgabe genannter Exemplare“. Die übrigen ca. 80 Nummern 
würde er dann „den übrigen Liebhabern offeriren [anbieten]“. Der Gemeinderat genehmigte 
die Abgabe der von Heß ausgesuchten Bände „zunächst“ noch nicht. Er hoffte offenbar auf 
ein besseres Angebot. Im übrigen sollte Dürr gebeten werden, einen Katalog, also eine Liste 
der zu veräußernden Bände aufzustellen und den Buchhändlern, „welche sich für die 
Inkunabeln interessiren“, zuzusenden (das von Dürr daraufhin gefertigte handschriftliche 
Verzeichnis ist erhalten und gibt Auskunft über die von ihm als entbehrlich angesehenen 
Bände). Am 26. September des folgenden Jahres teilte Dürr dem Gemeinderat mit, Heß 
habe „auf die entbehrlichen Incunabeln“ ein Angebot von 710 Mark unterbreitet, zwei weitere 



Schrenk / Weckbach: Die Vergangenheit für die Zukunft bewahren S. 68 

© Stadtarchiv Heilbronn 2013 

Buchhandlungen hätten jeweils 700 Mark in Vorschlag gebracht. Er bat „um die 
Ermächtigung zum Kaufabschluß mit Heß“. Den Erlös wollte er an den Bibliotheksfonds 
überweisen lassen. Der Gemeinderat stimmte zu, der Bürgerausschuß erteilte nachträglich 
am 11. März 1897 (!) seine Genehmigung. 
Und so wurden denn genau 104 Inkunabeln aus der dem Archiv angegliederten 
Stadtbibliothek um 710 Mark „versilbert“ bzw. – aus heutiger Sicht gesehen – verschleudert. 
Es ist unfaßbar, daß so etwas geschehen konnte, aber mit der Ausmusterung von 
Inkunabeln war man hier schon immer „großzügig“ gewesen. 1871 etwa hatte man bereits 
ein Konvolut von 77 Inkunabeln zum Neuaufbau der Universitätsbibliothek nach Straßburg 
gegeben. Gemeinderat und Bürgerausschuß kann man sicherlich keinen Vorwurf machen. 
Deren Mitglieder waren in der Sache gewiß „unkundig“. Dürr aber kann man – bei aller 
Anerkennung der Verdienste, die dieser Mann um das städtische Archiv und die hiesige 
Geschichtsschreibung hat – den Vorwurf nicht ersparen, mindestens „unüberlegt“ gehandelt 
zu haben. Gerade er hätte doch wissen müssen, welchen „Schatz“ er veräußerte. Und dabei 
befand sich die Stadt damals noch nicht einmal in finanzieller Not, die eine Veräußerung von 
Vermögenswerten dieser Art gerechtfertigt hätte. Die Schenkung von 1871 ist ja noch 
einigermaßen zu verstehen, nachdem die Straßburger Bibliothek im deutsch-französischen 
Krieg 1870 zerstört worden war. 
So mutet es denn auch geradezu schizophren an, wenn man wenige Jahre darauf, am 19. 
Oktober 1911, nach der Mitteilung des Karlsgymnasiums, daß ein Engländer namens John 
Charrington der Schule „für Gegendienste“ zwei Bände „Chatolicon“ von Johannes de Janua 
(Johannes Balbus), gedruckt zu Augsburg 1469, mit dem Heilbronner Exlibris geschenkt 
habe, im Ratsprotokoll diesen Satz des Stadtvorstandes zu lesen bekommt: „Diese 
Schenkung hat ... nicht nur den Geldwert von über 500 M, sondern auch den idealen Wert, 
daß sie ein früherer Bestandteil der Heilbronner Stadtbibliothek sei.“ Dem Schenker sollte 
„für seine außerordentlich liebenswürdige Aufmerksamkeit“ der Dank der Stadtverwaltung 
abgestattet und in Anerkennung dessen, „daß er der Stadt einen alten Besitz zurückgegeben 
hat“, eine Gegengabe übersandt werden. Ob sich im Gemeinderat noch jemand an den 
Verkauf der Inkunabeln 1897 erinnern konnte? 
Bei dem hier angesprochenen zweibändigen „Chatolicon“ von 1469, dessen ersten Band auf 
der Innenseite des Deckels das bekannte Exlibris der Heilbronner Stadtbibliothek zierte, 
handelte es sich um eine – durch das Fehlen des ersten Blattes des ersten Bandes 
unvollständige – Ausgabe von mehreren früher hier vorhandenen, die aus dem hiesigen 
Barfüßerkloster stammte und laut Katalog der Lehrerbibliothek 1840 zusammen mit noch 
einigen anderen seltenen Stücken vom Gymnasium an die Öffentliche Bibliothek in Stuttgart, 
die heutige Landesbibliothek, um nur 260 Gulden verkauft worden war. Von dort sind die 
beiden Bände vermutlich als Dubletten über die Universitätsbibliothek in Straßburg in den 
holländischen Antiquariatshandel und schließlich in das Eigentum des genannten 
Engländers gelangt. Daß der Oberbürgermeister, damals Dr. Paul Göbel, sich über die 
„Rückkehr“ der Bände ehrlich freute, ist verständlich. Ob ein Verkauf wie der angeführte 
auch unter ihm hätte stattfinden können? 
Für die Stadtbibliothek standen dem Archiv ausgangs des vorigen Jahrhunderts jährlich 220 
Mark zur Verfügung (z. B. 1896/97), in den 20er Jahren dieses Jahrhunderts meist 200 Mark 
(z. B. 1925). Was dafür im einzelnen 
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angeschafft worden ist, entzieht sich unserer Kenntnis. Und wir wissen auch nicht, was Dürr 
mit den 710 Mark aus dem Inkunabelverkauf unternommen hat, so sehr uns das 
interessieren würde. Daß auch schon vor der Gründung der Stadtbibliothek gelegentlich 
Werke historischen Inhalts gekauft wurden, erhellt ein Ansuchen Weismanns an den 
Gemeinderat 1867, ein von Prof. Julius Rieckher hier umgearbeitetes und fortgesetztes Werk 
von Ludwig Friedrich Romig („Zeittafeln der allgemeinen Geschichte“, Stuttgart 21852) für 
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das Archiv, wo „für Nachforschungen in älteren Archivalacten“ eine geschichtliche Zeittafel 
„öfters sehr erwünscht wäre“, erwerben zu dürfen. 
Von der finanziellen Förderung einer historischen Publikation ist erstmals 1912 im 
Gemeinderat die Rede: Die Stadt wollte 10 Exemplare zu je 6 Mark der von Pfarrer Dr. Julius 
Gmelin in Großgartach herauszugeben beabsichtigten Geschichte des evangelischen 
Gesangbuches in den neuwürttembergischen Landesteilen, darunter auch die ehemalige 
Reichsstadt Heilbronn, erwerben. Gmelin, der um die Abnahme von 20 Exemplaren gebeten 
hatte, sollte wegen der noch offenen 10 Exemplare an die evangelische Kirchengemeinde 
hier verwiesen werden. Die Arbeit scheint aber nicht im Druck erschienen zu sein; jedenfalls 
ist sie bibliographisch nicht nachzuweisen. 
Dürr war bei der Übernahme der Archivgeschäfte 1891 ein sogenanntes Wartgeld von 
jährlich 300 Mark ausgesetzt worden. Im Jahre 1921 wurde dieses auf Antrag der 
Verwaltungsabteilung des Gemeinderats rückwirkend ab 1. April 1920 auf 800 Mark erhöht. 
1923, während der Inflation, empfahl die Stadtpflege eine Nachbewilligung von 30 000 Mark 
für die Zeit bis 31. März dieses Jahres und eine Erhöhung auf jährlich 200 000 Mark ab 1. 
April, „obwohl ... Dürr mitgeteilt habe, dass er nicht den Wunsch einer weiteren Erhöhung 
habe, da seiner Arbeit im Archiv in Folge Nachlassens seiner Sehkraft wohl bald eine 
Grenze gezogen werde“. Allerdings setzte der Gemeinderat die vorgeschlagene Erhöhung 
„bis zu dem im Laufe des heuerigen Jahres voraussichtlich erfolgenden Rücktritt des 
Archivars“ aus. 
Als Dürr wenige Wochen später, am 30. August 1923, seinen 80. Geburtstag begehen 
konnte, sprach Oberbürgermeister Professor Emil Beutinger dem Jubilar in einem warmen 
Glückwunschschreiben den Dank der Stadtverwaltung aus für seine „ausgezeichneten ... 
Dienste“, die er als Archivar und als Verfasser der Heilbronner Chronik der Stadt geleistet 
habe. Er habe, so sagte Beutinger weiter, „für das städtische Archiv eine außerordentlich 
umfangreiche Tätigkeit ausgeübt, der es zu verdanken sei, daß wir jetzt ... geordnete 
Zustände haben. Ohne seine Arbeit wären wir über Vieles noch im Unklaren.“ (Aus Anlaß 
des 80. Geburtstages von Dürr hat der hiesige Fabrikant Ludwig Hahn sen. übrigens durch 
seinen Sohn Alfred in München ein Bild des Jubilars malen lassen, das er der Stadt für ihre 
Gemäldesammlung schenkte.) 
Kurz zuvor hatte Dürr mitgeteilt, „daß er sich infolge seines hohen Alters veranlaßt sehe, das 
Amt eines städtischen Archivars auf Ende dieses Jahres niederzulegen“. Die Stadtpflege 
brachte danach die ausgesetzte Entscheidung wegen Dürrs Entlohnung erneut zur Sprache 
und beantragte – „obwohl die Gehaltsbezüge im Allgemeinen gegenüber der Vorkriegszeit 
wesentlich zurückgegangen sind“ – „mit Rücksicht auf die Verdienste des Dr. Dürr um das 
Archiv“ und einmalig „zu seinem Abgang“ für die Zeit vom 1. April – 31. Dezember 1923 zur 
Ausbezahlung an ihn 250 Goldmark. 
In demselben Jahr, in dem Dürr als Archivar bestellt worden war, 1891, war der städtische 
Revisor Julius Herion vom Oberbürgermeister „mit der Neuordnung der ziemlich 
unvollständigen und ungenügenden Gemeinde-Registratur“, die bis dahin in der 
Verantwortung der Verwaltungsratschreiberei stand, beauftragt. Den Abschluß der Arbeiten 
zeigte Herion „unter Anschluß des sehr zweckmäßig und sauber angelegten Repertoriums“ 
am 22. Juni 1899 den Gemeinderat an. Zugleich stellte er den Antrag, „die Ausscheidung 
und Übergabe älterer ... Acten zum Archiv genehmigen zu wollen“. Ein Verzeichnis dieser 
Akten war der Vorlage angeschlossen. 
Herion erhielt jetzt den Auftrag, auch „die im Archiv untergebrachten Acten zu sichten und 
das für die Aufbewahrung daselbst nicht Geeignete auszuscheiden“. Das Hochbauamt sollte 
sich mit dem Archivariat und dem evangelischen Kirchengemeinderat in Verbindung setzen, 
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„um diese und andere weniger wichtige Acten in einem Gelaß mit Verschlag im Souterrain 
[Kellergeschoß] der Friedenskirche unterzubringen“. Am 19. September 1901 heißt es dann 
im Ratsprotokoll, die im unteren Gewölbe des Archivs lagernden alten Akten und Urkunden 
seien vom städtischen Revisorat (Rechnungsprüfungsamt) bzw. der Gemeinderatsregistratur 
im Benehmen mit dem Archivar „einer Durchsicht und Ausscheidung“ unterzogen und die 
„wichtigen und brauchbaren Urkunden“ in den Souterraingelassen der Friedenskirche in 44 
Kästen untergebracht worden. Die „ausgeschiedenen Acten“ aber, ca. 100 Zentner, habe die 
Stadtpflege „zum Verkauf unter der Bedingung des Einstampfens ausgeschrieben“. Die 
Firma W. M. Wolff hier habe mit 4 Mark 25 Pfennig je Zentner das beste Angebot 
abgegeben. Sie erhielt schließlich auch den Zuschlag, mußte jedoch „eine amtliche 
Bestätigung über die erfolgte Einstampfung seitens der betreffenden Papier-Fabrik“ 
beibringen. 
Bei den im Archiv eingelagerten Akten handelte es sich offenbar noch nicht um 
Archivbestände. Jedenfalls bezog sich Herions Tätigkeit nur auf vom Archivar nicht oder 
noch nicht geordnete Akten. „Da dieses Geschäft in Folge des alten Actenstaubs ein 
ausserordentlich unangenehmes war“, wie es später heißt, erhielt Herion, dem zu Beginn der 
Neuordnung der Gemeinderatsregistratur seitens des Oberbürgermeisters für dieses 
Geschäft eine „besondere Belohnung“ in Aussicht gestellt worden war, 150 Mark, seine 
beiden Helfer 40 bzw. 25 Mark. 
Die Einlagerung von städtischen Akten in den Kellerräumen der Friedenskirche beruhte auf 
einer mündlichen Vereinbarung zwischen dem früheren Vorsitzenden des 
Kirchengemeinderats und dem früheren Stadtvorstand. Um einer sauberen Regelung willen 
beschloß der Gemeinderat 1906, der Kirchengemeinde für die Überlassung der 
Räumlichkeiten als Registraturräume ab 1. Oktober 1905 einen jährlichen Mietzins von 250 
Mark zu bezahlen, der allerdings zu erhöhen sei, „wenn die Stadtverwaltung für ihre Zwecke 
noch mehr Raum wünsche“, wie von seiten des Kirchengemeinderats ausdrücklich 
festgestellt wurde. Die Baukommission vertrat in diesem Zusammenhang übrigens die 
Ansicht, „daß der Raum für die städtischen Akten ein so praktischer ist, wie er anderswo in 
der Stadt schwerlich gefunden werden würde“. 
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Aber nicht nur die genannten Akten aus dem unteren Gewölbe wurden in die Friedenskirche 
verbracht, sondern auch wertvollste historische Bestände. Moriz von Rauch nennt in der 
Einleitung zu Band 2 des Heilbronner Urkundenbuches die Steuerstubenrechnungen, 
Betbücher und Betschuldbücher, die zu Anfang dieses Jahrhunderts in den dortigen 
Kellergewölben lagerten. 
Seit Dürr wurden die Archivare von der Verwaltungsspitze in zahllosen Fällen zur Abfassung 
historischer Texte für alle möglichen Gelegenheiten herangezogen. Dürr z. B. sollte den 
geschichtlichen Teil beisteuern zu dem Prachtwerk „Das Rathaus in Heilbronn a. N.“, das 
nach dem Umbau des Komplexes durch den Architekten Professor Jassoy und die 
Stadtverwaltung 1906 gemeinsam herausgegeben wurde. Doch hat Jassoy später „entgegen 
dem Wunsch der bürgerlichen Kollegien“ den von Dürr gelieferten Text nicht verwendet. Und 
auch für den Grundstein des neuen Theaters mußte Dürr 1912 eine Geschichte des 
Theaterbaus beisteuern. 
Als im Jahre 1902 sich der Tag näherte, an dem vor 100 Jahren die militärische 
Besitzergreifung der Reichsstadt Heilbronn durch Württemberg stattfand, machte sich 
Oberbürgermeister Paul Hegelmaier im Gemeinderat für eine Huldigungsadresse der 
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bürgerlichen Kollegien an Seine Majestät (König Wilhelm II.) stark, was „eine Sache des 
Anstandes“ sei, während Gemeinderat Kittler glaubte, „dass durch eine Huldigungsadresse 
... nicht im Sinn der Vorfahren gehandelt würde, die wegen der Einverleibung nicht um ihre 
Meinung gefragt worden seien“, und Gemeinderat Stroh von „servil“ sprach. In diesem 
Zusammenhang, den wir hier nicht weiter zu verfolgen brauchen, las Hegelmaier auch das 
Besitzergreifungspatent vom 23. November 1802 vor, das damals von den „neuen Herren“ 
am Rathaus angeschlagen worden war und von dem er sich eine Abschrift von der 
Archivdirektion in Stuttgart besorgt hatte. Dabei wurde das Original dieses Anschlags im 
hiesigen Archiv verwahrt! Man muß sich fragen, ob Hegelmaier seinen Archivar wegen 
dieses Papiers nicht angesprochen hat, was bei ihm allerdings durchaus vorstellbar ist. 
Ebenso unverständlich erscheint uns ein anderer Fall. Im Jahre 1904 wurden von einem 
Privatgelehrten von hier dem Archiv um 30 Mark fünf Pergamenturkunden aus dem 14. 
Jahrhundert angeboten, die zwar „inhaltlich nicht hochwichtig“ waren, aber aus einem „früher 
in der Registratur der Spitalverwaltung aufbewahrten Urkundenfaszikel“ stammten und in 
dem betreffenden Verzeichnis auch „registriert“, verzeichnet waren; „von einigen sind noch 
die leeren Umschläge mit der Signatur vorhanden“. Wie und wann sie „verloren gegangen“ 
sind, war unbekannt, doch bemühte man sich auch nicht – und eben das ist nicht zu 
verstehen –, die Angelegenheit zu durchleuchten und die rechtliche Seite zu prüfen. Kurz 
und gut: Die Urkunden wurden gekauft, der Kaufpreis „aus dem für das laufende Etatsjahr 
noch nicht erschöpften Ansatz für die Stadtbibliothek“ genommen. 
Von Stiftungen an das Archiv ist zu Anfang des Jahrhunderts mehrfach die Rede: 1906 
übergab der Kaufmann Oskar Tscherning eine Reihe „wertvoller Familienakten“ 
verschiedener hiesiger Familien, außerdem Bücher und Handschriften, und der Gemeinderat 
nahm die Schenkung dieser „für die Heilbronner Geschichte so wertvollen Urkunden“ 
hocherfreut an. 1907 schenkte der Ehrenkommandant der Feuerwehr Karl Renner zwei 
Heilbronner Feuerlöschordnungen von 1787 und 1839, von denen die von 1787 von 
Eberhard Ludwig Becht verfaßt worden war. 1909 brachten die Erben des verstorbenen Karl 
Orth hier ein Ölbild des früheren Bürgermeisters (1754–1769) der Reichsstadt Georg 
Heinrich Orth (1698–1769), wozu Oberbürgermeister Paul Göbel im Gemeinderat bemerkte, 
daß es „wünschenswert“ wäre, „wenn die Stadt durch weitere Schenkungen von Bildern 
hervorragender Heilbronner Bürgermeister und Ratsherren, die sich vielleicht im Besitze von 
hiesigen Familien befinden, allmählich eine Galerie solcher Bilder erwerben würde“. 
An interessierte Besucher des Rathauses wurde früher auf Wunsch das Faksimile eines im 
Archiv liegenden Briefes Götz von Berlichingens von 1519 abgegeben. Ein kostenloses 
Exemplar erhielt 1878 anläßlich seines Besuches hier Reichspostdirektor Heinrich von 
Stephan. Sonst kostete das Stück 1 Mark. 1912 war der Vorrat bis auf drei Exemplare 
aufgebraucht, so daß auf Veranlassung der Archivverwaltung 
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zum Preis von 150 Mark 500 Nachdrucke in Photolithographie durch die Firma A. Landerer 
hier in Auftrag gegeben wurden. Die Verrechnung erfolgte über den Etat für die 
Stadtbibliothek je hälftig 1911 und 1912. Götz hatte damals an den Rat geschrieben und sich 
beschwert, daß er trotz der Zusage ritterlicher Haft in einen „Diebsturm“ eingelegt worden 
sei. Es war dies kurz nach seiner Gefangennahme durch den Schwäbischen Bund in 
Möckmühl. 
Ein weiteres Faksimile eines im Archiv liegenden Briefes – des Schreibens von Friedrich 
Schiller an den damaligen Amtsbürgermeister der Reichsstadt vom 16. August 1793, als der 
Dichter vor seiner Rückkehr nach Württemberg zunächst in Heilbronn Station machte, um 
sich von dem hier ansässigen, als Magnetiseur in ganz Deutschland bekannten Arzt 
Eberhard Gmelin (1751–1809) behandeln zu lassen und die Stimmung des 
württembergischen Herzogs ihm gegenüber zu erkunden – ist ebenfalls bekannt. Der 
damalige Syndikus, frühere Archivar Johann Moriz Becht schrieb übrigens am 7. Juli 1794 
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an Schiller, er habe es bedauert, daß es den Heilbronnern nicht beschieden gewesen sei, 
„Euer Wohlgeboren auf der Rückreise über die Herstellung dero kostbarer Gesundheit 
unsere teilnehmende Freude zu erklären“ (zitiert nach Karl Hermann, Schillers Aufenthalt „im 
aufgeklärten Heilbronn“. Veröffentlichungen des Historischen Vereins Heilbronn Band 21, 
Heilbronn 1954). 
Während Dürrs Amtszeit arbeitete zu Anfang dieses Jahrhunderts der junge Theodor Heuss, 
der spätere erste Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland, 1884 in Brackenheim 
geboren, 1890 mit den Eltern nach Heilbronn gekommen, wo der Vater als Tiefbauinspektor 
beamtet war, im hiesigen Archiv an seiner Doktorarbeit, die den Weinbau und 
Weingärtnerstand in der Stadt zum Thema hatte (gedruckt Heilbronn 1906). In seinen 
Jugenderinnerungen „Vorspiele des Lebens“ (41964) schrieb er später: „Ich siedelte ins 
Städtische Archiv über, einen entzückenden Rokokobau mit niederem Gewölbe und 
reizvoller Stukkatur; ... und im Handumdrehen war ich in eine wesentlich historische Arbeit 
über die reichsstädtische Wirtschaftspolitik geraten, über die Rechtspraxis der 
weinbauenden Klöster und so fort. Beschwernisse und Pannen blieben nicht aus. Nie hatte 
ich ein historisches Seminar besucht; ... Mein unverdrossener Wille wurde, wenn es sich um 
das rein mechanische Kopieren handelte, oft auf eine harte Probe gestellt. Und doch war es 
schön, unmittelbar zwischen den Zeugnissen des Gewesenen Geschichte zu atmen, ein 
kaiserliches Privileg [Urkunde, mit der Vorrechte, Begünstigungen, Freiheiten zugestanden 
wurden], ein ratsherrliches Reskript [Verfügung] zu entziffern und ihnen den rechten Ort 
anzuweisen, wenn einmal die Niederschrift beginnen würde; ... Diese Jugendarbeit vererbte 
mir jedoch eine gewisse Liebe für Orts- und Sondergeschichte, und dies nicht nur zur 
Rechtfertigung der eigenen Übung. Das Auge wird geschärft, im Wellengekräusel des 
kleinen Teiches die großen Bewegungen einer Epoche noch zu erkennen.“ 
Im Jahre 1902 kam es zwischen der Stadtverwaltung und dem Bezirksnotariat zu einer 
vehementen Auseinandersetzung, als dieses vom Oberbürgermeister „um vollständige 
Uebernahme der bisherigen Gemeinderats-Registratur für die freiwillige Gerichtsbarkeit“ 
angegangen wurde und sich nachdrücklichst weigerte, „neben der ihm gesetzlich 
obliegenden allgemeinen Aufsicht auch die Verwaltung der bisherigen, bis zum 1. Januar 
1900 erwachsenen Gemeinderats-Registratur für freiwillige Gerichtsbarkeit zu übernehmen“. 
Das vom Oberbürgermeister angerufene Amtsgericht entschied, daß das Notariat „die 
Aufsicht über die in Frage stehende Registratur zu übernehmen habe“. Das vom Notariat 
daraufhin bemühte Landgericht veranlaßte den Gemeinderat zur Beschlußfassung, daß die 
Registratur „in die ausschliessliche Verwaltung des ... Bezirksnotariats übergeben wird“, was 
am 19. Januar 1903 geschah. 
Um die städtische Registratur stand es auch zu Beginn unseres Jahrhunderts noch schlecht. 
Schon wenige Monate nach seiner Amtseinsetzung 1904 stellte Oberbürgermeister Dr. Paul 
Göbel am 25. August im Gemeinderat fest: Der „erste Mangel“ hier ist eine 
„ordnungsmässige“ Registratur! Und er fuhr fort: Wenn eine Verwaltung eine gewisse Größe 
erreicht habe, sei es unumgänglich notwendig, „dass jederzeit auf das zurückgegriffen 
werden könne, 
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was früher geschehen sei“. Je größer die Verwaltung sei, je mehr sie Beamtungen habe, je 
mehr diese spezialisiert seien und je mehr Gegenstände bei den Beratungen behandelt 
würden, „desto notwendiger sei das Vorhandensein und die Fortführung einer guten 
Registratur“. Und es sei „alles schwarz auf weiss aufzubewahren und der Nachwelt zu 
überliefern“, damit man nur die Akten aufzuschlagen brauche, um sich über das früher 
Geschehene zu orientieren. Hier aber fehle eine solche Registratur fast gänzlich. „Es sei hier 
nicht möglich, sich aus den Akten zu orientieren; teils seien solche überhaupt nicht 
vorhanden, indem früher sogar die Originale mit den Beschlüssen und Antworten 
hinausgegeben worden seien, teils seien die Akten über viele Gegenstände in so 
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mangelhafter Verfassung, dass erst die Verhandlungen in den Gemeinderatsprotokollen der 
früheren Jahre aufgesucht werden müssen ...“ Die Verhandlungen seien jedoch „sehr 
gedrängt und notdürftig aufgezeichnet“. Aber: „Ein Parlament, wie es die bürgerlichen 
Kollegien darstellen, habe ein Recht darauf, dass seine Verhandlungen ordnungsmässig 
niedergeschrieben werden, und könne verlangen, dass die Gedankengänge der Redner im 
Protokoll festgehalten werden.“ Daß dies so gekommen sei, habe seine guten Gründe. Es 
habe eben an Personal gefehlt. Ursprünglich sei die Registratur dem 
Verwaltungsratschreiber zugewiesen gewesen, und später habe der Revisor 
[Rechnungsprüfer] begonnen, sie weiterzuführen und zu ergänzen. Doch sei es ihnen neben 
ihrem Hauptamt nicht möglich gewesen, sich der Sache in genügender Weise zu widmen. 
Göbel beantragte deshalb die Einrichtung einer Registratur „mit Entgegennahme des 
Einlaufs“. Die „Besorgung der Registraturgeschäfte und aller damit zusammenhängenden 
Arbeiten“ verblieb aber weiterhin im Geschäftsbereich des Revisors Herion. Die 
Ratschreiberei wurde personell erweitert. 
Auf die „lückenhafte Registratur“ kam am 23. Juni 1905 noch einmal Gemeinderat Kaufmann 
Karl Betz zu sprechen, der erfahren wollte, wem „das Ausscheiden der vor Jahren verkauften 
Akten“ obgelegen habe. Er habe damals die Frage gestellt, „ob sich nichts wichtiges darunter 
befinde“, was vom Vorsitzenden (Oberbürgermeister Hegelmaier) verneint worden sei. Die 
Antwort auf diese heikle Frage gab am 30. Juni das Revisorat, also Herion selbst. Die von 
ihm ausgeschiedenen Akten, so argumentierte er, seien „erst nach vorheriger sorgfältiger 
Einzelprüfung“ zum Verkauf ausgewählt worden, wozu überdies auch Archivar Dürr „zu Rate 
gezogen“ worden sei, der seinerseits ein Schriftstück von 1904 vorlegte, wonach die in der 
Registratur fehlenden Beilagen zu den Stadtpflegerechnungen 1807/08 und 1869/70 in den 
90er Jahren von Stadtpfleger Füger „ausgeschieden und zum Zweck des Einstampfens“ 
verkauft worden seien. Gemeinderat Kittler äußerte daraufhin „seine Mißbilligung über diese 
Handlungsweise eines alten Beamten, dem hiewegen jetzt noch ein Tadel gebühren würde“. 
Doch konnte natürlich, wie der Vorsitzende bemerkte, „an der ... leider nicht mehr 
gutzumachenden Vernichtung der Akten“ nichts mehr geändert werden. Sie ist ein 
Musterbeispiel für eine nicht genügend durchdachte Kassation, die letztendlich auch zum 
Nachteil der Archivbestände durchgeführt wurde. 
Später war man beim Revisorat (Rechnungsprüfungsamt) vorsichtiger. Am 12. März 1909 
heißt es im Ratsprotokoll, das Revisorat habe vor einiger Zeit von seiten der Stiftungs-, 
Armen- und Schulpflege „alte Akten übernommen, einer Durchsicht unterzogen und die ..., 
die sich dazu eigneten, unserer Registratur einverleibt, ... andere, die noch einen 
historischen Wert hatten, an das Archiv abgegeben“. „Unwichtige und wertlose Stücke“ seien 
in einem Verzeichnis aufgelistet worden, welches der Archivdirektion in Stuttgart vorgelegen 
habe, die darin zwar „nichts zum Erwerb für das Staatsarchiv“ fand, aber doch der Erwägung 
anheimstellte, ob nicht die in dem Verzeichnis aufgeführten Akten: Erhebung von Steuern, 
Kriegskosten und sonstige Abgaben 1799/1811; Renovation (Neuaufnahme) der der 
Pfarrpflege zustehenden Gülthöfe zu Nordheim usw. 1655/1817 und 1810; Zehentakten 
Auenstein „dem dortigen Stadtarchiv überwiesen werden wollen“. Im übrigen sei „auch nach 
unserem Dafürhalten vom Standpunkte der Geschichtspflege aus nichts gegen die 
Veräußerung der in Frage stehenden Akten zu erinnern“. Die Ablieferung der von der 
Archivdirektion für das Stadtarchiv vorgeschlagenen Akten erfolgte, und gegen „den Verkauf 
der wertlosen Akten zum Einstampfen“ hatte der Gemeinderat 
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nichts einzuwenden, „vorausgesetzt, daß sie nicht von dem städtischen Archivar ... für das 
Stadtarchiv begehrt werden“. 
Bis zum Jahre 1918 waren Registratur und Revisorat vereinigt. Am 11. Juli dieses Jahres 
beschloß der Gemeinderat dann die Trennung beider Ämter, die von einem einzigen Leiter 
„nicht mehr genügend übersehen und geleitet“ werden konnten. „Die Registratur erfordere 
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eine volle Arbeitskraft“, heißt es im Ratsprotokoll, „und lasse wenig Zeit für 
zusammenhängende größere Arbeiten, also namentlich für die Revisionsgeschäfte.“ 
Vorstand der Registratur wurde am 16. Januar 1919 der Revisor Karl Banzhaf. Er erhielt die 
Amtsbezeichnung Registrator. 
Dürrs Nachfolger war der 1868 hier geborene Historiker und Privatgelehrte Dr. phil. Moriz 
von Rauch. Noch bevor Dürr mit dem 31. Dezember 1923 aus dem Archiv ausschied, 
verhandelte Oberbürgermeister Beutinger mit Dr. von Rauch, der sich durch seine 
lokalhistorischen Forschungen und Publikationen bestens empfohlen hatte. Aber es war mit 
ihm „schwer zu einem Ziel zu kommen“, wie der Oberbürgermeister am 22. Oktober in der 
Verwaltungsabteilung des Gemeinderates sich äußerte. Rauch forderte schließlich für seine 
Tätigkeit „eine dem Zeitaufwand entsprechende feste wöchentliche Vergütung“, und zwar 
unter Anpassung an die Bezüge einer angemessenen Gehaltsgruppe. Da zu diesem 
Zeitpunkt jedoch „jeder Ueberblick über den Umfang der Arbeit“ fehlte, mußte die Besetzung 
vorerst bis zum 1. Juli 1924 zurückgestellt werden. „Inzwischen werden sich auch die 
wirtschaftlichen Verhältnisse und die Frage des [Stellen-]Abbaues, wozu die Aemter 
gezwungen sind, etwas klären.“ Die Registratur erhielt den Auftrag, „über die bis dahin 
anfallenden Archivargeschäfte Aufschriebe zu machen“, die als Grundlage für eine 
Entschädigungsberechnung dienen konnten. Dürr hatte zwar erklärt, „dass die Verhältnisse 
im Archiv so weit geordnet seien, dass eigentlich wenig zu tun sei“; er schätzte deshalb – 
und doch wohl aus Erfahrung! – die Tätigkeit auf 1–1½ Stunden in der Woche. Beutinger war 
der Ansicht, „dass man unter den heutigen Verhältnissen, da die Tätigkeit für das Archiv 
nicht mehr bedeutend sein kann, keine grossen Aufwendungen für es machen soll“. Rauch 
vertrat dagegen die Meinung, „dass viel mehr zu tun ist, es seien Rückstände da, die 
gesichtet werden müssten usw.“ 

Abbildung: Moriz von Rauch, 
nebenamtlicher Stadtarchivar 1924–
1928 

Es gab aber auch noch ein zweites Problem, an dem beinahe alles gescheitert wäre: Rauch 
hatte ganz „entschieden“ abgelehnt, die Bearbeitung und Fortführung der Heilbronner 
Chronik zu übernehmen. „Die Gegenwart interessiere ihn nicht“, hatte er Beutinger offen 
entgegengehalten, der seinerseits die Fortführung der Chronik als „unbedingt notwendig“ 
bezeichnete und in dieser Meinung 
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auch von der Verwaltungsabteilung bestärkt wurde. Er erhielt daher den Auftrag, mit Rauch 
noch einmal ein Gespräch zu führen und ihm zu sagen, daß man großen Wert darauf lege, 
„dass die Chronik von Heilbronn in der bisherigen Weise von dem Archivar fortgeführt wird. 
Unter Umständen könne eine Vergebung der Stelle nur unter der Bedingung der Fortführung 
der Chronik in Betracht kommen.“ Rauch blieb jedoch hart, und die Verwaltung fand 
schließlich in dem Stadtrat Karl Wulle (1864–1937) einen anderen Chronisten. 
So kam man endlich doch zusammen: Am 25. September 1924 ist im Ratsprotokoll zu lesen, 
Dr. von Rauch habe sich bereit erklärt, „die Archivargeschäfte zu besorgen“, wenn ihm eine 
Entschädigung von monatlich 50 Mark bewilligt werde. Der Gemeinderat war einverstanden, 
und so versah Rauch ab dem 1. Oktober 1924 das Amt. 
Moriz von Rauch starb 1928 in Heidelberg. Oberbürgermeister Beutinger gedachte seiner in 
der Gemeinderatssitzung am 19. Juni, wobei er ihn als „uneigennützigen 
Geschichtsforscher“ bezeichnete, „dem ... die Stadt viel zu verdanken hat“. 
Rauchs Verdienste um die Erforschung der Geschichte der Stadt Heilbronn können in der 
Tat nicht hoch genug angeschlagen werden. Sein Hauptwerk war zweifellos die Bearbeitung 
der von der Württembergischen Kommission für Landesgeschichte herausgegebenen Bände 
2–4 des „Urkundenbuches der Stadt Heilbronn“, Stuttgart 1913–1922 (= Württembergische 
Geschichtsquellen, Bände 15, 19 und 20), nach dem Verlust der hier vollständig oder im 
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Auszug veröffentlichten Originalurkunden und -akten für die Zeit bis 1532 (mit Ausnahme 
einiger weniger Urkunden sind alle in diesen Bänden mitgeteilten Archivalien, soweit sie 
ehemals im hiesigen Archiv lagen, während des zweiten Weltkrieges verbrannt) ein 
unverzichtbares Quellenwerk (Band 1, von Eugen Knupfer bearbeitet, war bereits 1904 als 
Band 5 der Geschichtsquellen erschienen, wozu die Stadt einen namhaften finanziellen 
Beitrag geleistet hatte). Daneben hat Moriz von Rauch, der ab 1913 als außerordentliches, 
später als ordentliches Mitglied der Württembergischen Kommission für Landesgeschichte 
angehörte

Abbildung: Titelseite des von Moriz 
von Rauch bearbeiteten zweiten 
Bandes des Heilbronner 
Urkundenbuches, 1913 
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und ab 1915 Vorstand des Historischen Vereins Heilbronn war, viele ausgezeichnete, auch 
heute nicht überholte Aufsätze und Schriften zur Geschichte Heilbronns veröffentlicht. 
Zu Rauchs Vorfahren gehörten übrigens mehrere Archivare: der Urgroßvater Georg Friedrich 
Ludwig Feyerabend und der Urgroßonkel Christian Ludwig Schübler waren die genannten 
städtischen Archivare, der Ururgroßvater Johann Georg Uhl und der Ururururgroßvater 
Johann Balthasar Müller waren Archivare des Ritterkantons Kraichgau hier. 
Auf die mit dem Tod Moriz von Rauchs erledigte Archivarsstelle wählte der Gemeinderat am 
25. April 1929 den Studienrat Georg Albrecht, der nach Ansicht der Verwaltungsabteilung 
des Gemeinderats der „geeignetste“ war, „weil er nach seinen Studien die meiste für das 
Amt benötigte Vorbildung besitzt“. Bei der Stelle sei wegen der erforderlichen „jahrelange[n] 
Einarbeitung“ wichtig, „dass ihr Inhaber sie möglichst lange bekleidet“. Die dem städtischen 
Archivar obliegenden Aufgaben seien im übrigen nicht so umfangreich, „dass ihre Erfüllung 
seine ganze Arbeitskraft in Anspruch nehmen würde“. Es könne sich deshalb auch nicht 
darum handeln, „einen Archivar im Hauptberuf anzustellen“, sondern ausschließlich „zur 
nebenamtlichen Besorgung“ mit einer Vergütung von 1200 Mark im Jahr, wie sie der frühere 
Archivar ebenfalls bezogen habe (wohl zuletzt). Dabei hatte sich Albrecht von sich aus gar 
nicht um die Stelle bemühen wollen. „Es wäre mir selber niemals eingefallen“, schrieb er 
1961 in einer Selbstbiographie, „nach Vorgängern wie Dürr und Rauch nach diesem Amt zu 
greifen. Ich wurde dazu aufgefordert, und so wagte ich, den Sprung zu tun und mich zu 
bewerben. Ich wurde von dem Oberbürgermeister und dem Stadtrat gewählt und, soviel ich 
mich erinnere, Frühjahr 1929 in das Amt eingesetzt, das bis dahin interimistisch von der 
Schreibsachenverwaltung aus verwaltet worden war.“ 
Albrecht war Neuphilologe und Historiker, 1881 in Künzelsau geboren, seit 1905 im 
Schuldienst, ab 1913 an der Realschule, später am Karlsgymnasium in Heilbronn. Das 
Heilbronner Stadtarchiv betreute er bis 1934. 

Abbildung: Georg Albrecht, 
nebenamtlicher Stadtarchivar 1929–
1933 

Albrecht hatte im Archiv einen schweren Start. Er übernahm das Amt, wie er später einmal 
an das Stadtarchiv schrieb und dann auch in seiner Selbstbiographie (aus der wir 
nachfolgend weiter zitieren) wiederholte, „ohne von irgend jemand eingeführt zu werden“, 
denn: „Es gab niemand, der das hätte machen können, und ich mußte mich ganz auf eigene 
Hand einarbeiten.“ Nach einem Jahr erst fand er „die unentbehrlichen alten Repertorien“, auf 
denen die von Dürr angelegten neuen Findbücher aufbauten, „verstaubt auf einem Kasten 
des oberen Gewölbes liegend“. 
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Sie waren von Becht „in vorbildlicher Weise“ angelegt worden und enthielten „ausführliche 
Regesten [Inhaltszusammenfassungen] mit wertvollen Angaben“. 
Oberbürgermeister Beutinger hatte zwar Interesse für das Archiv, begehrte auch häufig 
Auskünfte von dort. Aber im großen und ganzen wurde das Archiv damals „recht 
stiefmütterlich behandelt“. Das ganze untere Gewölbe des Archivbaus hatte an das 
Hochbauamt abgegeben werden müssen, und die Akten waren von dort in die 
Friedenskirche gebracht worden – „in übler Weise“, wie Albrecht feststellte. Dort gab es nicht 
einmal eine Arbeitsgelegenheit. „Man mußte sich mit Taschenlampen und Kerzen behelfen 
und kam jeweils verstaubt und geschwärzt wieder ans Tageslicht.“ Albrecht versuchte 
deshalb vor allem, wie er in einem Brief an seinen Amtsnachfolger Dr. Gerhard Heß 1955 
schrieb, die „unglückselige Auslagerung“ der ursprünglich im Erdgeschoß des Archivs 
untergebrachten Akten in das Kellergewölbe der Friedenskirche rückgängig zu machen. 
„Aber die ... Bauleute waren zu stark unter Beutingers Regierung.“ 
Genauso aussichtslos war es, die wertvollen Bestände der alten Stadtbibliothek, die einst für 
die Gymnasialbibliothek ausgeschieden worden waren, wieder zurückzugewinnen. Daß die 
Bibliothek, „reich und wertvoll“, nur zur kleineren Hälfte im Archiv stand, war „ein 
merkwürdiges Relikt“, sprich Hinterlassenschaft, „früherer Zeiten“. Der größere Teil war einst 
dem Gymnasium übergeben worden. So waren die wertvollsten Inkunabeln und der 
berühmte Musikschatz bei der Gymnasialbibliothek, aber auch für die tägliche Arbeit 
unentbehrliche Lexika. „Da ... die Herren dort ihre Schätze mit größtem Mißtrauen hüteten, 
war manche Arbeit stark erschwert.“ 
Albrecht widmete seine ganze unterrichtsfreie Zeit dem Archiv. „Es kamen stets viele 
Anfragen von auswärts, die zu beantworten ..., und viele Besucher, die bei ihrer 
wissenschaftlichen Arbeit zu beraten und zu unterstützen waren.“ Nur allmählich vermochte 
er sich in dem „so außerordentlich großen Bestand“ des Archivs zu orientieren. „Dabei 
konnte ich zunächst nur ‚sammeln‘. Eine größere zusammenhängende Arbeit konnte erst mit 
der Zeit reifen, und diese ... war mir nicht vergönnt.“ Zur Veröffentlichung kamen so mit 
Arbeitsergebnissen nur kleinere Aufsätze in den Tageszeitungen, „und diese sind 
bekanntlich zu raschem Vergessen verdammt“. 
Georg Albrecht beschäftigte sich in dieser Zeit vornehmlich mit der Erforschung von Wegen, 
Fluren, Markungsgrenzen, Brunnen, Landwehren, Grenz- und Jagdsteinen, Altwassern, alten 
Neckarläufen usw. und legte eine Flurnamenkartei an, die ihm später für eine grundlegende 
Publikation „Topographie und Geschichte von Heilbronn. Aus Flurnamen belichtet“ 
(Historischer Verein Heilbronn 1951) diente. Er gehört mit zu den bedeutenden Erforschern 
der Geschichte dieser Stadt und insbesondere ihrer Markung. 
Von 1933 an wußte Albrecht, „daß meines Bleibens auf dem Archiv nicht mehr länger sein 
konnte. Ich war nicht ‘tragbar’. Doch muß anerkannt werden, daß die neue Zeit dem Archiv 
bedeutende Förderung brachte.“ Gestorben ist Georg Albrecht 1964 in Alpirsbach. 
Mit Albrechts Nachfolger, Dr. phil. Götz Krusemarck, der ebenfalls aus Heilbronn stammte 
(*1906), verpflichtete die Stadt am 16. Juli 1934 (Dienstaufnahme 1. August) erstmals wieder 
seit langer Zeit einen hauptamtlichen Stadtarchivar. Und erstmals in der Geschichte des 
Heilbronner Archivwesens wurde mit ihm hier ein Mann Archivar, der nach einem kurzen 
Praktikum im Stadtarchiv Stuttgart (1932–1933), bei dem er Gelegenheit hatte, „sich in die 
Archivgeschäfte verschiedenster Art einzuarbeiten“, 1933–1934 eine fachspezifische 
Ausbildung am Institut für Archivwissenschaft und geschichtswissenschaftliche Fortbildung in 
Berlin-Dahlem erfahren hatte. Zum 1. August 1939 wurde er zum Städtischen Archivrat 
ernannt, 1940 zur Wehrmacht eingezogen, 1945 ist er in Berlin gefallen. 
Krusemarck hat „günstigere Bedingungen für gedeihliche Arbeit“ vorgefunden als Albrecht 
und sie „mit Geschick und Energie genützt“. Albrecht hat ihn loyal unterstützt. Es wurden nun 
auch „beträchtliche Mittel“ für das Archiv zur Verfügung gestellt, während sie zuvor immer 
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„recht bescheiden“ gewesen waren. Außerdem bekam Krusemarck eine Hilfskraft. „Das 
wurde vor allem nötig, weil nun endlich das untere Gewölbe für das Archiv frei 
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gemacht wurde, so daß dort die im Keller der Friedenskirche vergrabenen Bestände 
aufgestellt werden konnten, was eine gewaltige Arbeitslast darstellte“, wie Albrecht bemerkt. 
Dabei kann es sich aber nur um die historischen Bestände gehandelt haben, also die oben 
erwähnten Steuerstubenrechnungen, Betbücher etc. Die neueren Akten scheinen jedenfalls 
dort verblieben zu sein. Die Auslagerungen in die Friedenskirche bezeichnete Krusemarck in 
diesem Zusammenhang einmal als Fehler einer Zeit, „der für Erhaltung geschichtlicher 
Dokumente jegliches Verständnis abging“ (Zeitungsmitteilung „1200 unbekannte Urkunden 
aufgefunden im städtischen Archiv“ am 31. Oktober 1934 im „Heilbronner Tagblatt“). Auch 
die Rückholung der Gymnasialbibliothek wurde jetzt in die Wege geleitet. 
Von Krusemarck ist die Publikationsreihe des Stadtarchivs „Veröffentlichungen des Archivs 
der Stadt Heilbronn“ ins Leben gerufen worden. Die beiden ersten Arbeiten, die in dieser 
Reihe zum Druck gelangten, stammten aus seiner Feder, darunter das Heft „Schicksalswege 
einer schwäbisch-fränkischen Reichsstadt. Die Judenfrage in Heilbronn im Laufe der 
Jahrhunderte“ (1940), ein „Machwerk“ ganz im Sinne der nationalsozialistischen Judenhetze. 
Aber – Krusemarck hat diese Fassung nicht von sich aus so zu Papier gebracht. Er stand 
unter dem fortgesetzten Druck des hiesigen Kreisleiters Richard Drauz, der den Autor den 
Text so lange umarbeiten ließ, bis er seinen Wünschen entsprach. Nach Aussage seiner 
Witwe hat Krusemarck unter dieser Erpressung ungemein gelitten, und wir haben keinerlei 
Veranlassung, daran Zweifel zu hegen. In Zusammenarbeit mit dem „Heilbronner Tagblatt“ 
brachte das Stadtarchiv während Krusemarcks Zeit bis 1940 auch eine monatliche Beilage 
„Heilbronner Heimatblätter“ zu der genannten Zeitung mit vielseitigen und interessanten 
Aufsätzen zur Stadtgeschichte heraus. Auch sonst war der Archivar sehr eingehend und 
vielseitig lokalhistorisch tätig. 

Abbildung: Götz Krusemarck, 
hauptamtlicher Stadtarchivar 1934–
1945 

Krusemarck präsentierte 1935, anläßlich der hier durchgeführten Industrie-, Handels- und 
Gewerbeschau „Schwäbisches Schaffen“, seine erste Archivausstellung, eine mehr als 
Überblick gedachte und konzipierte Gesamtdarstellung der Geschichte dieser Stadt (ein 
Bericht darüber aus seiner Feder findet sich unter der Überschrift „Die Entwicklung von 
Heilbronn“ am 18. Juli 1935 im „Heilbronner Tagblatt“). Daneben plante er von Anfang an 
eine Anzahl kleinerer Ausstellungen, mit denen er einzelne Abschnitte der Stadtgeschichte 
vertieft abhandeln wollte, und begann dieses Unternehmen zwei Jahr später mit der 
Exposition „Aus dem Zeitalter der Zunft“ (im Historischen Museum gezeigt). 
Nach Beginn des zweiten Weltkrieges wurde das Archiv am 12. September 1939 offiziell 
geschlossen, Dr. Krusemarck 
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und sein Mitarbeiter Alexander Renz anderen städtischen Ämtern zugewiesen. Inoffiziell 
konnte der Archivbetrieb aber noch – wenngleich auf die Samstagnachmittage und Sonntage 
beschränkt – bis zum Sommer 1944 aufrechterhalten werden. Es ist dies das Verdienst von 
Renz, der dafür einen guten Teil seiner Freizeit opferte. 
Bis 1940 konnten so noch drei Dissertationen vollendet und eine 1938 begonnene 
Familienkartei für die Zeit vom Ende des Mittelalters bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts 
abgeschlossen werden. Sie umfaßte nicht weniger als 27 000 Namen. Da in dieser Kartei 
nicht nur in Heilbronn ansässig gewesene und gebliebene Familien erfaßt worden waren, 
sondern auch von auswärts zugezogene und wieder abgewanderte, konnten mit ihr, wie 
einer von Krusemarck veranlaßten Notiz im „Stuttgarter Neuen Tagblatt“ vom 19. Juli 1939 
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zu ersehen ist, familiäre Beziehungen nach ganz Deutschland nachgewiesen und belegt 
werden.
Als Krusemarck einrücken mußte, führte der 1888 in Regensburg geborene Alexander Renz, 
der seit 1938 Mitarbeiter des Archivs, von Haus aus aber Journalist war, die Amtsgeschäfte 
des Stadtarchivs bis 1945 weiter, wobei auch ihm Georg Albrecht hilfreich zur Seite stand. 
Renz oblag seit 1942 die schwierige Aufgabe der Auslagerung wichtiger Archivbestände zum 
Schutze vor kriegsbedingter Zerstörung. Noch im Vorjahr hatte man hierzulande ganz 
allgemein die Flüchtung von Archivalien als „von zweifelhaftem Wert“ angesehen. Mit der 
Ausweitung des Luftkrieges über Deutschland ab 1942 dachte man jedoch anders. Der 
Generaldirektor der Preußischen Staatsarchive, Dr. Ernst Zipfel, reichsweit mit der 
„fachlichen Lenkung der bei den Archiven notwendigen Luftschutzmaßnahmen“ betraut, 
ordnete nunmehr – unter Verzicht auf jegliche Auswahl – die Auslagerung ganzer Archive 
oder doch umfangreicher Archivteile aus luftgefährdeten Gebieten an. Dabei war man sich 
durchaus im klaren, daß die sicherste Einlagerung die in Salz- und Kalibergwerken tief unter 
der Erde sein würde. Entsprechend wurde bei den Auslagerungen auch vielfach verfahren. 
So wurden z. B. die „gesamten Archivbestände“ Schleswig-Holsteins, „die auf der Bahn nach 
Heilbronn gebracht wurden“, im Heilbronner Salzbergwerk eingelagert. Georg Albrecht hat 
bei diesem Geschäft tatkräftig mitgeholfen und später bedauernd festgestellt, daß es für 
Heilbronn „leicht und naheliegend“ gewesen wäre, dasselbe zu tun. 

Abbildung: Erste Nummer der vom 
Stadtarchiv zusammen mit dem 
„Heilbronner Tagblatt“ seit 1937 
herausgegebenen „Heilbronner 
Heimatblätter“, einer 
ortsgeschichtlichen Beilage 

Und in der Tat: Heilbronn hat seine Archivalien nicht in das heimische Salzbergwerk 
gebracht oder in das nahe Kochendorfer, in das ebenfalls zahlreiche Archive und Museen 
eingelagert haben. Angeblich soll man sich wegen eines 
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eventuell möglichen Wassereinbruchs in das Bergwerk mit Sorge getragen haben. Man hat 
statt dessen lieber nach auswärts ausgelagert – aber leider nur ca. ein Drittel des 
Gesamtbestandes. Der Rest verblieb im Archivgebäude. Welche Gründe dafür letztendlich 
ausschlaggebend waren, wäre immerhin interessant zu erfahren. Daß es in erster Linie 
personelle, organisatorische und Transportprobleme waren, vor allem das „Fehlen“ der 
benötigten Transportmittel, sprich Lkw, mag vordergründig richtig sein (der Betreuer des 
Historischen Museums, Oberlehrer Hellmut Braun, schrieb 1945 z. B. an Oberbürgermeister 
Emil Beutinger: „Jeder Lkw, den ich benötigte, mußte beim damaligen ... Oberbürgermeister 
[Heinrich Gültig] erkämpft werden ... Die Unterbringungsmöglichkeiten mußte ich selber 
suchen, was schon dadurch erschwert war, daß andere Städte, wie Köln, Heidelberg, 
Stuttgart, bereits die besten Plätze unserer Umgebung belegt hatten.“). Hintergründig mag 
aber auch ein gewisses Desinteresse der obersten Verantwortlichen an der „alten“ 
Geschichte mitbestimmend gewesen sein. „Der nationalsozialistische Staat wendet der 
Pflege heimatlicher Geschichte seine ganz besondere Aufmerksamkeit zu ...“, hatte 
Krusemarck am 2. April 1937 in einem Aufsatz „Aufgaben des Stadtarchivs“ im „Heilbronner 
Tagblatt“ geschrieben. Notwendig sei es, so fuhr er fort, „die Quellen, die uns Einblicke in 
frühere Zeiten gewähren, sorgfältig zu sammeln“. Heilbronn sei in der glücklichen Lage, ein 
Archiv zu besitzen, „das zu den besterhaltenen deutschen Stadtarchiven gezählt werden 
kann“. Doch jetzt, 1942ff., als der Krieg auch die Heimat zu überziehen begann, scheint man 
sich dieser Verpflichtung in Heilbronn nicht mehr bewußt gewesen zu sein. Oder man 
brachte ganz einfach nicht das notwendige Stehvermögen auf, sich einem „allmächtigen“ 
Kreisleiter gegenüber durchzusetzen. „Wenn nur die Stadt am Schluß in der 
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Auslagerungsfrage nicht so sehr versagt hätte“, stellte Georg Albrecht 1955 bedauernd fest, 
und er traf damit voll ins Schwarze. 
Am Abend des 4. Dezember 1944 schlug dann die Schicksalsstunde Heilbronns, als die 
Royal Air Force einen ca. 20minütigen Luftangriff gegen die Stadt flog, bei dem die gesamte 
Altstadt in Schutt und Asche versank und über 6500 Tote zu beklagen waren. Mit der Altstadt 
untergegangen ist auch das Stadtarchiv mit all dem, was man nicht ausgelagert hatte (und 
natürlich auch dem, was man mit einem Funken Hoffnung auf Rettung innerhalb des Hauses 
von oben nach unten, ins Erdgeschoß umgelagert hatte). Wieviel das war, ist nicht genau zu 
beziffern. Alexander Renz hat dem Verfasser gegenüber die Meinung vertreten, daß es 
mindestens zwei Drittel der einst reichhaltigen Bestände gewesen sein dürften, die im 
Inferno dieser Nacht für immer verlorengegangen sind. Und das Heilbronner 

Abbildung: Das Stadtarchiv am 
Kieselmarkt nach dem Luftangriff am 
4. Dezember 1944 
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Archiv war eines der größten im südwestdeutschen Raum gewesen, wie nicht zuletzt gerade 
von Fremden immer wieder festgestellt worden ist. 
Krusemarck hatte einmal geschrieben: „Die Erhaltung der städtischen Archivalien verdanken 
wir dem Umstand, daß die Reichsstadt Heilbronn im 18. Jahrhundert den Entschluß faßte, 
ein besonderes Archivgebäude zur sicheren Aufbewahrung ihrer in verschiedenen Gewölben 
und Kammern lagernden Urkunden und Akten zu errichten. Der im Jahre 1765 [!] 
fertiggestellte Archivbau bewahrte so die Heilbronner Archivalien davor, wie die Akten so 
vieler deutscher Städte in Kriegszeiten zerstreut und infolge dauernder Transporte 
verschleudert zu werden.“ Im Rückblick auf das, was dann 1944 geschehen ist, berühren 
uns diese Zeilen ganz besonders. 
Mit unverkennbarer Wehmut bemerkte Theodor Heuss 1950 im Vorwort zur zweiten Auflage 
seiner Dissertation „Weinbau und Weingärtnerstand in Heilbronn a. N.“: „Von dem alten 
wunderbaren Archiv der Stadt, dessen köstliches Rokoko den Rahmen für die eifrigen und 
begeisterten Bemühungen eines jungen Studenten gegeben hatte, alte Urkunden zu 
entziffern, steht nur noch die Fassade.“ Und auf diese Fassade hatten nach der 
Bombennacht des 4. Dezember Überlebende mit weißer Kreide erste Lebenszeichen für ihre 
Angehörigen und Freunde geschrieben, wie ein Foto im Stadtarchiv – ein erschütterndes 
Dokument! – zeigt. 
Der Feuersturm trieb, wie glaubhaft überliefert ist, einzelne verkohlte Blätter bis in die 
Gegend von Crailsheim. Natürlich konnte niemand – das müssen wir einräumen – 
voraussehen, wie der Ernstfall aussehen und was zurückbleiben würde. Man konnte es, um 
mit Wilhelm Rohr zu sprechen, der im „Archivar“ 1950 „Die zentrale Lenkung deutscher 
Archivschutzmaßnahmen im Zweiten Weltkrieg“ untersucht hat, „nur ahnen oder fürchten, 
nicht aber beizeiten und gründlich sich darauf einstellen“. 
Aus der Ruine des einst so schmucken Baus konnte so gut wie nichts mehr gerettet werden: 
Ein paar verkohlte Aktenbüschel und einige Steuerstubenrechnungen aus der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts waren das einzige. Von letzteren konnten nur wenige noch restauriert 
werden. Im Jahre 1950 schickte der Stadtarchivar von Schwäbisch Gmünd, Albert Deibele, 
ein halbverkohltes Aktenbündel an das Heilbronner Archiv, wozu er schrieb: „Etwa ein halbes 
Jahr nach dem Brand ... kam ich bei strömendem Regen durch Heilbronn und besichtigte 
auch die Reste des ehemals so schönen ... Stadtarchivs, wo ich 1914 meine ersten 
archivalischen Studien machte. Aus dem Schutt ragten noch einzelne halbverkohlte 
Aktenbündel hervor. Das best erhaltene habe ich zu mir genommen mit der Absicht, es einer 
Behörde zuzustellen. Da damals aber niemand Zuverlässiges für mich erreichbar war, nahm 
ich das Aktenbündel mit nach Gmünd. Heute stieß ich wieder auf das gerettete Bündel. Es 
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enthält ja nichts Wichtiges, doch möchte ich es als Eigentum der Stadt Heilbronn wieder 
zurückgeben.“ 
Für die Aufmerksamkeit bedankte sich Renz, seit 1945 Stadtarchivar, und fügte hinzu: „Was 
den Zustand des Aktenbündels betrifft, so hatten sie damit mehr Glück, als wir es bei 
Schutträumung aus der Archivruine im Juli vorigen Jahres [1949] hatten. Denn uns gelang 
nurmehr die Bergung von einigen schwarzgebrannten Aktenbündeln, während alles andere 
von den herabgestürzten Gewölben und Steinen zerschlagen und zerfetzt war, so dass die 
Bergung aus der Ruine gleich Null gesetzt werden kann.“ Und einer für den genannten 
Hellmut Braun bestimmten Mitteilung von Renz im Jahr zuvor entnehmen wir: „Die 
Ausräumung wurde von mir und ... Mittelschullehrer a. D. [Ernst] Hafner ständig überwacht, 
um eventuell zu retten, was noch zu retten wäre. Ich habe teilweise selbst mitgegraben. Die 
Zerstörung innerhalb des Gebäudes war aber unvorstellbar! Nicht einmal Scherben waren 
mehr aufzufinden. Einige wenige verkohlte Akten und ein paar Beilagenbücher zu den 
Steuerstubenrechnungen waren das einzige Ergebnis der Schuttdurchsuchung. Alles andere 
war zu Asche verbrannt oder durch die herabstürzenden Gewölbe während des Brandes 
zerfetzt, zerrissen und zu Staub zermahlen. Wie gesagt: unvorstellbar.“ 
Was im einzelnen untergegangen ist, läßt sich nicht annähernd sagen, da auch die von 
Becht und Dürr in mühevoller Arbeit erstellten Findbücher ein Raub der Flammen wurden. Ihr 
Verlust ist besonders schmerzlich. Warum 
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man sie nicht ausgelagert hat, ist nicht zu verstehen. Verbrannt sind jedenfalls sämtliche 
Aktenbestände vom 14. bis 19. Jahrhundert, von den Amtsbüchern z. B. die 
Steuerstubenrechnungen seit der Mitte des 14. Jahrhunderts, die Gerichts- und die 
Ämterbücher, die Kommissionsprotokolle. Untergegangen ist aber auch die 
Stiftungspflegeregistratur mit zahlreichen älteren Urkunden sowie der Bestand an 
Heilbronner Zeitungen seit 1744. Vernichtet wurden außerdem die Archive der noch vor dem 
Krieg eingemeindeten Stadtteile Böckingen, Neckargartach und Sontheim. Die Böckinger, 
Neckargartacher und Sontheimer Archivalien waren von Krusemarck 1938/39 im 
Hafenmarktturm eingelagert worden. 
Im Untergeschoß der Friedenskirche haben das Bombardement überdauert: Akten der 
Stadtpflege und der Armenpflege (ca. Anfang 19. Jahrhundert – 1926), verschiedener 
Kriegsämter (1914–1918), der Geistlichen Verwaltung (erste Hälfte 19. Jahrhundert). Auch 
im Wilhelmsbau blieben noch einige kleinere Aktenbestände, die aber zu diesem Zeitpunkt 
offenbar noch nicht dem Archiv übergeben waren, erhalten. 
Es erhebt sich nun die Frage, wie weit das ausgelagerte Archivgut unversehrt über den Krieg 
gekommen ist. Wie bereits gesagt, liefen die Auslagerungen hier 1942 an, wobei ganz 
gezielt nur „wichtige“ Bestände weggeschafft wurden, und zwar 1942 und 1944 nach Kloster 
Schöntal, ebenfalls 1942 nach Schloß Neuhaus bei Babstadt, 1943 nach Schloß Waldenburg 
und 1944 nach Schloß Domeneck bei Züttlingen. Alles was nach Schöntal, Babstadt und 
Züttlingen ausgelagert war, hat den Krieg überdauert. Dagegen ist das nach Waldenburg 
verbrachte Archivgut dort 1945 verbrannt, als beim Einmarsch der Amerikaner das Schloß 
durch Artilleriefeuer in Brand geschossen und teilweise zerstört wurde. Es waren dies 51 
Bände Melderegister des städtischen Polizeiamtes 1846–1904, 10 Bände Namensregister zu 
den Melderegistern 1867–1904 sowie 44 Bände Rekrutierungsstammrollen des 
Stadtpolizeiamtes für die Aushebungsjahre 1875–1898 und Altersklassen 1855–1918. Einige 
wenige Diebstähle wurden in Schöntal verzeichnet. 
Gerettet und nach Kriegsende wieder nach Heilbronn zurückgeführt wurden: die Urkunden 
(die älteste von 1297) und Legitimationsurkunden (1623–1803, über 2700 Stück mit 
zahlreichen Beilagen), die Bet- und Steuerbücher (1387/88–1826, bis zur zweiten Hälfte des 
15. Jahrhunderts mit Lücken), die Ratsprotokolle (1504–1932), Kontraktprotokolle und 
Kaufbücher (1538–1899), die Inventuren und Teilungen (1502–1769), ca. 300 Inkunabeln 
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(Frühdrucke bis 1500) der Stadtbibliothek und der Gymnasialbibliothek sowie andere seltene 
Drucke, auch der „Heilbronner Musikschatz“ (117 Stimmbüchlein 16./17. Jahrhundert, 
darunter 12 Unika), der Robert-Mayer-Nachlaß, die Bürgerverzeichnisse (ab 1788), 
Totenbücher (1678–1799) und Proklamationsbücher (1648–1801), die Lager- und 
Kapitalbücher (1510–1829), Häuser- und Güterbücher (19. Jahrhundert), 
Häusereinschätzungsbücher (1724 und 1754), die Marksteinbücher (das älteste von 1556), 
die Statutenbücher (ab 1541, darunter ein Pracht-Repräsentationsexemplar), die Pläne und 
Risse (ab 1567) und anderes mehr. 
Es sei in diesem Zusammenhang erlaubt, auf den „Verbleib“ der Ratsprotokolle 1933–1944 
kurz einzugehen. Die Frage, ob diese Bände verbrannt oder 1945, vor dem Einmarsch der 
Amerikaner, „auf die Seite geschafft“ worden sind, hat ja in vergangenen Jahren mehrfach 
die Gemüter erhitzt und zu kontroversen Aussagen geführt. Seitens des Stadtarchivs hat 
man indessen stets und einmütig zum Ausdruck gebracht, daß diese Bände verbrannt sind. 
Dazu ist hier folgendes zu sagen: 
Am 3. Februar 1944 schrieb der Leiter des Liegenschaftsamtes, Oberrechnungsrat Gustav 
Schempf, an den Oberbürgermeister, daß unter Führung von Oberfeldwebel Berg von der 
Festungsdienststelle Karlsruhe, Überwachungsstelle Heilbronn, verschiedene Bunker auf 
Sontheimer Markung, vor allem im Schozachtal, die noch „zur Benützung frei“ seien, 
besichtigt worden seien. Da sie alle trocken seien, würden sie sich „zur Aufbewahrung von 
Akten jeder Art ...“ eignen. In einem vom 27. März 1944 datierten Schreiben des Leiters der 
Ratschreiberei, Oberrechnungsrat Georg Kielwein, ebenfalls an den Oberbürgermeister heißt 
es dann, von der Ratschreiberei seien in dem Bunker Nr. 231 u. a. ausgelagert worden: 4 
Bände
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Abbildung: Aufschriebe von 
Alexander Renz über den Verlust u.a. 
der städtischen Ratsprotokolle 1933–
1938 in Schloß Waldenburg 1945 

Ratsprotokolle Heilbronn 1933–1938, 2 Bände Ratsprotokolle Böckingen 1931–1933, 3 
Bände Ratsprotokolle Neckargartach 1931–1938. Einem weiteren Schreiben von Kielwein an 
Oberbürgermeister Gültig vom 21. Februar 1945 ist zu entnehmen, daß von der 
Ratschreiberei u. a. 10 Bände Sitzungsniederschriften auszulagern seien. „Diese Sachen 
wurden gestern aus dem Wandschrank in meiner früheren Kanzlei im Rathaus geborgen.“ 
Sie waren demnach dort erhalten geblieben. Außerdem seien 5 Bände 
Sitzungsniederschriften auszulagern, die zunächst in dem Bunker Nr. 231 eingelagert waren 
und nachfolgend „in Ermangelung eines geeigneten Raumes“ vorübergehend in das 
Jägerhaus verbracht worden waren. Eine handschriftliche Auflistung dabei mit demselben 
Datum, überschrieben mit „Niederschriften nach Waldenburg“ und offenbar auch von der 
Hand Kielweins, führt folgende Protokolle auf: 4 Bände Ratsherren Heilbronn 1933–1938, 2 
Bände Ratsprotokolle Böckingen 1931–1933, 3 Bände Ratsprotokolle Neckargartach 1931–
1938 und Beilagen 1934–1938. Dabei handelt es sich also um die Protokolle, die zunächst in 
dem Bunker Nr. 231 eingelagert worden waren. Außerdem sind aufgeführt: 3 Bände 
Verwaltungsabteilung Heilbronn 1931–1935, 4 Bände Bauabteilung Heilbronn 1931–1935, 1 
Band Technische Abteilung Heilbronn 1930–1935. Ein handschriftlicher Randvermerk auf 
dem genannten Schreiben vom 21. Februar, wohl ebenfalls von Kielwein, besagt, daß diese 
Niederschriften „nach Waldenburg“ ausgelagert worden sind. Nun ist natürlich nicht zu 
übersehen, daß die Anzahl der Bände in dem Schreiben vom 21. Februar und in der 
Auflistung differiert. Eine Erklärung dafür ist leider nicht möglich. Als sicher anzunehmen ist 
aber, daß die in der Auflistung genannten Bände nach dem 21. Februar 1945 nach 
Waldenburg verbracht wurden. Eine handschriftliche Notiz von Alexander Renz über die 
Verluste in Waldenburg, wohin neben dem Archiv noch einige andere städtische Ämter 
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Akten etc. ausgelagert hatten, gibt schließlich zu erkennen, daß beim Brand des 
Waldenburger Schlosses dort von der Ratschreiberei die Ratsprotokolle Heilbronn 1933–
1938, die Ratsprotokolle Böckingen 1931–1933, die Ratsprotokolle Neckargartach 1931–
1938, zusammen 9 Bände, nebst Beilagen, sowie 8 Bände Verwaltungsabteilung Heilbronn 
1931–1935, Bauabteilung Heilbronn 1931–1935 und Technische Abteilung 
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Heilbronn 1930–1935 untergegangen sind. Da Renz ein sehr genauer und gewissenhafter 
Mann war, der seine Angaben offenbar von den betreffenden Ämtern direkt bezogen hat, ist 
kein Zweifel an denselben zu hegen. Was auffällt und verwundert ist, daß die Sontheimer 
Protokolle nirgendwo Erwähnung finden. Eine Erklärung dazu ist ebenfalls nicht möglich. 
Die Heilbronner Ratsprotokolle ab 1939 lagerten nach einem „Verzeichnis der auslagernden 
Dienststellen“, das zwar undatiert ist, aber nach dem 27. März und vor dem 4. Dezember 
1944 aufgestellt worden sein muß, in einem Wandschrank im Archiv, wo sie bei dem 
Luftangriff am 4. Dezember 1944 zugrunde gegangen sind. Daß sie gerettet und vor dem 
Einmarsch der Amerikaner beiseite geschafft worden sein könnten, halten wir für 
unwahrscheinlich. 
Die so radikale Zerstörung Heilbronns am 4. Dezember 1944 stellt in der geschichtlichen 
Entwicklung des Gemeinwesens, dessen Name für 741 erstmals belegt ist, eine ungeheure 
Zäsur dar, ebenso aber für sein Archiv, das mit der alten Stadt mit wesentlichen Teilen 
seiner Bestände untergegangen ist. 
Das Heilbronner Archiv war bis zum Ende des alten Reiches ein Einheitsarchiv, d. h. es war 
nur für die bis dahin bei der städtischen Verwaltung erwachsenen Aktenbestände etc. 
zuständig gewesen und es waren auch nur solche aufgenommen worden. Im 19. 
Jahrhundert waren dann erstmals Schriftgutkörper anderer Provenienz, also anderen 
Ursprungs hinzugekommen, z. B. das damals bereits stark dezimierte Spitalarchiv oder die 
Registratur der Stiftungspflege, und das bisher einzellige Archiv war zu einem mehrzelligen, 
zu einem Mehrheitsarchiv geworden. In diesem Jahrhundert hatte das Stadtarchiv mit der 
Übernahme der Stadtteilarchive von Böckingen, Neckargartach und Sontheim 1933 bzw. 
1938 einen weiteren Zuwachs von Schriftgutkörpern nichtstädtischen Ursprungs und damit 
eine weitere „Zellenbildung“ erfahren. Natürlich waren diese Bestände ihrer Herkunft nach 
beisammen gelassen, d. h. das Provenienzprinzip war gewahrt worden und wird es für die 
erhaltenen minimalen Restbestände auch heute noch. 
Die Archive sind das „Gedächtnis“ der Menschen. Was hier nicht „gespeichert“ wird, gerät in 
Vergessenheit. Am Abend jenes Wintertages 1944 hat unser Stadtarchiv genanntes 
städtisches „Gedächtnis“ einen – das Bild sei erlaubt 

Abbildung: Innenansicht der 
Ehrenhalle im ehemaligen Archivbau 
am Kieselmarkt mit der dem 
Gedächtnis der Toten des zweiten 
Weltkrieges und der Opfer des Dritten 
Reiches gewidmeten Inschrift 
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- harten Schlag versetzt bekommen, der in vielen Bereichen die Erinnerung abgeblockt hat, 
und zwar für immer. Denn was „in dem Feuer, das vom Himmel fiel“ verbrannt ist, waren 
überwiegend einmalige und damit unersetzliche Dokumente, für die es – mit wenigen 
Ausnahmen – eine Ersatzüberlieferung nicht gibt (insofern muß man rückblickend für die 
staatlichen Aushebungen 1825 dankbar sein, sind diese Bestände doch in Stuttgart erhalten 
geblieben!). Ein „Schatz“ der Stadt, „nicht bestehend in Gold und Silber“, sondern in den 
Schriften des Gemeinwesens, wie es auf der erwähnten Zinntafel im Grundstein des Archivs 
hieß, ist für immer verlorengegangen – und das stimmt wehmütig. 
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Die Ruine des ehemaligen Archivs am Kieselmarkt wurde nach Plänen von Architekt Dr. Ing. 
Rudolf Gabel wieder aufgebaut, allerdings mit anderer Zweckbestimmung: als dem 
Gedächtnis der Toten des zweiten Weltkrieges und der Opfer des Dritten Reiches 
gewidmete Ehrenhalle. Sie wurde in einer Gedenkstunde am Abend des 4. Dezember 1963 
ihrer Bestimmung übergeben. So dient das Haus denn auch jetzt wieder dem „Gedächtnis“, 
wenn auch auf ganz andere Weise, wie es seine Erbauer 1765/67 beabsichtigt hatten. 
Anmerkungen
Auf die Wiedergabe von Fußnoten mit entsprechenden Quellenangaben wurde wegen der Fülle der notwendigen 
Einzelnachweise verzichtet. Das Stadtarchiv gibt bei bestimmten Wünschen aber gerne Auskunft. 
Die Heilbronner Archivalien sind bis zum 18. Februar 1700 noch nach dem alten Stil (Julianischer Kalender) 
datiert. Diese Datierung wurde hier beibehalten. 
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Anhang

Übersicht über die Heilbronner Archivbestände nach Pius Wittmann (Archivalische Zeitschrift 
Band 10/1885, S. 232–236). 
Aktenarchiv
I. Publica 
A. Solche, welche die Stadt und ihre Einrichtungen selbst betreffen: 
1. Privilegien der Stadt (K. [= Kasten] 7) 
2. Stadtgesetze (K. 8): 
a) heilbronnische Statuten 
b) Decrete 
c) Verordnungen 
3. Gebiet und Güter der Stadt (K. 9–29 incl.): 
a) Markung (K. 10) 
b) Allmend (K. 10) 
c) Aecker und Weinberge (K. 9) 
d) Wiesen und Gärten (K. 10) 
e) Höfe und Weiler (K. 10) 
f) Steinbruch (K. 11) 
g) Pflastersteingrube (K. 11) 
h) Stadtgebäude (K. 12) 
i) Waldungen (K. 12) 
k) Dörfer und Höfe: 
α) überhaupt (K. 13) 
β) Böckingen (K. 15) [zwei Faszikel hievon wurden s. Zt. an das k. württ. Staatsarchiv 
abgegeben]
γ) Altböckingen (K. 17) 
δ) Neckargartach (K. 18) 
ε) Flein (K. 21) 
ς) Frankenbach (K. 25) 
η) Lauterbacher Hof (K. 27) 
θ) Neuhof (K. 29) 
4. Cameralien: 
a) überhaupt (K. 31) 
b) Zehnten und Theilweinberge (K. 33) 
c) Bede, Thorhut, Aufschlag (K. 33) 
d) Nachsteuer (K. 35) 
e) Contribution (K. 36) 
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f) Albinagienrecht (K. 37) 
g) Zoll-, Weg- und Brückengeld (K. 37) 
h) Einlass (K. 36) 
i) Pfennigzoll (K. 36) 
k) Wäge-, Lager- und Krahngeld (K. 38) 
l) Stand- und Messgeld (K. 39) 
m) Unterkauf, Umgeld, Kreuzergeld, Boden- und Lagergeld (K. 38) 
n) Aichgeld (K. 38) 
o) Judenzoll (K. 38) 
p) Flosszoll, Kreuzergeld (K. 39) 
q) Kaufheller (K. 39) 
r) Fleischaccise (K. 40) 
s) Viehzoll (K. 40) 
t) Heller- und Bodenzins, Handlohn-Losungs-Gerechtigkeit (K. 40) 
u) Fisch-, Salz- und Pfahlzoll (K. 40) 
v) Stempelpapier (K. 40) 
w) Rathskeller (K. 41) 
x) Haller und Ulmer Königs-Steuer (K. 41) 
y) Activa-Rechnungen (K. 40) 
z) Passiva-Rechnungen (K. 42) 
5. Regierung und Verwaltung der Stadt: 
A. überhaupt: 
a) Jurisdictionssachen (K. 46) 
b) Unruhen der Bürger 
B. Regiment vor und nach Karls V. Reformation: 
a) innerer Rath (K. 50) 
b) Stadtgericht (K. 52) 
c) äusserer Rath (K. 55) 
d) Untergang (K. 54) 
e) Aemter (K. 55) 
f) Kanzlei (K. 56) 
g) Archiv (K. 58) 
h) Stadtbediente (K. 59) 
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6. Einwohner der Stadt: 
A. überhaupt (K. 59) 
B. Bürger (K. 59) 
C. unverbürgerte Einwohner (K. 61) 
D. Emigranten-Aufnahme (K. 62) 
7. Pia Corpora: 
a) überhaupt (K. 63) 
b) altes Almosen (K. 63) 
c) neues Almosen (K. 63) 
d) Sechsschul-Pflege (K. 64) 
e) Lazareth (K. 64) 
f) Gutenleuthaus (K. 65) 
g) Spital (K. 65) 
h) Alumneum (K. 66) 
i) Präsenz (K. 67) 
8. Religions- und Kirchenwesen (K. 67f.) 
9. Schulwesen (K. 73ff.) 
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10. Stipendien (K. 73) 
11. Vormundschaftssachen (K. 75) 
12. Boten- und Postwesen (K. 77) 
13. Sanitätswesen (K. 79) 
14. Armenanstalten (K. 81) 
15. Feuerlöschanstalten, Brünste (K. 83) 
16. Bauwesen (K. 85) 
17. Wege in und ausser der Stadt (K. 85) 
18. Brunnen (K. 87) 
19. Theuerung (K. 87) 
20. Fruchtkasten (K. 87) 
21. Mühlen und Ziegeleien (K. 88) 
22. Zucht- und Waisenhaus (K. 89) 
23. Begräbnisse (K. 89) 
24. Vieh (K. 89) 
25. Findlinge (K. 90) 
26. Lotterien (K. 91) 
27. Juden (K. 91) 
28. Geleitsachen (K. 92) 
29. Polizeiwesen (K. 93) 
30. Handel: 
a) überhaupt (K. 93) 
b) Handlung (K. 94) 
c) Weinhandel (K. 95) 
d) Branntweinhandel (K. 97) 
e) Bierbrauerei (K. 97) 
f) Fruchthandel (K. 97) 
g) Salzhandel (K. 97) 
h) Gipshandel (K. 98) 
i) Bauholzhandel (K. 98) 
k) Brennholzhandel (K. 98) 
l) Glashandel (K. 98) 
m) Unschlitthandel (K. 98) 
n) Pfählhandel (K. 99) 
o) Buchhandel und Buchdruckereien (K. 99) 
p) Märkte (K. 99) 
q) Fabriken (K. 100) 
r) Bleichen (K. 100) 
s) Taxen (K. 100 und 101) 
t) Gewicht und Mass (K. 102) 
u) Handwerk und Wirthe (K. 103) 
31. Der Neckar (K. 109): 
a) Bau („Ufer-Schutz“) 
b) Schiffahrt 
c) Fischwasser 
d) Brücke 
e) Ertrunkene 
32. Verwahrung und Befestigung der Stadt: 
a) überhaupt (K. 109) 
b) Bürgerwehre (K. 110) 
c) Bürgerarmatur (K. 111) 
d) Schützengesellschaft (K. 111) 
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e) Zeughaus (K. 112) 
33. Marstall (K. 112) 
34. Stadtbibliothek (K. 111) 
35. Bergwerke (K. 111) 
36. Jagdwesen (K. 112) 
37. Feld- und Wässerungswesen (K. 113) 
38. Baumzucht (K. 113) 
39. Frohnen (K. 114) 
40. Vorspann (K. 114) 
41. Quartiersachen (K. 113) 
42. Varia 
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B. Solche Publica, welche der Stadt Heilbronn Verhältnisse mit Anderen betreffen: 
1. Mit dem Deutschen Reiche: 
a) Reichstagsakten (K. 115–156) 
b) Reichstage (K. 157) 
c) Corpus evangelicorum (K. 158) 
d) Reichsgerichte: 
α) Kammergericht (K. 157) 
β) Reichshofrath (K. 161) 
γ) Rothweilisches Hofgericht und Landgericht in Schwaben und Franken (K. 165) 
δ) Westphälisches Gericht (K. 166) 
ε) Kaiserliche Commission (K. 167) 
e) Reichslehen (K. 169) 
f) Reichssteuer (K. 169) 
g) Matrikel (K. 171) 
h) Römermonate (K. 173) 
i) Fehden- und Kriegswesen (K. 175) 
k) Reichsfestungen (K. 195) 
l) Münzwesen (K. 196) 
m) Religionswesen [ehemals im K. 197, nunmehr im k. württ. Staatsarchiv] 
2. Mit dem Reichsoberhaupt: 
a) mit der kaiserl. Majestät (K. 199) 
b) mit dem römischen König (K. 199) 
c) mit dem Reichsvicariat (K. 200) 
3. Mit dem schwäbischen Kreis: 
a) Kreistagsakten (K. 201–222) 
b) Schwäbischer Kreis (K. 223) 
c) Schwäbisches Kreiscontingent (K. 226) 
4. Mit Reichsstädten und Reichsständen: 
A. überhaupt: 
a) Ceremoniell und Zusammenkünfte in Heilbronn (K. 229) 
b) Schwäbische Bundesakten [früher in K. 229f., jetzt mit Ausnahme der auf die 
Gefangenschaft des Goetz v. Berlichingen bezügl. Stücke im k. württ. Staatsarchiv] 
c) Unionsakten (K. 231) 
d) Werbesachen (K. 235) 
e) Marschwesen in Friedenszeiten (K. 230) 
B. mit Kurmainz, Trier und Köln (K. 231) 
C. mit Kurbayern (K. 237) [hievon sind zwei Faszikel im k. württ. Staatsarchiv in Stuttgart] 
D. mit Kursachsen (K. 238) 
E. mit Braunschweig (K. 238) 
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F. mit Brandenburg (K. 238) 
G. mit Kurpfalz (K. 238) 
H. mit dem Deutschen Orden (K. 239) 
J. mit Würzburg (K. 247) 
K. mit Worms und Speyer (K. 247) 
L. mit Constanz (K. 247) 
M. mit Münster und Osnabrück (K. 247) 
N. mit Ellwangen (K. 247) 
O. mit den Johannitern (K. 248) 
P. mit Kloster Kaisersheim (K. 248) 
Q. mit Oesterreich (K. 249) 
R. mit Pfalz-Zweibrücken, -Birkenfeld, -Sulzbach (K. 249) 
S. mit Sachsen-Weimar (K. 249) 
T. mit Brandenburg (K. 249) 
U. mit Württemberg (K. 249) [einige Faszikel sind nunmehr im k. württ. Staatsarchiv in 
Stuttgart]
V. mit Hessen 
W. mit Baden 
X. mit Hohenzollern 
Y. mit Nassau 
Z. mit Fürstenberg (V bis Z im K. 253) 
AA. mit Schwarzenberg (K. 253) 
BB. mit Löwenstein-Wertheim (K. 254) 
CC. mit Hohenlohe (K. 254) 
DD. mit Hanau (K. 256) 
EE. mit Isenburg (K. 256) 
FF. mit Grumbach (K. 256) [die Grumbacher Händel betreffenden Akten sind im k. württ. 
Staatsarchiv zu Stuttgart] 
GG. mit Falkenstein (K. 256) 
HH. mit Oettingen (K. 256) 
JJ. mit Eberstein (K. 256) 
KK. mit Hohenembs (K. 256) 
LL. mit Erbach (K. 256) 
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MM. mit Limburg (K. 256) 
NN. mit Königseck (K. 256) 
OO. mit Hatzfeld (K. 256) 
PP. mit Sayn-Wittgenstein (K. 256) 
RR. – - 
SS. – - 
TT. mit Reichsstädten: 
a) überhaupt (K. 255) 
b) in specie (K. 255) 
5. Mit solchen, die keine Reichsstände (K. 257ff.): 
a) überhaupt: 
α) Beisteuer an Communen 
b) mit Schweden 
c) mit der Schweiz 
d) mit Savoyen 
e) mit Aebten etc. 
f) mit auswärtigen Höfen und Klöstern in Heilbronn: 
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α) überhaupt (K. 260) 
β) mit Sct. Clara (K. 260) [drei Faszikel: Reformation d. Klosters, 1465; schwed. Donation 
und Restitution, 1632 und 1635, im k. württ. Staatsarchiv] 
γ) „zur Nessel“ (K. 261) [vier Faszikel: Einführung der Reformation und des Interims, 1532–
49; zwei Faszikel: Akten wegen des Heidelberger Compromisses, 1488; ein Faszikel: 
Uebergabe der Kapelle, im k. württ. Staatsarchiv] 
δ) Barfüsser (K. 263) 
ε) Beguinen (K. 264) 
ς) Schönthal (K. 263) 
η) Hipfelhof (K. 265) 
θ) Adelsberger und Billigheimer Höfe (K. 266) 
ι) Maulbronn (K. 266) 
g) mit der Reichsritterschaft (K. 267) 
h) mit benachbarten Städten und Flecken: 
α) Weinsberg 
β) Bönigheim 
γ) Thalheim 
δ) Horkheim 
ε) Stettenfels 
ς) Eisensheim (K. 270) 
II. Privata 
Depositen, Testamente, Criminalia, Inventare, Malefiz-Protokolle etc. (K. 271–307 incl.) 
Urkundenarchiv
A. Urkunden, welche die Stadt und ihre innere Einrichtung betreffen: 
I. Kaiserliche Privilegien und Verordnungen; Confirmation derselben (Lade 1–9 incl.) [die auf 
Hoheitsrechte bezügl. Urkunden sind im Stuttgarter Staatsarchiv] 
II. Stadtgebiet und Güter: 
a) Allmende (L. 10) 
b) Pflastersteingrube (L. 10) 
c) Aecker, Wiesen, Weinberge, Gärten (L. 10) 
d) Gebäude (L. 11) 
e) Waldungen und Jagdwesen (L. 11) 
f) Dörfer: 
α) Böckingen (L. 12, 13, 14) 
β) Neckargartach (L. 15) 
γ) Flein (L. 15) 
δ) Frankenbach (L. 16, 17) 
ε) Lauterbacher Hof (L. 18) 
ς) Neuhof (L. 18) [ein Theil derjenigen Urkunden, welche württ. Orte betreffen, ist z. Zt. im 
Stuttgarter Staatsarchiv] 
III. Cameral der Stadt: 
a) Hellerzins [im Stuttgarter Staatsarchiv], Bodenzins, Handlohn (L. 19) 
b) Jus albinagii [im Stuttgarter Staatsarchiv] 
c) Pfennigzoll (L. 19) [der Nürnberger Versicherungs-Brief wegen wechselseitiger Zollfreiheit 
im Staatsarchiv] 
IV. Regierung und Verwaltung der Stadt: 
a) Schultheissenamt und Vogtei (L. 19) [die das Reichsschultheissenamt betr. Urkunden im 
Stuttgarter Staatsarchiv] 
b) Unruhige Bürger (L. 19) 
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V. Pia Corpora: Almosen, Lazareth, Hospital, Präsenz (L. 20 und 21) 
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VI. Religionswesen: Kirchen- und Sct. Kilians-Pflegsachen (L. 23–25) 
VII. Stipendien (L. 26) 
VIII. Mühlen und Ziegelhütten (L. 26) 
IX. Geleitsachen (L. 27) 
X. Neckar-Floss- und Schiffahrt, Fischfang etc. (L. 28) [einiges von dieser Rubrik im 
Stuttgarter Staatsarchiv] 
B. Urkunden, welche das Verhältniss der Stadt zu Anderen betreffen: 
I. Reichslehen (L. 29–36) 
II. Reichssteuer (L. 37) 
III. Fehden und Kriegswesen (L. 38) 
IV. Einigungs-Briefe (L. 39, 40) 
V. Schwäbischer Bund (L. 41) 
VI. Deutscher Orden (L. 42, 43, 44) 
VII. Kloster Kaisersheim (L. 45) 
VIII. Württemberg (L. 46) 
IX. Kloster Sct. Clara (L. 47) 
X. Kloster „zur Nessel“ (L. 48, 49, 50) 
XI. Barfüsser (L. 51) 
XII. Beguinen (L. 51) 
XIII. Kloster Schönthal (L. 52) 
XIV. Hipfelhof (L. 52) 
XV. Adelberg und Billigheimer Höfe (L. 53) 
XVI. Maulbronner Höfe (L. 53) 
XVII. Entschied- und Theidigungsbriefe (L. 54) 
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Zur Geschichte des Stadtarchivs Heilbronn nach dem 
zweiten Weltkrieg 
Christhard Schrenk 

I.

Mit dem Jahr 1945 begann eine neue Zeitrechnung in der Geschichte des Heilbronner 
Stadtarchivs. Der zweite Weltkrieg hatte die Vernichtung der meisten Archivmaterialien mit 
sich gebracht. Auch das Archivgebäude – der wunderbare Rokoko-Zweckbau am 
Kieselmarkt von 1765/66 – war verloren. So wie in allen Bereichen des städtischen Lebens 
mußte auch im Archivwesen ein völliger Neuanfang gewagt werden. Heilbronns Archivar 
Alexander Renz nahm also seine Arbeit in einer sehr schwierigen Situation wieder auf. Er 
leitete die Institution ab dem 1. 10. 1945 zuerst außerdienstlich, ab dem 22. 7. 1948 dann 
hauptamtlich. Der 1888 geborene Regensburger verstarb 1977 in Heilbronn. 
Die über den zweiten Weltkrieg geretteten Bestände fanden zunächst insbesondere im 
Rathaus Neckargartach eine vorläufige Unterbringung. Obwohl in den ersten 
Nachkriegsjahren in Heilbronn die Sorge um die Existenzsicherung und die 
Wohnraumschaffung selbstverständlich Vorrang besaß, konnte das Stadtarchiv bereits 1951 
– zusammen mit dem Historischen Museum – in das wiederaufgebaute ehemalige Gerichts- 
und Fleischhaus einziehen. Das ist ein relativ früher Zeitpunkt, wenn man bedenkt, daß das 
Rathaus erst zwei, die Neubauten des Bahnhofs und der Harmonie sogar erst sieben Jahre 
später eingeweiht wurden. Freilich wiesen die Archiv- und Museumsräume keine 
fachgerechte Einrichtung – ja nicht einmal eine ausreichende Heizung für den Winter – auf. 
Trotz der nicht einfachen äußeren Umstände zog Renz bis 1952 die über den zweiten 
Weltkrieg geretteten Archivalien im Fleischhaus zusammen. Gleichzeitig begann er mit der 
Dokumentation des Heilbronner Wiederaufbaus mit Hilfe von Fotografie und Film. Außerdem 
ließ er Kurzinventare des Archivbestandes einschließlich des verbliebenen Teils der alten 
und wertvollen Rats- und Gymnasialbibliothek fertigen und arbeitete an einer Heilbronner 
Nachkriegschronik. 

II.

Am 15.4. 1954 übergab Renz das Amt des Heilbronner Stadtarchivars an Dr. Gerhard Heß. 
Zu diesem Zeitpunkt gehörten zu den Beständen neben den klassischen Archivalien 

Abbildung: Alexander Renz, 
Stadtarchivar 1945–1954 
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Abbildung: Gerhard Heß, 
Stadtarchivar 1954–1957 

ca. 3000 Fotos, 4000 Fachbücher, zwölf Filme sowie über 500 Ölgemälde, Aquarelle, 
Lithographien, Zeichnungen und Stiche. Eine Personalausweitung ermöglichte es in der 
Folgezeit, eine Neuverzeichnung der geretteten Archivbestände einzuleiten und diese 
dadurch für die Wissenschaft zumindest teilweise wieder zugänglich zu machen. Heß selbst 
widmete sich z. B. besonders intensiv den Bet- und Steuerbüchern (ab 1387/88) und den 
Ratsprotokollen (ab 1504). Damit war das Stadtarchiv Heilbronn gut ein Jahrzehnt nach 
Kriegsende in der Lage, neben seiner Aufgabe als „Gedächtnis der Verwaltung“ nun auch 
erneut der Forschung dienen zu können. Das Archiv nahm die eigene Forschungstätigkeit 
wieder auf, aber auch immer mehr Benutzer aus nah und fern griffen auf die Materialien 
zurück. Außerdem erteilten die Mitarbeiter des Archivs in zunehmendem Maße 
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wissenschaftliche bzw. ortsgeschichtliche Auskünfte an Forscher oder interessierte Laien, an 
Behörden oder Organisationen usw. 
Dr. Heß gelang es also, die klassische Doppelfunktion des Archivs für Verwaltung und 
Wissenschaft wieder herzustellen. Er konnte darüber hinaus sogar noch eine weitere 
Komponente hinzufügen: die Arbeit für die Öffentlichkeit bzw. Allgemeinheit. Dabei 
beschränkten er und seine Mitarbeiter sich aber nicht auf das Erteilen von Auskünften, 
sondern Dr. Heß nahm die Veröffentlichungstätigkeit des Stadtarchivs wieder auf und 
begann mit der Präsentation 

Abbildung: Erstes Domizil des 
Stadtarchivs Heilbronn nach dem 
zweiten Weltkrieg („Fleisch- und 
Gerichtshaus“) 
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von Ausstellungen. Allein 1955 zeigte er vier kleine Schauen. Deren erste war dem 
bedeutenden Heilbronner Musikschatz gewidmet. Diese einzigartige Notensammlung aus 
dem 16. Jahrhundert gehört bis heute zu den wissenschaftlichen Schwerpunktthemen im 
Bereich des Stadtarchivs Heilbronn, wobei dieser Schatz nicht nur theoretisch erforscht, 
sondern seit 1955 auch immer wieder zum Klingen gebracht wird. 
Dr. Heß intensivierte außerdem die Sammeltätigkeit des Stadtarchivs Heilbronn, wobei ihm 
die Dokumentation des Wiederaufbaus und das Festhalten der Situation vor der Zerstörung 
der Stadt besonders durch altes Bildmaterial am Herzen lagen. Konsequenterweise 
versuchte der Archivar auch, die im zweiten Weltkrieg verlorengegangenen Archivbestände 
möglichst wieder zu ersetzen. Im Bereich der Akten, die im allgemeinen nicht mehrfach 
existieren, waren bei diesen Bemühungen natürlich kaum Erfolge zu erwarten. Bei der 
Literatur und z. B. bei den ortsgeschichtlich sehr wertvollen alten Adreßbüchern konnte er 
jedoch manche Lücke füllen. 
Dr. Heß, der 1916 in Oberstenfeld geboren wurde, verstarb überraschend am 3. Januar 1957 
in Heilbronn. In seiner kurzen Amtszeit hatte er bis zu diesem Zeitpunkt jedoch schon sehr 
viel in Bewegung gesetzt. Der Bibliotheks- und der Fotobestand hatten sich nahezu 
verdoppelt. Das Stadtarchiv war als Institution für die Erarbeitung und Präsentation von 
Ausstellungen hervorgetreten und hatte sich als Stelle für geschichtliche Publikationen 
bewährt. Erwähnt sei in diesem Zusammenhang z. B. auch die Mitarbeit am Jahrbuch der 
Dobrudschadeutschen, dessen erster Band 1956 erschienen ist, und die redaktionelle Arbeit 
an der heimatgeschichtlichen Monatsbeilage „Schwaben und Franken“, welche die 
Heilbronner Stimme in dieser Zeit aufnahm. Hieran wird deutlich, daß ein Archiv sich nicht 
nur mit der Geschichte auseinandersetzt, sondern immer auch in aktuelle Vorgänge 
eingebunden ist – wie in diesem Beispiel die Eingliederung von Flüchtlingen und 
Heimatvertriebenen nach dem zweiten Weltkrieg. 

Abbildung: Axel Hans Nuber, 
Stadtarchivar 1957–1962 

Dr. Axel Hans Nuber trat am 1. Juli 1957 die Nachfolge von Dr. Heß an, nachdem Alexander 
Renz die Archivleitung nach dem plötzlichen Tode von Dr. Heß kommissarisch nochmals 
übernommen hatte. Der 1906 in Tübingen geborene Nuber, der 1958 zum Archivrat ernannt 
wurde, baute die Fachbibliothek sowie die Foto- und insbesondere die Gemäldesammlung 
des Archivs weiter aus und ergänzte die Bestände. Außerdem erschienen in der 
Veröffentlichungsreihe des Stadtarchivs in der Amtszeit Nubers bis zum 30. Juni 1962 
verschiedene Veröffentlichungen, und es konnten drei Ausstellungen präsentiert werden. Ein 
Hauptbetätigungsfeld fand Nuber im Bereich der Archäologie, indem er einige Grabungen (z. 
B. Kilianskirche, Marktplatz, Böckingen) durchführte. Nach seinem Ausscheiden bei der 
Stadt Heilbronn wirkte er als Lehrbeauftragter an den Pädagogischen Hochschulen in 
Schwäbisch Gmünd und Reutlingen. Er verstarb 1984 in Schwäbisch Gmünd. Unter Dr. 
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Nuber und Dr. Heß arbeiteten am Stadtarchiv Heilbronn als Zweitarchivare Dr. Elisabeth 
Grünewald (1954–1955), Albert Barthelmess (1956–1958) und Dr. Käthe Roth (1958–1959). 
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Abbildung: Helmut Schmolz, 
Stadtarchivar 1963–1991 

III.

Zum Nachfolger von Dr. Nuber wählte am 22. 11. 1962 der Gemeinderat Dr. Helmut 
Schmolz, der 1928 in Geislingen an der Steige geboren wurde und der das Stadtarchiv 
Heilbronn vom 2. 5. 1963 bis zum 21. 12. 1991 als Archivrat, Oberarchivrat (1966) und 
Archivdirektor (1971) leitete. Zeitlich zwischen dem Ausscheiden von Dr. Nuber und dem 
Amtsantritt von Dr. Schmolz wurde die Sammlung der Gemälde und Kunstgegenstände des 
Archivs dem Historischen Museum übertragen, „und dadurch eine klare Trennung zwischen 
Stadtarchiv einerseits und Museum andererseits durchgeführt“, wie es im Verwaltungsbericht 
der Stadt Heilbronn für das Jahr 1962 unter dem Stichwort „Stadtarchiv“ heißt. 
Dr. Schmolz verlieh der Archivarbeit neue Impulse, indem er z. B. mit dem Aufbau einer 
Zeitgeschichtlichen Sammlung begann. Er setzte dabei die Erkenntnis um, daß sich die 
Geschichte und die Vielfalt des Lebens einer Stadt nur unvollkommen aus den im Archiv 
üblicherweise aufbewahrten amtlichen Akten der Stadtverwaltung rekonstruieren läßt. Die 
Zeitgeschichtliche Sammlung, die heute zu dem am häufigsten benutzten Bestand des 
Stadtarchivs Heilbronn geworden ist, enthält deshalb nicht-amtliches Material über 
Personen, Firmen, Vereine, Verbände, Organisationen usw. Außerdem sollte auf diese 
Weise nach den schweren Verlusten im zweiten Weltkrieg ein „neues Archiv“ aufgebaut 
werden. In die entsprechende Richtung zielte der bereits von Dr. Heß eingeleitete Versuch, 
die verlorengegangenen Archivbestände wieder zu ersetzen. Diese inzwischen 
jahrzehntelangen – und natürlich auch in Zukunft fortzusetzenden – Bemühungen waren 
glücklicherweise immer wieder von Erfolg gekrönt. So gelang verschiedentlich der 
Wiedererwerb von Literatur oder von Sammlungsgut. Nachdem der alte Heilbronner 
Zeitungsbestand 1944 vollständig verbrannt war, konnten auch in diesem Bereich zahlreiche 
Jahrgänge im Original oder als Mikrofilm wieder ins Archiv gebracht werden. Trotzdem 
bestehen weiterhin große und schmerzliche Lücken, die sich wahrscheinlich nie mehr 
schließen lassen. 
In die fast drei Jahrzehnte unter der Leitung von Dr. Schmolz fallen viele bedeutsame und 
richtungsweisende Entwicklungen, die hier freilich höchstens angedeutet werden können. 
Zusätzlich zur bereits erwähnten Zeitgeschichtlichen Sammlung sind stichwortartig 
Themenbereiche anzusprechen wie z. B. Sicherungsverfilmung, Dokumentation des 
Stadtbildes, Übernahme der Archive der eingemeindeten Orte und von Akten der städtischen 
Ämter, Aufbau der Fotostelle, Organisation und Durchführung großer Archivfachtagungen 
und Einstieg in das EDV-Wesen. Außerdem wurde die wissenschaftliche Tätigkeit des 
Archivs wesentlich ausgeweitet und die Veröffentlichungsreihe fortgesetzt bzw. durch eine 
„kleine Reihe“ ergänzt. Der Ausstellungssektor gelangte zu hoher Blüte und wurde 
vorbildhaft für zahlreiche andere Institutionen. In diesen Veröffentlichungen und 
Ausstellungen wurde eine 
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breite Themenpalette behandelt, wobei sich als Schwerpunkte z. B. Robert Mayer als 
Entdecker des Energieerhaltungssatzes und die Alt-Heilbronn-Thematik 
herauskristallisierten. So gelang es, die schon in der Zeit von Dr. Heß angelegten drei 
Hauptaufgabenfelder des Archivs für die Verwaltung, für die Wissenschaft und für die 
Allgemeinheit in einer bis dahin nicht dagewesenen Intensität zu bearbeiten. Außerdem 
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konnten die vorhandenen Bestände ausgebaut und auch ganz neue Sammelgebiete 
erschlossen werden – jüngst z. B. durch die Übernahme des „Luftfahrtarchivs Bellinger“. 

Abbildung: Das Gebäude des 
Stadtarchivs Heilbronn im 
Deutschhofareal 

Zweifellos kam aber auch den beiden Umzügen des Stadtarchivs 1966 und 1976 große 
Bedeutung zu. Mit dem Einzug in die Klarastraße 10–12 (1966) wurde es immerhin – 
erstmals nach dem zweiten Weltkrieg – möglich, die historischen Archivbestände wieder 
ordnungsgemäß aufzustellen. Eine zukunftsweisende und nach menschlichem Ermessen 
dauerhafte Heimstatt erhielt das Stadtarchiv im Jahre 1976, als es in einen neuen Zweckbau 
im Deutschhofareal umziehen konnte. Die weitsichtige Konzeption des Deutschhofs als 
kulturelles Zentrum der Stadt trug an dieser Stelle auch für das Stadtarchiv Früchte. 

S. 110 

So kann man zusammenfassend feststellen, daß unter der Leitung von Stadtarchivdirektor 
Dr. Helmut Schmolz und seinem Stellvertreter, Stadtarchivrat Hubert Weckbach – seit 1960 
im Archiv –, das Stadtarchiv Heilbronn jene führende Stellung wieder errungen hat, welche 
es auch schon in vergangenen Jahrhunderten innegehabt hatte. 
In dieser Zeit wirkten natürlich auch verschiedene weitere Mitarbeiter im Stadtarchiv 
Heilbronn. Als Facharchivare sind insbesondere Archivoberinspektorin Karin Peters (1980–
1982) und Archivrat Dr. Jörg Leuschner (1985–1986) zu nennen. 
Zur Zeit arbeiten folgende Fachkräfte als Leiter in den verschiedenen Bereichen: Werner Föll 
(Stadtchronik), M. A. Achim Frey (Dokumentation), Dipl. Bibliothekarin Annette Geisler 
(Bibliothek), Archivoberinspektor Walter Hirschmann (Magazin), Fotomeister Mathäus Jehle 
(Fotostelle) und Dr. Christhard Schrenk (bis 1991 Stadtgeschichte und Zeitgeschichtliche 
Sammlung; nach der Wahl durch den Gemeinderat am 19. 12. 1991 seit 1. 1. 1992 
Nachfolger von Dr. Schmolz als Direktor des Stadtarchivs Heilbronn). 
Die vorstehende kleine Geschichte macht deutlich, daß ein Archiv stark in 
Traditionszusammenhänge eingebunden ist, welche die Gegenwart mit der Vergangenheit, 
aber auch mit der Zukunft verknüpfen. Wir profitieren heute von der vorausschauenden 
Arbeit unserer Amtsvorgänger. Deshalb müssen wir auch bereits heute an die Aufgaben und 
Fragestellungen unserer Nachfolger denken – und entsprechend handeln. 
Am Schluß dieses kleinen geschichtlichen Überblicks soll der Dank stehen. Er gilt den 
genannten und ungenannten, gegenwärtigen und früheren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Stadtarchivs Heilbronn, er gilt aber auch dem Gemeinderat in seinen verschiedenen 
Zusammensetzungen sowie insbesondere den Oberbürgermeistern Paul Meyle (1948–
1967), Dr. Hans Hoffmann (1967–1983) und Dr. Manfred Weinmann (seit 1983), den 
Kulturbürgermeistern Friedrich Hanser (1956–1964), Erwin Fuchs (1964–1979), Paul Pfister 
(1979–1983) und Reiner Casse (ab 1984) sowie den Finanzbürgermeistern Adolf Gebhardt 
(1965–1970), Hermann Bosch (1970–1977), Prof. Peter Giebler (1978–1991) und Werner 
Grau (seit 1992). Ohne sie alle hätte das Stadtarchiv Heilbronn nicht die Entwicklung erlebt, 
die es in den vergangenen Jahrzehnten seit dem zweiten Weltkrieg genommen hat. 
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Aufgaben und Ziele des Stadtarchivs Heilbronn 
Christhard Schrenk 

Im kühlen Gewölb’, aufs Pult gebückt,  
so weltverloren, so weltentrückt,  

sitzet und forschet, wie manches Jahr,  
auch heute noch der Archivar. 

Dieser kleine, anonyme Vierzeiler gibt wieder, was immer noch viele Menschen über die 
Arbeit des Archivars und die Aufgaben eines Stadtarchivs denken. Man erwartet – im 
spitzwegischen Sinne – einen etwas weltfremden oder auch schrulligen Menschen mit 
Ärmelschonern, der sich jahraus, jahrein mit seinen gut behüteten Beständen beschäftigt. 
Natürlich ist diese Einschätzung nicht richtig, denn das Stadtarchiv Heilbronn versteht sich 
als ein modernes Forschungs-, Dienstleistungs- und Verwaltungsunternehmen, das 
möglichst effizient zu arbeiten versucht. 

1. Kurz und knapp: die Aussage der Archivsatzung 

Die Aufgaben des Stadtarchivs regelt die 1991 aufgrund des Landesarchivgesetzes 
erlassene Archivsatzung der Stadt Heilbronn. Dort heißt es als § 1 unter dem Stichwort 
„Aufgaben und Stellung des Archivs“: 
(1) Die Stadt unterhält ein Archiv. 
(2) Das Archiv hat die Aufgabe, alle in der Verwaltung angefallenen Unterlagen, die zur 
Aufgabenerfüllung nicht mehr ständig benötigt werden, zu überprüfen und solche von 
bleibendem Wert mit den entsprechenden Amtsdrucksachen zu verwahren, zu erhalten, zu 
erschließen sowie allgemein nutzbar zu machen. Das Archiv sammelt außerdem die für die 
Geschichte und Gegenwart der Stadt Heilbronn bedeutsamen Dokumentationsunterlagen 
und unterhält eine wissenschaftliche Archivbibliothek, die dem Zentralkatalog der 
Württembergischen Landesbibliothek angeschlossen ist und damit am Leihverkehr der 
deutschen Bibliotheken teilnimmt. Außerdem unterhält das Archiv eine Fotostelle mit Foto-, 
Film-, Dia- und Tonarchiv. Das Archiv kann auch fremdes Archivgut aufnehmen. 
(3) Unterlagen im Sinne von Absatz 2 sind insbesondere Schriftstücke, Akten, Karteien, 
Karten, Pläne, Bild-, Film- und Tonmaterialien sowie sonstige Informationsträger und 
maschinenlesbar auf diesen gespeicherte Informationen und Programme. Bleibenden Wert 
haben Unterlagen, denen historischer Wert zukommt oder die auf Grund von 
Rechtsvorschriften oder von Verwaltungsvorschriften der jeweils zuständigen obersten 
Landesbehörde zur Sicherung berechtigter Belange der Bürger oder zur Bereitstellung von 
Informationen für Gesetzgebung, Verwaltung oder Rechtspflege dauernd aufzubewahren 
sind. Der bleibende Wert von Unterlagen, die nicht aufgrund von Rechtsvorschriften oder von 
Verwaltungsvorschriften der jeweils zuständigen obersten Behörde dauernd aufzubewahren 
sind, wird durch die Archivare festgestellt. 
(4) Das Archiv fördert die Erforschung und die Kenntnis der Stadtgeschichte, indem es die 
Bestände im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten für die wissenschaftliche Forschung 
zugänglich macht. Außerdem ist es selbst mit der Erforschung und Darstellung der 
Stadtgeschichte, mit der Herausgabe von Publikationen und der Gestaltung von 
Ausstellungen beauftragt. 
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Abbildung: Anfang der Archivsatzung 
der Stadt Heilbronn 

Die Archivsatzung beginnt mit der Feststellung, daß die Stadt Heilbronn ein Archiv unterhält. 
Dabei handelt es sich nicht um eine freiwillige oder selbstgesetzte Aufgabe – wie 
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verschiedene andere Aktivitäten gerade im kulturellen Bereich. Die Unterhaltung eines 
Archivs ist vielmehr nach der baden-württembergischen Gemeindeordnung eine 
Pflichtaufgabe jeder Kommune. Das Archivwesen besitzt aber auch – gerade in ehemaligen 
Reichsstädten – eine uralte Tradition. So kann das Heilbronner Stadtarchiv auf eine mehr als 
600jährige Geschichte zurückblicken und zählt damit zu den ältesten 
Verwaltungsinstitutionen überhaupt. 
Die Funktionen des Archivs lassen sich in drei große Bereiche gliedern: Es dient der 
städtischen Verwaltung, der Wissenschaft und der Allgemeinheit. Als wichtigste Aufgaben, 
die oft zu mehreren Bereichen gehören, sind zu nennen: Rechts- und Informationssicherung, 
Aktenübernahme und Kassation, Verzeichnung und Aufbewahrung, Dokumentation, 
Zentralstelle für Stadtgeschichtsforschung, Veröffentlichungen, Ausstellungen, Vorträge und 
Filmvorführungen sowie Symposien, Stadtchronik, Benutzerbetreuung sowie Auskünfte und 
Beantwortung von Anfragen. Insgesamt will das Stadtarchiv Mittler zwischen Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft sein und das Geschichtsbewußtsein schärfen. 

2. Rechts- und Informationssicherung 

Aus der Tatsache, daß jede Gemeinde ein Archiv unterhalten muß, läßt sich ablesen, daß 
diese Institution ganz zentrale und unverzichtbare Dienste für die jeweilige Kommune leistet. 
Kurz gesagt fungiert das Archiv als „Gedächtnis“ und als „Rüstkammer“ der Verwaltung. 
Damit sind auch schon die klassischen und ursprünglichen Aufgaben eines 
Kommunalarchivs genannt. Im Sinne eines Gedächtnisses werden im Stadtarchiv 
Informationen gespeichert und gesichert, auf welche die Verwaltung jederzeit zurückgreifen 
kann. Wesentlich ist, daß die im Archiv aufbewahrten Unterlagen Rechtskraft besitzen, also 
auch der Rechtssicherung dienen. Allerdings gilt die uneingeschränkte Glaubwürdigkeit und 
Beweiskraft vor Gericht nur, wenn 
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das Archiv sicherstellt, daß alle Unterlagen ständig verschlossen aufbewahrt werden und 
keiner unbefugten Person zugänglich sind. Daraus folgt, daß ein Archiv seine Bestände 
prinzipiell unter Verschluß halten muß und daß niemals ein Benutzer selbständig in den 
Magazinräumen arbeiten darf. Nur die Kontinuität der verschlossenen Aufbewahrung des 
Archivgutes garantiert die Rechtskraft dieser Unterlagen. Hierbei kann es sich u. a. um 
Verträge der Stadtverwaltung handeln oder um Standesamtsunterlagen oder um 
baurechtliche Angelegenheiten. Auch bei der Bearbeitung von Rentenanträgen bzw. für den 
Nachweis von Versicherungszeiten etwa in den Jahren nach dem zweiten Weltkrieg wird das 
Stadtarchiv immer wieder herangezogen. Die Rechtssicherung betrifft also nicht nur das 
Verhältnis der Stadtverwaltung z. B. zu vorgesetzten Behörden. Von den rechtsrelevanten 
Unterlagen können auch die Bürger betroffen sein bzw. profitieren. In der Rechts- und 
Informationssicherungsfunktion liegt die tiefste Wurzel für die frühe Existenz und 
jahrhundertelange Tradition von Archiven besonders in den Reichsstädten. 

3. Aktenübernahme und Kassation 

Bei einer modernen städtischen Verwaltung erwächst eine enorme Flut von Akten. Wenn 
diese mehr als 30 Jahre alt sind oder wenn sie bereits früher nicht mehr gebraucht werden, 
müssen die städtischen Ämter diese Unterlagen dem Stadtarchiv zur Übernahme anbieten. 
Dem Archiv steht aber nur eine begrenzte Magazinfläche zur Aufbewahrung zur Verfügung. 
Schon deshalb ist es unumgänglich, daß ein Großteil der weniger wichtigen Akten nach 
Ablauf der Aufbewahrungsfrist vernichtet („kassiert“) wird. Einzig und allein die Archivare 
haben jedoch das Recht – und auch die Pflicht –, über Kassation oder Aufbewahrung zu 
entscheiden. Dabei gibt es verschiedene Kriterien. Zum Teil existieren gesetzliche 
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Vorschriften, durch welche z. B. Ratsprotokolle oder das Original des städtischen 
Haushaltsplanes zur dauernden Aufbewahrung bestimmt sind. Bei vielen modernen 
Massenakten – etwa über die Hundesteuer – muß das Archiv nach Ablauf der 
vorgeschriebenen Aufbewahrungsfristen jedoch über eine Vernichtung entscheiden. 
Maßstab ist hierbei insbesondere die Frage, inwieweit diese Akten für die spätere 
Geschichtsforschung oder für andere Belange als Quellen relevant sein könnten. Natürlich 
werden bei der Kassationsentscheidung auch die Bedürfnisse der beteiligten städtischen 
Ämter berücksichtigt. Immer ist dabei aber zu bedenken, daß Akten, welche einmal 
vernichtet wurden, im allgemeinen nie mehr wiederbeschaffbar sind. Als Mittelweg zwischen 
vollständiger Übernahme und totaler Kassation ist es denkbar, beispielhaft nur eine – 
möglichst – repräsentative Stichprobe aufzubewahren. Dabei kann es sich um jeden fünften 
oder zehnten Jahrgang handeln oder auch um alle Akten, die sich auf Personen mit einem 
bestimmten Anfangsbuchstaben beim Nachnamen beziehen. Hierfür hat sich der Buchstabe 
„G“ gut bewährt. Alternativ oder zusätzlich werden oft auch interessante Einzelfallakten 
archiviert.
Wesentlich bei der Übernahme der Akten ist, daß diese von den städtischen Ämtern in ihrem 
ursprünglichen Zustand belassen werden. Naheliegenderweise erschwert es die Arbeit der 
Archivare ungemein, wenn Akten, die jahrelang sauber geführt wurden, für die Übergabe z. 
B. aus ihren Ordnern herausgenommen und wahllos in große Kisten geworfen werden. 

4. Verzeichnung und Aufbewahrung 

Um einen schnellen und personenunabhängigen Zugriff zu ermöglichen, müssen die 
Archivmaterialien ordnungsgemäß verzeichnet bzw. erschlossen werden. Dabei richtet sich 
das Stadtarchiv nach den allgemeinen Regeln des Erstellens von Findmitteln („Repertorien“). 
Die klassischen Methoden sind Karteikasten und Findbuch. Immer wieder müssen aber auch 
neue, spezielle Lösungen entwickelt werden. Beim Verzeichnen und beim Erstellen der 
Findmittel leistet die EDV zunehmend gute Dienste, insbesondere was Sortiervorgänge, 
Registererstellung und auch Aktualisierungen betrifft. Außerdem verbessern sich bei 
elektronisch gespeicherten Repertorien die Recherchemöglichkeiten, wobei Findbücher auf 
jeden Fall zusätzlich auf Papier ausgedruckt werden. 
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In den Bereich der Verzeichnung läßt sich z. B. auch das präzise Beschriften der im 
Stadtarchiv gesammelten Fotos einordnen. Hierbei handelt es sich um eine relativ 
aufwendige, aber trotzdem vollkommen unverzichtbare Arbeit, denn Fotografien, bei denen 
weder Aufnahmedatum noch Objekt festgehalten sind, müssen später mit meist hohem 
Aufwand identifiziert werden. Wenn das nicht gelingt, sind sie praktisch wertlos. 
Große Bedeutung kommt aber nicht nur der Verzeichnung als der klassischen Aufgabe des 
Archivs zu, selbstverständlich muß das Material auch sachgerecht aufbewahrt werden. 
Diesem Zweck dienen in erster Linie die Magazinräume, die von Außenstehenden oft 
gedanklich mit der Bezeichnung „Archiv“ gleichgesetzt werden und die in der Tat eine ganz 
wesentliche Rolle spielen. Es handelt sich dabei um Räume mit konstanter Temperatur (ca. 
18°C) und Luftfeuchtigkeit (40–60%). Auch Licht ist im allgemeinen schädlich. Die Akten und 
die gebundenen Archivbestände (z. B. Amtsbücher) lagert das Stadtarchiv Heilbronn in 
fahrbaren Kompaktus-Regalanlagen. Die Akten werden im allgemeinen in Papp-Schachteln 
aufbewahrt, für Plakate oder großformatige Fotos stehen Planschränke zur Verfügung. Auf 
diese Weise wird der Platz optimal ausgenützt und das Archivmaterial vor Licht und Staub 
weitgehend geschützt. Selbstverständlich ist das gesamte Archivgebäude durch ein 
mehrstufiges Alarmsystem sehr gut gesichert. 
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Abbildung: Magazin mit 
Kompaktusanlage

5. Dokumentation 

Nach der eingangs zitierten Archivsatzung hat das Stadtarchiv zunächst die Aufgabe, sich 
mit den Unterlagen auseinanderzusetzen, die in der städtischen Verwaltung anfallen. Bei 
Institutionen des Kreises, des Landes oder des Bundes sind die Kreis-, Staats- oder 
Bundesarchive zuständig. Vereine, Verbände, Organisationen usw. werden von den 
Archiven der öffentlichen Hand vom Grundsatz her zunächst 
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Abbildung: Zeitgeschichtliche 
Sammlung

nicht erfaßt. Nun schreibt aber die Archivsatzung u. a. die Förderung der Stadtgeschichte 
vor. Es ist ohne weiteres einsehbar, daß das komplexe Leben in einem Gemeinwesen wie 
Heilbronn sich später einmal nur unvollkommen wird rekonstruieren lassen, wenn lediglich 
Akten vorliegen, die bei der Stadtverwaltung angefallen sind. Deshalb betreibt das 
Stadtarchiv Heilbronn zusätzlich zur Aufbewahrung des amtlichen Schriftguts eine 
umfangreiche Dokumentation, welche sich auf verschiedenste Bereiche erstreckt und sich 
aller sinnvoll verfügbarer Medien bedient – bis hin zu modernsten Techniken im Bereich des 
Videofilms und der EDV. Diesem Auftrag dient u. a. das Sammeln nicht-amtlicher 
Unterlagen. Hierzu zählen etwa Fotos, Postkarten, Plakate, Zeitungsausschnitte, Filme usw. 
Mit der Foto-, der Film- und der Videokamera werden z. B. das Stadtbild und dessen 
Veränderung optisch festgehalten – sei es durch eine systematische Befliegung zur 
Fertigung von Luftaufnahmen oder durch fotografische Einzeldokumentation der Häuser der 
Stadt. In eine ähnliche Richtung zielt auch die umfangreiche Zeitgeschichtliche Sammlung 
des Stadtarchivs, in welcher Unterlagen und Informationen über zahlreiche Heilbronner 
Personen, Firmen, Institutionen, Verbände, Vereine usw. zusammengetragen werden. In 
dieser Sammlung befinden sich u. a. Artikel aus Zeitungen, Flugblätter, Redenotizen, kleine 
Broschüren, Vereinsmitteilungen usw. Selbstverständlich werden die örtlichen 
Pressepublikationen zusätzlich vollständig aufbewahrt. Außerdem gehören zum nicht-
amtlichen Schriftgut verschiedene Sondersammlungen und Nachlässe. 
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Abbildung: Luftbilddokumentation: 
Heilbronn am 30. Mai 1957 

6. Zentralstelle für Stadtgeschichtsforschung 

Die Unterlagen, welche das Stadtarchiv verwahrt, dienen nicht nur der städtischen 
Verwaltung zur Rechts- und Informationssicherung. Auch die Öffentlichkeit und insbesondere 
die Wissenschaft bedienen sich dieser Bestände, denn eine seriöse Geschichtsforschung ist 
ohne Quellenstudium nicht möglich. Außerdem sind beim Archivpersonal geschichtliches 
Sachwissen und Fachverstand vorhanden. Damit ist das Stadtarchiv die zentrale Stelle der 
Heilbronner Stadtgeschichtsforschung, wobei hier natürlich auch überregionale und 
landesgeschichtliche Themen behandelt werden. 
Voraussetzung für eine fruchtbare Forschertätigkeit sind einerseits gut geordnete und 
verzeichnete Quellen. Andererseits müssen auch Hilfsmittel zur Verfügung stehen. 
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Abbildung: Luftbilddokumentation: 
Heilbronn am 18. Juni 1985 

Deshalb gehört ein aktueller und ständig zu ergänzender Fachbibliotheksbestand zu den 
unverzichtbaren Grundpfeilern der Archivarbeit. Hierbei spielt die gezielte Anschaffung von 
aktuellen Veröffentlichungen genauso eine zentrale Rolle wie der Ausbau des historischen 
Heilbronn-Literaturbestandes. 
Die Forschungen werden einerseits von den Mitarbeitern des Archivs vorangetrieben. Es 
beteiligen sich aber auch interessierte Außenstehende. Allerdings ist von Stadtseite deren 
Themenauswahl kaum zu beeinflussen, es sei denn, das Archiv vergibt konkrete 
Forschungsaufträge. Etwa in Form von Doktorarbeiten können gezielt Lücken in der 
Stadtgeschichtsforschung geschlossen werden, die wegen Personalknappheit sonst hätten 
bestehen bleiben müssen. Die Doktoranden erhalten im Gegenzug für ihre für die Stadt 
Heilbronn wertvolle wissenschaftliche Arbeit 
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nicht nur optimale Arbeitsbedingungen, sondern auch eine finanzielle Unterstützung für ihre 
eigene Weiterqualifikation. 
Die im und mit dem Stadtarchiv Heilbronn verfolgten bzw. vorangetriebenen 
Forschungsrichtungen sind breit gefächert. Die Themen reichen von der Entstehung 
Heilbronns über verfassungs- und rechtsgeschichtliche Fragen bis hin zur Sozial-, Kunst-, 
Literatur-, Technik- und Wirtschaftsgeschichte. 
Zwar unterstützt das Stadtarchiv im Rahmen seiner Möglichkeiten gerne ortsgeschichtliche 
Forschungsvorhaben und Arbeiten Dritter. Es werden aber auch von außen immer wieder 
Wünsche herangetragen, die nicht erfüllbar sind. So verfaßt das Archiv z. B. weder die 
Festschrift eines Vereines zu dessen Jubiläum, noch fungiert es als Korrekturinstanz für 
Publikationsvorhaben Dritter. Hier kann das Stadtarchiv zwar Material vorlegen, nicht jedoch 
das Endprodukt herstellen oder die Verantwortung – ganz oder teilweise – dafür tragen. 

7. Veröffentlichungen 

Von großer Bedeutung ist es, daß historische Forschung nicht nur durchgeführt wird, 
sondern daß die Ergebnisse auch schriftlich niedergelegt und der interessierten Öffentlichkeit 
zugänglich und für spätere Forscher verfügbar gemacht werden. Um den Zugriff von 
Forschern auch außerhalb der Region zu sichern bzw. zu erleichtern, liefert das Stadtarchiv 
Heilbronn seine Veröffentlichungen nicht nur der Württembergischen Landesbibliothek 
Stuttgart und der Deutschen Bibliothek Frankfurt als Pflichtexemplare, sondern auch 
zahlreichen Landes-, Hochschul- und Spezialbibliotheken insbesondere mit einem 
Forschungsschwerpunkt in baden-württembergischer Landesgeschichte. 

Abbildung: Wichtige 
Veröffentlichungen des Stadtarchivs 
Heilbronn aus jüngerer Zeit 
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Außerdem steht das Stadtarchiv Heilbronn im Schriftentausch mit zahlreichen Institutionen 
inner- und außerhalb Baden-Württembergs. 
Je nach Umfang und Bedeutung der behandelten Themen stehen verschiedene 
Publikationsmöglichkeiten zur Verfügung. Kleinere Arbeiten können in Form von 
wissenschaftlichen Aufsätzen oder anderen Abhandlungen veröffentlicht werden. Bei 
umfangreicheren Manuskripten kommen die Schriftenreihen des Stadtarchivs in Frage, 
deren Umfang sich inzwischen auf insgesamt 57 Bände beläuft. Dabei ist zu bedenken, daß 
z. B. die Herausgabe eines Buches mit der Erstellung eines druckreifen Manuskripts bei 
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weitem noch nicht abgeschlossen ist. So müssen auch die finanzielle Abwicklung des 
Bandes geklärt, die Aufmachung und Ausstattung festgelegt sowie der Verkauf oder Versand 
des Werkes geregelt und realisiert werden. 
Die inhaltliche Breite der bisher in Veröffentlichungen aller Art behandelten Themen ist sehr 
groß: Reformation, Judentum, Schulen, Industrie, Eisenbahn, Frauen, Flüchtlinge, Musik, 
Medizin, Physik, Rechtswissenschaft oder auch Bildbände sind nur einige Stichworte. 
Abgesehen von den vielen Sammlern, die sich für jede Heilbronn-Publikation interessieren, 
werden auf diese Weise je nach Thema auch immer wieder verschiedene 
Bevölkerungskreise angesprochen. 

Abbildung: Ausstellung „Heilbronner 
Schauplätze“

8. Ausstellungen 

Eine Umsetzung wissenschaftlicher Forschungsergebnisse kann aber nicht nur in Form von 
Veröffentlichungen, sondern auch durch Ausstellungen erfolgen, wobei sowohl Dauer- als 
auch Wechselausstellungen ihre Berechtigung haben. Gerade dadurch können relativ große 
Bevölkerungsgruppen anschaulich an historische Themen herangeführt werden. So dienen 
Ausstellungen insbesondere der Allgemeinheit. Zwischen 1960 und 1991 hat das Stadtarchiv 
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Heilbronn z. B. 40 größere und kleinere Schauen erarbeitet und gezeigt – größtenteils in 
eigener Regie, teilweise aber auch in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen. 
Unvergessen sind die großen Präsentationen zur Alt-Heilbronn-Thematik (1966, 1974, 
1991), die wegen der totalen Zerstörung der Stadt im zweiten Weltkrieg immer wieder auf ein 
besonderes Interesse gestoßen sind. Andere Ausstellungen befaßten sich mit bedeutenden 
Heilbronner Persönlichkeiten, wie Robert Mayer, Fritz Ulrich, Gustav Schmoller, oder mit 
zentralen Ereignissen aus der Stadtgeschichte. Das gestalterische Prinzip dieser Schauen 
geht schon seit drei Jahrzehnten mit Hilfe von Dreidimensionalität und der Schaffung von 
Erlebnisräumen weit über das bloße Zeigen von sogenannter „Flachware“ hinaus. Das stets 
überaus große Publikumsinteresse bestätigt die Richtigkeit und Zugkräftigkeit dieser Art von 
Präsentationen. Dabei ist zu betonen, daß alle Ausstellungen des Stadtarchivs auf 
selbstentwickelten Konzeptionen und extra dazu notwendigen Spezialforschungen beruhen. 
Es leuchtet ein, daß Präsentationen zur Heilbronner Geschichte nicht von außen 
übernommen und auch nur selten nach außen ausgeliehen werden können. Ausnahmen wie 
die im Deutschen Museum in München gezeigte Ausstellung des Stadtarchivs Heilbronn 
über Robert Mayer (1964) oder die nach Schwäbisch Hall gewanderte Eisenbahnausstellung 
(1987) bestätigen diese Regel. 

Abbildung: Plakat für eine 
Jubiläumsveranstaltung (150 Jahre 
Energieerhaltungssatz von Robert 
Mayer) 

9. Vorträge, Symposien und Filmvorführungen 

Die Früchte der stadtgeschichtlichen Forschungen und überhaupt der Arbeit des 
Stadtarchivs werden aber nicht nur in Veröffentlichungen und Ausstellungen sichtbar. Das 
Archiv tritt ebenso mit Vortragsveranstaltungen an die Öffentlichkeit. So werden immer 
wieder Einzelvorträge, Vortragsreihen oder Symposien angeboten, wobei auch hier die 
unterschiedlichsten Themen aus dem Bereich der Stadt-, Regional- und Landesgeschichte 
aufgegriffen werden. In diesen Bereich gehört z. B. der Festakt zum 150. Jahrestag der 
Erstveröffentlichung von Robert Mayers Energieerhaltungssatz (1992). Dabei stieß der 
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Diavortrag eines Wissenschaftsastronauten mit Bildern aus dem Weltall auf ein breites 
Interesse. Als Beispiel für ein geschichtswissenschaftliches Symposium sei an „Region und 
Reich“ erinnert. Als zentrale geschichtswissenschaftliche Veranstaltung im Heilbronner 
Festjahr 1991 brachten dabei aktuelle Forschungen verschiedener hochkarätiger 
Wissenschaftler zahlreiche neue Erkenntnisse insbesondere für die frühe Heilbronner 
Geschichte – aber auch eindrucksvolle 
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Bestätigungen für ältere Thesen. An den Referaten und den anschließenden Diskussionen 
nahmen interessierte Heilbronner und auswärtige Gäste regen Anteil. 
Auf erfreuliches Publikumsinteresse stößt es aber auch, wenn das Stadtarchiv musikalische 
Veranstaltungen aus dem Bereich des Heilbronner Musikschatzes ermöglicht oder 
Vorführungen aus seinen historischen Filmbeständen organisiert. So wurden z. B. innerhalb 
des ersten Jahres der Ausstellung „Heilbronner Schauplätze“ bei knapp 30 000 Gästen über 
7600 Filmbesucher gezählt. 

10. Stadtchronik 

Breit angelegter Forschungen bedarf auch die Erarbeitung der Heilbronner Stadtchronik, die 
zur Zeit in gedruckter Form in drei Bänden vorliegt. Der erste erschien im Jahre 1895 (2. 
Auflage von 1926) und umfaßt den Zeitraum bis 1895. Der zweite Band von 1922 deckt die 
Jahre 1896 bis 1921 ab. 1986 konnte als dritter Band die Chronik von 1922 bis 1933 
vorgelegt werden. Gleichzeitig erschienen die Bände 1 und 2 als Nachdruck. Bei der 
Heilbronner Stadtchronik handelt es sich um ein umfangreiches Nachschlagewerk, welches 
in der frühen Zeit Jahr für Jahr, später Tag für Tag die wichtigsten Ereignisse und Vorgänge 
in Heilbronn erfaßt bzw. festhält. Ziel ist in erster Linie die Aufzählung der Fakten, nicht 
deren Bewertung. Das entscheidende Problem liegt dabei – abgesehen von der Frage der 
Quellen – in der konsequenten Auswahl und in der möglichst objektiven Darstellung. 
Für die Zeit des Dritten Reiches gestaltet sich die Chronikarbeit extrem schwierig, weil als 
einzige schriftliche Quelle die nationalsozialistische Tageszeitung zur Verfügung steht – die 
städtischen Akten dieser Epoche sind dem zweiten Weltkrieg zum Opfer gefallen. Daß man 
sich in dieser Situation als Historiker auf besonders schwankendem Boden bewegt, leuchtet 
ein. Andererseits bedeutet es aber einen fast unermeßlichen – aber unerläßlichen – 
Aufwand, möglichst viele dieser Zeitungsmeldungen möglicht gut zu objektivieren. Dabei 
helfen natürlich auch die zahlreichen Zeitzeugenbefragungen, die das Stadtarchiv Heilbronn 
durchführt, obwohl immer wieder die Erfahrung zu machen ist, daß nach einem halben 
Jahrhundert die Erinnerungen verschiedener Beteiligter widersprüchlich und auch durch den 
späteren Gang der Geschichte beeinflußt sind. Deshalb müssen zusätzlich zu den in 
Heilbronn verfügbaren Materialien und den Zeitzeugenbefragungen auch 
Ersatzüberlieferungen von außerhalb herangezogen werden. Allerdings sind diese im Falle 
von Heilbronn archivarisch noch nicht erschlossen und damit nur schwer auswertbar. 

Abbildung: Bände 1 bis 3 der 
Heilbronner Stadtchronik (741–1933) 
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Parallel zur Beschäftigung mit der Chronik des Dritten Reiches in Heilbronn sind weitere 
Zeitabschnitte in Bearbeitung. So soll versucht werden, im Laufe der Jahre die Lücken 
allmählich zu schließen, auch wenn dieses Vorhaben sehr personal- und zeitaufwendig ist. 
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11. Benutzerbetreuung 

Wenn ein Benutzer ins Stadtarchiv kommt, wird zunächst in einem kurzen Gespräch geklärt, 
welche Informationen er sucht bzw. welches Thema er bearbeitet. Diesem Zweck dient der 
Benutzerantrag, mit dem gleichzeitig die Archivsatzung und die Einhaltung der 
Datenschutzvorschriften anerkannt werden. Im Lesesaal wird dem Benutzer dann zunächst 
einschlägige Literatur vorgelegt, aus der sich viele konkrete Fragen schnell beantworten 
lassen. Auf diese Weise profitiert er direkt von der Erfahrung bzw. Sachkenntnis der 
Archivmitarbeiter und von der Tatsache, daß die Fachbibliothek stets auf dem aktuellen 
Stand gehalten wird. Bei tiefergehenden Forschungsvorhaben reicht das Lesen von Literatur 
aber natürlich nicht aus. Hier sind Quellenstudien zu betreiben. In diesem Fall werden 
Repertorien, Karteien oder andere Findmittel vorgelegt und vom Benutzer im Hinblick auf 
seine Fragestellung durchgesehen. Danach kann er die einschlägigen Quellen und 
Materialien bestellen. Diese werden ihm in den Lesesaal gebracht, wenn nicht verbindliche 
Regelungen etwa zum Personen- oder Datenschutz eine Sperrung vorschreiben. Eine 
direkte Suche des Benutzers im Magazin bzw. in den Sammlungen ist wegen der dann nicht 
mehr gegebenen Kontinuität der geschlossenen Aufbewahrung (Rechtssicherung) 
grundsätzlich nicht möglich und außerdem wegen des großen Umfangs des Bestandes (ca. 
5 lfd. km) aussichtslos. Auch für diesen Bereich ist es sehr wichtig, daß die Bestände 
verzeichnet werden und daß die stadtgeschichtliche Dokumentation auf dem aktuellen Stand 
bleibt. 

Abbildung: Lesesaal des Stadtarchivs 
Heilbronn 
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Die Palette der im Stadtarchiv Heilbronn durch Benutzer angefertigten Arbeiten ist breit. Sie 
reicht von Schüler- und einfachen Studentenaufsätzen über Studienabschlußarbeiten und 
Dissertationen bis hin zu Habilitationsschriften. Natürlich recherchieren auch Privatleute, 
Journalisten oder professionelle Buchautoren im Archiv. Inhaltlich liegen die Themen sehr 
weit auseinander. Manchmal wird lediglich nach Ereignissen oder Fakten aus der 
Heilbronner Geschichte gefragt, die sich direkt oder mit Hilfe der vorhandenen Fachliteratur 
problemlos klären lassen. Oftmals gehen die Fragen jedoch tiefer. Da sich selten eine 
Fragestellung wiederholt, müssen immer wieder neue Wege beschritten werden – sei es, 
daß ein Vorsitzender das Alter seines Vereins klären will, daß eine Studentin über Frauen im 
19. und 20. Jahrhundert forscht oder daß sich ein Medizinhistoriker mit dem Mesmerismus 
im Zusammenhang mit dem Heilbronner Arzt Dr. Eberhard Gmelin befaßt. Alle diese 
Arbeiten müssen mehr oder weniger intensiv betreut werden. Das bedeutet oft einen recht 
großen Aufwand für die Archivare, der sich aber lohnt, weil dadurch meist die Heilbronner 
Stadtgeschichtsforschung weitergebracht oder zumindest das Geschichtsbewußtsein 
geschärft wird. 

12. Berufsfindung und -ausbildung 

Das Archiv ist nicht nur eine Stätte für Dokumentation und Forschung, sondern bietet auch 
Arbeitsplätze. Da das Berufsfeld des Archivars Schülern und Studenten meist relativ 
unbekannt ist, eröffnet das Stadtarchiv immer wieder Interessenten die Möglichkeit, ein 
mehrwöchiges Praktikum zu absolvieren. Dabei wird ein Einblick in verschiedene 
Tätigkeitsfelder und Aufgabenbereiche geboten. Darüber hinaus können die Praktikanten in 
begrenztem Umfang kleinere Aufgaben konkret selbst erledigen. Außerdem hat das 
Stadtarchiv bereits auch die Praxisphase in der Ausbildung zum gehobenen Archivdienst 
übernommen. Gewissermaßen als Vorstufe zu solchen Praktika finden immer wieder 
Beratungsgespräche über Ausbildung und Berufsbild „Archiv“ statt. Außerdem kommen 
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Studentengruppen zu Seminaren, Schulklassen etwa im Rahmen von Projekttagen oder 
einzelne Schüler zur „Schnupperlehre“ in unser Haus. 

13. Auskünfte und Beantwortung von Anfragen 

Im Stadtarchiv Heilbronn treffen ständig zahlreiche Anfragen ein. Sie kommen von Bürgern 
aus der Stadt selbst und von der Stadtverwaltung, aber auch aus der Region, aus der 
ganzen Bundesrepublik und sogar aus aller Welt. Es kann sich dabei um die Frage handeln, 
ob es im Archiv Quellen zu den Unterschichten des 18. Jahrhunderts gibt, oder wieviele 
Flüchtlinge und Heimatvertriebene im Jahre 1952 in der Stadt gelebt haben, oder in welchem 
Haus der Großvater des Fragestellers gewohnt hat und ob ein Foto davon vorhanden ist, 
oder ob die Tageszeitung vom Tag der Geburt eines Freundes noch existiert. 
Die Anfragen beziehen sich aber nicht immer nur auf die allgemeine Stadtgeschichte. Sie 
reichen u. a. auch in den Bereich der Genealogie oder zielen z. B. auf den Verbleib von 
Menschen in den Wirrnissen der Jahre 1944 und 1945. Manche solcher Fragen sind schnell 
zu beantworten, oft sind aber auch komplizierte Sachverhalte zu recherchieren und dann 
präzise schriftlich – oder auch sofort mündlich am Telefon – darzulegen. Da sich Anfragen 
kaum wiederholen, muß ständig neu nachgeforscht werden. Trotzdem ist das Stadtarchiv 
bemüht, alle Bitten um Auskünfte zügig zu beantworten. Allerdings setzt hierbei die knapp 
bemessene Arbeitskapazität Grenzen. Umfassende Fragenkomplexe oder gar ganze 
Fragensammlungen können deshalb nicht detailliert bearbeitet werden, weil sonst viele 
andere Anfragen unbeantwortet liegenbleiben müßten. In diesem Fall bietet das Archiv den 
Fragestellern gewöhnlich an, in den Lesesaal zu kommen und das Material selbst 
durchzuarbeiten. 

14. Mikroverfilmung als Königsweg? 

Immer wieder wird vorgeschlagen, die städtischen Akten vollständig mikrozuverfilmen, um 
das Problem der Kassation zu umgehen bzw. um auf engstem Raum eine riesige 
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Speicherkapazität zu schaffen. Leider ist diese Idee weder ökonomisch noch archivisch 
sinnvoll, denn die Verfilmung von z. B. 1 lfd. Kilometer Akten ist wesentlich teurer als der Bau 
von 1 Kilometer Regalanlagen. Dazu kommt, daß die Haltbarkeitsdauer eines Mikrofilms 
wohl meist nicht an die Haltbarkeit der Originale herankommt. Als Archivar ist man 
außerdem nicht nur am Informationsgehalt der Unterlagen interessiert, sondern auch an 
deren Zustand, Papier usw. Es ist natürlich ein großer Unterschied, ob man z. B. ein 
Originalschreiben von Robert Mayer in Händen hält, oder nur einen Mikrofilm davon. Daran 
wird zusätzlich deutlich, daß das Archiv nicht nur Informationen, sondern auch beinahe 
unschätzbare Vermögenswerte sichert. 
Gleichwohl wird die Mikroverfilmung auch im Stadtarchiv Heilbronn vorangetrieben. Ziel ist 
dabei aber nicht das Platzsparen durch eine anschließende Vernichtung der Unterlagen. 
Vielmehr handelt es sich um eine Maßnahme zum Schutz gefährdeter oder häufig benutzter 
Originale, wie etwa Ratsprotokolle oder Tageszeitungen. Die Originale werden dabei 
zusätzlich zu den Mikrofilmen aufbewahrt. 
Eine weitere sinnvolle Variante ist die Sicherungsverfilmung, die der allgemeinen 
Informationssicherung dient, falls das Archiv und seine Bestände einer Katastrophe zum 
Opfer fallen sollten. Mikrofilme des gesamten historischen Heilbronner Archivbestandes 
lagern in einem Bergwerk bei Freiburg und in den USA. 
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15. EDV – Möglichkeiten und Grenzen 

Natürlich hat auch im Archivwesen das EDV-Zeitalter längst begonnen, und zwar in 
verschiedenen Bereichen. Selbstverständlich werden neben der Korrespondenz 
insbesondere wissenschaftliche Texte mit Anmerkungen und Registern mittels EDV zu 
Papier gebracht. Gleiches gilt für die unzähligen Chronikeinzelmeldungen, die zu einem 
harmonischen und inhaltlich sortierten Ganzen zusammengeführt werden müssen. Die EDV 
hilft außerdem bei der Verzeichnungsarbeit. Repertorien lassen sich mit diesem Hilfsmittel 
leichter erstellen, korrigieren oder ergänzen als bisher. Es gibt in der täglichen Archivarbeit 
aber auch Bereiche, in denen der EDV-Einsatz zwar technisch möglich, aber inhaltlich nicht 
sinnvoll ist. So könnte man sich etwa wünschen, alle Quellen des Stadtarchivs Heilbronn auf 
Bildplatte zu speichern und damit sofort abrufbar zu machen. Aber abgesehen von der 
Frage, ob ein Aktenbestand von mehreren Kilometern Länge nicht auch heute noch alle 
leicht verfügbaren und bezahlbaren Speicherkapazitäten sprengen würde, erscheint ein 
solcher Gedanke lediglich unter dem Aspekt der Sicherung als sinnvoll. Denn z. B. nach 
bestimmten Worten recherchieren kann man bei den verschiedensten alten 
Handschriftenvorlagen natürlich nicht. In der Lesbarkeit der alten Schriften liegt tatsächlich 
auch das Kernproblem. Weil der Bedarf zu gering und die Bandbreite an Schriften über die 
Jahrhunderte viel zu groß und die Rechtschreibung keineswegs einheitlich ist, werden wohl 
in absehbarer Zeit die Computer die alten Archivbestände nicht inhaltlich lesen und damit 
auch nicht in heutige Schreibmaschinenschrift umsetzen können. Man müßte für diese 
Aufgabe hochqualifizierte Spezialisten beschäftigen – und diese hätten daran über Tausende 
von „Mannjahren“ zu arbeiten. Alleine die Erfassung aller Registereinträge der Heilbronner 
Ratsprotokolle ab 1504 nähme etwa 10 „Mannjahre“ in Anspruch – auch das ist natürlich 
völlig undurchführbar. Das Fach- und Spezialwissen sowie die Findigkeit der Archivare 
werden also – zumindest bei größeren, älteren Beständen – weiterhin nicht ersetzbar sein. 
Ganz anders stellt sich die Situation dar, wenn es um Akten geht, die mit Schreibmaschine 
geschrieben oder sogar bereits mittels EDV entstanden und auf elektronischen Medien 
gespeichert sind. Hier ist nicht die Erfassung oder die Recherchemöglichkeit das Problem, 
sondern die zu erwartende sehr hohe Trefferquote bei einer Recherche. Mit anderen Worten: 
Wenn man auf elektronischem Weg nach einem bestimmten Stichwort sucht, könnte die Zahl 
der Fundstellen unpraktikabel groß sein. Eine selektive Erfassung könnte also zu besser 
handhabbaren Lösungen führen als eine absolut vollständige. Auf jeden Fall muß ein 
verwaltungseinheitliches Bezeichnungssystem für Akten (Aktenplan) und damit für die 
Dateiablage verwendet werden, 
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weil sonst Recherchieren und damit künftige Geschichtsforschung nicht möglich sind. 

16. Zukunftsfragen 

Auf Erreichtem darf man sich nicht ausruhen. Deshalb gilt es einerseits, den derzeitigen 
Zustand kontinuierlich weiterzuentwickeln. Andererseits müssen aber auch die Probleme der 
Zukunft erkannt und gelöst werden. Ein großes Aufgabenpaket erwächst dem Stadtarchiv 
aus der zur Zeit erfolgenden Umsetzung des Großrechnerkonzepts in der Heilbronner 
Stadtverwaltung. Einerseits sollen direkte Recherchen in den Datenbeständen möglich sein, 
und andererseits muß die elektronische Speicherung von Informationen für spätere 
Archivierungs- oder Kassationszwecke durchschaubar gestaltet werden. Deshalb ist es 
unumgänglich, zum jetzigen Zeitpunkt einen für die Heilbronner Stadtverwaltung 
verbindlichen Aktenplan einzuführen. Konsequenterweise sollte gleichzeitig ein Katalog von 
Sperr- und Aufbewahrungsfristen für städtische Akten erarbeitet werden. Daraus ergibt sich 
ein weiteres Problemfeld. Wenn Unterlagen aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder anderer 



Schrenk / Weckbach: Die Vergangenheit für die Zukunft bewahren S. 104 

© Stadtarchiv Heilbronn 2013 

Vereinbarungen auf unbegrenzte Dauer oder zumindest über mehrere Jahrzehnte 
aufzubewahren sind, so muß für diesen Zweck säurefreies, haltbares Papier verwendet 
werden. Der aus ökologischen Gründen prinzipiell sehr zu begrüßende Einsatz von 
sogenanntem Umweltpapier wirft in diesem Bereich also schwerwiegende Probleme auf. 
Diese müssen dringend gelöst werden, wenn das Archiv auch in Zukunft in der Lage sein 
soll, seinen gesetzlichen Auftrag der Rechts- und Informationssicherung und damit seine 
Aufgabe für die Verwaltung und schließlich auch für Forschung und Wissenschaft zu erfüllen. 

17. Ergebnis 

Das Stadtarchiv Heilbronn nimmt zahlreiche Aufgaben wahr, die in den vorangegangenen 
Abschnitten beschrieben wurden. Es sichert Informationen bzw. Rechte und bewahrt 
materielle Werte. Es dient gleichzeitig verschiedenen Herren: der städtischen Verwaltung, 
der Wissenschaft und der Öffentlichkeit. Dabei versteht es sich von selbst, daß darüber 
hinaus laufend auch zahlreiche administrative Tätigkeiten anfallen – von Sitzungen und 
Beratungen bezüglich verschiedenster Fachthemen bis zu Mittelanmeldungen für den 
Haushalt. 
Insgesamt profitieren wir davon, was unsere Vorgänger in den vergangenen Jahren, 
Jahrzehnten und Jahrhunderten gesammelt und aufbewahrt haben. Daraus ergibt sich die 
Verpflichtung für uns heute, ebenso gewissenhaft für nachfolgende Generationen zu 
sammeln und aufzubewahren, um so unserer Mittlerrolle zwischen Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft gerecht werden zu können. 
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Zu den Beständen des Stadtarchivs Heilbronn 
Hubert Weckbach 

Mit Beiträgen von Thomas Eschenweck (Pläne, Karten, Risse), Werner Föll 
(Zeitungsbestand), Achim Frey (Zeitgeschichtliche Sammlung), Annette Geisler 
(Luftfahrtarchiv Bellinger; Handschriften; Bibliothek), Walter Hirschmann (Bestandsübersicht; 
Akten 19./20. Jahrhundert; Nachlässe, nichtstädtische und Personenbestände u. ä.), 
Mathäus Jehle (Foto- und Filmarchiv) 

Durch den verheerenden Luftangriff auf Heilbronn am 4. Dezember 1944 ist die alte Stadt in 
Schutt und Asche versunken und mit ihr das Stadtarchiv mit ca. 70% seiner bis dahin 
reichhaltigen Bestände. Alles, was nicht ausgelagert worden war, was sich noch in dem 
stattlichen Rokokogebäude beim Rathaus befand, ist verbrannt. Was aber ausgelagert 
worden war, ist nur wenig im Vergleich zu der einst vorhandenen Fülle. 
Im Jahre 1976 hat das Stadtarchiv im Deutschhof wieder einen eigenen Zweckbau beziehen 
können. Hier sind nun sämtliche älteren und neueren Bestände, alle Sammlungen, 
Nachlässe, die Bibliothek sowie die Archive der Stadtteile erstmals an einer Stelle vereint 
und übersichtlich aufgestellt. Walter Hirschmann, der für die Magazine und Archivalien-
Bestände des Stadtarchivs zuständig ist, hat die folgende Bestandsübersicht aufgestellt, die 
erstmals informativ über das, was derzeit an älteren und neueren Beständen hier vorhanden 
ist, unterrichtet: 

A Ältere Bestände (bis zum Ende des zweiten Weltkrieges) 

Urkunden ab 1297 
Legitimationsurkunden 1623–1803 
Inventuren und Teilungen 1502–1769 
Bet-/Steuerbücher 1387/88–1825/26 
Urtelbuch 1499–1512 
Ratsprotokolle 1504–1932 
Lagerbücher u. a. 1510–1829 
Kontraktprotokolle/Kaufbücher 1538–1899 
Deutschordensprotokolle 1539–1621 
Statutenbücher 1541 und später 
Marksteinbücher 1556–19. Jahrhundert 
Brunnenbücher 1594 und ca. 1640 
Verzeichnis der Bürgerrechtsaufnahmen 1624–1721 
Proklamationsbücher 1648–1801 
Totenbücher 1678–1799 
Häusereinschätzungsbücher 1724–1754 
Steuerstubenrechnungen 1751–1795 
Seelenregister 1788 
Bürgerrollen 1795–1823 
Stat- und Eidbücher 1804-ca. 1870 
Häuser- und Güterbücher 1809–70er Jahre 19. Jahrhundert 
Bauschauprotokolle 1825–1911 
Bürgerlisten 1828–1930 
Schul- und Stiftungspflege, Armenverwaltung 1806–1924 
Bauakten ab ca. 1810 
Dampfkessel und Lästige Anlagen 1863–1939 
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Stadtpflege 1887–1923 
Feuerlöschkasse 1890–1910 
Beilagen zu den Unterpfandsbüchern 19. Jahrhundert 
Pflegrechnungen 19. Jahrhundert 
Stadtplanungs- und Baupolizeiamt (1841) 1900–1944 
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Friedhofsverwaltung 1905–1924 
Weinbörse 1925–1937 
Familienunterhalt 1936–1946 
Stadttheater (Rollenbücher) ab Ende 19. Jahrhundert 

B Neuere Bestände 

1) Bestände ohne oder mit geringem Zuwachs: 

Preisbehörde für Grundstücke 1936–1960 
Steueramt 1919–1974 
Ernährungs- und Wirtschaftsamt 1944–1950 
Aufbauamt 1945–1949 
Ehrendienst 1945–1947 
Wohnungsamt 1945–1961 
Kriegsschädenamt 1940–1950 
Amt für Verteidigungslasten 1945–1992 
Friedensgericht 1949–1960 
Gemeindegericht 1960–1971 
Lohnsteuerkartei 1938–1957 
Einwohnermeldekartei 1945–1976 
Planungsgruppe Stadtentwicklung 1968–1976 
Baudirektion 1953–1970 
Hauptamt, Verwaltungsregistratur 1945-ca. 1975 
Hauptamt, Dachsteinunglück ab 1954 
Hauptamt, Geschäftsstelle Stadtjubiläum 1991 

2) Wachsende Bestände: 

Dezernate ab 1948 
Ratschreiberei, Ratsprotokolle ab 1945 
Personalamt ab 1943 
Hauptamt, Auslands-Heilbronner ab 1946 
Hauptamt, Städtepartnerschaften ab 1955 
Rechtsamt ab 1947 
Amt für öffentliche Ordnung ab 1946 (Vorakten 19. Jahrhundert) 
Einwohneramt (versch. Abt.) ab 1946 
Stadtkämmerei ab 1945 
Stadtkasse ab 1944 
Rechnungsprüfungsamt ab 1953 
Amt für Liegenschaften und Wirtschaftsförderung ab 1935 
Gutachterausschuß, Kaufpreissammlung ab 1961 
Stadtplanungsamt ab 1946 
Hochbauamt ab 1946 
Tiefbauamt ab 1945 
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Bauverwaltungsamt ab 1924 
Garten- und Friedhofsamt ab 1943 
Schul-, Kultur- und Sportamt ab 1945 
Stadtarchiv ab 1946 
Sozial- und Jugendamt ab 1945 
Ausgleichsamt ab 1945 
Schlachthof ab 1910 
Hafenamt ab 1935 

C Stadtteilarchive 

Biberach ab 17. Jahrhundert 
Böckingen 1807–1950 
Frankenbach ab 18. Jahrhundert 
Horkheim ab Ende 17. Jahrhundert 
Kirchhausen ab 1527 
Klingenberg ab 18. Jahrhundert 
Neckargartach 19. Jahrhundert – 1943 
Sontheim 19./20. Jahrhundert 

D Nachlässe, nichtstädtische und Personenbestände u. ä. 

Alter, Adolf (1877–1933) Stadtschultheiß und Ehrenbürger von Böckingen 
Betz, Dr. Friedrich (1819–1903) Arzt und Mitbegründer des Historischen Vereins 
Bilfinger, Dr. August (1841–1906) Apotheker, Lokalhistoriker und Gutachter 
Bruckmann (Laufzeit des Bestandes: 1805–1967) Silberwarenfabrik 
Dürr, Willy (1889–1975) Redakteur und Gemeinderat 
Edler, Robert (1912–1986) Komponist und Dirigent 
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Fischer-Achten, Walter (1865–1932) Schauspieler 
Fitzen-Wohnsiedler, Maria (1908–1989) Künstlerin 
Frank, Johann Leonhard (1863–1925) Gewerbeschulrat und Schriftsteller („Ambrosius 
Noopf“)
Frasch, Robert (1894–1914) Zeichner und Modelleur 
Fuchs, Erwin (*1914) Bürgermeister (Dezernat III) 
Göbel, Dr. Paul (1870–1921) Oberbürgermeister 
Groninger, Albert (1897–1979) Lehrer und Heimatforscher 
Großhans, Albert (*1907) Kommunalpolitiker und Ehrenbürger 
Hanser, Friedrich (1898–1976) Bürgermeister (Dezernat III) 
Heim, Dr. Werner (1908–1978) Museumsleiter, Heimatforscher 
Familie Heinrich (Laufzeit des Bestandes: 1766–1885) Besitzer des Gasthofs „Sonne“ 
Hermann, Karl (1888–1961) Lehrer und Heimatforscher 
Herrenkind, Max (1906–1984) Pfarrer an der Aukirche 
Heß, Dr. Gerhard (1916–1957) Leiter des Stadtarchivs 
Heuss, Konrad (1914–1945) Bataillonskommandeur und Ritterkreuzträger 
Hoffmann, Gustav (1875–1952) Pfarrer und Historiker 
Hummel, Friedrich Johann (1869–1924) Lehrer und Dichter 
Maser, Heinrich (1862–1926) Direktor der Maschinenbaugesellschaft Heilbronn 
Matthes, Otto (1880–1961) Stadtpfarrer an der Kilianskirche 
Maybach, Dr. e.h. Wilhelm (1846–1929) und Dr. e.h. Karl (1879–1960) Motorenkonstrukteure 
und Unternehmer 
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Mayer, Dr. Julius Robert von (1814–1878) Arzt und Naturforscher 
Müller-Madlener, Hans (1903–1942) Lehrer und Schriftsteller 
Renz, Dr. Gustav Adolf (1862–1946) Redakteur und Archivar 
Riegraf, Prof. Dr. Hellmut (1909–1988) Geograph und Historiker 
Rimmele, Fridolin (1874–1953) Oberbaurat 
Schick, Friedrich (1894–1961) Lehrer und Heimatforscher 
Schindelin, Dr. Jürgen (1928–1990) Ingenieur (Raumfahrt) 
Schliz, Dr. Alfred (1849–1915) Arzt und Prähistoriker 
Schliz, Dr. Alfred (1878–1953) Jurist und Historiker 
Familie Volz (Laufzeit des Bestandes: 1804–1917) Seifensieder 
Werner, Prof. Fritz (1898–1977) Kirchenmusikdirektor und Komponist 
Luftfahrtarchiv Bellinger 

E Selekte und Sammlungen 

Einblattdrucke
Foto- und Filmarchiv 
Gegenstände
Handschriften 
Mikrofilme
Münzen und Medaillen 
Plakate 
Pläne, Karten, Risse 
Postkarten 
Schallplatten 
Tonkassetten 
Zeitgeschichtliche Sammlung 
Zeitungen 
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F Bibliothek 

Allgemeiner Bestand 
Württembergica 
Heilbronnica 
Ratsbibliothek 
Gymnasialbibliothek
Heilbronner Musiksammlung („Musikschatz“) 

Es ist natürlich nicht möglich, auf alle Bestände hier beschreibend einzugehen. Auf einige 
soll aber doch ausführlicher hingewiesen werden. 

A Ältere Bestände 

Wir beginnen diese selektive Darstellung mit den ältesten, den reichsstädtischen Beständen 
(wobei verschiedene Amtsbuchreihen im 19. und z. T. auch im 20. Jahrhundert ihre 
Fortsetzung gefunden haben). 
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Urkunden

Das 12./13. Jahrhundert war eine Zeit des Umbruchs, in der sich u. a. auch der Übergang 
von der Traditionsnotiz (mit nur knappen Angaben über einen Rechtsvorgang) zur 
Siegelurkunde vollzog. Das Siegel wurde allgemein zum rechtsverbindlichen, gerichtlich 
unanfechtbaren Beglaubigungsmittel. 
Das Wesen einer Urkunde ist, daß durch sie entweder Recht hergestellt oder bewiesen wird. 
Die sogenannte rechtschaffende Urkunde setzt von sich aus neues Recht. Zu dieser Art 
Urkunden gehören z. B. die königlichen Privilegien, etwa eine Stadtrechts- oder 
Marktverleihung. Mit der Beweisurkunde wird dagegen – nachträglich – ein bereits 
geschaffener Rechtszustand schriftlich festgehalten. Zu den Beweisurkunden gehört das 
Gros der Urkunden überhaupt. 
Beweisurkunden sind auch die Kerfzettel (Chirographen), die in reichsstädtischer Zeit in 
Heilbronn vielfach ausgestellt worden sind. Doch hängt ihre Beweiskraft nicht an einem 
Siegel. Beim Kerfzettel wurde der Urkundentext zweifach, aber wörtlich gleichlautend, auf 
einem Blatt Pergament bzw. später Papier untereinander geschrieben, dazwischen nicht 
selten ein Kennwort, durch welches dann mit einem wellen- oder zackenförmigen Schnitt 
beide Ausfertigungen voneinander getrennt wurden. Die öffentlichrechtliche Glaubwürdigkeit 
dieser Art Urkunden beruhte auf dieser Schnittlinie bzw. dem exakten Zusammenpassen 
beider Ausfertigungen. 

Abbildung: Kerfzettel vom 24. Juli 
1604 (Bestandsbrief, abgeschlossen 
zwischen der Stadt Heilbronn und 
dem Papierer Balthasar Steudlin) 

Im übrigen war im südlichen Deutschland aber die Siegelurkunde vorherrschend, und auch 
der Urkundenbestand des Stadtarchivs Heilbronn besteht zum überwiegenden 
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Teil aus Siegelurkunden; Kerfzettel bilden hier die Ausnahme. Der Bestand ist nicht eben 
groß, zählt bis 1400 nur ca. 80, bis 1500 ca. 270 Urkunden. Nach 1500 sind die Urkunden 
mit Schreiben untermischt, die – streng genommen – hier eigentlich nicht hingehörten. Mit 
ihnen umfaßt der Bestand bis 1800 ca. 620 Einzelstücke. Von den früher im Stadtarchiv 
vorhandenen Urkunden bis 1532 sind – gemessen an dem bis zu diesem Jahr reichenden 
Heilbronner Urkundenbuch – bei dem schweren Luftangriff auf die Stadt am 4. Dezember 
1944 mindestens 1200 bis 1400 Stücke verbrannt. In das genannte Urkundenbuch sind von 
den Bearbeitern Eugen Knupfer (Bd. 1, Stuttgart 1904 = Württembergische 
Geschichtsquellen, hrsg. von der Württembergischen Kommission für Landesgeschichte, Bd. 
5) und Moriz von Rauch (Bde. 2–4, Stuttgart 1913–1922 = Württembergische 
Geschichtsquellen, Bde. 15, 19 und 20) nicht nur hiesige und auswärts liegende Urkunden 
aufgenommen worden, sondern auch zahlreiche Akten sowie Einträge in Amtsbüchern und 
Zusammenfassungen von solchen. Für das Mittelalter und die Zeit bis zur Vollendung der 
Reformation hier ist dieses verdienstvolle Werk heute – d. h. nach den unersetzbaren 
Verlusten, die das Archiv durch den angeführten Luftangriff erlitten hat – eine unverzichtbare 
primäre Quelle, und man muß den Bearbeitern dankbar sein, daß sie ihre Aufgabe in dieser 
Breite gesehen haben. 
Man unterscheidet zwischen öffentlichen und Privaturkunden. Zu den ersteren gehören z. B. 
die Königsurkunden, zu den letzteren alle jene Urkunden, deren Aussteller keine öffentliche 
Gewalt repräsentierten. Eine mittelalterliche Königsurkunde ist aus einer Fülle formaler 
Bestandteile aufgebaut. Diese hier aufführen und erläutern zu wollen, würde zu weit gehen. 
Dagegen weisen die Privaturkunden ein weit bescheideneres Formular auf. Eine 
Siegelurkunde, etwa ein Kaufvertrag, enthält für gewöhnlich nur den Aussteller, den 
Empfänger, das Objekt, den/die Siegler, evtl. noch Zeugen sowie die Datierung. 
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Die älteste Urkunde, die heute im Heilbronner Stadtarchiv liegt (noch ältere Stücke sind 1825 
durch Württemberg ausgehoben und in das Staatsarchiv nach Stuttgart verbracht worden), 
ist ein Ablaßbrief zu Gunsten des Baus der Heilbronner Pfarrkirche von 1297, in der erstmals 
der Heilige dieses Gotteshauses – der hl. Kilian – Erwähnung findet. Mit der in Rom 
ausgefertigten Urkunde verliehen der Erzbischof der Armenier zu Jerusalem, Bruder 
Basilius, sowie neun weitere Bischöfe, die auch alle gesiegelt haben, zur Förderung des 
Besuchs der Pfarrkirche allen reumütig Beichtenden, die diese an bestimmten Festtagen 
Gebets halber besuchten, einen 40tägigen Ablaß. Durch ihn sollte die Opferfreudigkeit der 
Gemeinde zugunsten der Kirchenfabrik, d. h. der Baukasse des Gotteshauses, angeregt 
werden. Ein anderer Ablaßbrief, 1330 in Avignon von dem Erzbischof Petrus von Nazareth 
und anderen Bischöfen ebenfalls zur Förderung des Besuchs der Kilianskirche (und ihrer 
Baukasse) ausgestellt, zeigt in einer großen Initiale U aus stilisiertem Blatt- und Rankenwerk 
einen schlanken Christuskopf. Die von der mittelalterlichen Buchillustration herkommende 
Ausmalung insbesondere von Anfangsbuchstaben ist allerdings vielfach nicht mehr als 
bescheidene Serienkunst. Weit farbenfreudiger gestaltet, wenngleich auch ohne 
künstlerischen Anspruch, ist ein 1340 von Erzbischof Nerzes von Manasgard und acht 
weiteren Bischöfen gleichfalls in Avignon ausgestellter Ablaßbrief zur Förderung des 
Besuchs der auf dem Heilbronner Pfarrkirchhof gelegenen Michaelskapelle, der in der 
dreigeteilten Initiale U den Erzengel Michael im Kampf mit dem Drachen zeigt, flankiert von 
der hl. Margarethe, der Mitpatronin der Kapelle, und einem betenden Geistlichen. Außerdem 
finden sich auf diesem Pergament Abbildungen der hl. Katharina und Johannes des Täufers. 
Von den Urkunden geistlicher Aussteller noch erwähnenswert sind eine in Rom ausgefertigte 
Bulle Papst Martins V. von 1422 mit anhängendem Bleisiegel an rot-gelber Seidenschnur, 
mit der das Oberhaupt der katholischen Kirche den hiesigen Präsenzherren, d. h. den am Ort 
anwesenden Geistlichen der Pfarrkirche und der ihr zugehörigen Kapellen, den Besitz und 
Genuß ihrer rechtmäßig erworbenen Pfründen und Einkünfte an St. Kilian bestätigte, und der 
Stiftungsbrief von 1426 der hiesigen Bürgerin Anna Mettelbach über 800 Gulden zu einem 
vom Rat aufzurichtenden Predigtamt an der Pfarrkirche, eine Institution, die später der 
Geistliche Johann Lachmann innehatte und von 
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der aus er die Reformation in der Stadt ungehindert betreiben konnte. 
Abbildung: Die älteste Urkunde im 
Stadtarchiv, ein Ablaßbrief zugunsten 
der Pfarrkirche St. Kilian aus dem 
Jahre 1297 

Von den früher im Heilbronner Archiv vorhandenen Privilegien, etwa der 
Stadtrechtsverleihung König Rudolfs von Habsburg von 1281 oder der Regimentsordnung 
Kaiser Karls IV. von 1371, liegen heute nur noch Kopien vor. Die Originale dieser für die 
Stadtentwicklung so wichtigen und vielfach entscheidenden Freiheitsbriefe zog 1825 der 
Staat an sich. Die frühesten Urkunden, in denen Heilbronn Erwähnung findet – z. B. die 822 
in Frankfurt/Main ausgestellte Urkunde Kaiser Ludwigs des Frommen, mit der er u. a. jene 
Schenkung seines Amtsvorgängers Karlmann zugunsten des in Gründung befindlichen 
Bistums Würzburg 741 bestätigte, in welcher mit einer dem Erzengel Michael geweihten 
Basilika „in villa Helibrunna“ der Name Heilbronn zum ersten Male bezeugt ist, oder jene 841 
hier ausgefertigte 
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Urkunde König Ludwigs des Deutschen, in der von einem „palatium regium“, einer 
königlichen Pfalz in Heilbronn (Heilicbruno) die Rede ist –, lagen ohnehin nie im hiesigen 
Stadtarchiv.
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Die stärkste Abteilung des erhaltenen Urkundenbestandes ist die der Präsenz, von der 
Provenienz her gesehen allerdings ein Fremdbestand. Daneben zahlreich vertreten sind 
Urkunden auch aus dem Bereich Reichssteuern, die unübersehbar erkennen lassen, 
welches Hin und Her es diesbezüglich stets gegeben hat. 
Von besonderer stadtgeschichtlicher Bedeutung ist die Gründungsurkunde für das Spital von 
1306. Der Rat der Stadt („Wir ... die burger von dem rate ze Hailprunnen“) – und nicht etwa 
eine geistliche Institution – hat damals zu „armer lute vnd ellender siechen menschen pflege 
vnde nerunge« diese Einrichtung, aus der im 19. Jahrhundert das hiesige 
Krankenhauswesen herausgewachsen ist, ins Leben gerufen. An dieser nur kleinformatigen 
Urkunde hängt das älteste bekannte, 1265 erstmals belegte Siegel der Stadt, ein 
Dreieckssiegel mit dem Adler im Schild und der Umschrift „Sigillvm civitatis Hailprvnen“, 
Siegel der civitas Heilbronn, der Bürgerschaft, die somit 1265 jedenfalls schon ein 
selbstverwaltendes Kollegium, einen Rat kannte, den 1281 König Rudolf von Habsburg in 
dem erwähnten Stadtrecht gewissermaßen bestätigte. 

Abbildung: Illuminierte Initiale U in 
dem Ablaßbrief für die 
Michaelskapelle auf dem 
Pfarrkirchhof vom Jahre 1340 

Von historischer Tragweite war auch jenes Besitzergreifungspatent, das der Herzog von 
Württemberg am Rathaus anschlagen ließ, als er Heilbronn 1802 annektierte und die 
reichsstädtische Verfassung außer Kraft setzte. Es war dies eine Zäsur in der Geschichte 
der Stadt und das abrupte Ende ihrer jahrhundertelang stets wachsam gehüteten und mit 
Geschick verteidigten und bewahrten Selbständigkeit, 
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zugleich aber auch die Wegbereitung für eine neue, bedeutende – industrielle – Zukunft als 
eine der ersten Städte des Landes. 
Von den obengenannten Briefen mögen die folgenden Erwähnung finden: 
Beschwerdeschreiben Götz von Berlichingens von 1519 und 1522 an den Rat, einmal, weil 
er wegen verweigerter Urfehde angeblich in einen „Diebsturm“ eingelegt worden war 
(gemeint ist der Bollwerksturm, in welchem er gerade eine Nacht hatte zubringen müssen), 
zum anderen wegen der vermeintlich zu hoch angesetzten Kosten seiner Gefangenschaft 
von 1519–1522 (ritterliche Haft im Kronenwirtshaus). Schreiben des kaiserlichen Feldherrn 
Graf Tilly, des Siegers der Schlacht bei Wimpfen bzw. Obereisesheim 1622, an die 
Reichsritterschaft des Kantons Kraichgau in Heilbronn von 1628 wegen 
Einquartierungsfragen; des schwedischen Kanzlers Oxenstierna, der nach dem Tod König 
Gustav Adolfs 1632 die Politik seines Landes bestimmte, an den Heilbronner Rat wegen 
bequemer Unterkunft während des Konvents im Deutschhof 1633, wo dann nach zähen 
Verhandlungen der sogenannte Heilbronner Bund geschlossen wurde; des „Türkenlouis“ 
Markgraf Ludwig von Baden an den Heilbronner Rat 1699 wegen hier deponierten 
Tafelsilbers; des kaiserlichen Feldherrn Prinz Eugen von Savoyen ebenfalls an den Rat 1711 
wegen Deserteuren aus den Reihen der Reichstruppen. Und schließlich ein Brief Friedrich 
Schillers von 1793 an den Amtsbürgermeister der Reichsstadt, mit dem er um den 
„landesherrlichen Schutz“ bat, als er auf seinem Weg nach Württemberg hier Halt machte, 
um sich von dem bekannten Arzt und Magnetiseur Dr. Eberhard Gmelin behandeln zu lassen 
und gleichzeitig die Stimmung des Herzogs Karl Eugen ihm gegenüber, dem einst aus der 
Hohen Karlsschule Entwichenen, zu erkunden. 
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Abbildung: Beschwerdeschreiben 
Götz von Berlichingens an den Rat 
der Reichsstadt Heilbronn wegen der 
Kosten seiner Gefangenschaft, 17. 
November 1522 

Insgesamt gesehen – und verglichen mit anderen Archiven –, ist der erhaltene 
Urkundenbestand des hiesigen Stadtarchivs nur von geringem Umfang. Neben den 
Verlusten von 1944 ist einmal mehr die oben im geschichtlichen Abriß dargestellte Frage des 
Untergangs von Urkunden bei einem Brand des „alten Rathauses“ zu überdenken. 
Legitimationsurkunden 
Das Stadtarchiv besitzt für die Zeit von 1623–1803 einen umfangreichen Bestand von über 
2700 sogenannten Legitimationsurkunden, bestehend aus jeweils einem Geburtsbrief und – 
nicht selten – verschiedensten Beilagen wie Taufscheinen bzw. Auszügen aus Taufbüchern, 
Leibsledigungen oder Manumissionsscheinen als dem Nachweis für die Entlassung aus der 
Leibeigenschaft, Legitimierungen (Ehelicherklärungen) durch Hofpfalzgrafen, 
Dienstzeugnissen, Schreiben an den Rat und anderem mehr. Die Geburtsbriefe, die nur am 
Geburtsort bzw. durch die für diesen zuständigen Verwaltungsorgane ausgestellt werden 
konnten, sind teils pergamentene Urkunden mit anhängendem, teils papierene mit 
aufgedrücktem Siegel und Unterschrift(en). 
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Abbildung: Mit Tierszenen verzierte 
Initiale W des Geburtsbriefes für den 
Rotgerber Johann Bernhard Bellon 
aus Künzelsau von 1689 

Ein Geburtsbrief in rechtskräftiger Form, auch Mannrechtsbrief genannt, mußte von jedem 
Ortsfremden, der hier in das Bürgerrecht aufgenommen werden wollte, vorgelegt werden. 
Außerdem mußten folgende Bedingungen erfüllt sein: 1) eheliche Geburt des Bewerbers, 2) 
bisher gute Führung, 3) Freiheit von Leibeigenschaft, 4) eigenes Vermögen von mindestens 
200 Gulden. Hinsichtlich des Nachweises der ehelichen Geburt finden sich in den 
Geburtsbriefen nicht selten recht weitgehende Angaben auch über die Eltern des Bewerbers, 
über seine Geburt und Taufe sowie seine Gevattern (Paten, Taufzeugen), bezüglich der 
guten Führung solche über sein – bekanntes – bisheriges Verhalten, über seine Ausbildung 
und Wanderzeit usw. War der Bewerber ein uneheliches Kind, mußte er sich – gegen 
entsprechende Gebühren – für ehelich erklären lassen; war er irgendwohin leibeigen, mußte 
er sich loskaufen; besaß er kein hinreichendes Vermögen, brauchte er Bürgen oder die 
väterliche Zusage einer entsprechenden Mitgift. Waren diese Bedingungen erfüllt, waren die 
Voraussetzungen für die Bürgeraufnahme gegeben. Doch mußte diese nicht zwangsläufig 
auch erfolgen. Für die Aufnahme ins Bürgerrecht, der begehrtesten Form der Niederlassung 
in einem Gemeinwesen, mußte das Bürgergeld bezahlt werden, welches hier ursprünglich 
24, später nur noch 12 Gulden betragen hat (Ausnahmen kommen nicht selten vor, 
insbesondere auch Gratisverleihungen). 
Der genealogisch höchst aufschlußreiche und ergiebige Bestand ist alphabetisch und 
innerhalb der einzelnen Buchstaben chronologisch nach dem Ausstellungsdatum der 
Geburtsbriefe geordnet. Ein altes alphabetisch-chronologisches „Repertorium über die 
Legitimations-Urkunden in das Bürgerrecht aufgenommener Personen“ für die Jahre 
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1623–1798 (wobei für die Zeit vor 1650 nur wenige Urkunden aufgeführt sind) von 1772 liegt 
vor (das einzige überhaupt erhaltene Findbuch aus der Vorkriegszeit). Es enthält auch eine 
statistische Untersuchung der Bürgeraufnahmen von 1650–1770. Danach sind in diesen 120 
Jahren 2042 Personen hier in das Bürgerrecht aufgenommen worden. 
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Inventuren und Teilungen 

Zu den wichtigsten familien-, sozial- und wirtschaftsgeschichtlichen, vor allem aber 
kulturhistorischen Quellen eines jeden Archivs gehören die Inventuren und Teilungen. Das 
Stadtarchiv Heilbronn ist in der glücklichen Lage, Hunderte solcher Inventuren seit dem 
frühen 16. Jahrhundert (1502) bis über die Mitte des 18. Jahrhunderts hinaus (1769) zu 
besitzen, seien es nun beim oder für den Todesfall errichtete Verlassenschaftsinventuren 
oder Eventualteilungen, bei der Verheiratung zwischen den Eheleuten vereinbarte 
Zubringensinventuren (seit 1732 mußten alle Eheleute innerhalb vier Wochen nach der 
Heirat bei der Steuerstube ihr in die Ehe eingebrachtes Vermögen benennen) oder als 
Kindersatz und Abteilung bezeichnete Vermögensinventuren, wie sie bei der 
Wiederverheiratung eines verwitweten Ehepartners zur Sicherung des Erbes der Kinder aus 
der vorhergehenden Ehe aufgestellt wurden. Die Masse der Inventuren datiert in die Zeit 
nach 1600, vor der Jahrhundertwende liegen nur wenige vor. Warum sie über 1769 nicht 
hinausgehen, ist ungeklärt. Der Bestand ist alphabetisch und innerhalb der einzelnen 
Buchstaben chronologisch nach dem Datum der Vermögensaufnahmen geordnet und über 
eine Kartei erschlossen. 
In den Inventuren ist – mit wenigen Ausnahmen – das gesamte bewegliche und 
unbewegliche Vermögen erfaßt. Keine andere Quelle ist bezüglich der Aufzählung von Hab 
und Gut den Inventuren gleichzusetzen. Die Vermögensaufnahme oblag für gewöhnlich zwei 
verordneten Rechnungsverhörern, meist Mitglieder des Rats oder Gerichts, und wurde „nach 
zuvor ... abgeschwornem manifestations eyd [Offenbarungseid]“, „alles getrewlich 
anzuzeigen“, und nach der Feststellung und namentlichen Nennung der Erben 
vorgenommen und vom Stadtschreiber oder in seinem Auftrag einem seiner 
Kanzleisubstituten (nachgeordneten Schreiber) „beschrieben“. Diese Beschreibung 
unterschied nach Aktiva (mit 24 Rubriken) und Passiva und zog am Schluß Bilanz, auf die 
dann die Vermögensaufteilung unter die Erben folgte. 
Die Inventuren und Teilungen stellen für jeden kulturgeschichtlich Interessierten eine 
„Fundgrube“ ersten Ranges dar. Doch leider ist der Heilbronner Bestand bisher ein „brach 
liegendes Feld“, das systematisch zu „beackern“ sich lohnen würde. 

Betbücher

Zu den frühen Amtsbüchern der Reichsstadt gehören auch die Betbücher, deren erstes jetzt 
(nach den Kriegsverlusten) der älteste erhaltene Band überhaupt ist. Die seit 1314 hier 
belegte Bet war die wichtigste städtische Steuereinnahme, eine Vermögenssteuer, zu der 
jeder Bürger ab dem 15. Lebensjahr herangezogen wurde. Ihr war fast alles Hab und Gut 
unterworfen. Sie wurde jährlich auf der Grundlage der Selbstveranlagung erhoben und 
betrug bis zum ausgehenden 18. Jahrhundert ½%, ab 1790 „wegen der verbesserten 
Umstände der Stadtkasse“ und „zur Erleichterung der gesamten Bürgerschaft“ 1/3%. 
Festgesetzt wurde die Bet regelmäßig alle drei Jahre beim sogenannten Betschwur, den 
jeder Bürger leisten mußte. Falsche Angaben führten zur Auslosung, d. h. zum 
zwangsweisen Verkauf allen Hab und Guts des Meineidigen und zu dessen Ausweisung aus 
der Stadt. Der Erhebung der Bet voraus ging ursprünglich der Betumgang, die Aufnahme der 
Betpflichtigen mit Eintragung derselben in das Betbuch. 
Die Reihe der Betbücher, die seit dem 15. Jahrhundert auch alle möglichen anderen 
Abgaben enthalten und daher zum Teil auch Bet- und Steuerbücher heißen, später zeitweise 
auch nur Steuerbücher, im 19. Jahrhundert schließlich Abrechnungsbücher, beginnt in 
Heilbronn mit dem Jahre 1387/88 (Datierung nach dem Wasserzeichen im Papier; der Band 
selbst ist nicht komplett). Sie ist im Stadtarchiv fast vollständig erhalten (größere Lücken gibt 
es nur bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts) und läuft bis in die 
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Abbildung: Eine Doppelseite aus dem 
ältesten Amtsbuch im Stadtarchiv, 
einem Betbuch (Steuerbuch) von 
1387/88 
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20er Jahre des 19. Jahrhunderts (1825/26). Die Einträge in den ältesten Jahrgängen dieser 
Betbücher sind recht dürftig. Neben dem Namen des Steuerpflichtigen findet sich nur die 
knappe Angabe des Steuerbetrages. 1470 werden die allgemeinen bürgerlichen Abgaben 
aufgeteilt in Torhut, Wachtgeld, Vorbet und die eigentliche Bet. Nach dem Übergang der 
Stadt an Württemberg fällt die Bet weg und andere Steuern tauchen auf, die wir hier aber 
nicht im einzelnen benennen und verfolgen können. Seit 1480 sind die Vormundschaften in 
einem eigenen Abschnitt geführt, seit 1553 auch die Pfahlbürger (in den Schutz der Stadt 
aufgenommene Personen, die das Bürgerrecht nicht erworben oder zugestanden bekommen 
hatten).
Die frühen Bände sind nach Straßen angelegt, so eben, wie man beim Betumgang die Stadt 
durchgangen hat, beginnend und endend am Sülmer Tor. Von 1544 an sind sie mit einem 
alphabetischen Namensregister nach den Vornamen der Steuerpflichtigen versehen, seit 
1694 schließlich mit einem solchen nach den Familiennamen, doch noch lange ohne innere 
Ordnung. Die Anlage nach Vornamen läßt erkennen, welche Bedeutung diesen bis dahin 
zugekommen ist. Seit 1754 umfaßt ein Jahrgang zwei Bände, wobei zunächst vornehmlich 
die Pfahlbürger und Vormundschaften für sich geführt wurden, zuletzt ab 1803 sieben Bände 
(Buchstaben A–E, F–J, K–P, R–S, T–Z; Pflegschaften; Schutzverwandte). Auch die innere 
Einteilung erfuhr damals eine Änderung und erneut 1803. Zur Vervollständigung des 
Betbuches wurden seit 1782 die Häuser in der Stadt mit Nummern versehen. Sie begannen 
am Fleiner Tor mit der Nummer 1 und führten fortlaufend durch die vier Stadtteile. Diese 
durchlaufende Numerierung ersetzte man erst in der Mitte des 19. Jahrhunderts durch die 
allseits bekannte Straßennumerierung. 
Der Einzug der Steuer erfolgte zweimal im Jahr beim sogenannten Betsitz, der mit der 
Betglocke eingeläutet wurde. Die jeweiligen Zahlungen des Betpflichtigen wurden im 
Betbuch vermerkt, und zwar ursprünglich mit einfachen Strichen vor seinem Namen, seit 
1547 sind sie durch arabische Ziffern gekennzeichnet. 
Die Betbücher sind nicht nur als genealogische Quelle interessant, sondern vornehmlich 
auch als wirtschaftsgeschichtliche, ist aus ihnen doch nicht zuletzt der Wohlstand der 
Bürgerschaft und insbesondere ihres Handwerks und ihrer Unternehmen abzulesen (z. B. ist 
daraus zu ersehen, daß 1799 nicht weniger als 30 Personen, die Hälfte von ihnen Kaufleute, 
je über 20 000 Gulden versteuerten, der Höchstbesteuerte gar über 160 000 Gulden). 
Neben den Betbüchern erhalten ist auch eine Anzahl Schuldbücher ab 1441 mit Einträgen 
über Bet- und andere Schulden sowie Einzelbände einiger anderer Reihen, etwa 
Schatzungsbücher. Die sogenannten Schatzungen waren außerordentliche steuerliche 
Umlagen, die in der Regel in Kriegszeiten, wenn die Stadt hohe Ausgaben hatte, angesetzt 
wurden, oder wenn ihr immense Kontributionen abverlangt wurden (1738 z. B. wurde der 
Bürgerschaft wegen der sogenannten Türkensteuer als außerordentliche Zahlung eine 
ganze Jahresbet auferlegt, und 1799, als die Franzosen fast 95 000 Gulden an 
Kontributionen erpreßten, mußte die Stadt eine zusätzliche Abgabe in Höhe von sechs 
gewöhnlichen Jahresbeten einziehen). 

Urtelbuch

Mit seiner Regimentsordnung von 1371 setzte Kaiser Karl IV. hier auch ein Stadtgericht ein, 
dessen zwölf Richter allerdings der jeweils amtierende Rat aus seiner Mitte ernannte, und 
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zwar je sechs aus den Bürgern und aus der Gemeinde. Den Vorsitz hatte der Schultheiß, in 
der Regel der dem alten Rat angehörende Bürgermeister der Bürger. Das Gericht war also 
keine unabhängige Institution. Erst nach der Aufhebung der alten Verfassung 1552 und dem 
Diktat der Karolinischen Ordnung bildete das Gericht ein vom Rat ganz losgelöstes 
Kollegium mit ebenfalls zwölf – nun jedoch nicht mehr dem Rat angehörenden – Richtern, in 
dem der Stadtschultheiß den Vorsitz führte. Sein Stellvertreter, der erste Richter, hieß 
Statthalter bzw. Anwalt und war der erste Votant. Ergänzt und jährlich neu gewählt wurde 
das Gericht aber weiterhin vom Rat. Die Verfassung von 1552 blieb bis zum Ende der 
reichsstädtischen Zeit 1802 in Kraft. 
Die Zuständigkeit des Gerichts beschränkte sich im wesentlichen auf Zivilsachen, 
insbesondere aus dem Bereich 
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der freiwilligen Gerichtsbarkeit, doch wurden solche auch oft im Rat verhandelt. Eine scharfe 
Abgrenzung der Zuständigkeit der beiden Organe ist nicht möglich, weder nach 1371, noch 
nach 1552. Kriminalsachen kamen vor den Rat, ebenso Injurien, Realinjurien vor gemischte 
Kommissionen. Wegen der vom Gericht gesprochenen Urteile konnte nur an die 
Reichsgerichte appelliert werden. Eine vom Rat erlassene Appellationsordnung datiert in das 
Jahr 1511. Nicht selten wurden auch Schiedsgerichte angerufen. 
Schon im Jahre 1490 ordnete der Rat an, daß beim Gericht, das zweimal in der Woche 
zusammentrat, künftig ein Gerichtsurteilsbuch geführt werden mußte. Von diesem Jahr an 
war bis 1944 auch eine stattliche Reihe dieser Bände im Stadtarchiv vorhanden, die im 16. 
Jahrhundert mit einem Namensregister nach Klägern und Beklagten versehen worden 
waren. Heute liegt nur noch ein einziger, ungebundener und fragmentarischer Band mit 
Urteilen in Zivilsachen vor, ein sogenanntes Urtelbuch, von dem wir annehmen, daß es in 
diese Reihe gehörte. Es beinhaltet Einträge von 1499–1512. Die einzelnen Sitzungstage 
sind datiert, die Datierung beginnt meist mit „Judicium [Gericht] anno etc. ...“, doch ist keine 
streng chronologische Abfolge gegeben. Die Einträge sind relativ knapp gefaßt, enthalten 
aber auf jeden Fall den Kläger und den Beklagten, den Grund der Klage (Streitsache), die 
Anhörungen und schließlich das Urteil. Stereotyp gebraucht ist die Formel: „erkennen die 
richter zu recht“, gelegentlich auch erweitert: „erkennen die richter nach klag, anntwürt, red, 
widerred, verhörung [Anhörung] ains eingelegten [vorgelegten und verlesenen] besigelten 
schuld briefs, auch ettlicher gezügen sagen [Zeugenaussagen] vnd allem fürtrag 
[Vorbringen] zurecht“ u. ä. Eine Titelseite gibt es nicht, die Bezeichnung „Vrtayll Buoch“ 
findet sich mehrfach auf Innenseiten. 

Ratsprotokolle 

Für die Jahre 1504–1932 besitzt das Stadtarchiv in ununterbrochener Folge sämtliche 
Ratsprotokolle, d. h. die Niederschriften der Verhandlungen des Rats (in wechselnder 
Ausführlichkeit, in reichsstädtischer Zeit aber meist verhältnismäßig knapp gehalten), 
insgesamt 390 Bände. Diese stattliche Amtsbuchreihe ist die wichtigste Quelle, die nach den 
1944 erlittenen Verlusten für die genannten Jahre heute noch vorliegt. In reichsstädtischer 
Zeit wurde im Rat praktisch alles verhandelt, was in der Stadt und unter ihren Bürgern vorfiel 
und irgendwie öffentliche Interessen berührte. Das ging letztlich so weit, daß der Rat selbst 
in die Intimsphäre des einzelnen hineinregierte. Und er führte allezeit ein äußerst strenges 
(und nicht selten unnachsichtiges) Regiment. 
Der Rat des Jahres 1504 setzte sich gemäß der Regimentsordnung Kaiser Karls IV. von 
1371 aus je einem Bürgermeister und zwölf Ratsfreunden von den Bürgern (d. h. den 
Geschlechtern) und der Gemeinde (den Handwerken) zusammen. Je sechs der Ratsfreunde 
waren zugleich Richter. Das Gremium, das sich bei Ausfällen selbst ergänzte, regierte immer 
nur ein Jahr und wählte dann mit aller Regelmäßigkeit vor seinem Abgang wieder die 
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Mitglieder des Vorjahres, den sogenannten alten Rat, so daß man hinsichtlich der Besetzung 
des Kollegiums von einem alternierenden System sprechen kann. Die Zuwahl erfolgte aber 
immer auf Lebenszeit. Die Ratswahl fand jährlich an Johanni statt, worauf das Treuegelöbnis 
der Bürgerschaft folgte und schließlich die Besetzung der Ämter. Zu wichtigen Beratungen 
wurde vom regierenden auch der alte Rat zugezogen. 
Nach der Verfassungsänderung 1552 (Karolinische Ordnung) gehörten dem inneren oder 
kleinen Rat, später Senat genannt, der die Regierung und Verwaltung der Stadt in den 
Händen hatte, drei Bürgermeister, von denen jeder vier fortlaufende Monate im Jahr als 
Amtsbürgermeister die Geschäfte führte, vier Steuerherren sowie acht Ratsherren bzw. 
später Senatoren an. Die drei Bürgermeister und die beiden ranghöchsten Steuerherren 
bildeten den Geheimen Rat, der in allen dringenden Angelegenheiten sofort entscheiden 
konnte. Das Kollegium wählte und ergänzte sich selbst. Die jährliche Ratswahl fand meist 
am 2. Januar statt und war nur Formsache, Schwörtag für die Bürgerschaft war Dreikönig. 
Die Wahl in den Rat erfolgte auch jetzt praktisch auf Lebenszeit. Was der Rat mit Mehrheit 
beschloß, war gemeiner Beschluß. Dagegen konnte 
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nur bei den Reichsgerichten geklagt werden. Sitzungen fanden dreimal wöchentlich statt, 
den Vorsitz führte der jeweilige Amtsbürgermeister. Zu wichtigen Beratungen konnte der 
große oder äußere Rat (13 Mitglieder), dem im übrigen keinerlei sonstige Bedeutung zukam, 
zugezogen werden. 
Die Mitglieder der reichsstädtischen Kollegien finden sich ab 1470 von Jahr zu Jahr im 
„Album Senatorum“, einer 1646 von dem Stadtschreiber Adam Pfeilsticker begonnen 
Ratsmatrikel.
Die Karolinische Ordnung wurde schließlich mit der Annexion der Stadt durch Württemberg 
aufgehoben. Mit der Zivilbesitzergreifung der Stadt 1802 wurde der bisherige 
reichsstädtische Rat als Munizipalrat eingesetzt, nachdem die Mitglieder durch Handtreue 
verpflichtet worden waren. Die erste Munizipalratssitzung fand am 27. November unter dem 
Vorsitz des herzoglich württembergischen Kommissärs, dem die Zivilbesitzergreifung oblag, 
statt. 
Aber schon 1803 wurde eine neue Verfassung, die sogenannte Munizipalverfassung 
eingeführt, die zwei neue Gremien bestimmte: das Stadtgericht, dessen Vorsitz dem 
württembergischen Oberamtmann zukam, bestehend aus zwei Bürgermeistern und zehn 
Gerichtsverwandten, und den Rat, bestehend aus zwölf Mitgliedern. Die Mitglieder des 
Stadtgerichts wurden erstmals von der Regierung ernannt, später von dem Kollegium selbst 
gewählt, die des Rats erstmals auch ernannt, später von der Bürgerschaft gewählt. 
Stadtgericht und Rat bildeten zusammen den Magistrat, der alle Geschäfte als Kollegium zu 
behandeln hatte. Für die gesetzmäßige Geschäftsführung verantwortlich war ein Aktuar, ein 
Verwaltungsfachmann, der zugleich Stadt- und Amtsschreiber war. 
Ab 1811 heißen das Stadtgericht Oberamtsgericht und die Gerichtsverwandten 
Oberamtsgerichtsassessoren. Der Oberamtmann als Vorsitzender des Kollegiums führt die 
Bezeichnung Präses. 
Im Jahre 1817 stellte man als Vertreter der Bürgerschaft dem Magistrat 17 sogenannte 
Gemeindedeputierte unter dem Vorsitz eines Obmanns gegenüber. Sie wurden von der 
Bürgerschaft auf zwei Jahre gewählt, und zwar Jahr für Jahr jeweils die Hälfte. Der Magistrat 
mußte diesem Bürgerkollegium von allen wichtigen Verhandlungsgegenständen Kenntnis 
geben und die Möglichkeit zur diesbezüglichen Äußerung. 
Seit 1819 endlich amtierte ein von der Bürgerschaft auf Lebenszeit gewählter Stadtrat (diese 
Bezeichnung kam dem Gremium in Heilbronn als einer Stadt erster Klasse zu) von 19 
Mitgliedern, dem nunmehr die städtische Verwaltung, die Regierung des Gemeinwesens, 
oblag. Den Vorsitz führte der aus der Mitte des Kollegiums vom König ebenfalls auf 
Lebenszeit ernannte Oberbürgermeister, seit 1823 Stadtschultheiß, der hierin den 
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Oberamtmann ablöste. Vom Stadtrat gewählt werden mußten ein Ratschreiber und ein 
Gemeindepfleger, welch letzterer bis 1849 zugleich Mitglied des Gremiums gewesen ist. 
Das Kollegium der Gemeindedeputierten erhielt gleichzeitig die Bezeichnung 
Bürgerausschuß. Von seiner Anhörung und Zustimmung wurden die 
Gemeinderatsbeschlüsse abhängig gemacht. 
Im Jahre 1849 wurde die Lebenslänglichkeit der Stadträte aufgehoben, die Wahlzeit auf 
sechs Jahre festgesetzt, wobei alle zwei Jahre ein Drittel neu gewählt werden mußte. Die 
staatliche Bestätigung für den Stadtrat, der von nun an auch in Heilbronn Gemeinderat hieß, 
entfiel. 
Die nächste Änderung der Gemeindeverfassung wurde 1891 vorgenommen, die Aufsicht des 
Staates weiter eingeschränkt. Eine Genehmigung vorgesetzter Behörden für die Gültigkeit 
der Gemeinderatsbeschlüsse war nur noch in bestimmten Fällen erforderlich. Der 
Ortsvorsteher wurde von den Gemeindebürgern auf Lebenszeit gewählt. Mit dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches am 1. Januar 1900 wurde er der Geschäfte der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit enthoben, der Gemeinderat in dieser Hinsicht eingeschränkt. 
Die Lebenslänglichkeit der Ortsvorsteher wurde aufgrund der Gemeindeordnung von 1906 
im folgenden Jahr wieder aufgehoben und ihre Wahlzeit auf zehn, bei Wiederwahl (mit einer 
weiteren Amtszeit von 15 Jahren) auf insgesamt 25 Jahre verkürzt. Eine Bestätigung durch 
die Kreisregierung entfiel. 
Nach der Staatsumwälzung 1918 wurde die Gemeindeverfassung 
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Abbildung: Seite aus dem ersten 
Ratsprotokoll mit einem vom 23. 
September 1507 datierten Ratsurteil 

erneut verändert, 1919 der Bürgerausschuß aufgehoben und damit das Einkammersystem 
eingeführt. Die Gemeinderäte wurden weiterhin auf jeweils sechs Jahre gewählt, doch schied 
in dreijährigem Turnus je die Hälfte aus. Das bisher allein auf die Bürger beschränkte 
Wahlrecht wurde auf die gesamte Einwohnerschaft, einschließlich der Frauen, ausgedehnt 
(wahlberechtigt war jeder Einwohner ab dem 20. Lebensjahr). Der Ortsvorstand wurde auch 
weiterhin direkt von der Einwohnerschaft gewählt. 
Eine letzte Änderung der Gemeindeverfassung in dem hier zu behandelnden Zeitraum (bis 
1932) ergab sich aufgrund der Gemeindeordnung von 1930, die 1932 zur einheitlichen 
Bezeichnung Bürgermeister, in Städten mit mehr als 20 000 Einwohnern Oberbürgermeister) 
führte. In Heilbronn war dem Stadtschultheiß schon sehr viel früher, nämlich 1874 (beim 
Herbst), durch königliche Huld der Titel Oberbürgermeister zuteil geworden, der dann später 
allen neugewählten Amtsinhabern ebenfalls verliehen wurde. 
Der erste Band der Ratsprotokolle enthält nur Urteile in Zivilsachen. Der Band für die Jahre 
1504–1513 trägt den Innentitel: „Der Stat zu Heylpronn rat buoch, dar innen der hendel 
[Händel] vrtaylen, so vor [zuvor] ausgesprochen worden, begriffen [festgehalten, 
niedergeschrieben] werdend ...“ Leider ist diese Seite so überklebt, daß der Titel nicht 
vollständig zu lesen ist. Jedenfalls aber will er besagen, daß in dem Band die Ratsurteile in 
Streitsachen aufgezeichnet sind. Das geht auch aus der Überschrift der ersten Textseite 
hervor, wo es heißt: „Hie nach volgend aines rats vrtaylen nachainander jn yr ordnung, wie 
sy fur rat komen.“ Die Einträge in diesem Band sind ausführlicher als die in dem Urtelbuch 
des Gerichts von 1499 ff. Aber auch hier kehren solch stereotype Formeln wieder wie 
„erkennt ain ersamer rat zu recht“ oder „erkennt burgermaister vnnd ratth der stat Haylpronn 
zu recht“ und „nach bayderthail furtrag“ oder „nach clag, antwurt vnd allem furtrag nach“ oder 
„auff beyderteyll fürtrag vnd hindersagen“ [Darlegung des Hintergrundes] usw. 
Überschrieben sind die einzelnen Einträge mit „vrtayll“ oder „vrteylßbrieff“ u. ä. Beilagen sind 
zahlreich miteingebunden. 
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Andere Verhandlungsgegenstände als in gerichtlichen Belangen finden sich erst ab dem 
dritten Band, der die Jahre 1518–1532 umfaßt, also auch die Zeit des Bauernkriegs und der 
Reformation. So ist in diesem Band z. B. festgehalten, daß 1525 der Geistliche Meister Hans 
zu St. Nikolaus „das evangelium predigen“ durfte, ein erstes Anzeichen für die Tendenz hin 
zur reformatorischen Bewegung auch hier. Und für 1530 ist eingetragen, daß sich nach dem 
Reichstag zu Augsburg beide Räte Mann für Mann bedingungslos zum neuen Glauben 
bekannt haben. „Es solle ein yeder 
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globen vnnd schwern, [daß er], was gemaine stat vnnd ein ersamen radt, es sey von des 
ewangeliums vnd in ander weg, an gee [angeht] vnnd anlange [anbelangt], bey einem 
ersamen radt vnnd desselben mers [Mehrheit] sten vnd bleiben, leib vnd gut dar strecken ... 
vnd nach seinem besten vermogen zu nutz gemainer stat handeln [wolle]“, ist da dann auch 
zu lesen. 
Während der reichsstädtischen Zeit führen die Bände bis 1802 die Bezeichnung 
Ratsprotokoll, danach haben sie bis 1819 wechselnde Benennungen, u. a. Stadtgerichts- 
oder Oberamtsgerichtsprotokoll, ab Mitte 1819 heißen sie Stadtratsprotokoll, ab 1850 
Gemeinderatsprotokoll. Sie sind in der frühen Zeit nur Beschlußprotokolle. Später werden die 
Einträge zwar etwas ausführlicher, doch sind sie zu keiner Zeit Verhandlungsprotokolle im 
eigentlichen Sinn. Ab 1802, d. h. nachdem Heilbronn württembergisch geworden war, sind 
zu Sitzungsbeginn jeweils die an den Verhandlungen nicht teilnehmenden 
Kollegiumsmitglieder genannt, ab 1803 auch der Vorsitzende des Gremiums (der 
württembergische Oberamtmann). Seit 1804 sind die Niederschriften vom Vorsitzenden, den 
Bürgermeistern und allen bei den Sitzungen anwesenden Gerichtsverwandten (seit 1811 
Oberamtsgerichtsassessoren, 1819 Stadträten, 1849 Gemeinderäten) unterschrieben, seit 
1819 auch vom Obmann des Bürgerausschusses. 
Bis 1637 haben die Ratsprotokolle entweder gar kein oder ein nur dürftiges und jedenfalls 
unzulängliches Register; zum Teil sind es auch nur Auflistungen der gefertigten Auszüge. Ab 
1638 sind die Bände durch relativ ausführliche alphabetische Register erschlossen. Bis 1836 
sind diese innerhalb der einzelnen Buchstaben meist nach aufsteigender Seiten- bzw. 
Blattzählung (die im Laufe der Jahre mehrfach wechselt) angelegt, von 1837 an rein 
alphabetisch. 1871 (Band 292) ist an die Stelle der Blatt- oder Seitenangabe in den 
Registern die nach den Nummern der Einträge getreten. Für die Jahre 1540–1729 ist eine 
Anzahl Indizes (meist für gefertigte Auszüge) in einem Sammelband vereinigt. Kopien 
sämtlicher Indizes wurden jüngst zu einer eigenen Reihe zusammengebunden. 
Die Bände des 16. bis frühen 18. Jahrhunderts sind in der Regel Mehrjahresbände. Ab 1721 
liegen meist Jahresbände vor, ab 1818 für unterschiedliche Zeiten auch Halbjahresbände, 
von 1905–1914 drei Bände pro Jahr. Seit 1902 (zweites Halbjahr) sind die Niederschriften 
maschinenschriftlich gefertigt. 
Ab dem Jahrgang 1858 wurden die Justizsachen in einem eigenen Band protokolliert. Die 
Reihe ist 1944 verbrannt. 
An Abteilungsprotokollen sind u. a. vorhanden: Verwaltungsabteilung 1919–1930, 11 Bände; 
Baukommission (Stadtbauplankommission) 1903–1905, 2 Bände; Bauabteilung 1919–1930, 
14 Bände; Technische Abteilung 1919–1929, 4 Bände; Wirtschaftskommission 1919–1921, 1 
Band; Krankenhauskommission 1893–1931, 9 Bände; Abteilung für soziale Fürsorge 1919–
1923, 1 Band. Sämtliche Bände sind über ein Register erschlossen. 

Lagerbücher 

Bei dem Bestand Lagerbücher handelt es sich um einen Sammelbestand mit Lagerbüchern, 
Einzugsregistern, Kapitalbüchern, Kopialbüchern, Rechnungen u. ä. verschiedener 
Provenienz, nämlich der Präsenz, Pfarrpflege, Guteleuthauspflege, Pfarr- und 
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Guteleuthauspflege, Almosenpflege von 1570–1829 sowie des Spitals (Spitalpflege) aus der 
Zeit von 1510–1826, zusammen 189 Nummern (Bände und Hefte). 
Die Präsenz als Gemeinschaft der hier am Ort anwesenden Geistlichen der Pfarrkirche (St. 
Kilian) und der ihr zugehörigen Kapellen war eine Einrichtung rechtlich-wirtschaftlicher Art, 
die u. a. aus allerhand Grundbesitz jährlich hier und auswärts Einnahmen bezog. Sie findet 
1341 erstmals urkundliche Erwähnung, hat damals aber zweifellos schon längere Zeit 
bestanden. Ihr Vermögen, im Laufe der Zeit durch Stiftungen und anderes beachtlich 
angewachsen, war von dem der Pfarrkirche getrennt und wurde in eigener Verwaltung, 
unabhängig vom Rat, betreut. 
Die Pfarrpflege – worunter zwei vom Rat gewählte Pfleger zu verstehen sind (es war seit 
dem Mittelalter ganz allgemein üblich, zur Vermögensverwaltung öffentlicher Einrichtungen 
sogenannte Pfleger zu bestellen) – verwaltete das Vermögen der Kirchenfabrik (fabrica 
ecclesiae), das 
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Abbildung: Ansicht des Böllinger 
Hofes in einem Spitallagerbuch von 
1619 
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vor allem für den baulichen Unterhalt des Kirchengebäudes bestimmt war und sich 
vornehmlich aus Schenkungen und Vermächtnissen ergänzte. Die erste Erwähnung der 
Kirchenfabrik datiert in Heilbronn in das Jahr 1278. Sie ist in den Urkunden jedoch meist 
kurzerhand nur als St. Kilian benannt. Die Pfleger finden erstmals 1357 Erwähnung. In der 
Regel gehörten sie dem Rat an. Ihre Befugnisse beschränkten sich auf die Verwaltung des 
Kirchenvermögens.
Der Guteleuthauspflege – ebenfalls zwei vom Rat gewählte Pfleger – war das Vermögen des 
Guteleuthauses anvertraut, d. h. des Leprosenhauses beim Sülmer Tor vor den Mauern der 
Stadt, in dem die am Aussatz (Lepra) Erkrankten im freien Feld abgesondert leben mußten. 
Das Haus war eine noch ältere Einrichtung als das Spital. Die allgemeine Verwaltung war 
einem Schaffner übertragen. Das Vermögen des Leprosenhauses war zunächst im 
wesentlichen über Stiftungen zustande gekommen, doch flossen später auch beachtliche 
Einnahmen aus dem angehäuften und als Darlehen ausgegebenen Kapital zu. 1604 
erhielten die Insassen des Hauses eine neue Ordnung, 1634 (im Dreißigjährigen Krieg) 
wurde dieses geräumt und aus Verteidigungsgründen niedergebrannt, 1646 vollends 
eingeebnet. Das Vermögen der Anstalt wurde später in die Verwaltung der Pfarrpfleger 
überführt, die nun zugleich als Guteleuthauspfleger tätig wurden. Es wurde allmählich zu 
einem guten Teil in Kapital umgewandelt. 
Die Almosenpflege – auch hier zwei aus der Mitte des Rats gewählte Pfleger – verwaltete 
das Vermögen des sogenannten Reichen oder Ewigen Almosens, das die Gesamtheit des 
städtischen Armenvermögens umfaßte und sich aus mildtätigen Stiftungen für Arme, Kranke 
usw. im Laufe der Zeit angesammelt hatte. Was daraus gegeben wurde, bestand stets in 
Naturalien. Die Verteilung erfolgte sonntags nach der Messe im sogenannten 
Almosenhäuschen auf dem Pfarrkirchhof. Berechtigt waren aber nur die sogenannten 
Hausarmen, d. h. bedürftige Bürger der Stadt. In Heilbronn war das Ewige Almosen 1449 
vom Rat errichtet und 1452 sowie 1457 durch Stiftungen Bernhard Berlins beträchtlich 
aufgebessert worden. 1468 werden erstmals die Pfleger genannt. 
Das Spital war 1306 durch „die burger von dem rate ze Hailprunnen“, also durch den Rat der 
Stadt, zu „armer lute vnd ellender siechen menschen pflege vnde nerunge“ gestiftet worden 
und im 14./15. Jahrhundert hier und auswärts zu umfangreichem Güterbesitz gelangt 
(Stiftungen und eigene Erwerbungen; einen gewichtigen Vermögenszuwachs erfuhr das 
Spital z. B. 1394 mit der Stiftung des Böllinger Hofes). Das Vermögen der Anstalt ließ der 
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Rat ebenfalls durch zwei aus seiner Mitte gewählte, 1311 erstmals genannte Pfleger 
verwalten (während die eigentliche Betreuung der Anstalt einem Spitalmeister oblag). Als 
Patronin hatte man die hl. Katharina erkoren, deren Bild das frühe Siegel des Spitals (z. B. 
1467) ziert. Nachdem Heilbronn württembergisch geworden war, wurde die bisher 
selbständige Verwaltung dieser Institution 1803 der neugegründeten Armenverwaltung 
übertragen, dann der kombinierten Stiftungsverwaltung zugeordnet. Später ist aus ihr das 
Heilbronner Krankenhauswesen erwachsen. 
Die genannten Bücher dienten als Übersichten der korrekten Vermögensverwaltung und der 
rationellen Abwicklung aller damit in Zusammenhang stehenden wirtschaftlichen und 
finanziellen Geschäfte. In den Lagerbüchern beschrieben ist der gesamte Besitz eines 
einzelnen Grundherrn an Grund und Boden mit allen darauf ruhenden Lasten und Rechten 
sowie den daraus jährlich fließenden Einkünften in Geld oder – meist – in Naturalien. Denn 
die Liegenschaften wurden in der Regel nicht selbst bewirtschaftet, sondern waren 
verpachtet oder als Erblehen ausgegeben, und zwar gegen feste jährliche Abgaben. Die 
Lagerbücher dokumentierten einen Rechtszustand, belegt durch Urkunden (weshalb sich in 
den Bänden auch oft, jedoch nicht zwingend, Urkundenabschriften finden). Ihnen kam 
öffentlich-rechtliche Glaubwürdigkeit zu. Lagerbücher wurden, vor allem in Württemberg, seit 
dem 16. Jahrhundert angelegt und nicht selten auch als Renovaturen bezeichnet. 
In den Einzugsregistern sind für jeden – namentlich genannten – Lehensträger oder Pächter 
die sämtlichen von ihm zu leistenden Abgaben zusammengefaßt. Sie bildeten 
Kontrollaufzeichnungen, anhand deren der jährliche Einzug der dem Grundherrn 
zustehenden Gefälle mühelos 
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überwacht und die Vollständigkeit der Leistungen auf einen Blick überprüft werden konnten. 
Das Kapital der genannten Pflegschaften war zu einem nicht geringen Teil in der Form von 
Darlehen in zahlreichen größeren und kleineren Beträgen ausgegeben. In den 
Kapitalbüchern sind diese Darlehen, für die in jedem einzelnen Fall dem Leihgeber natürlich 
eine Schuldverschreibung (Obligation) vorlag, verzeichnet mit Angabe des Kapitals 
(Darlehensbetrags), des Zinsfußes und -termins sowie des Unterpfands 
(Sicherheitsleistung). Außerdem finden sich da Einträge über die jeweiligen Zahlungen. Die 
Kapitalbücher sind demnach als Zusammenstellungen der ausgegebenen Darlehen zu 
sehen und dienten der Überwachung des jährlichen Zinseingangs aus den 
Darlehensforderungen.
Die Kopialbücher enthalten in vollständiger Abschrift die Besitztitel des Grundherrn. Alle 
diesbezüglichen Urkunden sind in diesen Büchern an einem Ort vereint, so daß jederzeit der 
Nachweis eines Titels rasch, d. h. ohne langes Suchen nach dem Original, vonstatten gehen 
konnte. 
Bei den Rechnungen handelt es sich um die Jahresrechnungen der jeweiligen Pfleger nach 
Einnahmen und Ausgaben. Sie mußten nach Ablauf des Rechnungs- = Wirtschaftsjahres 
zwecks Abhörung, d. h. Prüfung, dem Rat vorgelegt werden. Gab es keine Einwendungen, 
wurden sie unterschrieben und untersiegelt und die Pfleger damit entlastet. 
Es ist nicht möglich, hier im einzelnen auf diesen Sammelbestand einzugehen. Nur ein 
Spital-Lagerbuch des Böllinger Hofes von 1619 sei besonders erwähnt, finden sich in ihm 
doch zwei außerordentlich informative lavierte Federzeichnungen des Hofes samt der 
dortigen Mühle. Böllingen, ein 765 mit „villa Bellingen“ im Lorscher Kodex genannter 
alemannischer Urort, ist die Muttersiedlung von Neckargartach. Seit dem 14. Jahrhundert ist 
das Dorf zu einem Weiler zusammengeschrumpft, dessen letzter Rest zu Anfang des 17. 
Jahrhunderts der Böllinger Hof ist. 
Die Einkünfte des Spitals beliefen sich ausgangs des 18. Jahrhunderts (1790) auf jährlich ca. 
21 000 Gulden, darunter 7000 Gulden Zinsen aus verpachteten Gütern und 1200 Gulden 
aus ausgegebenen Darlehen. 
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Kontraktprotokolle/Kaufbücher 

Die Reihe der Kontraktprotokolle/Kaufbücher (mit zusammen 190 Bänden) beginnt 1538 und 
läuft ohne Unterbrechung durch bis Ende 1899, d. h. bis zur Einführung der Grundbücher (1. 
Januar 1900). Es sind Bücher der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in die alle Veränderungen an 
Grund und Boden eingetragen werden mußten, wenn sie Gültigkeit haben sollten, darüber 
hinaus aber noch einiges andere mehr. In Band 1 der Kontraktprotokolle (1538–1539) finden 
sich: Gültbrief (Urkunde über die jährlich fälligen Zinsen z. B. aus einem gewährten 
Darlehen), Vertragsbrief (z. B. über die Festsetzung einer Mitgift), Quittung (über 
empfangene Gelder), Gewaltbrief (Übertragung einer Vollmacht), Schuldbrief 
(Schuldbekenntnis im finanziellen Bereich), Kaufbrief u. a. Im Statutenbuch von 1541 ist 
bestimmt, daß alle „keüff oder verkeüff ligender vnnd vnbeweglicher gütter“ und das, was 
denselben „gleych zu achten“ ist, wie Erbbeständnisse, Pfandschaften, Zins- und 
Gültverschreibungen, durch den „geschwornen“ Stadtschreiber oder – „auß seinem befehl“ – 
durch seinen Substituten „in schrifften ... auffgericht vnd verbriefft werden, wie von alter 
herkummen ist“. Geschehe das nicht, „soll der kauff oder contract ... vnbündig sein, vnnd 
mögen die partheyen bede oder jr yede des verkauffs oder kauffs wider abweychen“. Sollte 
einer durch einen anderen als den Stadtschreiber „kauff oder andere contract brieff ... 
schreyben vnd machen lassen“, wollte der Rat „keüffer und verkeüffer oder andere, auch 
den, so jnen die brieff gemacht oder geschriben, schwerlich darumb straffen“. Die Bände 
wurden demgemäß in der Kanzlei geführt und auch als Kanzleiprotokolle bezeichnet, wie 
aus einigen alten Beschriftungen zu ersehen ist. Auf Band 41 (1606–1609) ist zu lesen: 
„Rapiarivm sive prothocollum super contractus iuxta stylum civitatis Heilbronnae“, was 
besagt, daß die Bände als Übersichtsbücher oder Protokolle über die Kontrakte nach dem 
hier bei der Stadt gebräuchlichen Kanzleistil geführt wurden. 
Die Einträge in den Kontraktprotokollen sind in reichsstädtischer Zeit äußerst knapp 
gehalten, geben nur den wesentlichen Inhalt des jeweiligen Vorgangs wieder, 
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weisen aber stets einen „actum“-Vermerk mit Datum auf, d. h. es wird angegeben, wann das 
Rechtsgeschäft vor dem Stadtschreiber verhandelt worden ist. Der Buchtext stellte 
gewissermaßen das „Gerippe“ dar für die Ausfertigung der betreffenden Urkunde, die dem 
Eintrag in das öffentliche Amtsbuch folgte. So ist unter jedem Eintrag auch angegeben, wer 
die Ausfertigung siegeln sollte, meist der Schultheiß, also der Vorsitzende des Gerichts, nicht 
selten auch Richter. Aus den Kontraktprotokollen des ausgehenden 18. Jahrhunderts wird 
die Verfahrensweise besonders deutlich. Dort heißt es z. B. bei jedem Eintrag „Angegeben 
von ...“ oder „Angegeben von beeden contrahenten“ oder ähnlich. Diesem Vermerk, der nun 
an die Stelle des „actum“ getreten ist, ist ebenfalls das Datum beigesetzt. Nicht selten findet 
sich jetzt auch neben dem Eintrag im Amtsbuch die demselben zugrundeliegende, von 
einem der Vertragspartner oder beiden vorgelegte Mitteilung (Notiz) über z. B. eine 
Besitzveränderung in den Band miteingebunden. Außerdem ist den Einträgen am Rand die 
Abkürzung „exp.“ für expediert beigesetzt, was besagt, daß die Urkunde für den betreffenden 
Vorgang ausgefertigt, vom jeweils angegebenen Siegler mit seinem Siegel beglaubigt und 
dann an den/die Kontrahenten hinausgegeben worden ist. Zahlreiche Ausfertigungen 
erfolgten auch in der Form der Kerfzettel. Hier sind dann regelmäßig sogenannte 
„weinkhauffsleutt“ genannt, die als Zeugen des Rechtsgeschäfts auftreten. 
Im 19. Jahrhundert wurden die Bände bei der Ratschreiberei geführt. Bis zum Jahre 1807 
heißen sie Kontraktprotokolle, von 1808–1816 werden sie als Kauf- und Erkennbücher 
bezeichnet, ab 1817 als Kaufbücher. Ab Band 106 (1803/04) findet sich bei jedem Eintrag 
ein mit Datum versehener „lectum“-Vermerk, d. h. alle Verträge über liegende Güter wurden 
jetzt zur gerichtlichen Erkenntnis dem Stadt- bzw. Gemeinderat vorgelegt, der die Recht- und 
Gesetzmäßigkeit usw. zu überprüfen hatte, wofür ein „Erkenngeld“ bezahlt werden mußte. 
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„Ist über einen Vertrag gerichtlich erkannt, so ist derselbe mit seinem ganzen Inhalt und dem 
Datum des Erkenntnisses in das Contractbuch einzuschreiben, ... die Namen der 
Contrahenten in das Register zu dem Contractbuch einzutragen ...“, erläutert G. Zeller in 
seinem „Handbuch für die Württembergischen Gemeindebehörden“ (Stuttgart 1857) die 
betreffenden Gesetze. „Alle Verträge über liegende Güter, wodurch das Eigenthum 
derselben veräußert, durch eine bleibende Last beschwert oder sonst beschränkt wird, ... 
müssen vor den Gemeinderath ... gebracht werden.“ „Für jede Parthie“, so ist dort weiter zu 
lesen, „ist auf Verlangen ein förmlicher Kaufbrief durch den Rathsschreiber zu fertigen.“ 
Die Einträge in den Kaufbüchern sind nun wörtlich wiedergegeben. Sie sind von allen 
Kontrahenten eigenhändig unterschrieben. „Vorstehende Verkäufe anerkennen und 
beurkunden ...“ heißt es da z. B. oder „Diesen Contract erkennen an ...“ Der beigesetzte 
datierte „actum“-Vermerk, der nun wieder auftaucht, bzw. ab 1817 der Vermerk „Geschehen 
den ...“ bezieht sich auf den Vertragsabschluß zwischen den Kontrahenten, das 
„Stadträthlich erkannt“ bzw. „Gerichtlich erkannt“ (seit 1822/23 anstelle des „lectum“-
Vermerks) auf die Vorlage des Vertrags vor den Gemeinderat. Die Datierung liegt hier 
natürlich immer nach der des Vertragsabschlusses. 
Durch alphabetische Register nach den Familiennamen der Vertragspartner sind die Bücher 
ab Band 48 (1622–1624) erschlossen (in Band 47 findet sich ein erster Ansatz zu einem 
Register). Bis Band 138 (1846–1847) sind meist mehrere Jahrgänge zu einem Band 
zusammengebunden, danach gibt es nur noch Jahresbände. 
Die Kontraktprotokolle/Kaufbücher gehören zu den wichtigsten und aussagekräftigsten 
Quellen des Stadtarchivs. 

Deutschordensprotokolle 

Das Stadtarchiv besitzt zwei Bände sogenannte Deutschordensprotokolle, bei denen es sich 
aber nur um Extrakte aus den Ratsprotokollen handelt. Immerhin sind in diesen Bänden, 
welche die Jahre 1539–1590 und 1590–1621 umfassen und auf Ratsbefehl von dem 
Stadtschreiber Anton Alberti in den Jahren 1589 und 1593 ff. angelegt worden sind, alle den 
Deutschorden hier betreffenden Verhandlungen im Rat in den genannten Jahren „vmb 
weniger
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nachsuchens willen“ zusammengefaßt. Den Bänden vorgebunden ist je ein Sachindex nach 
aufsteigender Blattzählung. Auf den Textseiten sind Betreffe ausgeworfen. 
Der Deutschorden war um 1225 durch die Stiftung von Grund und Boden durch Ulrich II. von 
Dürn und seine Mutter Liutgard hier ansässig geworden. 1268 ist dann erstmals ein Komtur 
genannt, besteht also eine Kommende. 1785 wurde die bisherige Hauskommende zu einer 
Landkommende der Ballei Franken des Deutschordens erhoben, seit 1789 gehörte sie zum 
neugebildeten Neckaroberamt des Ordens. Im Zuge der Säkularisation ist die Kommende 
1805 unter Anwendung militärischer Gewalt von Württemberg aufgehoben, ihr Besitz vom 
Staat eingezogen worden. 

Statutenbuch

Eine der aussagestärksten Quellen der reichsstädtischen Zeit ist das Statutenbuch von 
1541, in welchem das gesamte bürgerliche Recht Heilbronns zusammengefaßt ist (weshalb 
dieses Buch auch gerne als BGB der Reichsstadt bezeichnet wird). Schon 1513 hatte der 
Stadtschreiber Johann Grienbach begonnen, der Stadt „Recht, Statuten, Gewohnheiten und 
alt Herkommen“ zusammenzutragen (wobei er auch auf eine frühere Sammlung von 1470 
zurückgreifen konnte) und in eine vernünftige Ordnung zu bringen. Diese Sammlung des 
damals hier geltenden, von der Stadt selbst gesetzten Rechts hat dann fast ohne 
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Veränderungen – und zusammen mit anderen obrigkeitlichen Verordnungen, die Grienbach 
ebenfalls in überschaubarer Abfolge zusammengestellt hat – Eingang gefunden in das 
Statutenbuch von 1541 mit dem Titel „Statuten, Satzung, Reformation vnd Ordnung 
Burgerlicher Pollicey des Heyligen Reychßstat Haylpronn“, welches, nachdem es am 20. 
Juni d. Js. auf dem Reichstag in Regensburg die kaiserliche Bestätigung erhalten hatte, am 
7. August hier der Bürgerschaft verkündigt und von dieser beschworen und nachgehends bei 
Jost Gutknecht in Nürnberg zum Druck gebracht wurde (Umfang: 128 Seiten mit zehn 
Kapiteln und zahlreichen Unterabschnitten). Die Redaktion hatte der Syndikus (und 
Stadtschreiber?) Dr. Jakob Ehinger besorgt, selbst ein namhafter Jurist, mit Unterstützung 
des Freiburger Rechtsgelehrten Professor Ulrich Zasius. Dieser nun endgültig festgestellte 
Rechtskodex ist dann im wesentlichen, d. h. mit nur geringfügigen Änderungen und 
Ergänzungen, bis zum Ende der reichsstädtischen Verfassung in Kraft geblieben. Neben 
dem gedruckten Band, dessen Titelseite das von zwei Engeln gehaltene reichsstädtische 
Wappen zeigt, gibt es noch eine besonders prachtvoll gestaltete Handschrift, die fraglos als 
Repräsentationsexemplar der Stadt zu sehen ist, sowie einige spätere, schmucklose 
handschriftliche Kopien. (Das in Heilbronn angewandte Strafrecht war in nachmittelalterlicher 
Zeit das der Carolina, der Peinlichen Halsgerichtsordnung Kaiser Karls V. von 1532.) 

Marksteinbücher

Um 1500 begann in Deutschland die Versteinung der Gemeindemarkungen, die in aller 
Regel in enger Zusammenarbeit mit dem jeweils angrenzenden Nachbarn durchgeführt 
wurde. Die Heilbronner Markung ist offenbar kurz vor der Jahrhundertwende – erneut – 
festgestellt und versteint worden, also verhältnismäßig früh. Die ältesten bekannten 
Marksteine datieren jedenfalls in das Jahr 1490. Ihre Abbildung findet sich in dem ersten 
sogenannten Marksteinbuch der Stadt, das 1556 von dem Maler (so das Steuerbuch 1556) 
Gabriel Bartt angelegt worden ist und sämtliche damals auf der Heilbronner Markungsgrenze 
stehenden Steine wiedergibt, und zwar in dem Zustand, wie der Autor sie vorgefunden hat, 
also zum Teil zerschlagen, mit Abschlägen, umgefahren, im Boden versunken usw. Die 
Steine trugen zumeist auf der einen Seite den Adler als das Hoheitszeichen der Reichsstadt 
in Verbindung mit dem Jahr, in dem sie gesetzt wurden. Auch ist in dem Buch ihr Standort in 
der Landschaft angegeben und die genaue Entfernung zu den beiden benachbarten Steinen. 
Aus späteren Datierungen ist ersichtlich, daß stets dann neue Steine gesetzt wurden, wenn 
alte unbrauchbar geworden waren. 
Das Marksteinbuch von 1556, das die älteste Darstellung des Heilbronner Wappens mit den 
Farben der Stadt 
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zeigt (im Brustschild auf dem Adler, allerdings in der Abfolge Blau – Weiß – Rot), ist das 
erste einer ganzen Reihe, die bis ins 19. Jahrhundert reicht. Es ist offenbar als 
Nebenprodukt zu einer kartographischen, später in der Stadtbibliothek aufbewahrten 
Aufnahme der Heilbronner Markung durch den genannten Bartt entstanden (in seinem 
Vorwort schreibt Bartt jedenfalls: „Die weil ich hab ab kunterfet [konterfeit, abgebildet] die 
stadt Halprunn am Neckher mit ierer marckt vnnd marckstein etc., so hab ich auch ein law 
[kleines] biechlein dar zu gemacht, auf das 

Abbildung: Doppelseite aus einem 
handschriftlichen Prachtexemplar des 
Heilbronner Statutenbuches von 1541 
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Abbildung: Eine Seite aus dem 
Marktsteinbuch von 1681 mit einer 
Ansicht von Böckingen 

man des bas [leichter, besser] mög verstann, wie die marckstein nach ein annder stann ...“). 
Für die Auftragsarbeit erhielt seine Witwe im folgenden Jahr 30 fl. (Es erhebt sich hier die 
Frage, ob Bartt nicht auch als Autor der ältesten, in die Zeit zwischen 1554 und 1557 
datierten Stadtansicht in Anspruch genommen werden kann?) Wesentlich 
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gefälliger ausgeführt als das Marksteinbuch von 1556 sind allerdings jene von 1581 und 
1681. Letzteres zeigt z. B. eine hübsche Ansicht der Böckinger Kirche. 
Der Band von 1556 bildet erstmals auch den Böckinger Landturm ab. Die Reichsstadt 
Heilbronn hatte ihre Markung an mehreren, und zwar den offenen Stellen durch einen 
Landgraben gesichert, der auch als Landwehr bezeichnet wird, tatsächlich aber wohl mehr 
Rechts- als Verteidigungsgrenze gewesen ist. Im Westen der Stadt, wo sich die Straße aus 
der Stadt nach Böckingen, Großgartach, Frankenbach und Neckargartach verzweigte, stand 
der Böckinger Landturm, der der einzige der Reichsstadt überhaupt gewesen ist. Er war 
Eingangstor und Zollstation zugleich. Das Marksteinbuch von 1556 überliefert ihn als einen 
mächtigen steinernen Turm. Er wurde 1787 abgetragen, nachdem er infolge eines 
Blitzschlags zur Ruine geworden war. 

Abbildung: Ansicht des 
Cäcilienbrunnenhäuschens in dem 
Brunnensteinbuch von 1594 

Brunnenbücher

Im Jahre 1589 hat die Stadt den sogenannten Silchenbrunnen (später Cäcilienbrunnen) 
südöstlich weit außerhalb ihrer Mauern in einer Brunnenstube fassen und unterhalb 
derselben durch den Steinmetz Hans Stefan ein Brunnenhaus erbauen lassen mit laufendem 
Wasserrohr und Brunnentrog in einem offenen Gewölbe im Erdgeschoß. Und das 
überschießende Wasser hat er durch eine Teuchelleitung, d. h. durch hölzerne Rohre, in die 
Stadt führen lassen, 
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wo öffentliche und private Brunnen damit gespeist wurden (1590/91 bekamen zunächst die 
drei Bürgermeister, die vier Steuer- und die acht Ratsherren sowie der Stadtschultheiß und 
der Syndikus gegen je 20 Gulden in die Steuerstube ein Röhrlein Wasser zugeleitet). 1594 
wurde ein Brunnensteinbuch – mit einer sehr hübschen aquarellierten Ansicht des 
Silchenbrunnenhauses – angelegt, in welches die bei „der teücher spondt [den Spunden der 
Teuchel, also den Verschlüssen der Holzrohre]“ stehenden „brunnenstein“ vom 
Silchenbrunnen bis zur Stadtmauer, aber auch die Spunden ohne Brunnensteine innerhalb 
der Stadt mit der genauen Entfernung von Brunnenstein zu Brunnenstein bzw. Spunden zu 
Spunden aufgenommen wurden. Ein ca. 1640 gefertigtes Brunnenbuch „Wißenschafft alles 
brunnenwerckhs [der gesamten Wasserleitungs-Anlage] in dießer statt Hailbron ...“ gibt mit 
genauen Maßen den Verlauf der Teuchelleitung usw. von der Wasserstube des 
Silchenbrunnens bis in die Häuser in der Stadt an und ist eine bemerkenswerte technische 
Aufnahme. 

Verzeichnis der Bürgerrechtsaufnahmen 

Für die Jahre 1624–1721 liegt ein „Bürgerverzeichnis der Neuaufgenommenen“ (spätere 
Beschriftung auf dem Einband) vor mit den Bürgerrechtsaufnahmen ortsfremder Bewerber in 



Schrenk / Weckbach: Die Vergangenheit für die Zukunft bewahren S. 125 

© Stadtarchiv Heilbronn 2013 

dieser Zeit. Bei den Einträgen in diesem Band handelt es sich um Extrakte aus den 
Ratsprotokollen, in denen sämtliche Bürgerrechtsaufnahmen ab 1504 (erster Band der 
Protokolle) vermerkt sind. Dem Rat kam ja allezeit die ausschließliche Entscheidung über 
Aufnahmen ins Bürgerrecht oder die Ablehnung eines Gesuchs zu, und eine 
Appellationsmöglichkeit gab es nicht. Die Einträge sind knapp gehalten und beschränken 
sich auf die notwendigsten Angaben: Name, Beruf, Herkunftsort (Geburtsort), Familienstand 
(evtl. Nennung der Ehefrau und der Anzahl der Kinder) und Vater des Neuaufgenommenen, 
bei „vertrauten“ (verlobten) Frauen auch Antragsteller (zukünftiger Ehemann) u. ä., 
außerdem Datum der Bürgerrechtsaufnahme, festgesetzte Gebühr(en) und Vermerk über 
deren Bezahlung. Der Band ist gemäß den fortlaufenden Einträgen in den Protokollen 
chronologisch angelegt, ein Register gibt es nicht. Die Bürgerrechtseinträge für die Zeit vor 
1624 und die nach 1721 sind unmittelbar in den Ratsprotokollen nachzuschlagen. 

Proklamationsbücher 

Im Jahre 1567 wurde vom Rat angeordnet, daß Brautpaare, die in die Ehe zu treten 
beabsichtigten, dreimal aufgeboten werden sollten. Aber erst seit 1648 wurden sogenannte 
Proklamationsbücher geführt, allerdings nicht bei der Kirche, sondern bei der Stadt, d. h. bei 
der Steuerstube, und zwar aus finanziellem Interesse. Die Einträge dienten als Grundlage für 
die Erhebung der mit dem Aufgebot fälligen Gebühren, nämlich für die Ausstellung des 
Proklamationszettels sowie nachfolgend für die Benutzung des Gerichts- oder 
Hochzeitshauses für die Hochzeitsfeier (aus feuerpolizeilichen Erwägungen durften 
Hochzeiten in aller Regel – Ausnahmen kommen vor! – nicht zu Hause gefeiert, sondern 
mußten in dem ganz aus Stein gebauten Gerichtshaus an der Kramstraße abgehalten 
werden). Zugleich übte die Stadt mit der Eintragung der Aufgebote in das Proklamationsbuch 
eine Kontrolle über diese und somit die Ehewilligen überhaupt aus. So hat z. B. der Rat 1742 
beschlossen, „daß künfftig kein ausruf zettel [mehr] gegeben werden solle, die mannsperson 
habe dann das 25te und die weibsperson das 18te jahr zuruck gelegt“. 
Die bis 1801 reichenden sieben Bände Proklamationsbücher sind bis auf Band 7 
(„Protocollum über die ertheilte Proclamationes“; 1769–1801) ohne Titel. Die Einträge 
erfolgten chronologisch gemäß den Proklamationen bzw. Aufgeboten und sind durchgehend 
datiert. Sie geben in der Regel die Namen der Brautleute wieder, Beruf und Herkunft sowie 
Familienstand beider, Namen und Beruf der Väter (bei Ledigen) bzw. bei Witwen des 
verstorbenen Ehemannes u. ä. Durch alphabetische Namensregister erschlossen sind die 
Bände 5–7; allerdings sind dort nur die Männer aufgenommen, und zwar bei jedem 
Buchstaben chronologisch entsprechend dem Eintrag im Band. 
Wer von der Proklamation befreit wurde, findet sich in diesen Büchern natürlich nicht. 
Feststellungen dazu sind 
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nur über die Ratsprotokolle möglich. Dagegen sind in den Proklamationsbüchern die 
Aufgebote auch derjenigen eingetragen, die später auf einem der reichsstädtischen Dörfer 
sich verheiratet haben. Die Proklamationsbücher sind also eine wertvolle Hilfe bei 
personenbezogenen Forschungen und ergänzen die kirchlichen Ehebücher. 

Totenbücher 

Für die Jahre 1678–1799 besitzt das Stadtarchiv vier Bände Totenbücher, in denen 
diejenigen Verstorbenen verzeichnet sind, die „mit der teütschen schuler gesang zur 
begräbnus hinauß sein beglaitet worden“, d. h. denen vom Chor der armen Schüler 
hinausgesungen worden ist. Die vom deutschen Schulmeister geführten Bücher dienten der 
Kontrolle des Gebühreneinzugs für die erbrachte Leistung, also fiskalischen Zwecken. 
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Demgemäß heißt es auch in dem mit „Leich register“ betitelten Band 2, daß dieser „zur ... 
stewer stuben gehörig“ sei. 
Eine eigentliche Titelei besitzt nur Band 2, ein Namensregister keiner der Bände. Der erste 
Band ist rein chronologisch angelegt, die Bände 2–4 sind alphabetisch, innerhalb der 
einzelnen Buchstaben chronologisch geführt. In Band 1 (1678–1718) sind einige Jahre 
doppelt vertreten, jedoch mit verschiedenen Namen, wobei die später hinzugebundenen 
Jahrgänge offenbar der Komplettierung der primären Aufzeichnungen dienen sollten. Die 
Einträge sind kurz gehalten, die Angaben äußerst knapp, gelegentlich fehlt selbst der 
Familienname, dagegen ist der Beruf meist genannt, weniger oft das Alter des/der 
Verstorbenen. Am Schluß des Bandes sind die in den Jahren 1695–1718 Verstorbenen 
statistisch nach Männern, Frauen und Kindern erfaßt. Genauere Informationen, 
insbesondere auch Altersangaben (Jahre, Monate, Tage), bieten die Bände 2 (1719–1740) 
und 3 (1741–1769). In Band 4 (1769–1799) endlich finden sich ausführlichere 
Niederschriften mit teils sehr präzisen Mitteilungen zu Geburt und Herkunft, Beruf, Familie 
und Nachkommenschaft, Leben, letzter Krankheit und Todesursache der Verstorbenen. 
Auch in diesem Band ist vor dem Buchstaben A eine statistische Übersicht der Verstorbenen 
nach Männern, Frauen und Kindern eingebunden. Die Bände 2–4 nennen die 
Schreiberhände. Die Totenbücher des Stadtarchivs führen auch die zahlreichen 
Kindsleichen, die in den kirchlichen Totenbüchern noch lange Zeit gänzlich fehlen. 

Abbildung: Einträge für den Januar 
1689 im ersten Band des städtischen 
Totenbuchs 

Es erscheint angebracht und zweckmäßig, an dieser Stelle auch einen Blick auf die 
Kirchenbücher der evangelischen und der katholischen Kirche hier zu werfen. Die 
Totenbücher beim Evangelischen Kirchenregisteramt beginnen 
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mit dem Jahre 1612. Auch sie sind zunächst vom deutschen Schulmeister geführt worden. 
Allerdings sind nur „alte vnnd junge mannß- vnnd weibs personen, allhiesige oder frembde“ 
aufgenommen worden. Ab 1734 mußten dann die Totenbücher bei der Kirche selbst, d.h. 
von den Geistlichen, geführt werden für „alle und iede leichen der erwachßenen“, und zwar 
in chronologischer Anordnung. Die Kinder einzutragen wurde, wie bisher, d. h. seit 1678, 
dem deutschen Schulmeister überlassen. Somit ist das dritte beim Ev. Kirchenregisteramt 
vorhandene Totenbuch das erste von den Geistlichen geführte und auch als solches 
bezeichnet („Das Erste Leichen-Buch ...“). Im Gegensatz zu den beiden früheren Bänden, 
deren Einträge nur sehr knapp gehalten sind, finden sich ab diesem Band ausführliche und 
genealogisch höchst informative Aufzeichnungen auch in diesen Totenbüchern. 
Die Taufbücher beginnen mit dem Jahre 1567, die Ehebücher 1607. Allerdings ist das erste 
Ehebuch, das ebenfalls 1567 eingesetzt hatte, untergegangen. Jedenfalls gibt es einen 
Ratsbeschluß von 1567, wonach die Prediger ein Trauungsbuch anlegen mußten. Nach der 
Vorrede zum zweiten Band des Taufbuches sollten „alle vnd jede junge kinder“, die durch 
das „hochwürdig sacrament“ der Taufe „Christo vnserm erlöser fürgetragen vnd durch den 
kirchendiener [Geistlichen] getauft werden“, mitsamt ihren Eltern und Gevattern (Paten, 
Taufzeugen) darin eingetragen werden. Ebenso sollten, nach der Vorrede zum zweiten Band 
des Ehebuchs, alle „newe eheleütth“, die hier in der Pfarrkirche „zu kirchen gheen“, durch 
denjenigen Kirchendiener, der sie „eingesegnet“ hat, mit Namen, Herkunft und Datum der 
Eheschließung in dieses „Hochzeit buoch“ eingetragen werden. 
In reichsstädtischer Zeit war die Bürgerschaft seit der Reformation bis ins 18. Jahrhundert 
ausnahmslos lutherisch. Katholiken wurden nur unter den Schutzverwandten geduldet. Im 
Zeitalter der Aufklärung traten die konfessionellen Gegensätze jedoch nach und nach in den 
Hintergrund. Aber erst 1806, also nachdem Heilbronn württembergisch geworden war und 
durch königliches Religionsedikt sämtlichen christlichen Glaubensbekenntnissen gleiche 
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Rechte eingeräumt wurden, konnte hier eine eigene katholische Pfarrei errichtet werden. Ab 
1808 sind die Zweitschriften der dortigen Kirchenbücher (die Erstbände sind 1944 verbrannt) 
im Staatsarchiv Ludwigsburg vorhanden, und zwar das Taufbuch bis 1875, das Ehebuch bis 
1869 und das Totenbuch bis 1866. Die vor 1806 hier verstorbenen Katholiken finden sich in 
den evangelischen Totenbüchern. 
Von den evangelischen Kirchenbüchern bis zum Jahre 1900 einschließlich liegen im 
Stadtarchiv Mikrofilme bzw. Kopien, von den genannten katholischen nur Kopien, diese zu 
handlichen Bänden gebunden. 

Häusereinschätzungsbücher 

Im 18. Jahrhundert wurden die sämtlichen Anwesen in der Stadt, d. h. innerhalb des 
Mauerrings, mehrmals amtlich für die Beteinlage geschätzt. Doch blieben diese Schätzungen 
immer wieder sehr schnell hinter dem realen, d. h. dem steigenden Wert der Gebäude 
zurück. Es liegen vier Bände vor, je zwei für Schätzungen 1724 und 1754. 
Der erste Band für 1724 trägt die (Innen-)Beschriftung „Consignatio [Verzeichnis] derer ... 
Häußer, Keller, Scheuern etc. und deren 1724 vermög aufgehabten pflichten gemachten 
anschlags“. Die Aufnahme ist nach den vier Stadtvierteln getrennt erfolgt und vermerkt 
neben dem Namen und Beruf des einzelnen Betpflichtigen, um was für ein steuerbares 
Objekt es sich jeweils handelt und mit welcher Summe es zur Steuer angeschlagen wurde. 
Die Anordnung innerhalb der Stadtviertel wurde alphabetisch vorgenommen, unter den 
einzelnen Buchstaben allerdings ohne erkennbare Ordnung. Auf diese „Consignatio“ folgt 
eine Ästimation (Schätzung) von 1745, deren ermittelte Werte in ein Duplikat der Schätzung 
von 1724 eingetragen sind. Daran schließt sich eine undatierte „Specifikation der Häußer, 
Scheuren, Gärten und Plätzen in allhiesiger Stadt sambt deren Inhaber“ in der Ordnung des 
Frohnbuches an und schließlich für 1724 ein Index nach Familiennamen, angelegt ebenfalls 
nach den vier Stadtvierteln. Unter jedem Buchstaben sind die Namen offenbar nach der 
Abfolge der Gebäude in den Gassen eingetragen, dahinter ist jeweils die Schätzungssumme 
vermerkt. Der zweite Band mit dem 
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(Außen-)Titel „Schätzung Samtlicher Häußer, Scheuren und leeren Plätze in denen 4 
Vierteln hiesiger Stadt Heylbronn“ ist eine Abschrift des ersten Bandes, enthält aber 
Nachträge.
Die beiden Bände für 1754 führen den Innentitel „Aestimationes [Schätzungen] über 
Samtlich allhießige Häußer, Scheuren, Keller, leere Pläze und Gärtten“ und sind unterteilt in 
die Buchstaben A-M und N-Z. Die Anlage ist nach dem Alphabet der Familiennamen 
vorgenommen, innerhalb der einzelnen Buchstaben nach Stadtvierteln unterteilt. Die 
Rubrizierung führt nicht durchgehend das geschätzte Objekt an (jedenfalls nicht bei den 
Häusern) und nennt schließlich den totalen Anschlag und daraus errechnete 2/3 (der 
Beterhebung wurden nur 2/3 des Anschlags zugrunde gelegt). Zum Teil vermerkte 
Hausnummern sind spätere Nachträge. Die Bände enthalten zahlreiche Änderungen und 
Ergänzungen. Als Anhang ist dem zweiten Band eine „Beschreibung von Samtlichen 
Straßen und Gaßen in der Stadt ...“ beigegeben. 

Steuerstubenrechnungen 

Die ältesten Amtsbücher, die sich für die Reichsstadt Heilbronn nachweisen lassen, gehören, 
ganz analog der Entwicklung andernorts, in den Bereich der Finanzverwaltung. Es sind die 
sogenannten Steuerstubenrechnungen, Jahresrechnungen, die Angaben getrennt nach 
Einnahmen und Ausgaben. Die frühesten Bände datierten ehemals in das Rechnungsjahr 
1362/63. Es waren Halbjahresbände. Später sind auch Vierteljahresbände belegt. Der 
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Jahrgang 1489/90 war der erste, von dem alle Teile erhalten waren, und das heißt, daß die 
folgenden Jahrgänge bis zum Ende der reichsstädtischen Verfassung 1802 einmal lückenlos 
vorhanden gewesen sind. Leider ist diese wichtige Amtsbuchreihe bis auf wenige Jahrgänge 
aus der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts bei dem verheerenden Luftangriff auf Heilbronn 
am 4. Dezember 1944 verbrannt. Was heute noch vorhanden ist (unvollständig die 
Jahrgänge 1751- 1795 in Jahresbänden), wurde nach 1945 aus den Trümmern des Archivs 
geborgen, zumeist angesengt, zum Teil auch so stark verkohlt, daß eine Restaurierung gar 
nicht mehr möglich war. Bis 1775 sind die Bände durchgehend handschriftlich, ab dem 
folgenden Jahr finden sich für die jährlich wiederkehrenden Posten vorgedruckte Rubriken. 
Geführt wurden die Bände bei der Rechenstube (bis einschließlich 1551) bzw. Steuerstube 
(ab 1552 bis 1802). 
Die Finanzverwaltung Heilbronns besorgten in älterer Zeit vier dem alten Rat entnommene 
Rechner, die in den Betbüchern erstmals 1461 Erwähnung finden, seit der von Kaiser Karl V. 
diktierten neuen Regimentsordnung von 1552 vier zum Steueramt bestellte, dem kleinen Rat 
angehörende Steuerherren, die seit 1665 stets die obersten Ratsmitglieder waren. Der erste 
Steuerherr führte im 18. Jahrhundert den Titel Steuerdirektor. Ein Steuerherr konnte nie 
allein die Steuerstube betreten, die nur mit mehreren Schlüsseln zugleich aufzuschließen 
ging. Den Rechnern war ein Rechenschreiber beigegeben, der später Steuerschreiber hieß. 
Die Steuerherren mußten jährlich einmal und auch sonst nach Aufforderung vor dem Rat 
„ordentliche und richtige Rechnung tun und bescheinigen“, d. h. Rechnung legen (die 
Rechnung wurde abgehört, wie der übliche Ausdruck ist, die Rechner wurden entlastet). 
Unterschlagungen wurden aufs schwerste bestraft, 1575 der Steuerherr Philipp Strobel – 
„um weilen er aus der Steuerstuben abgetragen“ – mit dem Schwert gerichtet. 
Zu den wichtigsten Einnahmen gehörte neben der Bet z. B. das Umgeld, eine indirekte 
Steuer aus dem von den Gassenwirten in der Stadt ausgeschenkten Wein, zu den jährlich 
wiederkehrenden notwendigen Ausgaben die für die Besoldung der städtischen 
Bediensteten, aber auch der Kollegien Rat, Gericht usw. 

Seelenregister 

Im Jahre 1788 hat der Rat eine genaue Zählung der gesamten Einwohnerschaft der Stadt 
und ihrer Dörfer vornehmen lassen. In Heilbronn selbst wurde diese von den sogenannten 
Viertelsgängern (für die einzelnen Stadtviertel vom Rat bestellte Obleute) besorgt. Ihre 
Aufzeichnungen sind in dem genannten Seelenregister zusammengebunden. Sie weichen in 
bestimmten Nebenangaben (z. B. Beruf) sowie der Rubrizierung der Seiten zum Teil 
voneinander ab, 
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sind jedoch hinsichtlich der eigentlichen „Seelen“-Zählung pünktlichst genau. 
Die Feststellung der Kopfstärke der einzelnen Haushalte erfolgte gemäß der aufsteigenden 
Hausnumerierung der Gebäude, die eine fortlaufende Zählung durch sämtliche Gassen von 
Nummer 1 bis Nummer 961 bzw. 964 gewesen ist, beginnend mit Nummer 1 am Fleiner Tor 
und endend mit Nummer 961 am Sülmer Tor bzw. 964 vor demselben. Die Stadt war geteilt 
in das Obere Straßenviertel (Hausnummern 1–233), Marktviertel (Nummern 234–468), 
Bollwerksviertel (Nummern 469–693 sowie Nummern 962–964 vor dem Sülmer Tor) und das 
Untere Straßenviertel (Nummern 694–961). Getrennt gezählt wurde nach Verbürgerten und 
Unverbürgerten, jeweils mit Dienstboten, so daß manche Hausnummern (bei Gebäuden, die 
von Verbürgerten und Unverbürgerten bewohnt waren) doppelt auftauchen. Genannt sind 
nach der Hausnummer jeweils der Haushaltsvorstand (im Oberen Straßenviertel z. B. mit 
Beruf), die Witwe als Familienoberhaupt, Alleinstehende. Im Anschluß folgt die eigentliche 
Zählung, wobei der im Oberen Straßenviertel diese Einteilung zugrunde liegt: Eheleute; 
abgesonderte Ledige (also Ledige mit eigenem Haushalt); anwesende und abwesende 
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Kinder; Dienstboten von hier und aus den städtischen Dorfschaften bzw. von auswärts 
(fremde), jeweils männlich/weiblich für sich gezählt. Anschließend ist ebenfalls nach 
männlich/weiblich summiert. Am Schluß eines jeden Viertels ist nach verbürgerten und 
unverbürgerten männlichen/weiblichen Einwohnern bilanziert, ausgangs des Bandes sind 
alle vorausgegangenen Zwischenergebnisse zusammengefaßt und ist das Endergebnis der 
Zählung festgestellt. 
Daraus ist ersichtlich, daß 1788 zur Einwohnerschaft der Stadt Heilbronn in 964 
Wohnhäusern 4734 Verbürgerte und 2428 Unverbürgerte, zusammen 7162 Männer, Frauen 
und Kinder gehörten. Dazu kamen 2944 Personen auf den Dörfern, so daß die Reichsstadt 
mitsamt ihrem Landgebiet damals 10 106 Köpfe zählte. Die Bevölkerungsaufnahme von 
1788 war die erste zuverlässig genaue, die uns bekannt ist. Es ist deshalb besonders 
erfreulich, daß dieser Band auf uns gekommen ist. 

Bürgerrollen

Ab dem Jahre 1795 und bis 1823 stehen im Stadtarchiv acht Bände sogenannte Bürgerrollen 
u. ä., die nur zum Teil mit eigenem Titelblatt versehen sind, zum Teil auch nur eine 
Einbandbeschriftung tragen. Sie nennen uns in alphabetischer Anordnung nach den 
Familiennamen zunächst nur die Bürger der Stadt, später teilweise auch noch die anderen 
Einwohner, wobei allerdings, wie üblich, nur die Männer bzw. Witwen berücksichtigt sind. 
1795 ist hinter dem Namen nur der Beruf angeführt. Bürgeraufnahmen nach 1795 sind mit 
dem betreffenden Jahr nachgetragen. Ebenso ist der Tod jeweils vermerkt und auch die 
Wiederverheiratung von Witwen. Etwas ausführlicher angelegt ist der Band für 1808, dem 
ein rubrizierter Vordruck für die Rezeptionszeit (die Aufnahme ins Bürgerrecht), den 
Todestag und die Hausnummer des Wohnhauses des jeweils Genannten zugrundeliegt. 
Besonders vermerkt sind die Aufgabe des Bürgerrechts und ein eventueller Wegzug. Im 
Anschluß an die Bürger sind die bürgerlichen Vormundschaften aufgelistet, dann die 
nichtbürgerlichen Kuratelen (Vormundschaften), die nichtbürgerlichen Honoratioren 
(Standespersonen) und Exemten (von den Abgaben Freigestellten) und schließlich die 
gemeinen Schutzverwandten (nur in den Schutz der Stadt Aufgenommenen). Der Band für 
1814 ist ein „Auszug aus dem Steuer Cataster pro 1814“ mit Angaben des Steuerfußes bei 
jedem Namen und am Schluß einer Steuerfuß-Summe. Bürger und Beisitzer sind auch in 
diesem Band getrennt. Ähnlich wie der Band für 1808 ist auch der für 1823 angelegt. Wie 
weit diese Bürgerbücher nur fiskalischen Zwecken gedient haben, ist nicht eindeutig zu 
ersehen. Immerhin ist auch der Band für 1821 bei der Stadtpflege und unter Aufsicht des 
Stadtpflegers angelegt worden. 
Von den Amtsbüchern des 19. Jahrhunderts sollen hier nur einige wenige, die aber vom 
Inhalt her besonders interessant und zudem außerordentlich informativ sind, einer näheren 
Betrachtung unterzogen werden: 
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Stat- und Eidbücher 

Für die Verwaltungsorganisation und -handhabung in der Stadt im 19. Jahrhundert wichtig 
sind zwei Bände mit Dienstvorschriften und dergleichen für alle möglichen Ämter und 
Nebenämter. Band 1 mit Einträgen für die Jahre 1804–1818 trägt die Bezeichnung „Staat 
und Eid-Buch“, Band 2 für die Jahre 1819 – ca. 1870 den Titel „Staaten-Buch“. In beide 
Bände, die zum Teil aus verschiedensten Vorlagen zusammengebunden sind, ist vorne ein 
Index nach Sachbetreffen eingebunden. Während die einzelnen Texte in dem älteren Band 
fast durchgehend datiert und unterzeichnet sind, fehlen Datum und Unterschrift in dem 
jüngeren Band vielfach. Änderungen und Nachträge sowie sonstige Randvermerke sind 
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zahlreich, auch Hinweise auf die Vorlage im Stadt- bzw. Gemeinderat oder eine spätere 
Revision. Als Textüberschriften finden sich folgende Wendungen: Stat und Eid (des, der, für 
...), Dienstvorschrift, Instruktion, Stat und Ordnung, Eid und Amt, Eid, Stat, Revidierter Stat, 
Vorschrift, Obliegenheiten, Dienst-Stat, Dienst-Instruktion u. ä. Die meisten dieser 
Instruktionen, Vorschriften usw. dürften auf Vorlagen noch aus reichsstädtischer Zeit 
zurückzuführen sein. 

Häuser- und Güterbücher 

Im Jahre 1809 begann man in Heilbronn aus fiskalischen Gründen mit der Anlegung eines 
Güterbuchs für die gesamte Markung. Die stattliche Reihe umfaßt 46 meist dickleibige 
Bände, die bis Band 31 mit „Häuser und Güther“ beschriftet sind, ab Band 32 mit 
„Güterbuch“. Die Bände sind nach Steuernummern, einer Durchnumerierung der 
Steuerpflichtigen, angelegt, in Band 1 beginnend mit der Nr. 1 und dann durch alle Bände 
fortgezählt bis Nr. 2419 in Band 42. Bis zu dem angeführten Band 31 sind es 1561 
Nummern. Im Jahre 1823 hat man alle Angaben zu den Gebäuden im Güterbuch gestrichen 
und in ein besonderes Gebäude-Kataster übertragen und ab 1. Juli nur noch die Feldgüter 
im Güterbuch geführt. Demgemäß finden sich ab Steuernummer 1643 in Band 34 des 
Güterbuchs auch tatsächlich nur noch die Flurstücke verzeichnet. 
In diesen Bänden, die als Grundlage für die Besteuerung (Gemeinde- und Staatssteuer) 
dienten, sind bis Band 33 alle Besitzer von Grund und Boden mit ihren sämtlichen Gebäuden 
und Flurstücken erfaßt, ab Band 34 aber eben nur noch die von Flurstücken. Die Angaben 
sind außerordentlich präzise. Vorweg steht bei jeder Steuernummer immer der Name des 
Eigentümers, danach folgen die im einzelnen unter Einbeziehung der öffentlichen und 
privatrechtlichen Verhältnisse beschriebenen Häuser und Gebäude, Äcker, Wiesen, 
Weinberge, Gärten und schließlich der Waldbesitz. Dahinter ist bei jedem Gebäude bzw. 
Flurstück der Steueranschlag vermerkt, und zwar getrennt nach dem herrschaftlichen 
Anschlag und dem der Kommune, die verschieden sind. Doch hat sich die innere Form mit 
der Zeit geändert. Die Bände enthalten außerordentlich viele Nachträge und Streichungen, 
die die häufigen Veränderungen (z. B. durch Verkauf, Teilung etc.) dokumentieren, aber 
vielfach auch zu einer weitgehenden Unübersichtlichkeit geführt haben. Eine Ergänzung des 
Güterbuchs wurde 1851 vorgenommen, wie eine Beurkundung am Schluß der bis dahin 
angelegten Bände besagt. Ein Registerband (Band 43) ist vorhanden. Er ist alphabetisch 
nach den Familiennamen eingerichtet und innerhalb der einzelnen Buchstaben nach 
aufsteigenden Steuernummern. Veränderungen sind auch hier mit Streichungen 
berücksichtigt. Band 44 ist das „Güterbuch der auswärtigen Güter-Besitzer“, Band 45 eine 
„Beschreibung der Stadtgemeinde auf hiesiger Markung mit Nutzen und Eigenthum 
zustehenden Realitäten“. Außerdem gibt es noch einen Protokoll-Band „über die bei 
Ergänzung der hiesigen Güterbücher vorgefundenen Anstände und die Erledigung 
derselben“ aus dem Ende der 40er Jahre. 
Wie lange die Bände geführt worden sind, ist nicht bestimmt zu sagen, jedenfalls aber bis in 
die 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts. Seit 1826 waren sie vom Gerichts- und Amtsnotar, 
seit 1873 von der betreffenden Gemeinde fortzuschreiben. Wir gehen davon aus, daß dies 
hier ebenso gehandhabt worden ist. Gelegentlich findet sich ein Stempel der Ratschreiberei. 
Die Aufsicht über die Ordnungsmäßigkeit der Arbeit kam den Bezirksgerichten und 
Oberämtern zu. 
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Von dem genannten Gebäudekataster erhalten ist nur der Registerband, der ein 
alphabetisches Verzeichnis sämtlicher Straßen und Gassen der Stadt enthält sowie ein 
alphabetisches Verzeichnis der Häuserbesitzer mit zahlreichen Veränderungen. 
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Mit der Einführung des Grundbuchs zum 1. Januar 1900 wurden die bisher bei den 
Gemeinden geführten Güterbücher als Grundbuch erklärt. 

Bürgerlisten 

Bei den Bürgerlisten ist gemäß dem Gesetz über das Gemeindebürger- und Beisitzer-Recht 
vom 15. April 1828 nach alten und dem Gesetz betreffend die Gemeindeangehörigkeit vom 
16. Juni 1885 nach neuen Bürgerlisten zu unterscheiden. 
In den alten Bürgerlisten sind demgemäß alle Bürger des Jahres 1828 und der folgenden 
Jahre bis 1886 zu finden, in den neuen die von 1886 bis ca. 1912, mit Nachträgen bis 1930. 
Band 1 der alten Liste, der mit „Verzeichniß der activen Gemeinde-Bürger“ betitelt ist und bis 
1853 reicht, enthält die Namen der bis zum 31. Dezember 1828 eingetragenen Bürger (Nr. 
1–1567) in alphabetischer Anordnung, die der Bürgeraufnahmen bzw. -eintritte ab dem 1. 
Januar 1829 in chronologischer Folge (Nr. 1568–3044). In einem Namensregister am Schluß 
des Bandes sind deshalb auch nur die Bürger ab Nr. 1568 erfaßt. Band 2 (ab 1854) ist mit 
„Bürger-Rolle“ beschriftet und enthält die Nummern 3045–5095 in chronologischer Abfolge 
sowie ebenfalls ausgangs des Bandes ein alphabetisches Namensregister. Ein dritter Band 
trägt den Titel „Liste der ortsabwesenden Bürger“. Es handelt sich dabei um eine 1868 
revidierte Abschrift der Liste von 1828 ff. (das Original von 1828, das aus verschiedenen 
Ursachen „unbrauchbar“ geworden war, ist nicht erhalten), wobei „nur die noch abwesenden 
und lebenden Bürger resp. [bzw.] Bürgers-Wittwen“ in die neue Liste übertragen wurden (ein 
beträchtlicher Teil der Ortsabwesenden 1828–1868 ist somit nicht mehr dokumentiert). Sie 
umfaßt die Nummern 1–1039 und enthält am Schluß auch ein alphabetisches 
Namensregister. Ein vierter und letzter Band enthält die „Liste der ortsabwesenden Beisitzer“ 
(Nr. 1–179) und ein alphabetisches Namensregister dazu. 
Die neue Bürgerliste zählt fünf Bände „Verzeichniß der im Gemeinde-Bezirk wohnenden 
Gemeinde-Bürger“ (A-D, E-H, I-O, P-S, T-Z; letzte belegte Nr. 15658, zahlreiche 
Unternummern bei den Nachträgen) und einen Indexband, zwei Bände „Verzeichniß der im 
Gemeinde-Bezirk wohnenden Gemeinde-Bürgerinnen“ (A-J, K-Z; letzte belegte Nr. 7010, 
doch zahlreiche Unternummern bei den Nachträgen), die aber ohne Indexband geblieben 
sind, einen Band ortsabwesende Bürger 1886 – ca. 1903/04 (A-Z; Nr. 1–2812) mit 
vorgebundenem Index sowie zwei Bände ortsabwesende Bürger (neue Liste) ca. 1903/04–
1930 (A-L, M-Z; letzte belegte Nr. 9427), die ebenfalls beide keinen Index haben. 
Die Einträge in der alten Bürgerliste verzeichnen nach der fortlaufenden Nummer zunächst 
Name, Stand oder Gewerbe, Geburtstag und -ort des Bürgers, dann bringen sie Angaben 
über den Erwerb des Bürgerrechts, den Eintritt in das aktive Bürgerrecht sowie den Austritt 
aus demselben und lassen schließlich noch Raum für diesbezügliche bedeutsame 
Bemerkungen (mit zahlreichen Einträgen). Die neue Bürgerliste ist im Prinzip ebenso 
eingeteilt, doch ist die Rubrik bezüglich des Eintritts in das aktive Bürgerrecht weggefallen. In 
der Liste der Ortsabwesenden ist der Aufenthaltsort angegeben. 
Die Bürgerlisten beinhalten eine Vielzahl personenbezogener Angaben und stellen damit 
eine ganz hervorragende genealogische Quelle dar, die bei zahlreichen Recherchen 
wertvolle Daten liefert. 
Aus den alten Stadtteilen sind an Bürgerlisten vorhanden: ein Band alte Bürgerliste 
Böckingen 1828–1886 und ein Band Ortsabwesende, je mit alphabetischem 
Namensregister, sowie zwei Bände neue Bürgerliste 1886–1905 (mit Nachträgen bis 1929) 
und zwei Bände Ortsabwesende mit einem alphabetischen Index-Sammelband; ein Band 
alte Bürgerliste Neckargartach 1836–1885 sowie ein Band neue Bürgerliste 1886–1911 und 
ein Band Ortsabwesende, je mit Index; ein Band neue Bürgerliste Sontheim 1886–1898 und 
ein Band Ortsabwesende, beide ebenfalls mit einem Index versehen. 
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Adreßbücher

Hinweisen wollen wir in diesem Zusammenhang schon auf die Adreßbücher, auch wenn es 
sich bei ihnen um Druckerzeugnisse, um einen Bestand der Bibliothek, nicht um Archivalien 
handelt. 
Der erste, von dem Buchdrucker Maximilian Müller bearbeitete und im Selbstverlag 
herausgegebene und vertriebene Band erschien 1836 als „Wegweiser für die Stadt 
Heilbronn“. Er hat folgende Einteilung: 1) „Verzeichniß der K. Beamten & Angestellten in der 
Stadt Heilbronn.“ 2) „Verzeichniss sämmtlicher Hausbesizer & Bewohner ...“ in den vier 
Stadtteilen, das nach den aufsteigenden Hausnummern gemäß der Durchnumerierung der 
Stadt und ihrer Straßen und Gassen von Nr. 1 – Nr. 961 angelegt ist. Die Anordnung ist 
dreispaltig: Hausnummer – Hausbesitzer – Mieter. Die Vornamen sind nur mit dem 
Anfangsbuchstaben angegeben. 3) „Verzeichniss der theilweise noch innerhalb und 
außerhalb den Thoren der Stadt sich befindenden Gebäude ...“ Dieses Verzeichnis ist wie 
das vorherige angelegt für die Hausnummern 962–1068. 4) Alphabetisches 
Personenregister. 5) Gewerberegister. Der nächste Band, 1843 im Verlag Landherr hier 
erschienen, ist bereits als „Vollständiges Adreßbuch für die Stadt Heilbronn ...“ bezeichnet. 
Im vierten Band endlich, von dem späteren Stadtpfleger Georg Füger bearbeitet und in der 
hiesigen Schellschen Buchdruckerei gedruckt, ist erstmals die neue, jeweils bei Nr. 1 
beginnende eigene Straßennumerierung gebraucht, die 1851 eingeführt worden ist. Doch ist 
die Hausnummer der alten Durchnumerierung gewissermaßen als Konkordanz jedem 
Eintrag nachgesetzt, was das Zurechtfinden erleichtern sollte. Die Reihe setzt sich danach 
mit zahlreichen, in kurzen Abständen erschienenen weiteren Bänden zunächst bis 1938/39 
und nach dem zweiten Weltkrieg ab 1950 fort. 

Akten 19./20. Jahrhundert 

Von den Akten des 19./20. Jahrhunderts sind wenige Bestände bei einigen Ämtern der 
Stadtverwaltung über den Krieg gerettet worden: 
Die Überlieferung der Bauakten beginnt am Anfang des 19. Jahrhunderts und spiegelt die 
bauliche Entwicklung Heilbronns ab diesem Zeitpunkt. Im Archiv befinden sich im 
wesentlichen die Akten der zerstörten Gebäude im Bereich der Altstadt. Alle anderen 
Bauakten, d. h. der noch stehenden bzw. wiederaufgebauten Gebäude, liegen noch im 
Baurechtsamt. Im engen Zusammenhang damit stehen die Bauschauprotokolle, die von 
1825–1911 lückenlos vorliegen. 
Für die Wirtschaftsgeschichte der Stadt sind die Akten über die Genehmigung von 
Dampfkesseln und sogenannten „Lästigen Anlagen“ nach der Gewerbeordnung einschlägig, 
die in jüngster Zeit auch unter dem Aspekt Umweltschutz und Erkundung von Altlasten 
ausgewertet werden. 
Für Heilbronn so seltene Akten aus der Zeit des Dritten Reiches enthält der Bestand 
Stadtplanungs- und Baupolizeiamt. 
Bei Melderegisteranfragen ab 1938 kann die Kartei über die ausgestellten Lohnsteuerkarten 
nicht selten die verbrannte Einwohnermeldekartei ersetzen. 
Die Akten der Weinbörse stellen eine aussagekräftige Quelle für die Weinvermarktung in 
Heilbronn und im Unterland dar. 
Für familien- und sozialgeschichtliche Forschungen über die Zeit des zweiten Weltkrieges 
dürften ca. drei- bis viertausend Einzelfallakten über Familienunterhalt für die Angehörigen 
von einberufenen Soldaten in Betracht kommen. 
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B Neuere Bestände 

Die Kriegsschäden werden in den Akten des Ausgleichsamtes nachgewiesen, womit die 
Abteilung neuere Bestände angesprochen ist. 
Die Nachkriegszeit ist natürlich wesentlich besser dokumentiert als die Vorkriegszeit. 
Genannt seien die Bestände Aufbauamt, Ehrendienst, Ernährungs- und Wirtschaftsamt, 
Tiefbauamt, Wohnungsamt. Akten zu allen Zweigen 
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Abbildung: Synagoge an der Allee, 
Ansicht der Hauptfront gegen die 
Straße aus den Bauakten von 1879 

der Stadtverwaltung enthält der Bestand der Verwaltungsregistratur, einer in den 70er 
Jahren aufgelösten Zentralregistratur. 
Interessante Schlaglichter auf die Zeitverhältnisse werfen die Akten des Friedensgerichts, 
vor dem vor allem Verkehrsdelikte und Zivilstreitigkeiten verhandelt wurden. 
Im Bestand Amt für öffentliche Ordnung befinden sich etwas versteckt Akten über 
Wasserrechte am Neckar aus dem 19. Jahrhundert, die durch eine Zuständigkeitsänderung 
vom Regierungspräsidium an die Stadt übergeben wurden. 

C Stadtteilarchive 

Hinter den Heilbronner Archivalien rangieren in der obigen Bestandsübersicht die Archive 
der Stadtteile. 
Die Archive der alten Stadtteile Böckingen (1933 eingemeindet), Neckargartach und 
Sontheim (beide 1938 eingemeindet) waren noch vor dem zweiten Weltkrieg nach Heilbronn 
geholt und im Hafenmarktturm eingelagert worden. Sie sind bis auf weniges am 4. Dezember 
1944 verbrannt. Von den erhaltenen Archivalien der Erwähnung wert sind die Ratsprotokolle 
von Böckingen für die Jahre 1923–1930 und die von Neckargartach für die Jahre 1924–
1930, je mit Index. Für Böckingen liegen auch die 
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Abbildung: Plan des Sontheimer 
Rathauses aus den Bauakten 1895. 
Ansicht zur Hauptstraße hin 

Kaufbücher vor von 1807–1899, zusammen 42 Bände, alle mit alphabetischem 
Namensregister. Aus Neckargartach ist ein Bestand Inventuren und Teilungen aus dem 
vorigen Jahrhundert erhalten geblieben. Für Sontheim gibt es nur den mit einigen Akten aus 
dem Gemeindearchiv bzw. der -registratur untermischten Nachlaß des ortsgeschichtlich sehr 
interessierten und mit kleineren Publikationen auch öffentlich tätig gewordenen früheren 
Bürgermeisters der Gemeinde Richard Stieglitz, der aber noch gänzlich ungeordnet ist. 
Aus den neuen (seit 1970 eingemeindeten) Stadtteilen Biberach, Frankenbach, Horkheim, 
Kirchhausen und Klingenberg wurden die Archive bis 1977 nach Heilbronn geholt und in dem 
Neubau des Stadtarchivs im Deutschhof aufgestellt. Mit Ausnahme des Klingenberger 
Archivs, aus dem schon früher einiges an das Staatsarchiv Ludwigsburg abgegeben worden 
war, handelt es sich durchweg um bemerkenswert umfangreiche Bestände, vor allem an 
Amtsbüchern und Akten. Von allen fünf Stadtteilen gibt es – um nur ein Beispiel anzuführen 
– in unterschiedlicher zeitlicher Erstreckung Gemeinderatsprotokolle, die als eminent 
wichtige (und sehr ergiebige) Quellen für diese Jahre von der Forschung einmal 
heranzuziehen sein werden: Biberach 1831–1965 (32 Bände), Frankenbach 1822–1960 (36 
Bände), Horkheim 1808–1946 (18 Bände), Kirchhausen 1829–1971 (48 Bände) und 
Klingenberg 1854–1969 (36 Bände). Findbücher sind derzeit vorhanden für die Archive von 
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Biberach, Kirchhausen und Klingenberg, mit denen der rasche Zugang zu den Beständen 
gewährleistet ist. 

D Nachlässe, nichtstädtische und Personenbestände u. ä. 

Von den rund 50 Nachlässen und vergleichbaren Beständen, die das Stadtarchiv derzeit 
verwahrt, die aber quantitativ wie qualitativ sehr verschieden sind, seien einige kurz 
vorgestellt: 
Der wichtigste Bestand ist ohne Zweifel das Robert-Mayer-Archiv, das den gesamten noch 
erhaltenen schriftlichen Nachlaß des bedeutenden Heilbronner Arztes und Naturforschers 
Dr. Julius Robert von Mayer (1814–1878) enthält. Außerdem gehören dazu seine Bibliothek 
mit 200 Bänden, zahlreiche Gegenstände (u. a. wissenschaftliche Instrumente und 
Experimentier-Modelle, Möbelstücke und persönliche Utensilien) und Akten der 
Stadtverwaltung, die sich auf Robert Mayer oder die Pflege seines Andenkens beziehen. 
Von einem weiteren berühmten Heilbronner, dem Motorenkonstrukteur und Erfinder Dr. e. h. 
Wilhelm
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Maybach (1846–1929), besitzt das Stadtarchiv dank einer Familienstiftung wesentliche Teile 
des Nachlasses. Das Maybach-Archiv umfaßt den Schriftwechsel mit seinem Sohn Dr. e. h. 
Karl Maybach, der das väterliche Werk fortsetzte, sowie weitere Korrespondenz, Ehrungen 
und Glückwunschschreiben. 

Abbildung: Die Familie des 
Apothekers Christian Jakob Mayer, 
um 1820. Neben der Mutter der Sohn 
Julius Robert, der spätere Arzt und 
Naturforscher (Entdecker des 
Energieerhaltungssatzes) 

Von dem Arzt und Mitbegründer des Historischen Vereins Dr. Friedrich Betz (1819–1903) 
sind zahlreiche Dokumente zu seiner ärztlichen Laufbahn überliefert. 
Die Geschichte der bedeutenden Silberwarenfabrik Bruckmann kann durch 
Originalschriftstücke, Fotos, Aufsätze und zahlreiche Kataloge und Musterbücher 
dokumentiert werden. Zum Teil beziehen sich die Unterlagen auch auf Familienmitglieder, 
allen voran Dr. Peter Bruckmann (1865–1937). 
Von dem begabten Zeichner und Modelleur Robert Frasch (1894–1914), der bei Bruckmann 
lernte und gleich zu Beginn des ersten Weltkrieges fiel, haben sich Schul- und 
Lehrzeugnisse, einige Briefe sowie zahlreiche Zeichnungen und Entwürfe erhalten. 
Dokumente zum Häuserbesitz, zu Grundstücksgeschäften und einer gerichtlichen 
Auseinandersetzung mit der Eisenbahnverwaltung enthält der Nachlaß der 
Seifensiederfamilie Volz aus dem 19. Jahrhundert. 
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Auch von der Familie Heinrich, die ab 1766 den bekannten Gasthof „Sonne“ in der 
Sülmerstraße führte, haben sich einige interessante Unterlagen aus dem 19. Jahrhundert 
erhalten. 
Von drei Lehrern, die sich auch dichterisch bzw. schriftstellerisch betätigten, besitzt das 
Stadtarchiv Originalmanuskripte. Es sind dies Johann Leonhard Frank (Pseudonym: 
Ambrosius Noopf; 1863–1925), Friedrich Johann Hummel (1869–1924) und Hans Müller-
Madlener (1903–1942). 
Die bildende Künstlerin Maria Fitzen-Wohnsiedler (1908–1989) hat vor allem umfangreiche 
Lebenserinnerungen hinterlassen. 
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Ein ebenfalls umfangreicher und bedeutender Nachlaß ist der des Kirchenmusikdirektors an 
der Kilianskirche Prof. Fritz Werner (1898–1977), der Originalpartituren, gedruckte 
Ausgaben, Schallplatten, Zeitungsausschnitte und ergänzendes Material enthält. 
Im Nachlaß Willy Dürr (1889–1975) finden sich neben Unterlagen zu seiner Funktion als 
Gemeinderat (bis 1933) und seiner Redakteurstätigkeit (noch bis ins Dritte Reich) auch der 
Schriftwechsel mit Theodor Heuss und einige Briefe von Max und Heinz Rosengart. 
Einige Persönlichkeiten haben dem Stadtarchiv auch Materialsammlungen zu bestimmten 
Themen und Forschungen überlassen, die wichtige Quellen zur Stadtgeschichte darstellen. 
Besonders sind hier die Unterlagen von Wilhelm Steinhilber zum Luftkrieg über Heilbronn im 
zweiten Weltkrieg und von Hans Franke zu Geschichte und Schicksal der Juden in Heilbronn 
im Dritten Reich zu nennen. Mit dem Maßwesen in Heilbronn und Württemberg hat sich Otto 
Spiegler beschäftigt. 
Seit 1988 hütet das Stadtarchiv mit dem Luftfahrtarchiv Bellinger, das dankenswerterweise 
von einem Bürger Heilbronns gestiftet worden ist, einen weiteren umfangreichen und 
wertvollen Sonderbestand, der mit rund 1200 Büchern und Kleinschriften, zahlreichen 
seltenen Dokumenten, alten Fotos und Postkarten die Geschichte der Luft- und auch der 
Raumfahrt dokumentiert und insbesondere über die Pioniere des Motor- und Segelfluges (zu 
den ersteren zählen auch die gebürtigen Heilbronner Alexander Baumann und Hellmuth 
Hirth) umfassende Informationen liefern kann. 

Abbildung: Schreiben von Theodor 
Heuss, damals Chefredakteur der 
Heilbronner „Neckar-Zeitung“, an 
Pfarrer Eberhard Goes in 
Langenbeutingen, 19. August 1912 

E Selekte und Sammlungen 

Wie die Bestandsübersicht oben gezeigt hat, liegt im Stadtarchiv nicht nur solches Schriftgut, 
das bei der Stadtverwaltung erwachsen und später, als es im laufenden Dienstgeschäft nicht 
mehr benötigt wurde, zuständigkeitshalber an das Archiv abgegeben worden ist, sondern 
auch Sammlungsmaterial der verschiedensten Art. Der als Informationsquelle wichtigste 
Bestand ist die Zeitgeschichtliche Sammlung, der älteste der Bestand Pläne, Karten und 
Risse, dessen früheste Stücke in die Mitte des 16. Jahrhunderts zu datieren sind, darunter 
die bekannte Heilbronner Stadtansicht aus der Zeit von 1554–1557. 
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Foto- und Filmarchiv 

Bei der Zerstörung Heilbronns am 4. Dezember 1944 wurde auch der Großteil der früher 
vorhandenen Fotosammlung mit Motiven aus der Stadt ein Opfer der Flammen. Nur wenige 
Bilder wurden durch Auslagerung vor dem Feuer bewahrt. Darunter befanden sich u. a. auch 
Fotografien vom Rathaus mit Details von der Rathausuhr und von der Kilianskirche mit 
Aufnahmen des Hochaltars. Nur anhand dieser Bilder war eine originalgetreue Restaurierung 
der wunderbaren astronomischen Kunstuhr von Isaak Habrecht und die Nachbildung des 
zerstörten Gesprenges und des Schreins des berühmten Altars von Hans Seyfer möglich. 
Durch systematisches Sammeln, durch Stiftungen, Ankäufe usw. wurde nach dem zweiten 
Weltkrieg wieder eine Bildersammlung von Heilbronn und seinen Stadtteilen aufgebaut, und 
zwar zunächst mit Aufnahmen aus dem alten Heilbronn und von der nunmehr zerstört 
daliegenden Stadt. Ein Teil der Altfotos wurde durch Veröffentlichungen und Ausstellungen 
einem breiten Publikum zugänglich gemacht. Da aber für eine Gesamtschau immer noch 
Lükken klaffen, ist das Stadtarchiv dankbar für jedes Bild, das ihm von Bürgern überlassen 
wird. Auch Porträts oder Aufnahmen aus dem Arbeitsleben sind von Interesse. 



Schrenk / Weckbach: Die Vergangenheit für die Zukunft bewahren S. 136 

© Stadtarchiv Heilbronn 2013 

Stellvertretend für viele sei eine Stiftung mit einmaligem Heilbronner Bildmaterial des 
Hofphotographen Schuler aus dem Ende des letzten Jahrhunderts genannt, das 
mitverwendet wurde für die Ausstellung des Stadtarchivs „Heilbronner Schauplätze“. 
Das zerstörte Heilbronn ist in einer Vielzahl von Fotos dokumentiert, die das ganze Ausmaß 
der Vernichtung offenbaren: Wo die alte Stadt einmal stand, erfüllt von pulsierendem Leben, 
erstreckte sich nach dem Inferno der Bombennacht eine trostlose, menschenleere 
Ruinenwüste. Das erschütterndste Dokument ist aber die Bildserie eines 

Abbildung: Heilbronn, die Altstadt 
rechts des Neckars, um 1895 
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durchreisenden Fotografen, die dieser am Abend des 4. Dezember kurz nach dem Angriff in 
der brennenden Stadt gemacht hat. 
Vom Wiederaufbau der Stadt gibt es ebenfalls eine Vielzahl von Aufnahmen, die belegen, 
welche enorme Leistung jene vom Tod verschonte Kriegsgeneration mit zähem, 
bewundernswürdigem Mut vollbracht hat. 
Aus der Tatsache, daß seit 1945 vor allem Aufnahmen von der Innenstadt 
zusammengetragen worden waren, von den Wohngebieten außerhalb des Stadtkerns aber 
nur wenige Bilder vorlagen, ergab sich in den 80er Jahren die Notwendigkeit einer 
flächendeckenden Dokumentation des Stadtbildes sowohl aus der Luft als auch vom Boden. 
Bei der – abgeschlossenen – Luftbilddokumentation wurde das Stadtgebiet nach im 
Stadtplan vorgegebenen Planquadraten systematisch aufgenommen. Zusammen mit 
Vorkriegs- und Wiederaufbauluftbildern wurde das entstandene Bildmaterial zu einem guten 
Teil in dem Bildband des Stadtarchivs „Heilbronn aus der Vogelschau“ präsentiert. Die 
Stadtbilddokumentation vom Boden soll alle auf dem Gebiet des Stadtkreises stehenden 
Gebäude erfassen. Die Aufnahmetätigkeit in den Stadtteilen und der Innenstadt ist bereits 
abgeschlossen. Die noch anstehenden Arbeiten sollen zügig durchgeführt werden. Beide 
Projekte werden das Aussehen der Stadt ausgangs der 80er/anfangs der 90er Jahre dieses 
Jahrhunderts sowohl für Wissenschaft und Forschung als auch für die Nachwelt in einer 
Vielzahl von Aufnahmen festhalten und dokumentieren. 
Der Fotobestand (Positive), etwa 100 000 Aufnahmen, ist in den letzten Jahren überarbeitet 
und systematisch neu geordnet worden und ermöglicht nun einen sehr schnellen Zugriff. Er 
ist unterteilt nach Personen und allgemeinen Schlagworten. Innerhalb dieser beiden 
Rubriken ist wiederum unterschieden nach Originalfotos und Reproduktionen von bildlichen 
Darstellungen. An Luftbildern sind ca. 4000 Aufnahmen vorhanden, an Negativen ca. 120 
000, an Diapositiven ca. 11 000. Alle Sammlungen erhalten fast täglich weiteren Zuwachs. 
Zum Fotoarchiv gehört auch ein ansehnlicher Bestand von annähernd 250 8- und 16-mm-
Filmen, darunter einige bemerkenswerte Streifen aus dem alten Heilbronn, die schon 
vielfach in der Öffentlichkeit vorgeführt worden sind. Ein wesentlicher Teil des Bestandes 
sind Aufnahmen vom Wiederaufbau, den das Stadtarchiv von Anfang an, d. h. seit Beginn 
der Trümmerräumung, hat aufnehmen lassen. Es liegt damit ein besonders wertvolles 
Dokumentationsmaterial vor. Andere Filme haben herausragende Veranstaltungen und 
Ereignisse in der Stadt zum Inhalt. 
Zur Schonung der Originale und zur einfachen Nutzung wurden die Filme jetzt auf 
Videomaterial überspielt. Seit 1989 macht das Archiv auch selbst Videoaufnahmen. Der 
Bestand dieses Mediums liegt derzeit bei 120 Cassetten. 

Handschriften 

Dieser Bestand umfaßt rund 350 Einzelschriftstücke sowie 30 nach dem zweiten Weltkrieg 
erworbene Handschriftenbände. 
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Die Mehrzahl bilden Briefe von Heilbronner Persönlichkeiten, wie dem Geologen Friedrich 
August von Alberti, dem Gelehrten und Rektor des Heilbronner Gymnasiums (von 1746 bis 
1760) Georg Samuel Bernhold, dem aus Böckingen stammenden Kunstreiter und 
Zirkusgründer Ernst Jakob Renz, von Heinrich Friedrich Füger, Gustav von Schmoller, 
Theodor Heuss (nicht nur inhaltsreiche Briefe aus seiner Zeit als Mitglied des Landtags von 
Württemberg-Baden und als Bundespräsident – z. T. an frühere Heilbronner Bekannte 
gerichtet –, sondern und gerade auch aus seiner Zeit als Heilbronner Gymnasiast und als 
Redakteur der Heilbronner „Neckar-Zeitung“ (1912–1917). Vor wenigen Jahren (1988) 
konnte ein bislang unveröffentlichter, umfangreicher Brief von Wilhelm Waiblinger (dessen 
Nachlaß im Deutschen Literaturarchiv in Marbach aufbewahrt wird) erworben werden, den 
der damals 22jährige Dichter zum Jahreswechsel 1826/27 aus Rom an seinen Förderer 
Gustav Schwab sandte und in dem er von seinen ersten Wochen in Italien und seinen 
weiteren (Lebens-)Plänen berichtete. Dieser Waiblinger-Brief gehört nun, wie das bereits 
erwähnte Schreiben Friedrich Schillers und der Beschwerdebrief Götz von Berlichingens, zu 
den „Glanzstücken“ in unserem Autographenbestand. 
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Abbildung: Eine Seite aus der mit 
1448 datierten „Belial“-Handschrift 
des Stadtarchivs mit einer Ansicht 
des Höllenschlundes 
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Briefe, die Heilbronner Bürger zum Adressaten haben, sind ebenfalls vertreten: genannt 
seien hier nur zahlreiche Mitteilungen von Justinus Kerner an seinen Heilbronner Freundes- 
und Bekanntenkreis oder Briefe an den für die Firma Rauch als Kaufmann tätigen, 
bedeutenden Autographensammler Carl Künzel. Hinzu kommen einige „romantische“ 
Freundschaftsalben und Stammbücher aus dem ersten Drittel des 19. Jahrhunderts mit 
zahlreichen Heilbronner Einträgen. 
Von den Handschriften sollen hier nur vier Kostbarkeiten erwähnt werden: das vom 26. 
Dezember 1827 bis 16. Januar 1828 reichende Tagebuch der von Justinus Kerner in 
Weinsberg behandelten Friederike Hauffe, in dem sie ihre somnambulen Erlebnisse, ihre 
Träume und Geistererscheinungen notierte und das Kerner nach dem Tod der „Seherin von 
Prevorst“ 1829 in (teils leicht veränderten) Auszügen veröffentlichte; ein umfangreiches 
Vorlesungsmanuskript des 1787 in Heilbronn geborenen Tübinger Professors der 
Naturgeschichte und Botanik (eines „ausgezeichnet wirksamen akademischen Lehrers“) 
Gustav Schübler über die „Naturgeschichte Würtembergs“ (gehalten im Wintersemester 
1821/22); ein 1786 begonnenes Koch- und Backbuch der Maria Rebekka Fussenegger aus 
Heilbronn sowie ein Exemplar des von Jacobus de Theramo 1382 verfaßten „Liber Belial“ in 
deutscher Sprache, das als „Volksbuch“ so beliebt war – einerseits diente es der Erbauung, 
andererseits gab es Kenntnis für ein Gerichtsverfahren nach kirchlichem Recht –, daß es in 
den ersten hundert Jahren des Buchdrucks rund 50 Auflagen erlebte. Unsere, 1956 
erworbene Handschrift entstand 1447 in einer oberrheinischen Schreiberwerkstatt. Sie zählt 
103 Papierseiten und wird von 16 farbigen Federzeichnungen illustriert (sie ist damit die 
zweitälteste der insgesamt zehn aus dem Mittelalter erhaltenen deutschsprachigen 
illustrierten Belial-Handschriften weltweit). Ihr besonderer Wert für Heilbronn ist darin zu 
sehen, daß diese Handschrift einst, wie es der Besitzvermerk von 1448 ausweist, dem 
Heilbronner Deutschordensbaumeister Mathis von Mönsheim gehörte. 

Pläne, Karten, Risse 

Diese Sammlung, die eine wichtige Ergänzung der Schriftdokumente darstellt, beinhaltet alle 
Zeichnungen und Drucke, die nicht Bestandteil von Akten sind oder als komplette 
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Kartenwerke (z. B. Atlas Homannius, um 1780; N. de Fer, Introduction à la Fortification, um 
1700; J. Janson, Novus Atlas Absolutissimus, 1670) der Bibliothek zugeordnet werden. 
Der heutige Bestand beruht auf den 1944 geretteten Stücken, ergänzt durch einen in den 
fünfziger Jahren begonnenen systematischen Wiederaufbau. 
Während der 1954/55 von Dr. Elisabeth Grünenwald erstellte beschreibende Katalog rund 
650 Einzelposten umfaßte, ist die Zahl der Pläne, Karten und Risse bis Ende 1991 auf über 
2500 Stück angestiegen. Dieser Zuwachs erfolgte durch die Anschaffung neu erschienener 
Stadtpläne, topographischer Karten, Flur- und Katasterkarten sowie durch die Übernahme 
der ausgemusterten Bestände anderer städtischer Ämter, Stiftungen von Privatpersonen und 
den Erwerb von Originalen oder Reproduktionen alter Pläne und Ansichten, die um die Mitte 
des 16. Jahrhunderts einsetzen. 
Innerhalb des Bestandes lassen sich verschiedene Gruppen oder Arten von Plänen 
unterscheiden: 
Als Rechtsdokumente und Vorläufer der modernen Flur- und Katasterkarten entstanden die 
Markungs- und Grenzkarten, die bei Rechtsstreitigkeiten den Grenzverlauf und das Gebiet 
einzelner Gemeinden festlegen sollten. 
Ebenfalls seit früher Zeit gibt es Karten, die Verkehrswege (Straßen, Postverbindungen, 
Gewässer) abbilden und die heutigen Eisenbahn- und Straßenkarten vorwegnehmen. 
Zusammen mit den topographischen Karten, den modernen Landkarten und deren 
Vorläufern, den Territorialkarten, die einzelne Kreise des Deutschen Reiches zeigen, bilden 
sie einen großen Teil der Sammlung. Das Stadtarchiv besitzt die Karten des schwäbischen 
Kreises und häufig auch die des fränkischen Kreises fast aller bedeutenden Kartographen 
und Kartenwerke, da Heilbronn an der Schnittstelle beider Kreise liegt. 
Einen anderen wichtigen Bestand bilden die Baupläne, 
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die häufig öffentliche Gebäude oder Kirchen darstellen und dem Rat der Stadt zur 
Genehmigung vorlagen. Seit Beginn des 19. Jahrhunderts gibt es Stadtbaupläne, die 
einzelne Stadtteile oder Vororte zum Gegenstand haben und mit den seit 1834 
herausgegebenen Stadtplänen die Entwicklung der Stadt aufzeigen. 
Gleiches gilt für die Stadtansichten, die den letzten Hauptteil der Sammlung bilden. Die 
frühen Ansichten zeigen meist, Merian folgend, die Stadt von Westen. Im letzten Jahrhundert 
wird eine Sicht von Süden oder Südwesten bevorzugt, die auch den Neckar und Fabriken 
am Westufer abbildet. 
Zahlenmäßig nicht so umfangreich, aber von geschichtlicher Bedeutung sind die Karten und 
Pläne zum Kriegswesen. Dies sind sowohl Pläne über die Befestigung Heilbronns und 
anderer Städte, als auch Lagepläne und Darstellungen von Schlachten. Hervorzuheben ist 
die Schlacht bei Wimpfen, die 1622 im Dreißigjährigen Krieg zwischen dem Markgrafen 
Georg Friedrich von Baden-Durlach als Vertreter der protestantischen Seite und einem 
kaiserlichen und bayrischen Heer unter Tilly ausgetragen wurde. Später rückte dann 
Heilbronn selbst in den Mittelpunkt kriegerischer Auseinandersetzungen, die in Skizzen und 
Plänen dokumentiert werden. 

Abbildung: Fortifikationsplan für die 
Reichsstadt Heilbronn von 1735 
(Idealplan) 
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Daneben gibt es noch technische Zeichnungen und Konstruktionspläne, etwa von Wilhelm 
Maybach, Statistiken zur Produktion einzelner Wirtschaftszweige oder, von der Pressestelle 
der Stadt Heilbronn herausgegeben, Diagramme über den Haushalt der Stadt. Genealogien 
bedeutender Familien und Personen, sowie für Publikationen angefertigte historische Karten 
sind ebenfalls vorhanden. 
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Die Anlage einer computergestützten Datei mit aktualisierbarem Personen-, Sach- und 
Ortsregister ist nach einer Neuaufnahme und Katalogisierung des Bestandes geplant, um die 
Sammlung interessierten Forschern zugänglich zu machen. Vorläufig bieten die Schriften 
und Verzeichnisse von Elisabeth Grünenwald und Max Schefold eine erste 
Zugangsmöglichkeit. 

Postkarten 

Von der Fotostelle mitbetreut wird die Postkartensammlung, die ca. 4000 Einzelstücke 
umfaßt. Die frühesten Karten dieses Bestandes, der regelmäßig ergänzt wird, datieren in die 
90er Jahre des vorigen Jahrhunderts. In den zum Teil äußerst reizvollen Erzeugnissen 
zahlreicher hiesiger und auswärtiger Verlage spiegelt sich das Stadtbild und auch das Leben 
hier in vielfältiger Weise. Sie sind deshalb als historische und kunsthistorische Dokumente 
unverzichtbar. Die Verlagseindrucke auf der Rückseite weisen zahlreiche heimische 
Unternehmen aus, die z. T. längst nicht mehr existieren, andere befassen sich schon lange 
nicht mehr mit der Herstellung und dem Vertrieb solcher Karten, die somit auch einen 
firmengeschichtlichen Baustein darstellen. In seiner Veröffentlichung „Mein Heilbronn – 
Postkartenalbum“ hat das Stadtarchiv schon 1976 einen Teil dieses Bestandes, der durch 
eine systematische Ordnung nach Sachbegriffen leicht zugänglich ist, zusammenfassend der 
Öffentlichkeit vorgestellt. 

Zeitungen 

Unsere Quellen geben über die ersten hier erschienenen Zeitungen nur spärlich Auskunft. 
Buchdrucker Christoph Kraus(s) erhielt 1634 die Erlaubnis, „die allhier einkommenden 
Avisen [Meldungen, Nachrichten] und Zeitungen nachzudrucken“. In der zweiten Hälfte des 
17. Jahrhunderts gestattete der Heilbronner Rat dem Drucker Leonhard Frank, die 
wöchentlich ankommende geschriebene Zeitung zu drucken – allerdings durfte der Druckort 
nicht genannt werden. 

Abbildung: „Intelligenz-Blatt von 
Heilbronn“, hervorgegangen aus der 
ältesten, 1744 erstmals erschienenen 
Zeitung der Stadt 

Als erste offiziell in Heilbronn gedruckte Zeitung gilt Johann Christian Leuchts „Wochentlich-
Heilbronnisches Nachricht- und Kundschaffts-Blatt“, welches im Januar 1744 erstmals 
erschien. 1802 erhielt diese Zeitung den Namen „Heilbronner Intelligenzblatt“, nannte sich 
später
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auch „Intelligenz-Blatt von Heilbronn“, ab 1848 „Heilbronner Tagblatt“ und ab 1. Juli 1861 
„Neckar-Zeitung“. 
Die „Neckar-Zeitung“ erwarb sich eine überregionale Bedeutung. Unter den Chefredakteuren 
sind Dr. Ernst Jäckh (1902–1912), Dr. Theodor Heuss (1912–1917) und Dr. Erich Schairer 
(1918) als besonders herausragende Persönlichkeiten zu nennen. Die Nationalsozialisten 
übernahmen die „Neckar-Zeitung“ 1934. Ab dem 1. Januar 1935 führten sie das Blatt unter 
dem Namen „Heilbronner Morgenpost“ bis zu dessen Einstellung im Jahre 1937. 
Neben dieser fast 200 Jahre bestehenden Zeitung gab es in Heilbronn noch viele weitere, 
von denen manche einen beachtlichen Bekanntheitsgrad erreichten. Es waren 
Anzeigenblätter, revolutionäre Schriften (Neckar-Dampfschiff), Schöngeistiges, 
Sachbezogenes sowie Tages- und Wochenzeitungen aller politischen Schattierungen 
(Nekkar-Echo, Heilbronner Tagblatt, Sonntagszeitung). Sie gehörten vor allem während der 
Weimarer Republik zum Programm der Heilbronner Zeitungsverlage. 
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Das Stadtarchiv hatte die „Neckar-Zeitung“ mit allen Vorläuferinnen, den „Heilbronner 
General-Anzeiger“, die „Heilbronner Abend-Zeitung“, das „Neckar-Echo“ und den 
„Schwäbischen Merkur“ lückenlos von der ersten Nummer bis zur Gegenwart in seinem 
Bestand. Da diese Zeitungen nicht ausgelagert worden waren, verbrannten sie alle am 4. 
Dezember 1944. 
Das Stadtarchiv ist glücklich, daß es ihm gelungen ist, diesen bitteren Verlust teilweise 
auszugleichen. Die Zeitungssammlung des Stadtarchivs enthält heute aus der Zeit vor 1944 
wieder folgendes Material: 
Heilbronner Intelligenzblatt  1806–1847 (mit erheblichen Lücken) 
Heilbronner Tagblatt  1846–1861 (mit erheblichen Lücken) 
Neckar-Zeitung  1862–1870 (mit erheblichen Lücken) und 
 1914–1922 (mit Lücken) 
Süddeutsche Tageszeitung  1907–1919 (mit Lücken) 
Die Sonntagszeitung  1920–1943 (mit Lücken) 
Heilbronner Tagblatt (NS-Zeitung)  1933–1945 (mit Lücken) 

Von den genannten Zeitungen liegen die Originale vor. Allerdings können sie größtenteils 
nur auf Mikrofilm eingesehen werden, da ihr Erhaltungszustand jeden anderen Gebrauch 
verbietet. Weitere Heilbronner Zeitungen aus dieser Zeit stehen in der Württembergischen 
Landesbibliothek in Stuttgart. Das Stadtarchiv Heilbronn besitzt hiervon Mikrofilme: 

Heilbronner General-Anzeiger  1896, 1901–1904, 1909–1912 
Neckar-Zeitung  1896–1914 (mit Lücken) 
Neckar-Echo  1908–1910 
Zu diesen Zeitungen kommen verschiedene Einzelnummern und Blätter. Sie waren in Akten 
oder Büchern enthalten bzw. stammen aus Privatbesitz. Sie wurden und werden von dort 
dem Archiv übergeben. 
Zeitschriften, die von Vereinen, Verbänden oder Organisationen herausgegeben wurden, 
sind nur zum geringen Teil erhalten geblieben. Genannt werden können hier als 
umfangreichere Bestände evangelische und katholische Kirchenblätter. 
Der 4. Dezember 1944 bildet auch im Zeitungsbestand des Stadtarchivs eine Zäsur. Was 
nach diesem Datum an Zeitungen regelmäßig erschienen ist, liegt vor. Weil auch diese 
Bestände vom Zerfall bedroht sind, wurden bzw. werden sie sicherungsverfilmt. 
Die Pressekonzentration wirkte sich auch in Heilbronn aus. Heute gibt es hier nur noch eine 
Tageszeitung. Regelmäßig erscheinen jedoch zahlreiche andere Publikationen, z. B. 
Anzeigenblätter, Mitgliederschriften von Vereinen und Verbänden, Betriebszeitungen, 
Amtsblätter, Mitteilungsblätter der Teilgemeinden, der Kirchengemeinden oder 
Schülerzeitungen. Das Archiv bemüht sich, auch wenn dies nicht immer leicht ist, sie alle zu 
erwerben.
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Zeitgeschichtliche Sammlung 

Leben und Lebensumstände, Zeitströmungen, Trends und Stimmungen schlagen sich selten 
in Verwaltungsakten nieder. Im Stadtarchiv wird seit dem Jahre 1963 die sogenannte 
„Zeitgeschichtliche Sammlung“ auf- und ausgebaut, um auch diese Bereiche des städtischen 
Lebens dokumentieren zu können. 
Die ursprüngliche Zielsetzung, nur die Stadtgeschichte nach 1945 in nichtamtlichen 
Unterlagen zu dokumentieren, hat man inzwischen ausgeweitet. Eingang in die 
„Zeitgeschichtliche Sammlung“ findet Material aus und über alle Epochen der Heilbronner 
Stadtgeschichte. 



Schrenk / Weckbach: Die Vergangenheit für die Zukunft bewahren S. 141 

© Stadtarchiv Heilbronn 2013 

Die Hauptquellen dieser Materialsammlung sind die verschiedenen Lokalzeitungen 
Heilbronns aus Vergangenheit und Gegenwart. Wenn möglich, wird auch Material aus 
überregionalen Zeitungen und Zeitschriften übernommen. 
Neben diesen regelmäßig erscheinenden Publikationen werden aber auch unregelmäßig 
oder einmalig erscheinende ausgewertet. Als Beispiel seien Festschriften von Vereinen und 
Firmen genannt. Vor allem ältere Festschriften zeichnen sich hier durch einen hohen 
Informationsgehalt aus, so daß auf eine nachträgliche Beschaffung ein besonderes Gewicht 
gelegt wird. Dieses Material wird nach Möglichkeit noch durch Flugblätter, Prospekte, 
Aufsätze oder anderes zeitgenössisches Sammlungsgut ergänzt. Auf dieser Grundlage wird 
versucht, die politischen, wirtschaftlichen, kulturellen, sozialen, religiösen und sportlichen 
Aktivitäten in unserer Stadt zu belegen. 
Besonders gut dokumentiert sind die Bereiche Politik, Wirtschaft und Kultur. Dies hängt 
damit zusammen, daß es für etliche Firmen, Institutionen oder Parteien schon „Tradition“ ist, 
historisch relevantes Material dem Stadtarchiv zur Verfügung zu stellen. Aber auch 
Privatpersonen überlassen dem Archiv z.T. wertvolle Zeitzeugnisse, wie z. B. 
Erlebnisberichte über die Bombennacht des 4. Dezembers 1944 oder aber 
autobiographische Texte. Diese Dokumente stellen ebenfalls eine Bereicherung dar. 
Neben den obengenannten Sachgebieten wird eine Abteilung geführt, die sich mit 
„prominenten Heilbronnerinnen und Heilbronnern“ befaßt. Dies gilt nicht nur für in Heilbronn 
lebende Persönlichkeiten, sondern auch für Wahl-Heilbronnerinnen und Heilbronner oder 
nicht mehr hier lebende Personen. Als Beispiele seien Altbundespräsident Theodor Heuss 
und der in den USA lebende Publizist Will Schaber genannt. Auch erfolgreiche Sportler, wie 
z. B. der ehemalige Weltmeister im Rollkunstlauf Karl-Heinz Losch, sind erfaßt. 
Durch die vielfältigen Themen und die schnelle Zugriffsmöglichkeit stellt die 
„Zeitgeschichtliche Sammlung“ ein sehr benutzerfreundliches Instrument für Auskünfte zur 
Geschichte Heilbronns dar. Der Schwerpunkt des Materials liegt zwar im 20. Jahrhundert, 
doch auch zur älteren Stadtgeschichte lassen sich mehr als nur erste Informationen 
gewinnen.
Das Material zu den einzelnen Betreffen innerhalb der „Zeitgeschichtlichen Sammlung“ ist 
chronologisch angeordnet. Oftmals ist es mit Querverweisen auf andere Themen innerhalb 
der „Zeitgeschichtlichen Sammlung“ sowie auf andere Bestände des Stadtarchivs versehen. 
So kann die „Zeitgeschichtliche Sammlung“ als erweiterte Stadtchronik benutzt werden, 
zumal in sie auch Material Eingang findet, das in der gedruckten Stadtchronik wegen 
Platzmangels nicht erscheinen kann. 
Derzeit sind ungefähr 15 000 verschiedene Schlagworte zur Stadtgeschichte verfügbar. Um 
den Materialbestand, der in den letzten Jahren immer schneller wuchs, noch besser nutzen 
zu können, wurde in jüngster Zeit damit begonnen, den Katalog der „Zeitgeschichtlichen 
Sammlung“ auf EDV umzustellen. 

Bibliothek

Die Wissenschaftliche Bibliothek des Stadtarchivs, deren Bestand nach dem zweiten 
Weltkrieg neu aufgebaut werden mußte, zählt heute wieder rund 29 000 Werke in 40 000 
Bänden, von denen etwa ein Viertel vor 1945 erschienen ist. Sie sammelt nicht nur die 
heilbronnspezifische, sondern auch landesgeschichtliche Literatur. Sie steht jedem 
geschichtlich Interessierten zur Verfügung. 
Der Allgemeine Bestand umfaßt die wichtigsten Lexika, 
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Nachschlagewerke, Chroniken und Darstellungen zur Welt- und Reichsgeschichte, ebenso 
Werke zur Religions-, Kultur-, Kunst- und Literaturgeschichte. Bedingt durch Heilbronner 
Gegebenheiten, haben sich einige Sammelschwerpunkte herauskristallisiert, die besonders 
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reich gerade auch an älteren Drucken sind. So sind rund 150 zeitgenössische Werke zur 
Reformation und zum Bauernkrieg (1525) vorhanden; ein anderer Schwerpunkt sind 
Veröffentlichungen zum Anbau, der Bereitung und (Heil-)Wirkung des Weines. Er reicht von 
dem 1512 gedruckten Traktat des Arnoldus de Villanova über die „... bereytung der wein zuo 
gesuntheyt ... der menschen“, „Sauffteufel“-Büchlein des 16. Jahrhunderts, die 
umfangreichen Hausbücher und landwirtschaftlichen Ratgeber des Barockzeitalters und der 
Aufklärung bis zu den immer wissenschaftlicher werdenden Monographien des 19. 
Jahrhunderts, wie die von Jean Antoine Chaptal und Louis Pasteur, von Ludwig Gall, 
Friedrich Dochnahl, Hermann Goethe und dem Weinsberger Kameralverwalter I. Dornfeld, 
auf den die Gründung der Weinsberger Weinbauschule als der ersten im Deutschen Reich 
zurückgeht. 
Literatur zur Landesgeschichte und Landeskunde steht in der Abteilung der Württembergica. 
Es handelt sich um Chroniken, wie die des Thomas Lirer (1486) oder des Martin Crusius 
(1597), um die verschiedenen Ausgaben des württembergischen Landrechts und der 
Landes- und Kirchenordnungen, um Landes- und Oberamtsbeschreibungen, frühe und 
aktuelle Arbeiten zur Heimatforschung, über Heraldik, Brauchtum, Mundart, 
Sagenüberlieferung; es sind Heimatbücher und Ortsgeschichten, einige seltene 
Beschreibungen württembergischer „Gesundbrunnen und Wildbäder“ aus dem 18. 
Jahrhundert sowie regionale Reiseführer, insbesondere des 19. Jahrhunderts. 
Hinzu kommen 65 landesbezogene, regionale und lokale Zeitschriften und Schriftenreihen, 
darunter das Württembergische Staats- und Regierungsblatt (ab 1807), das Jahrbuch für 
Statistik und Landeskunde (ab 1818), das Correspondenzblatt des Württembergischen 
Landwirtschaftlichen Vereins (ab 1822), die Zeitschrift des Historischen Vereins für 
Württembergisch Franken (ab 1847) oder das Gewerbeblatt aus Württemberg (ab 1859). 
Württembergische Autoren, deren Werke in der Bibliothek nahezu vollständig vorliegen, sind 
der aus Weinsberg stammende Reformator Johannes Oekolampad, der Tübinger Arzt und 
Botaniker Leonhart Fuchs (beide waren Schüler der angesehenen Heilbronner Lateinschule 
unter Konrad Költer), der Theologe und Publizist David Friedrich Strauß (der eine Zeitlang in 
dem heutigen Heilbronner Stadtteil Sontheim, später dann in Heilbronn wohnte) sowie der 
Dichter und Oberamtsarzt Justinus Kerner, den allezeit zahlreiche persönliche Kontakte mit 
Heilbronn verbanden. 
Zur Bestandsgruppe der Heilbronnica gehören alle Veröffentlichungen zur Stadtgeschichte 
und -verwaltung, zum wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und geselligen Leben, 
Stadtführer und Bildbände, Firmen(fest)schriften, Genealogien und Biographien über 
Heilbronner Persönlichkeiten. Aber auch die Werke von Heilbronnern werden gesammelt, 
nicht nur die von Robert Mayer, Gustav Schmoller, Wilhelm Waiblinger und Ludwig Pfau, 
sondern, um nur einige Beispiele zu nennen, aus der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts die 
Schriften der Heilbronner Theologen Erhard Schnepf, Menrad Molther, Johann Fabri und 
Michael Vehe, des Mathematikers und Astronomen Johannes Voegelin und die Drucke des 
Arztes Heinrich Sybold; aus der Zeit des ausgehenden 18. Jahrhunderts die Publikationen 
der Ärzte Eberhard Gmelin und Friedrich August Weber, des Senators Christian Ludwig 
Schübler, die detaillierte Webanleitung des Webmeisters Johann Michael Kirschbaum ist 
ebenso vorhanden wie das Schreibmeisterbuch des Organisten und Lehrers Johann Wilhelm 
Keßler, zahlreiche Almanache, Ansichtenwerke und Jugendbücher Carl Langs, Schauspiele 
und Übersetzungen Otto Heinrich von Gemmingens sowie die von Heinrich Friedrich Füger 
illustrierten Klopstock- und Wielandausgaben und schließlich aus der ersten Hälfte unseres 
Jahrhunderts u. a. die Gedichte und Dramen von Hans Franke, Willi Berberich und Christian 
Roller, die Essays von Will Schaber und Erich Schairer, die Erstausgaben der Romane von 
Victoria Wolff und Otto Rombach, von Hermann Rombach illustrierte Bücher und die 
Karikaturen und Kinderbücher von Ipf (Hermann Siegmann). 
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Abbildung: Innenansicht der 
Stadtbibliothek. Aquarellierte 
Federzeichnung von Josef 
Roßkampff in einem 
Bibliothekskatalog von 1698 

Zu den Heilbronnica zählen auch die in Heilbronn gedruckten und verlegten Bücher, 
beginnend mit dem Jahre 1630, als Christoph Kraus(s) die erste Heilbronner Buchdruckerei 
eröffnete, die 1661 von Leonhard Frank, 1677 von Johann Michael Schedler und schließlich 
1683 von Johann Conrad Mayer übernommen wurde. Der erste Heilbronner Buchverleger 
war Johann Christian Leucht (ab 1710), sein Unternehmen ging 1748 an Paul Straub, 1750 
an Franz Joseph Eckebrecht und 1792 an Johann David Claß über. Um 1800 bestanden mit 
dem Musikverlag des Komponisten Johann Amon und dem „Industrie-Comptoir“ des 
Stadtgerichtsassessors, Kupferstechers und (Jugend-)Schriftstellers Carl Lang zwei weitere 
Verlage in Heilbronn. Von den Heilbronner Verlagen des 19. Jahrhunderts seien die von 
Claß, Drechsler, Henninger, Landherr, Ruoff und Scheurlen, von denen des 20. 
Jahrhunderts die von Salzer (ab 1891), Altermann, Seifert, Ulrich und Otto Weber genannt, 
von denen jeweils zahlreiche, jedoch noch längst nicht alle Veröffentlichungen vorliegen. 
Das Stadtarchiv sammelt ferner die Drucke der beiden aus Heilbronn stammenden 
Inkunabeldrucker Franz Renner und Johannes Lucilius Santritter. Von Franz Renner, der in 
den Jahren 1471 bis 1483 in Venedig eine Offizin (Buchdruckerei) betrieb, in der er 
überwiegend kirchlichtheologische 
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Werke, vor allem kommentierte Bibelausgaben und kleinformatige (damals ein Novum!) 
Breviere (Gebetbücher der katholischen Geistlichen) druckte, konnten bislang zwei Drittel 
seiner 46 nachweisbaren Drucke erworben werden. Von Johannes L. Santritter, der ab 1480 
ebenfalls in Venedig tätig war, weniger als Drucker im handwerklichen Sinn denn als 
Verleger, Herausgeber und/oder Bearbeiter, ist knapp die Hälfte seiner 17 bekannten, 
überwiegend astronomisch-astrologischen Werke vorhanden, darunter die „Poetica 
astronomica“ des G. J. Hyginus (1483) und die „Sphaera mundi“ des Johannes de 
Sacrobusto (1491), deren kunstvolle Holzschnittillustrationen ebenfalls auf Santritter 
zurückgehen. 
Neben diesen drei großen Bestandsgruppen, die durch den Erwerb aktueller und 
antiquarischer Veröffentlichungen ergänzt und ausgebaut werden, besitzt die Bibliothek des 
Stadtarchivs mit den abgeschlossenen Beständen der „Ratsbibliothek“ und der 
„Gymnasialbibliothek“ Sondersammlungen, die die Reste der 1944 untergegangenen 
Bibliotheken Heilbronns bewahren: 719 Bände aus der Lehrerbibliothek des 
Karlsgymnasiums und 129 Bände aus der 1894 neugegründeten, dem Archiv zugeordneten 
Stadtbibliothek haben dank Auslagerung den zweiten Weltkrieg überstanden. Der weitaus 
größte Teil dieser 948 Bände stammt aus der alten Heilbronner Stadtbibliothek, die 1575 
vom Rat der Reichsstadt gegründet worden war und der elf Jahre später 462 „alte Bücher“ 
übereignet wurden, womit die damals nur noch fragmentarisch erhaltenen Bestände der 
einstigen Kirchenbibliothek bei St. Kilian, der Prädikaturbibliothek und des 1544 
aufgehobenen Franziskanerklosters gemeint waren. Die Stadtbibliothek kam so in den Besitz 
wertvoller Handschriften und Inkunabeln, 

Abbildung: Prächtig illuminierte erste 
Seite eines Bibeldrucks (Inkunabel) 
von Franz Renner, Venedig 1475 
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Abbildung: Restbestand der alten 
Rats- und Gymnasialbibliothek 

zumal der Prädikatur- und auch der Kirchenbibliothek Ende des 15./Anfang des 16. 
Jahrhunderts einige bedeutende private Büchersammlungen (Allendorf, Kröner, Nikolaus 
Meyer) zugefallen waren. Rund 230 Inkunabeln und 12 Handschriften aus diesem 
Restbestand der mittelalterlichen Bibliotheken Heilbronns haben sich in der Rats- und in der 
Gymnasialbibliothek erhalten, ebenso die beiden ersten Inventare (1575–1590) und die 
Bestandskataloge der Stadtbibliothek. 
Im Anschluß an die Mediatisierung Heilbronns 1802/1803 wurde die Stadtbibliothek, die 
mittlerweile 12 000 Bände besaß, aufgelöst: der größere Teil der Bücher ging als 
Lehrerbibliothek an das Karlsgymnasium, der kleinere Teil (mit der Mehrzahl der Inkunabeln) 
wurde zunächst der Heilbronner Stiftungspflege überlassen (die leider eine große Anzahl der 
Frühdrucke weggab) und 1894 der neugegründeten Stadtbibliothek übergeben. 
Insgesamt 283 Inkunabeln stehen heute in den beiden alten Bibliotheken, nicht nur 
theologische, oft mit Buchmalerei geschmückte Werke und die der antiken Schriftsteller 
Aristoteles, Cicero, Horaz, Seneca, Vergil sowie die 1496 erschienene zweite 
Gesamtausgabe von Terenz’ Komödien, die von 159 Holzschnitten eines namentlich 
unbekannten, von Dürer beeinflußten Künstlers illustriert wird. Es sind auch 
(natur)wissenschaftliche Schriften darunter, wie z. B. Rabanus Maurus’ „Opus de universo“ 
(1467), Vincentius Bellovacensis’ „Speculum naturale“ (1478), Euclids „Elementa geometria“ 
(1482), medizinische Abhandlungen von Avicenna, Celsus und Galen, die mit zahlreichen 
Holzschnitten illustrierte Weltchronik des Hartmann Schedel (1497) sowie einige heute sehr 
seltene Sprachlehren und Grammatiken. 
Aus der Zeit des 16. bis frühen 19. Jahrhunderts sind 578 Werke vorhanden, darunter 52 
anläßlich der Reformation erschienene (Streit)Schriften, 24 dickleibige Chroniken des 16. 
Jahrhunderts (Franck, Carion, Saur und die Schweizer Chronik des Johann Stumpff) sowie 
10 weitere des 17. Jahrhunderts, das 21 bändige, von Matthäus Merian illustrierte „Theatrum 
Europaeum“, die Erstausgabe von Treitzsaurweins „Weiß-Kunig“ (1775), Theodor de Brys 
sogenannte „Große Reisen“ (1596–1602 erschienen, behandelt – reich illustriert – die 
Entdeckung und Eroberung von Süd- und Mittelamerika) und die bedeutenden Atlanten von 
Ortelius (1570) und Blaeu (1634/35). 
Eine herausragende Rolle nehmen die 117 Bände mit Musikalien des 16. und frühen 17. 
Jahrhunderts ein, die seit 1893, als sie Edwin Mayser in seiner Veröffentlichung „Alter 
Musikschatz“ erstmals beschrieb, der Fachwelt als Heilbronner Musiksammlung bekannt 
sind. Die Bände waren spätestens seit 1628 im Bestand der Stadtbibliothek, 
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Abbildung: Titelseite der 
Orgeltabulatur des Organisten an der 
hiesigen Pfarrkirche Johann Woltz 
von 1617 (im „Heilbronner 
Musikschatz“) 
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ein Teil von ihnen diente vielleicht der Musikerziehung an der Heilbronner Lateinschule. Der 
überwiegende Teil der Sammlung, die eine beträchtliche Anzahl Rara und einige Unikate 
enthält, besteht aus Motetten, Messen und Chorälen, aber auch weltliches Liedgut, 
Instrumentalmusiken, Tänze und Musiklehren sind darunter. Aus dem 16. Jahrhundert 
stammen 78 Kompositionen und Liedsammlungen von rund 150 deutschen, 
niederländischen, französischen und italienischen Komponisten, wie Meiland, Päminger, 
Othmayer, Burck, di Lasso, Scandello, de Lattre, Le Maistre, sowie sieben musiktheoretische 
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Werke; mindestens 13 der Konvolute stammen aus dem Nachlaß des 1593 verstorbenen 
Heilbronner Rektors und gekrönten Dichters Johann Lauterbach und gewinnen durch dessen 
Einträge, Berichtigungen und Ergänzungen an zusätzlichem Wert. Aus dem frühen 17. 
Jahrhundert sind sechs Musiklehren, ein von Erasmus Widmann verfaßtes Gesangbuch 
(1602) und die „Teutsche Tabulatur“ des Heilbronner Organisten Johann Woltz (1617) 
vorhanden. Die Stimmbücher enthalten zusätzlich zwölf Handschriften des späten 16. 
Jahrhunderts, die Abschriften, Auszüge und Bearbeitungen bereits im Druck erschienener, 
heute jedoch sehr seltener Liedsammlungen darstellen. In den letzten Jahrzehnten 
gelangten immer wieder Werke aus diesem „Musikschatz“, der durch einen 1967 vom 
Stadtarchiv herausgegebenen Katalog des Tübinger Musikwissenschaftlers Ulrich Siegele 
erschlossen ist, zur Aufführung (zuletzt im Festjahr 1991 durch den Süddeutschen 
Rundfunk).

Das Stadtarchiv dient mit seinen Beständen neben der Verwaltung (Rechts- und 
Informationssicherung) insbesondere auch der Wissenschaft, also der Erforschung und der 
Darstellung der Vergangenheit dieser Stadt. Um dieser Aufgabe nachkommen zu können, 
bedarf es vielfältiger Vorarbeiten, die im Verborgenen geschehen, die aber unabdingbar 
sind. Es gibt kein Archiv, das gewissermaßen auf „Knopfdruck“ aufbereitetes Material liefern 
kann. Leider ist das aber eine durchaus gängige Meinung. Um solcher Fehleinschätzung 
eines Archivs und seiner Aufgaben entgegenzuwirken, ist das Stadtarchiv Heilbronn stets 
gerne bereit, interessierten Gruppen nach vorheriger Absprache anhand von Führungen die 
Geschichte, die Aufgaben und die Bestände dieser Institution vor Augen zu führen und zu 
erläutern. 


